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Vorbemerkung

Die vorliegende Arbeit entstand im Rahmen des an der Professur Berufspäda-
gogik/Arbeitslehre der Justus-Liebig-Universität Gießen angesiedelten For-
schungsschwerpunktes „Personenbezogene/haushaltsnahe Dienstleistungen“.
Die im Kontext des Forschungsschwerpunktes gewonnenen Erkenntnisse fin-
den insbesondere in den hier präsentierten theoretischen Befunden Berück-
sichtigung (s. Kapitel 2–3). Die empirischen und konzeptionellen Befunde beru-
hen auf dem Modellprojekt BertHa „Kompetenzentwicklung für haushaltsnahe
Dienstleistungen. Berufliche Qualifizierung – Anerkannte Zertifizierung“ das
durch die Autorin unter der Leitung von Frau Prof. Dr. Marianne Friese durch-
geführt wurde (s. Kapitel 4).

Im Verlauf der Forschungstätigkeit der Autorin entstanden mehrere Veröffentli-
chungen, die dieser Arbeit zugrunde liegen (vgl. Brutzer 2012, 2008, 2007;
Brutzer/Friese 2010 sowie Friese/Brutzer 2010, 2009, 2009a, 2008, 2008a;
Brutzer/Küster 2011; Brutzer/Siecke 2009 sowie Siecke/Brutzer 2008).
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Abstract

In den kommenden Jahren wird für die Bundesrepublik Deutschland ein
zunehmender Bedarf an Fachkräften prognostiziert. Der Bedarf an gut qualifi-
zierten Fachkräften resultiert u. a. aus dem durch die Demographie bedingten
Rückgang der erwerbsfähigen Bevölkerung und dem Rückgang der Schü-
ler/-innenzahlen. Der Fachkräftebedarf wird nicht flächendeckend einsetzen. In
besonderer Weise wird hiervon das Segment der personenbezogenen Dienst-
leistungsberufe betroffen sein. Das komplexe Beschäftigungssegment perso-
nenbezogener Dienstleistungen erfordert gut qualifizierte Fachkräfte auf
unterschiedlichen Qualifikationsebenen. Geht man von der gegenwärtigen
Beschäftigungsstruktur aus, d. h. ein hoher Anteil an nicht einschlägig qualifi-
zierten Arbeitskräften und prekären Arbeitsbedingungen bei gleichzeitigem
Bedeutungsverlust einfacher Tätigkeiten bzw. Dienstleistungen, erhält die
Frage der Fachkräftegewinnung bzw. -sicherung besondere Bedeutung.

Niedrigschwellige Qualifizierungsansätze können hier Anschlussperspektiven
eröffnen. In der Vergangenheit wurden in der beruflichen Bildung eine Reihe
an bildungspolitischen Reformansätzen und Initiativen mit dem Ziel entwickelt,
das Berufsbildungssystem zu optimieren. Niedrigschwellige Qualifizierungsan-
sätze fanden in diesem Kontext allerdings nur eingeschränkt Berücksichtigung,
da diese in der berufspädagogischen Fachdebatte bislang von randständiger
Bedeutung sind. Vor dem Hintergrund gesellschaftlicher und individueller
Bedarfe an Qualifizierung und Kompetenzentwicklung im Handlungsfeld der
beruflichen Integrationsförderung verfolgt die theoriegeleitete und empirisch
angelegte sowie anwendungsbezogene Dissertation das Ziel, Konzepte sowie
Implementierungs- und Anwendungsmöglichkeiten für Ansätze niedrigschwel-
liger Qualifizierung in der beruflichen Bildung zu identifizieren. Hierbei wir das
Berufsfeld Hauswirtschaft in besonderer Weise in den Blick genommen. Drei
theoretische und bildungspolitisch orientierte Perspektiven der Berufspädago-
gik werden in diesem Kontext analysiert und verbunden: erstens Konzepte und
Reformdiskurse der berufspädagogischen Integrationsförderung und niedrig-
schwelligen Qualifizierung, zweitens Befunde zu empirischen und ordnungspo-
litischen Entwicklungen des Berufsfeldes Hauswirtschaft sowie drittens Erpro-
bung, Implementierung und Evaluation zielgruppenspezifischer Ansätze am
Beispiel des Instrumentes Qualifizierungsbaustein.

Die identifizierten Forschungsdesiderate werden mehrperspektivisch und exem-
plarisch aufgegriffen. Dabei wird eine anwendungsbezogene Perspektive ver-
folgt, die theoretische und evaluationsbezogene Befunde der Berufspädagogik
und der Haushaltswissenschaften verknüpft. Neben konzeptionellen und empi-
rischen Analysen zu Reformansätzen sowie zu Ausbildungs- und Beschäfti-
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gungsentwicklungen werden auf Basis qualitativer Studien Evaluationsbefunde
zur Implementierung von Qualifizierungsbausteinen analysiert und theoretisch
eingebunden. Des Weiteren werden Entwicklungsfelder und Handlungsbe-
darfe für berufspädagogische Theorie- und Praxisfelder generiert.

Die Autorin kommt zu dem Schluss, dass niedrigschwellige Qualifizierungsan-
sätze einen Beitrag zur Fachkräftesicherung leisten, u. a. für das Feld der perso-
nenbezogenen Dienstleistungsberufe. Durch gezielte Förderung können junge
Menschen mit ungünstigen Ausgangsvoraussetzungen mit diesem Konzept
schrittweise an eine Ausbildung/Erwerbsarbeit herangeführt werden. Somit
werden Einstiege in Ausbildung/Erwerbstätigkeit eröffnet bzw. erleichtert und
gesellschaftliche Teilhabe ermöglicht. Gleichwohl besteht Handlungsbedarf.
Dies betrifft die Gestaltung von Übergängen und die Anrechnung (vor)beruf-
lich erworbener Kompetenzen sowie die Professionalisierung des pädagogi-
schen Personals im Bereich der berufspädagogischen Integrationsförderung.

Abstract
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1 Einleitung

In der berufsbildungspolitischen Debatte in Deutschland hat die berufspä-
dagogische Integrationsförderung seit Ende der 1990er Jahre an Bedeutung
gewonnen. Gründe für diese Entwicklung liegen zum einen im Wachstum des
sogenannten Übergangssystems1 infolge fehlender Ausbildungsstellen, unzu-
reichender Schulabschlüsse oder mangelnder Passung zwischen schulischen
Voraussetzungen und betrieblichen Anforderungen. Im Unterschied zum dua-
len System der beruflichen Bildung bietet das Übergangssystem bislang unzu-
reichende Qualifizierungswege an, die eine Einmündung in gesicherte Ausbil-
dungs- und Erwerbsbiographien ermöglichen. Zum anderen wird von der
Wirtschaft der zunehmende Fachkräftemangel angemahnt. Diese Problematik
betrifft in besonderer Weise den Bereich der personenbezogenen Dienstleis-
tungen2, wovon v. a. das Berufsfeld Hauswirtschaft betroffen ist. Aufgrund der
steigenden Erwerbstätigkeit von Frauen mit Kindern und den wachsenden
Bedürfnissen älterer Menschen besteht gegenwärtig eine hohe Nachfrage nach
haushaltsnahen- und familienunterstützenden Dienstleistungen, die insbeson-
dere gut qualifizierte Fachkräfte auf unterschiedlichem Qualifikationsniveau
erfordern. Der Bedarf und die damit verbundenen guten Zukunftsperspektiven
dürfen jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass der Bereich der personen-
bezogenen Dienstleistungen sich in besonderem Maß durch atypische und pre-
käre Beschäftigungsverhältnisse kennzeichnet, infolgedessen junge Menschen
nur eingeschränktes Interesse an diesem Bereich zeigen. Dieses Spannungsfeld
zwischen ökonomischem Wachstum, Fachkräftebedarf und Professionalisie-
rung erzeugt Reformbedarf, der sowohl die Berufsbildungspolitik als auch die
Arbeitsmarktpolitik vor Herausforderungen stellt (vgl. Friese 2010, 2010a,
2010b).

1 Das Übergangssystem ist, neben dem dualen und dem vollzeitschulischen System, zu einem
festen Bestandteil des deutschen Berufsbildungssystems geworden. Dem Übergangssystem
sind Maßnahmen außerschulischer Träger und schulische Bildungsgänge zuzuordnen, sofern
sie keinen qualifizierenden Berufsabschluss anbieten. „Hierunter fallen auch teilqualifizierende
Angebote, die auf eine anschließende Ausbildung als erstes Jahr angerechnet werden können
oder Voraussetzungen zur Aufnahme einer vollqualifizierenden Ausbildung sind“ (Bildungsbe-
richterstattung 2010, S.100). Kennzeichnend für das Übergangssystem ist seine institutionelle
Heterogenität und fehlende Koordination zwischen den unterschiedlichen Maßnahmetypen,
sodass streng genommen die Bezeichnung als „System“ nicht zutreffend ist (vgl. ebd., S.95).

2 Personenbezogene Dienstleistungen sind Dienstleistungen, die unmittelbar einer Person oder
mehreren Personen zugute kommen. Ihre Erbringung und ihr Verbrauch sind orts- und zeitge-
bunden. Beispiele hierfür sind der Bereich Pflegen/Heilen/medizinische Assistenz, der Bereich
Erziehen/Betreuen/soziale Unterstützung oder der Bereich hauswirtschaftliche Versorgung/
Körperpflege (vgl. Thiessen 2004, Meifort 2002, S.34).
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Ausgehend von der Nachfrage an Fachkräften unterschiedlichster Qualifikati-
onsniveaus für den Bereich der personenbezogenen Dienstleistungen, u. a. im
Berufsfeld Hauswirtschaft und dem Bedeutungsgewinn der berufspädagogi-
schen Integrationsförderung sind neben Personen mit guten Ausgangsvoraus-
setzungen (z. B. mittleres bis hohes Bildungsniveau) ebenso Menschen mit
schlechteren Ausbildungsvoraussetzungen zu berücksichtigen, denen der
unmittelbare Übergang von Schule zu Ausbildung/Beruf nicht gelingt. Für diese
Personengruppe gilt es, Instrumente zu schaffen, die Einstiege in formale Aus-
bildungs-/Beschäftigungsfelder ermöglichen. Niedrigschwellige Qualifizierungs-
ansätze können hier Anschlussperspektiven eröffnen. Niedrigschwellige Berufs-
bildung meint in diesem Zusammenhang die Vermittlung erster beruflicher
Handlungsfähigkeit unterhalb des Facharbeiterniveaus mit dem Ziel der Akti-
vierung für bzw. der (Wieder-)Eingliederung in den Ausbildungs-/Arbeitsmarkt.
Neben fachbezogenen Inhalten finden ebenso zielgruppenspezifische Belange
in Form von sozialpädagogischer Begleitung Berücksichtigung. Das Konzept
der Niedrigschwelligkeit ist der berufspädagogischen Integrationsförderung
zuzuordnen, vorrangig der Berufsvorbereitung, Hauptzielgruppen sind junge
Menschen mit besonderem Förderbedarf. In der Vergangenheit wurden eine
Reihe an bildungspolitischen Reformansätzen und Initiativen in der beruflichen
Bildung mit dem Ziel entwickelt, das Berufsbildungssystem zu optimieren (v. a.
im Hinblick auf die Gestaltung von Übergängen im Sinne der Durchlässigkeit).
Niedrigschwellige Qualifizierungsansätze fanden in diesem Kontext allerdings
nur eingeschränkt Berücksichtigung, da diese in der berufspädagogischen
Fachdebatte bislang von randständiger Bedeutung sind. Vor diesem Hinter-
grund ist die Frage, wie niedrigschwellige Qualifizierungsansätze nachhaltig in
das System beruflicher Bildung integriert werden können, bisher nicht ausrei-
chend in den Blick genommen worden. Defizite bestehen darüber hinaus hin-
sichtlich der Frage, wie der Bereich der personenbezogenen Dienstleistungsbe-
rufe und im Besonderen das Berufsfeld Hauswirtschaft, zu einem attraktiven,
zukunftsfähigen Beschäftigungssegment weiterentwickelt werden kann, um
den prognostizierten Bedarf an Fachkräften zu decken.

Die Arbeit greift die skizzierten Forschungsdesiderate und bildungspolitischen
Fragen mit dem Ziel auf, Implementierungs- und Anwendungsmöglichkeiten
für Ansätze niedrigschwelliger Qualifizierung in der beruflichen Bildung
aufzuzeigen. In diesem Zusammenhang werden die sich daraus ergebenden
Probleme und Handlungsbedarfe für die berufliche Bildung dargestellt und dis-
kutiert sowie der Frage nachgegangen, wie mittels niedrigschwelliger Qualifi-
zierung junge Menschen für den Bereich der personenbezogenen Dienstleis-
tungen, insbesondere für das Berufsfeld Hauswirtschaft, gewonnen werden
können. Für die Berufsforschung werden damit zwei Defizite bearbeitet: zum
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einen der Bedeutungsgewinn niedrigschwelliger Qualifizierung vor dem Hinter-
grund des demographischen Wandels und des Fachkräftemangels, zum ande-
ren der Bedeutungszuwachs eines forschungsstrategisch und bildungspolitisch
vernachlässigten Feldes.

Konzeptionell verfolgt die vorliegende Arbeit eine anwendungsbezogene For-
schungsperspektive. Verknüpft werden dabei theoretische und evaluations-
bezogene Befunde der Berufspädagogik und Haushaltswissenschaften. Zu
begründen ist dies mit der besonderen Ausrichtung niedrigschwelliger Qualifi-
zierung entlang der in den Blick genommenen Zielgruppe bzw. der Lebenswelt
der Zielgruppe. Um einen möglichst umfassenden Einblick in die Thematik zu
gewinnen und weiterführende Erkenntnisse für Wissenschaft und Praxis gene-
rieren zu können, wird der Status Quo der gegenwärtigen wissenschaftlichen
Fachdebatte sowie der Berufsbildungs- als auch Arbeitsmarktpolitik dargestellt
und anhand einer empirischen Datenanalyse vertiefend untersucht. Da das Feld
der beruflichen Bildung breit und die Anzahl der Berufsbereiche groß ist,
erfolgt die Auseinandersetzung mit der Thematik anhand eines ausgewählten
Berufsfeldes.

Vor diesem Hintergrund erfolgt die Beantwortung der dieser Arbeit zugrunde
liegenden Fragestellung auf zwei Ebenen. Zunächst wird die Fragestellung aus
theoretischer Perspektive beleuchtet. Dazu erfolgt im zweiten Kapitel eine Aus-
einandersetzung hinsichtlich der Bedeutung niedrigschwelliger Ansätze für den
Arbeitsmarkt vor dem Hintergrund des zukünftigen Fachkräftebedarfs. Hierzu
werden anhand ausgewählter Prognosen die zukünftigen Bedarfslagen nach
Branchen und Qualifikationsniveaus dargestellt, bevor aus arbeitsmarktpoliti-
scher und geschlechtsspezifischer Perspektive Möglichkeiten und Grenzen dis-
kutiert werden und der sich daraus ergebende Handlungsbedarf abgeleitet
wird. Daran anschließend wird der Begriff der Niedrigschwelligkeit erläutert
und in die Fachdebatte innerhalb der beruflichen Bildung eingeordnet. Ferner
werden bereits vorhandene Reformansätze der beruflichen Bildung auf ihre
Anschlussfähigkeit für den Ansatz niedrigschwelliger Qualifizierung überprüft,
bevor dann ein ausgewähltes Instrument niedrigschwelliger Qualifizierung, der
Qualifizierungsbaustein, vorgestellt wird. Das Kapitel schließt mit einer zusam-
menfassenden Darstellung zentraler Erkenntnisse und daraus resultierender
Entwicklungsfelder.

Ausgehend von den positiven Bedarfsanalysen für den Bereich der personen-
bezogenen Dienstleistungen beleuchtet das dritte Kapitel mit dem Berufsfeld
Hauswirtschaft ein ausgewähltes Segment. Zur besseren Nachvollziehbarkeit
wird das Berufsfeld in seiner Beschaffenheit skizziert, daran anschließend
werden die Ausbildungs- und Weiterbildungsstrukturen, die gegenwärtigen
empirischen Entwicklungen, sowie die sich daraus ergebenden Problemfelder
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dargelegt. Abschließend werden die zentralen Erkenntnisse des Kapitels
zusammengefasst und die sich daraus ergebenden Entwicklungsfelder aufge-
zeigt.

Anknüpfend an die theoretische Auseinandersetzung wird im vierten Kapitel
die leitende Fragestellung der Arbeit auf empirischer Ebene analysiert. Das hier-
für zugrunde gelegte Datenmaterial wurde im Rahmen eines an der Professur
für Berufspädagogik/Arbeitslehre, JLU Gießen durchgeführten Modellvorha-
bens erhoben und basiert im Wesentlichen auf leitfadengestützten Interviews.
Die Auswertung fand mittels der qualitativen Inhaltsanalyse nach Mayring
statt. Zunächst wird die methodische Vorgehensweise bei der Datenerhebung
und -auswertung dargestellt, bevor dann die Ergebnisse der Datenanalyse prä-
sentiert werden. Ausgehend von der konzeptionellen Anlage dieser Arbeit wer-
den im Sinne einer anwendungsbezogenen Forschungsperspektive, die aus der
theoretischen und empirischen Auseinandersetzung gewonnenen Befunde
aufgegriffen, Entwicklungsbedarfe aufgezeigt, diskutiert und sich daraus erge-
bende Handlungsempfehlungen für berufspädagogische Handlungsfelder for-
muliert.

Im fünften Kapitel werden abschließend die zentralen Erkenntnisse der vorlie-
genden Arbeit zusammengefasst.

1 Einleitung

24



2 Niedrigschwelligkeit in der beruflichen
Bildung

In Deutschland ist gegenwärtig ein Rückgang der erwerbsfähigen Bevölkerung
bei gleichzeitig sinkender Schüler/-innenzahl zu verzeichnen, der sich bereits
heute in einem zunehmenden Fachkräftemangel niederschlägt. Gleichzeitig
finden wir in Deutschland ein selektives Bildungssystem, das einer Reihe von
jungen Menschen den Zugang zum Arbeitsmarkt erschwert, weil beispiels-
weise nachhaltige Förderansätze zur individuellen Potenzialentfaltung fehlen
(vgl. Sicking 2012, S. 4 f.). Dies hat zur Folge, dass immer mehr jungen Men-
schen der nahtlose Übergang in eine Berufsausbildung im Anschluss an die all-
gemeinbildende Schule nicht gelingt und sie ins „Auffangbecken“ des Über-
gangssystems münden. Zwar sind die Neuzugänge ins Übergangssystem seit
2008 rückläufig, dennoch wird sich die mit diesen Entwicklungen verbundene
Hoffnung eines langfristigen Wegfalls dieses „Systems“3 nicht bewahrheiten.
Mit einem Anteil bei den Neuzugängen von etwas mehr als 30 % (2012) hat
das Übergangssystem bezogen auf das gesamte berufliche Ausbildungssystem
nach wie vor große Bedeutung (vgl. Friese 2012, S. 476; Bildungsberichterstat-
tung 2012, S. 102).

Diese Entwicklungen sind sowohl aus individueller als auch aus gesamtgesell-
schaftlicher Sicht kritisch zu betrachten. Die Optimierung der Übergänge an
den jeweiligen Schnittstellen4 ist ein wichtiger Schritt, um Individuen im Sinne
des Lebenslangen Lernens gleichwertige sowie langfristige Bildungs-/Beschäfti-
gungsperspektiven zu eröffnen und aus gesamtgesellschaftlicher Perspektive
den zukünftigen Bedarf an Fachkräften zu sichern, sowie die sozialen Siche-
rungssysteme zu entlasten. Die bestehenden Konzepte der beruflichen Aus-
und Weiterbildung sind dementsprechend zu modifizieren. Niedrigschwellige
Qualifizierungsansätze, so die These, können hier einen wichtigen Beitrag leis-
ten und zur Verbesserung der Übergangsgestaltung beitragen, indem die vor-
handenen Potenziale junger Menschen und Geringqualifizierter5 gezielt geför-

3 S. Fußnote 1
4 Dies gilt nicht nur für den vertikalen Durchstieg an der Schnittstelle Übergang Schule – Beruf,

sondern auch für die Bereiche: Übergang zwischen vollzeitschulischer Berufsausbildung und
dualer Berufsausbildung (horizontal), Übergang zwischen vollzeitschulischer Berufsausbildung/
dualer Berufsausbildung und berufliche Fortbildung (vertikal), Übergang berufliche Fortbil-
dung und Hochschulbildung (vertikal).

5 Eine einheitliche Definition für gering qualifizierte Personen bzw. Geringqualifizierte besteht
nicht. In der Regel wird die Zuordnung zu dieser Personengruppe an der formalen Qualifika-
tion festgemacht. Weinkopf fasst beispielsweise hierunter alle Personen, die über keinen
Berufsabschluss verfügen (vgl. Weinkopf 2007a, S.10). Die BA fasst demgegenüber ihre Defi-
nition etwas weiter und zählt hierzu alle Personen, die entweder nicht formal qualifiziert sind,
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dert werden. Somit wird ein Beitrag zum Erhalt bzw. zur Weiterentwicklung
des Wirtschaftsstandortes Deutschlands geleistet und gleichzeitig die Chance
auf gesellschaftliche Teilhabe bzw. soziale Integration ermöglicht.

Der Zugang zum Thema erfolgt zunächst mittels einer allgemeinen Darstellung
des Fachkräftebedarfs und der sich daraus ergebenden Konsequenzen für den
Arbeitsmarkt. Daran anschließend folgt eine vertiefte Darstellung des Arbeits-
marktes unter arbeitsmarktpolitischer und geschlechtsspezifischer Perspektive.
Ausgehend vom künftigen Bedarf an gut qualifizierten Fachkräften auf der
einen Seite und der nicht optimalen Ausschöpfung des vorhandenen Fachkräf-
tepotenzials auf der anderen Seite wird entlang des Konzepts der Niedrig-
schwelligkeit eine Möglichkeit der Fachkräftegewinnung aufgezeigt. Dies
erfolgt zunächst über eine begriffliche Annäherung und der Verortung der
Niedrigschwelligkeit in der beruflichen Bildung. In einem zweiten Schritt wird
Niedrigschwelligkeit aus wissenschaftlicher bzw. bildungspolitischer Perspektive
im Kontext der Europäisierungsbestrebungen in der deutschen Berufsbildung
sowie sich daraus ableitender ordnungs- und bildungspolitischen Reformen in
der beruflichen Bildung beleuchtet und hinsichtlich der Frage nach der
Anschlussfähigkeit für niedrigschwellige Ansätze geprüft. Die Konkretisierung
des Themas erfolgt anhand eines ausgewählten Instrumentes niedrigschwelli-
ger Qualifizierung, den Qualifizierungsbausteinen. Das Kapitel schließt mit
einer Übersicht zentraler Erkenntnisse und der sich daraus ergebenden Ent-
wicklungsfelder.

2.1 Fachkräftebedarf

Seit 2003 ist mit Blick auf die Geburtenzahlen gegenüber der Anzahl an Ster-
befällen die Entwicklung der bundesdeutschen Gesamtbevölkerung rückläufig.
Dieser Trend wird sich auch in den kommenden Jahren fortsetzen. Das Statisti-
sche Bundesamt geht in seinen Modellberechnungen davon aus, dass bis 2060
in Deutschland insgesamt ein Rückgang der Bevölkerung im erwerbsfähigen
Alter zwischen 15 % bis 21 % zu erwarten ist (s. Abbildung 1).

Diese Entwicklung hat unmittelbaren Einfluss auf den Umfang und die Struktur
des künftigen Arbeitskräfteangebotes. Es wird erwartet, dass das Arbeitskräf-

d.h. über keinen anerkannten Berufsabschluss verfügen oder einen „veralteten“ Berufsab-
schluss besitzen, d.h. über mehrere Jahre hinweg nicht mehr in ihrem erlernten Beruf tätig
waren/sind und eine ausbildungsadäquate Beschäftigung voraussichtlich nicht mehr ausüben
können.(vgl. BA 2007). Aufgrund des Nichtvorhandenseins einer allgemeinverbindlichen Defi-
nition, findet eine Anlehnung an die Definition der BA statt. Diese wird allerdings erweitert
um den Hinweis, dass Schüler/-innen, Auszubildende oder Studierende (d.h. sich in Ausbil-
dung befindende Personen) von dieser Zuordnung ausgenommen sind.
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tepotenzial der Personen im erwerbsfähigen Alter (zwischen 20 und 65 Jahren)
in den kommenden Jahren deutlich zurückgehen wird und ein Mangel an qua-
lifizierten Fachkräften einsetzt. Der Fachkräftemangel wird sich voraussichtlich
ab dem Jahr 2020 verschärfen, wenn die geburtenstarken Jahrgänge, die
sogenannte Babyboomer-Generation, aus dem Erwerbsleben ausscheiden (vgl.
BMI 2011). Gegenwärtig sind schon jetzt regionalspezifische Probleme bei der
Fachkräfterekrutierung zu verzeichnen. Dies gilt vorrangig für den ländlichen
Raum sowie Ostdeutschland (vgl. Bildungsberichterstattung 2010, S. 178).
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Abb. 1: Entwicklung der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (20–65 Jahre) in Deutschland
2009–2060 (in Mio.).

Quelle: StBA 2009c (eigene Darstellung)

2.1.1 Branchenspezifische Perspektive

Der für die kommenden Jahre prognostizierte Fachkräftemangel wird nicht flä-
chendeckend eintreten, sondern bedarf einer branchen- bzw. berufsfeldspezifi-
schen Analyse. So geht die vom BIBB und dem IAB erstellte Qualifikations- und
Berufsfelderprojektion von einem starken Rückgang der produktionsbezoge-
nen Berufe6, einer Stagnation der primären Dienstleistungsberufe7 und einer
starken Expansion bei den sekundären Dienstleistungsberufen8 aus (s. Abbil-

6 Hierzu zählen: Rohstoffgewinnende Berufe, be-/verarbeitende und instandsetzende Berufe,
Maschinen und Anlagen steuernde sowie wartende Berufe

7 Hierzu zählen: Berufe im Warenhandel/Vertrieb, Verkehrs-/Lager-/Transport-/Sicherheits-/Wach-
berufe, Gastronomie- und Reinigungsberufe, Büro-/Kaufmännische Dienstleistungsberufe

8 Hierzu zählen: Technisch-naturwissenschaftliche Berufe, rechts-/management- und wirt-
schaftswissenschaftliche Berufe, künstlerische-/Medien-/geistes- und sozialwissenschaftliche
Berufe, Gesundheits-/Sozialberufe und Körperpflege, Lehrberufe
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dung 2). Bei den primären Dienstleistungsberufen sind das Berufshauptfeld der
Gastronomie- und Reinigungsberufe von der Stagnation auszunehmen. Hier
besteht auch künftig Fachkräftebedarf.9 Bei den sekundären Dienstleistungsbe-
rufen wird ein besonders stark ausgeprägter Bedarf im Gesundheits- und Sozi-
alwesen erwartet (vgl. Helmrich et al. 2012, S. 9; Bildungsberichterstattung
2010, S. 163; Hummel/Thein/Zika 2010, S. 95; Helmrich/Zika 2010).

Zu vergleichbaren Ergebnissen kommt beispielsweise auch die Studie der Prog-
nos AG, die ebenfalls einen Bedeutungsgewinn zugunsten des Dienstleistungs-
sektors und einem damit einhergehenden Fachkräftemangel bis zum Jahr 2030
voraussagt. Allerdings warnt die Studie davor, von einer Deindustrialisierung
der deutschen Wirtschaft zu sprechen. Der sekundäre und der tertiäre Sektor10

sind eng miteinander verflochten, sodass bei der Beurteilung der wirtschaftli-
chen Gesamtentwicklung ein ganzheitlicher Blick auf beide Sektoren erforder-
lich ist (vgl. vbw 2011).

Gründe für diese branchenspezifischen Tendenzen sind zum einen in der
gegenwärtigen demographischen Entwicklung zu sehen, hin zu einer „altern-
den Gesellschaft“, die eine hohe Nachfrage an personenbezogenen Dienstleis-
tungen, v. a. Gesundheitsdienstleistungen nach sich zieht (vgl. Hummel/Thein/
Zika 2010, S. 87). Zum anderen ist die steigende Erwerbstätigkeit von Frauen
zu nennen (vgl. IDW 2011, S. 103), aus der ein Bedarf an haushaltsnahen bzw.
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Abb. 2: Arbeitskräftebedarf 2005 bis 2025 nach Berufsoberfeldern (in %).

Quelle: Bildungsberichterstattung 2010, S. 163 (eigene Darstellung)

9 Hierunter fällt auch das Berufsfeld Hauswirtschaft (vgl. Helmrich et al. 2012, S.12)
10 Wirtschaftssektoren: Primärer Sektor: Urproduktion (z.B. Land- und Forstwirtschaft), Sekun-

däre Sektor: Industrieller Sektor (z.B. Industrie und Handwerk), Tertiärer Sektor: Dienstleis-
tungssektor (z.B. Handel)
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familienunterstützenden Dienstleistungen11 zur Deckung der „hauswirtschaftli-
chen Versorgungslücke“ (Kettschau 2003) resultiert. Darüber hinaus gewinnen
Dienstleistungsangebote aus dem Bereich der Alltags- und Haushaltsführungs-
kompetenz an Bedeutung, die vorrangig von Schulen oder Kindertagesstätten,
aber auch von Einrichtungen der Erwachsenenbildung nachgefragt werden
(vgl. Feulner 2009; Friese/Brutzer 2009a, S. 7). Nachfrage besteht des Weiteren
an Dienstleistungsangeboten aus dem Bereich Freizeit- und Wellness (vgl.
Hummel/Thein/Zika 2010, S. 98).

2.1.2 Qualifikationsspezifische Perspektive

Ausgehend von den branchenspezifischen Entwicklungen ist gegenwärtig ein
Trend zur Höherqualifizierung (s. Abbildung 3), v. a. zugunsten der Ausbildung
auf Fachhochschul-/Hochschulniveau, zu verzeichnen (vgl. Hummel/Thein/Zika
2010, S. 98; Helmrich et al. 2012, S. 2; Kalinowski/Quinke 2010, S. 121). So
sind im Beschäftigungsfeld der produktionsbezogenen Berufe sowie der primä-
ren Dienstleistungsberufe tendenziell eher Personen mit niedrigem bis mittle-
rem Qualifikationsniveau beschäftigt, während in den fünf Berufshauptfeldern
der sekundären Dienstleistungsberufe (s. Fußnote 7) überwiegend Hochqualifi-
zierte tätig sind (vgl. Baethge/Laging/Philipps/Wieck 2010, S. 5).
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Abb. 3: Arbeitskräftebedarf nach Qualifikationen (Anteil in %)

Quelle: Hummel/Thein/Zika 2010, S. 99 (eigene Darstellung)

11 Hierzu zählen z.B. Dienstleistungen aus dem Bereich der Nahrungszubereitung/Versorgung,
Raumreinigung, Textilreinigung/-pflege oder Kinderbetreuung.
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Das Qualifikationsniveau spiegelt die aktuellen Entwicklungen des Arbeits-
marktes hin zu anspruchsvollen Tätigkeiten wider. Während insgesamt ein
steigender Bedarf an gut- bzw. hochqualifiziertem Personal zu verzeichnen ist,
sind einfache Tätigkeiten/Dienstleistungen mit Ausnahme des Berufshaupt-
feldes der Gastronomie- und Reinigungsberufe immer weniger gefragt. Aus-
gehend vom zukünftigen qualifikationsbezogenen Arbeitskräftebedarf wird
angenommen, dass gemessen an der Gesamtheit der benötigten Arbeitskräfte,
der Bedarf an Personen mit abgeschlossener betrieblicher Lehre/Berufsfach-
schule bis 2025 jährlich konstant über 50 % liegen wird und bei den Personen
mit Fachhochschul-/Hochschulabschluss/Promotion der Bedarf von knapp 16 %
(2005) auf 17 % (2025) ansteigen wird. Demgegenüber wird ein deutlicher
Rückgang bei den Arbeitskräften ohne berufliche Ausbildung von 15,2 %
(2005) auf 13,3 % (2025) erwartet (s. Abbildung 3). Der Bedeutungsgewinn
bzw. die Notwendigkeit einer guten Ausbildung sowie regelmäßiger Fortbil-
dung wird hier deutlich (vgl. Hummel/Thein/Zika 2010, S. 98 ff.).

Vor dem Hintergrund dieser Entwicklungen und unter Einbeziehung der demo-
graphischen Entwicklungen kommen Helmrich und Zika in ihrer Analyse zum
zukünftigen Qualifiaktions- und Berufsfeldbedarf zu dem Schluss, dass infolge
des berufsfeldspezifischen Trends zur Höherqualifizierung und den gestiegenen
Anforderungen des Arbeitsmarktes die mittlere Qualifikationsebene wegzubre-
chen droht. Sie schlagen daher vor, sowohl Schüler/-innen ohne betrieblichen
Ausbildungsplatz als auch gering qualifizierte Personen stärker in den Blick zu
nehmen und diese durch gezielte Förderung/Qualifizierung auf mittleres Quali-
fikationsniveau anzuheben. Darüber hinaus plädieren sie für die Anerkennung
von nicht formal erworbenen Qualifikationen und die Berücksichtigung dieser
in den formalen Abschlüssen (vgl. Helmrich/Zika 2010, S. 59 ff.).

Nicht nur aus bildungswissenschaftlicher/-politischer Sicht erscheint dieser
Ansatz plausibel. Vor dem Hintergrund der schwierigen Arbeitsmarktsituation
dieser Personengruppe (hohe Unterbeschäftigung) ist auch unter arbeitsmarkt-
politischen Aspekten dieser Ansatz verfolgenswert.12 Ein Beleg für die Aussage
der Notwendigkeit einer zielgerichteten und nachhaltig ausgerichteten Qualifi-
zierungsstrategie im Hinblick auf den Erwerb eines Berufsabschlusses findet
sich in einer 2012 veröffentlichten Studie des BIBB. Orientiert man sich an der
Arbeitslosenquote von Ungelernten gegenüber Personen mit abgeschlossener
Berufsausbildung, zeigt sich ein ungleich höheres Arbeitslosigkeitsrisiko bei

12 Die gezielte Förderung von gering qualifizierten Personen wirkt sich überdies auch auf deren
gesellschaftliche Teilhabe aus. Studien zeigen, dass mit steigendem Abschlussniveau nicht nur
das Arbeitslosigkeitsrisiko sinkt und die Erwerbsquote steigt, sondern dass dies auch positive
Auswirkungen auf die gesellschaftliche sowie politische Teilhabe, z.B. Mitgliedschaften in
Organisationen, hat (vgl. Bildungsberichterstattung 2012, S.9)
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den Ungelernten. So lag die Arbeitslosenquote aller Ungelernten 2009, gemes-
sen an der Arbeitslosenquote aller Erwerbspersonen, bei 21,9 % und somit
dreimal so hoch gegenüber Personen mit abgeschlossener Berufsausbildung
(Arbeitslosenquote: 6,6 %) (vgl. Braun/Bremser/Schöngen/Weller 2012, S. 1).
Bei den jungen Ungelernten in der Altersgruppe 20- bis 34-jährige waren von
insgesamt 2,24 Mio. Ungelernten, 1,2 Mio. erwerbstätig (52,3 %) und lagen
somit weit mehr als 20 % unter der Erwerbstätigenquote der Gleichaltrigen
mit Berufsabschluss (76,1 %) (ebd., S. 3). Erschwerend kommt für den Perso-
nenkreis der nicht formal qualifizierten Personen hinzu, dass die Zahl der
Arbeitsplätze für ungelernte Personen infolge der gestiegenen Qualifikations-
und Kompetenzanforderungen, u. a. im Zuge der Globalisierung und Technisie-
rung, zurückgeht.13

Neben den gestiegenen Anforderungen verweisen Unternehmen ebenso auf
persönliche Hemmnisse vieler gering qualifizierter Personen, wie beispielsweise
diskontinuierliche Erwerbsverläufe, Verschuldung, Sprachprobleme, fehlende
Motivation (s. Kapitel 2.2), die aus ökonomischer Perspektive, v. a. vor dem
Hintergrund hoher Lohnnebenkosten, am Standort Deutschland, als zu hoch
und dementsprechend nicht effizient eingeschätzt werden. Abgesehen von
dem erhöhten Arbeitslosigkeitsrisiko scheiden gering qualifizierte Personen im
Vergleich zu höher qualifizierten Personen früher aus dem Arbeitsmarkt aus
(vgl. Galiläer/Weber 2006; Friese/Brutzer 2008, S. 39 ff., 45 ff.; Goltz et al.
2008, Bildungsberichterstattung 2008; DIHK 2006).

Ausgehend von den Prognosen des zukünftigen Fachkräftebedarfs und den
derzeitigen berufsfeldspezifischen Entwicklungen wird auch in den kommen-
den Jahren der Bedarf an gering qualifizierten Personen zurückgehen, sodass
für diesen Personenkreis keine Entspannung auf dem Arbeitsmarkt zu erwar-
ten ist (vgl. Helmrich et al. 2012, S. 4; BA 2011, S. 8 ff.; Hummel/Thein/Zika
2010, S. 100).14 Die Autoren der o. g. BIBB-Studie kommen daher zu dem
Schluss, dass eine dauerhafte Integration in den Arbeitsmarkt nur dann mög-
lich ist, wenn entsprechende Qualifizierungsangebote Anschlussperspektiven

13 Die Beschäftigungschancen von Geringqualifizierten sind ferner vom Niveau der Fachkräftebe-
schäftigung abhängig. Die Unternehmen nutzen bei Fehlen geeigneter Fachkräfte in der Regel
eher Ausweichstrategien, wie Arbeitsverdichtung, stärker automatisierte Arbeitsprozesse
sowie Outsourcing ins Ausland, bevor sie auf gering qualifizierte Personen zurückgreifen (vgl.
BA 2011, S.8 ff.).

14 Als eine mögliche Beschäftigungsnische für Geringqualifizierte sehen Hummel/Thein/Zika (vgl.
2010, S.100) ehemalige Aushilfstätigkeiten von Auszubildenden und Schülern/-innen, die auf-
grund des demographischen Wandels durch diese Personengruppen nicht mehr abgedeckt
werden. Diese Art der Beschäftigungsnische ist jedoch kritisch zu sehen, handelt es sich hier
um wenig nachhaltige Beschäftigungsverhältnisse ohne langfristige Perspektive, die vorrangig
den prekären Beschäftigungsverhältnissen zuzuordnen sind (s. Kapitel 2.1.3).
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eröffnen, die beispielsweise das Ziel eines anerkannten Berufsabschlusses ver-
folgen. Teilqualifizierende Angebote ohne entsprechende Anschlussperspek-
tive, wie diese gegenwärtig bevorzugt auf dem Qualifizierungs-/Weiterbil-
dungsmarkt angeboten werden, sind vor diesem Hintergrund wenig
zielführend (vgl. Braun/Bremser/Schöngen/Weller 2012, S. 7 ff.).

Auch Baethge et al. sehen in der Personengruppe der Geringqualifizierten ein
Fachkräftereservoir, welches mit Blick auf das mittlere Qualifikationsniveau
(Ebene Berufsausbildung) mittels gezielter Maßnahmen ausgeschöpft werden
kann. Besonderes Augenmerk richten sie dabei auf die Personengruppen an
der ersten Schwelle, denen der Übergang von Schule zu Beruf bislang nicht
gelungen ist, d. h. Altbewerber/-innen bzw. Personen des Übergangssystems.
Um die vorhandenen Potenziale besser auszuschöpfen, bedarf es nach Ansicht
der Autoren/-innen einer Optimierung bei der Berufswahl/-orientierung (z. B.
Vermeidung geschlechtsspezifischer Berufswahl), der gezielten Förderung
benachteiligter Personengruppen unter den jungen Menschen und einer besse-
ren Verzahnung beim Übertritt vom Übergangssystem zum vollqualifizierenden
Berufsbildungssystem (vgl. Baethge/Laging/Philipps/Wieck 2010, S. 3 ff.).15

Dieser Ansatz ist insofern von Bedeutung, da einem großen Teil der jungen
Menschen nach Verlassen der allgemeinbildenden Schule der Übergang in eine
vollqualifizierende Ausbildung nicht gelingt. 2011 sind ein Drittel (30,4 %) aller
Neuzugänge auf die drei Sektoren des Berufsbildungssystems dem Übergangs-
system zuzuordnen (s. Abbildung 4). Dies gilt v. a. für Jugendliche mit fehlen-
den bzw. niedrigen Schulabschlüssen (vgl. Bildungsberichterstattung 2012,
S. 7).

Analysiert man die Zusammensetzung der Neuzugänge in den drei Sektoren
des beruflichen Ausbildungssystems nach der schulischen Vorbildung, so
haben 20,6 % aller Neuzugänge ins Übergangssystem keinen Schulabschluss
bzw. verfügen maximal 52,0 % über einen Hauptschulabschluss. Demgegen-
über ist der Anteil der Jugendlichen mit mittlerem (24,9 %) bzw. höherem
Abschluss (1,5 %) vergleichsweise gering (s. Abbildung 5). Der Eintritt in eine
Ausbildung nach Verlassen der Schule ist bei diesen Jugendlichen deutlich ver-

15 Darüber hinaus sehen Baethge et al. mit Blick auf die Fachkräftegewinnung Handlungsbedarf
auf zwei weiteren Ebenen: Zum einen auf der Ebene der Hochschulbildung. Hier sehen sie die
Notwendigkeit einer Verbesserung der Durchlässigkeit zwischen Berufsbildung und Hoch-
schulbildung, einer gezielten Aktivierung studienberechtigter Personen aus Nicht-Akademiker-
Haushalten sowie einer Erhöhung der Studieneffektivität, v. a. Verringerung der Abbruchquo-
ten. Zum anderen ist die Ebene der Fort-/Weiterbildung in den Blick zu nehmen. Hier sehen sie
die Notwendigkeit der Teilnahmesteigerung an Fort-/Weiterbildungsangeboten. Insbesondere
sollen unter Beteiligung der Unternehmensseite hier gezielt „bildungsbenachteiligte“ Grup-
pen angesprochen und aktiviert werden (vgl. Baethge/Laging/Philipps/Wieck 2010, S.3 ff.).
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zögert. Gegenwärtig liegt das durchschnittliche Eintrittsalter in eine vollqualifi-
zierende Ausbildung bei 19,5 Jahren. Mehr als die Hälfte der zuvor genannten
Personengruppe verweilt bis zu zweieinhalb Jahren im Übergangssystem (vgl.
Bildungsberichterstattung 2012, S. 8, 105).

Die Hoffnung, dass sich aufgrund der rückläufigen Zahlen an Bildungsteil-
nehmenden im Zuge des demographischen Wandels das Problem mit dem
Übergangssystem lösen könnte, wird voraussichtlich nicht erfüllt werden, son-
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Duales System

Abb. 4: Verteilung der Neuzugänge auf die drei Sektoren des beruflichen Ausbildungssystems
2011

Quelle: Bildungsberichterstattung 2012, S. 102 (eigene Darstellung)
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Abb. 5: Zusammensetzung der Neuzugänge in den drei Sektoren des beruflichen Ausbildungssys-
tems nach schulischer Vorbildung 2010 (in %)

Quelle: Bildungsberichterstattung 2012, S. 103 (eigene Darstellung)
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dern es ist eher mit einer „Verschärfung“ der bestehenden Problematik zu
rechnen. Zu begründen ist dies u. a. mit den bestehenden Rekrutierungsstrate-
gien bzw. Ausbildungsanstrengungen der Unternehmen. Gegenwärtig ist auf
Seiten der Unternehmen ein Trend zur Rekrutierung von Schulabgängern/-innen
mit höheren Abschlüssen zulasten der Jugendlichen mit niedrigeren Schul-
abschlüssen zu beobachten. Darüber hinaus bedienen sich Unternehmen alter-
nativer Strategien, wie beispielsweise Stellenbesetzung durch Personal aus
angrenzenden Qualifikationssegmenten oder Arbeitszeitanpassung zur Deck-
ung des Fachkräftebedarfs. Ein weiterer Grund für die Verschärfung der Prob-
lematik ist in der Ausrichtung des Übergangsystems an sich zu sehen. Die
Maßnahmen des Übergangsystems zielen nicht auf den Erwerb eines qualifi-
zierten Ausbildungsabschlusses. Entsprechende verbindliche Anrechnungsopti-
onen für die im Rahmen der Maßnahmen erworbenen Kompetenzen sind
nicht vorhanden, sodass der gesellschaftliche bzw. ökonomische Ressource-
naufwand, den das Übergangssystem nach sich zieht, aus volkswirtschaftlicher
Sicht unverhältnismäßig ist (vgl. Frommberger/Friese 2010, S. 5; Euler 2010,
S. 5, 21; 2011, S. 3).

Insgesamt ist festzuhalten, dass mit dem demographischen Wandel nicht nur
Risiken, sondern auch Chancen verbunden sind. Ausgehend von den auf bil-
dungspolitischer Ebene identifizierten Schwachpunkten und den damit verbun-
denen Empfehlungen, sind entsprechende Bildungsreformen mit Nachdruck zu
verfolgen. Insbesondere vor dem Hintergrund der zunehmenden Flexibilisie-
rung von Bildungswegen ist dabei zu berücksichtigen, dass sich die jeweiligen
Bildungsbereiche nicht gegeneinander/voneinander abschotten. Systematische
Koordinations- und Steuerungsprozesse zwischen den Bildungseinrichtungen
sind dabei unerlässlich (vgl. Bildungsberichterstattung 2012, S. 12).

Auf der arbeitsmarktpolitischen Ebene gilt es, eine ausgewogene Strategie zur
Fachkräftegewinnung zu verfolgen. Ausgehend von den Empfehlungen der BA
sind neben der Gewinnung von ausländischen Fachkräften durch Zuwande-
rung oder der Erhöhung des Arbeitszeitvolumens folgende Maßnahmen denk-
bar: Reduktion der Schulabgänger/-innen ohne Abschluss sowie der Ausbil-
dungsabbrecher/-innen, Steigerung der Erwerbspartizipation von Frauen und
Ausweitung deren Arbeitszeitvolumens, Ausweitung/Intensivierung von Quali-
fizierung und Weiterbildung (vgl. BA 2011, S. 11 ff.). Besonderes Augenmerk
sollte hierbei auf junge Menschen gerichtet werden, denen der Übergang in
Ausbildung und Erwerbsarbeit bislang nicht gelungen ist. Niedrigschwellige
Qualifizierungsangebote können hierfür einen wichtigen Beitrag leisten, indem
mittels dieser die vorhandenen Potenziale gezielt gefördert bzw. ausgeschöpft
werden und somit Chancen für einen ersten Einstieg auf dem Weg zur Fach-
kraft eröffnen.
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2.1.3 Arbeitsmarktpolitische Perspektive: prekäre
Beschäftigungsverhältnisse

Den dargestellten prognostizierten Wachstumsentwicklungen im tertiären Sek-
tor stehen Beschäftigungsstrukturen gegenüber, die sich aus arbeitsmarktpoliti-
scher Perspektive in einer zunehmenden Prekarisierung16 durch atypische
Beschäftigungsverhältnisse17 niederschlagen (vgl. Friese/Brutzer 2008, S. 37 f.).
Seit den 1990er Jahren ist eine Zunahme atypischer Beschäftigungsverhältnisse
gemessen an den Gesamtbeschäftigten zu verzeichnen, die v. a. zurückzufüh-
ren sind auf veränderte arbeitsmarkt- und wohlfahrtsstaatliche Strukturen,
neue Unternehmensstrategien infolge des globalen Wettbewerbs sowie Geset-
zesänderungen. Auch in Zukunft ist mit einem weiteren Anstieg atypischer
Beschäftigung zu rechnen (vgl. FES 2011, S. 13 ff.; Bildungsberichterstattung
2012, S. 5 ff.; Waltermann 2010, S. 81; Hall 2011, S. 30 f.).

In besonderem Maße trifft dies auf Teilzeitbeschäftigungsverhältnisse zu. Mit
mehr als 26 % (2009) ist dies, gemessen an der Gesamtzahl aller Beschäftig-
ten, die am weitesten verbreitete Form unter den atypischen Beschäftigungs-
verhältnissen. Seit 1991 (14 %) ist der Anteil dieser Beschäftigungsform um
fast das Doppelte (2009: 26,5 %) angestiegen (s. Abbildung 6). Die kontinuier-
liche Zunahme der Teilzeitbeschäftigung resultiert vorwiegend aus der steigen-
den Frauenerwerbstätigkeit, die knapp 90 % aller Beschäftigten in diesem
Bereich ausmacht (s. Abbildung 7). Die Entscheidung, einer Teilzeitbeschäfti-
gung nachzugehen, wird von Frauen nicht immer freiwillig getroffen. Gut ein
Viertel der Frauen hatten mangels zur Verfügung stehender Vollzeitarbeits-
plätze oder fehlender Kinderbetreuungsmöglichkeiten keine Wahl und waren
in der Vergangenheit gezwungen eine Teilzeitbeschäftigung auszuüben (vgl.

16 Eine einheitliche Definition von Prekarität bzw. prekärer Beschäftigungsverhältnisse gibt es
nicht. Brinkmann et al. definieren Prekarität mit Blick auf die Erwerbsarbeit folgendermaßen:
„Als prekär kann ein Erwerbsverhältnis bezeichnet werden, wenn die Beschäftigten aufgrund
ihrer Tätigkeit deutlich unter ein Einkommens-, Schutz- und soziales Integrationsniveau sin-
ken, das in der Gegenwartsgesellschaft als Standard definiert und mehrheitlich anerkannt
wird. Und prekär ist Erwerbsarbeit auch, sofern sie subjektiv mit Sinnverlusten, Anerkennungs-
defiziten und Planungsunsicherheit in einem Ausmaß verbunden ist, das gesellschaftliche
Standards deutlich zuungunsten der Beschäftigten korrigiert“ (Brinkmann et al. 2006, S.17
zitiert nach Castel/Dörre 2009, S.17).

17 Zu atypischen Beschäftigungsverhältnissen werden u.a. gezählt: Teilzeitbeschäftigung (sozial-
versicherungspflichtige Teilzeitbeschäftigungen sowie geringfügige Beschäftigungen, z.B.
Mini-Jobs, Midi-Jobs), befristete Arbeitsverhältnisse, Leiharbeit und „neue“ Selbstständigkeit
(v. a. Solo-Selbstständige ohne weitere/n Mitarbeiter/-in). Atypische Beschäftigungsverhältnisse
grenzen sich mindestens in einem der o.g. Kriterien vom Normalarbeitsverhältnis ab (d.h.
Vollzeittätigkeit, unbefristet, vollständige Integration in soziale Sicherungssysteme, Identität
von Arbeits- und Beschäftigungsverhältnis, Weisungsgebundenheit des/r Arbeitsnehmers/-in
vom/von der Arbeitgeber/-in) (vgl. FES 2011, S.8ff).
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FES 2011, S. 13 ff.; Bildungsberichterstattung 2012, S. 5 ff.; Waltermann 2010,
S. 81; Hall 2011, S. 30 f.).

Analysiert man die Strukturen atypischer Beschäftigungsverhältnisse unabhän-
gig geschlechtsspezifischer Merkmale, so findet sich hier im Vergleich zu
Beschäftigten mit Normalarbeitsverhältnissen zum einen ein hoher Anteil an
Personen ohne abgeschlossene Berufsausbildung und zum anderen ein hoher
Anteil an jüngeren Beschäftigten. Gerade für die zuletzt genannte Personen-
gruppe wird angenommen, dass atypische Beschäftigungsverhältnisse vielfach
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eine Option für den Eintritt ins Erwerbsleben darstellen. Die Chance auf ein
dauerhaftes Beschäftigungsverhältnis nimmt dabei mit dem Qualifikationsni-
veau zu (vgl. FES 2011, S. 18 ff.; Waltermann 2010, S. 81).

Besonders ist der Bereich der personenbezogenen Dienstleistungen von atypi-
scher Beschäftigung betroffen. Dies gilt v. a. für das Gastgewerbe, den Bereich
Erziehung und Unterricht sowie für das Gesundheitswesen (vgl. FES 2011,
S. 26). Bosch und Weinkopf geben in diesem Zusammenhang an, dass etwas
mehr als 90 % des absoluten Wachstums atypischer Beschäftigung seit 1996
auf den Dienstleistungssektor entfiel (vgl. Bosch/Weinkopf 2011, S. 440).

Eine Folge der Zunahme prekärer Beschäftigungsverhältnisse ist die Abdrän-
gung personenbezogener Dienstleistungen in den Niedriglohnsektor.18 Gut die
Hälfte aller atypischen Beschäftigten bezieht einen Niedriglohn, mit steigender
Tendenz.19 Besonders betroffen hiervon sind sozialversicherungspflichtige Teil-
zeitbeschäftigungen, geringfügige Beschäftigungsverhältnisse und Leiharbeit
(vgl. FES 2011, S. 28; Kalina/Weinkopf 2008; Hall 2011, S. 32; Waltermann
2010, S. 82). Die damit verbundenen sozialen Risiken Niedriglohnbeschäftigter,
wie z. B. Armut, sind im Vergleich zu den Beschäftigten in Normalarbeitsver-
hältnissen ungleich höher (vgl. FES 2011, S. 28).

Dabei entstehen zugleich neue Verdrängungseffekte auf Ebene der Beschäftig-
ten, sodass der Niedriglohnsektor nicht mit dem Beschäftigungssegment der
Geringqualifizierten gleichgesetzt werden darf. Gemessen an der deutschen
Gesamtwirtschaft sind zwar Personen ohne Berufsausbildung (2007: 43,3 %),
junge Menschen (2007: 29,3 %) und Frauen (2007: 29,3 %) überdurchschnitt-
lich hoch von Niedriglöhnen betroffen (s. Tabelle 1), doch wächst auch die
Gruppe der formal Qualifizierten im Niedriglohnsektor zunehmend. So ist bei-
spielsweise der Anteil der Beschäftigten mit abgeschlossener Berufsausbildung
zwischen 1995 und 2007 gemessen an der Gesamtzahl der Niedriglohnbe-
schäftigten um 21 % gestiegen, während im gleichen Zeitraum der Anteil der
Personen ohne Berufsausbildung zurückgegangen ist (-36,8 %) (vgl. Kalina
2012, S. 92 ff.). Dieser Prozess der Verdrängung resultiert u. a. aus den gestie-
genen Qualifikations- und Kompetenzanforderungen im Zuge der Globalisie-
rung und Technisierung und der damit einhergehenden gestiegenen Komplexi-

18 Eine einheitliche bzw. allgemeinverbindliche Definition von Niedriglohn gibt es nicht. In der
Regel wird unter Niedriglohn ein Lohn verstanden, „(…) der weniger als zwei Drittel des mitt-
leren Lohns (Medianlohns) aller Beschäftigten beträgt“ (Grün/Rhein 2007, S.8 zitiert nach Hall
2011, S.32).
Kalina und Weinkopf geben für das Jahr 2010 eine bundeseinheitliche Niedriglohnschwelle
von 9,15€/Stunde an (Kalina/Weinkopf 2012, S.4).

19 Im Vergleich dazu erhält nur jede/-r neunte Beschäftigte mit Normalarbeitsverhältnis einen
Niedriglohn (vgl. Bosch/Weinkopf 2011, S.441)
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tät der Arbeitsprozesse (vgl. Friese/Brutzer 2008, S. 39; Hall 2011, S. 33 f.;
Kalina/Weinkopf 2012, S. 7 ff.; Kalina 2012, S. 92 ff.). Zu berücksichtigen ist
jedoch, dass viele der im Niedriglohnbereich Beschäftigten zwar über einen
Berufsabschluss verfügen, in diesem aber schon über mehrere Jahre nicht mehr
tätig waren und in den meisten Fällen einer Beschäftigung nachgehen, für die
eigentlich kein Berufsabschluss erforderlich ist (vgl. IDW 2011, S. 47).

Tab. 1: Niedriglohnanteil nach Beschäftigtengruppen (Deutschland, alle Beschäftigten in %)

1995 2000 2007

Änderung
Prozentanteil

1995–2007

Qualifikation Ohne Berufs-
ausbildung 30,4 % 34,4 % 43,3 % +42,4 %

Mit Berufs-
ausbildung 13,3 % 17,6 % 22,6 % +69,9 %

Universität/
Fachhochschule 6,5 % 5,4 % 7,6 % +16,9 %

Geschlecht Männer 7,1 % 9,7 % 13,8 % +94,4 %

Frauen 24,7 % 26,5 % 29,3 % +18,6 %

Alter unter 25 Jahren 29,3 % 41,8 % 46,9 % +60,1 %

25–34 14,1 % 17,5 % 26,0 % +84,4 %

35–44 12,2 % 14,5 % 18,8 % +54,1 %

45–54 12,9 % 14,9 % 16,7 % +29,5 %

55+ 16,4 % 16,5 % 21,1 % +28,7 %

Quelle: Kalina 2012, S. 93

Entsprechend der Dominanz personenbezogener Dienstleistungsberufe im Seg-
ment atypischer Beschäftigungsverhältnisse liegt es nahe, dass diese auch
überdurchschnittlich von Niedriglöhnen betroffen sind (vgl. IDW 2011, S. 10 f.;
Bosch/Weinkopf 2011, S. 440 f.). Differenziert nach Branchen finden sich hier
überdurchschnittlich hohe Niedriglohnanteile u. a. im Bereich der privaten
Haushalte, der sonstigen Dienstleistungen (wie z. B. Wäscherei und Friseursa-
lons), des Gesundheitswesens sowie des Gastgewerbes (vgl. Friese/Brutzer
2008, S. 38; FES 2006, S. 15; Kalina 2012, S. 87 ff.). Besonders hervorzuheben
ist an dieser Stelle das Gastgewerbe. Von Niedriglöhnen sind hier nicht aus-
schließlich Personen in atypischen Beschäftigungsverhältnissen betroffen, son-
dern dies betrifft auch die Mehrheit der Beschäftigten mit Normalarbeitsver-
hältnis gleichermaßen. Berücksichtigt man gemäß der Analyse von Bosch und
Weinkopf, dass der überwiegende Anteil der Niedriglohnbezieher/-innen über
eine formale Qualifikation verfügt, ergeben sich gerade für junge Menschen
wenig Anreize im o. g. Bereich, eine Berufsausbildung zu beginnen. Langfristig
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führt dies wiederum zu Qualitätsverlusten (vgl. Bosch/Weinkopf 2011, S. 442).
Auch andere Studien bzw. Autoren/-innen kommen zu ähnlichen Ergebnissen
(vgl. Friese 2007b; Waltermann 2010, S. 83; vbw 2011, S. 17 f.; Hall 2011,
S. 34). Die beschriebenen Entwicklungen innerhalb des Dienstleistungssektors
führen zu erheblichen Qualitätsverlusten infolge der nachrangigen Bedeutung
von Qualifikation und Arbeitsorganisation. Trotz guter Beschäftigungsprogno-
sen ist dieser Bereich wenig attraktiv und die Gewinnung qualifizierter Fach-
kräfte dementsprechend schwierig.

Betrachtet man die Aufstiegschancen aus dem Niedriglohnbereich in ein besser
bezahltes Beschäftigungsverhältnis, so gelingt nur etwas mehr als 10 % der
Aufstieg. Auffällig ist, dass vorrangig Frauen (12,1 %), Personen ohne Berufs-
ausbildung (13,3 %), Ausländer/-innen (12,3 %) und ältere Arbeitneh-
mer/-innen (9,0 % bzw. 2,2 %) diejenigen mit den niedrigsten Aufstiegsmobili-
täten sind (s. Abbildung 8) (vgl. Kalina 2012, S. 178 ff.; Hall 2011, S. 35). Kalina
weist auf Grundlage seiner Berechnungen jedoch darauf hin, dass dies nicht
auf die jeweiligen Personenmerkmale zurückzuführen ist, sondern diese Perso-
nengruppen vorrangig auf Arbeitsplätzen mit schlechten Aufstiegschancen
beschäftigt sind (vgl. Kalina 2012, S. 178 ff.).
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Abb. 8: Aufstiegsmobilität aus dem Niedriglohnbereich in Deutschland zwischen 2000 und 2005
(sozialversicherungspflichtige Vollzeitbeschäftigte im Ausgangsjahr)

Quelle: Kalina 2012, S. 179 f.

Insgesamt kann in diesem Kontext festgehalten werden, dass die in Bezug auf
die atypischen Beschäftigungsverhältnisse erhoffte Brückenfunktion in Normal-
arbeitsverhältnisse nicht eingetreten ist. Stattdessen kann von einer Ketten-
reaktion gesprochen werden, d. h. vormals atypische Beschäftigte münden
bevorzugt wieder in atypische Beschäftigungsverhältnisse ein, während Per-
sonen aus Normalarbeitsverhältnissen zum überwiegenden Teil wieder in Nor-
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malarbeitsverhältnissen beschäftigt werden. Gleiches gilt für den Niedriglohn-
bereich. Dennoch steigt die Wahrscheinlichkeit des Austritts aus dem
Niedriglohnsektor mit steigendem Qualifikationsniveau (vgl. IDW 2011, S. 48;
FES 2011, S. 33; Hall 2011, S. 35; Bosch/Weinkopf 2011, S. 443; Friese/Brutzer
2008, S: 39 f.).

Der Dienstleistungssektor, vorrangig die personenbezogenen Dienstleistungs-
berufe, bewegt sich folglich in einem Spannungsverhältnis zwischen „Risiko-
und Zukunftsbranche“ (vgl. Friese 2010). Trotz positiver Prognosen hinsichtlich
des Fachkräftebedarfs sind die Anreize, in diesem Bereich tätig zu werden,
eher gering. So haben beispielsweise hauswirtschaftliche Dienste zunehmend
Probleme bei der Fachkräftegewinnung für die mittlere Qualifikationsebene, da
die gegebenen Rahmenbedingungen wie Löhne oder ausbildungsadäquate
Arbeitsplätze wenig attraktiv sind (vgl. vbw 2011, S. 15 f.). Für die Ebene der
Arbeitsmarktpolitik ist an dieser Stelle festzuhalten, dass diese die aufgezeigten
Probleme bislang zu kurzfristig betrachtet und so auf spätere Lebensphasen
verlagert werden (s. Kapitel 2.1.4). Arbeitsmarktexperten/-innen fordern daher
die Einführung eines gesetzlichen Mindestlohns, die Gleichbehandlung sämtli-
cher Beschäftigungsformen hinsichtlich Sozialversicherungs- sowie Steuer-
pflicht, um so indirekte Subventionierung zu vermeiden (Beispiel Minijobs), die
Verbesserung der Rahmenbedingungen zur besseren Vereinbarkeit von Familie
und Beruf (z. B. weiterer Ausbau der Kinderbetreuung) und nicht zuletzt die
Chance zur Teilhabe an beruflicher Qualifizierung/Weiterbildung, um Beschäfti-
gungsfähigkeit sicherzustellen bzw. zu erhalten (vgl. FES 2011, S. 39 ff.; Bosch/
Weinkopf 2011, S. 444 f.; Waltermann 2010).

2.1.4 Geschlechtsspezifische Perspektive

Beleuchtet man die Vorausberechnungen zum zukünftigen Fachkräftebedarf
unter geschlechtsspezifischen Aspekten, so stellen sich diese Entwicklungen
unter arbeitsmarkt-, gesellschafts- sowie sozialpolitischen Gesichtspunkten
ebenfalls problematisch dar. Baehtge et al. sehen beispielsweise in dem Bedeu-
tungsgewinn der tendenziell frauendominierten Berufshauptfelder, v. a. im
Bereich Gesundheit und Soziales, eine Verschiebung zu Lasten männertypi-
scher Berufshauptfelder (Produktionsbezogene Berufe). Vor diesem Hinter-
grund sehen sie aus bildungspolitischer Perspektive dringenden Handlungsbe-
darf im Bereich der Berufsorientierung, da ansonsten „(…) eine ökonomisch
und sozial brisante Schieflage zu Lasten der männlichen Erwerbspersonen“
(Baethge/Laging/Philipps/Wieck 2010, S. 4) entsteht. Zwar scheint die Argu-
mentation der besseren Beschäftigungschancen in frauentypischen Berufen
von Baethge et al. auf den ersten Blick plausibel, legt man jedoch den Blick im
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Sinne der Lebens(ver)laufsperspektive20 an, greift diese zu kurz. Die guten
Startvoraussetzungen der Frauen aufgrund der deutlich besseren Bildungsab-
schlüsse gegenüber den Männern, relativieren sich bereits während der Phase
der Berufswahl. So entscheiden sich Frauen tendenziell eher für „klassische
Frauenberufe“, vorrangig aus dem Bereich Soziales und Gesundheit, da diese
beispielsweise bessere Chancen zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie bieten.
Doch darf an dieser Stelle nicht außer Acht gelassen werden, dass diese
Berufsfelder ebenso von einem geringen Professionalisierungsgrad, einem
geringeren Marktwert und häufig von prekären Beschäftigungsverhältnissen
geprägt sind (s. Kapitel 2.1.3) und sich dementsprechend, neben schlechteren
Einkommens- und Karrierechancen, langfristig gesehen negativ auf die Alters-
sicherung der Frauen auswirken können (vgl. Brutzer/Küster 2011; IDW 2011,
S. 103; Friese 2010; Sachverständigenkommission 2011, S. 78 f.; Eichhorst/
Thode 2010, S. 4; Bildungsberichterstattung 2010, S. 164).

Die Entscheidung für einen Beruf nach Abschluss der Schule ist nicht zwingend
irreversibel. Die neuere Lebenslaufforschung zeigt, dass nicht alle Ereignisse
kumulativ sind, d. h. nicht alle Lebensverläufe durch Ressourcen, Entscheidun-
gen oder Handeln determiniert sind, sondern auch noch in späteren Phasen
korrigiert werden können (vgl. Brutzer/Küster 2011, S. 3). Dennoch manifes-
tiert sich hier Ungleichheit zwischen den Geschlechtern als eine Art „Narbenef-
fekt“ (Brutzer/Küster 2011, S. 4), der nachfolgende Phasen prägt. Auf horizon-
taler Ebene zeigt sich die Geschlechterungleichheit bei der Verteilung auf
unterschiedliche und unterschiedlich gut bezahlte Berufe. Auf vertikaler Ebene
zeigt sich diese bei der Verteilung auf unterschiedliche Hierarchieebenen (vgl.
Sachverständigenkommission 2011, S. 89; Brutzer/Küster 2011, S. 3). Vor die-
sem Hintergrund gilt es, die Frage der gegenwärtig noch stark geschlechtsspe-
zifischen Berufswahl nicht nur auf bildungspolitischer Ebene in den Blick zu
nehmen (vgl. BIBB 2010a, S. 18 f.; Tippelt 2006, S. 104 f.). Die Ebene der
Arbeitsmarkt- und Gesellschaftspolitik ist gleichermaßen zu berücksichtigen.
Besonderes Augenmerk ist hier auf die Frage der Gestaltung attraktiver
Beschäftigungsverhältnisse in den zukünftig wachsenden Branchen zu legen,
sodass beispielsweise ein „gesichertes“ Leben auch nach Austritt aus dem
Erwerbsleben möglich ist (soziale Sicherheit im „Rentenalter“) (vgl. Brutzer/
Küster 2011, S. 11 f.).

20 Die Lebens(ver)laufsperspektive orientiert sich nicht an einzelnen Lebensereignissen/-abschnit-
ten und deren (sozial-)politischen Gestaltungsoptionen, sondern berücksichtigt das Zusam-
menwirken verschiedener Faktoren, die Einfluss sowohl auf Lebensabschnitte als auch auf den
gesamten Lebenslauf haben (vgl. Brutzer/Küster 2011, S.2).
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2.2 Begriffliche und konzeptionelle Eckpunkte

Der aufgezeigte Bedarf an gut qualifizierten Arbeitskräften verdeutlicht die
Notwendigkeit der Implementierung neuer Konzepte zur Fachkräftesicherung.
Bevor in diesem Zusammenhang die Anknüpfungsmöglichkeiten für niedrig-
schwellige Qualifizierungsansätze aufgezeigt werden, ist es notwendig den
Begriff der Niedrigschwelligkeit zu präzisieren und ihn in die Fachdebatte
innerhalb der beruflichen Bildung einzuordnen.

2.2.1 Niedrigschwelligkeit

Eine allgemeinverbindliche Definition des Begriffs der Niedrigschwelligkeit
besteht nicht. Es handelt sich um ein Gestaltungsprinzip, das vorrangig im Feld
der Sozialen Arbeit/Sozialpädagogik Anwendung findet (z. B. Randgruppenar-
beit). In der berufspädagogischen Fachdebatte ist das Thema der Niedrig-
schwelligkeit von randständiger Bedeutung. Es wird erst seit den letzten drei
Dekaden im Kontext der berufspädagogischen Integrationsförderung21 disku-
tiert, ohne dabei den Begriff der „Niedrigschwelligkeit“ explizit zu benennen.
Ausgangspunkt hierfür war die seit den 1980er Jahren zunehmende Tendenz
fehlender Ausbildungsplätze, die damit verbundene Sorge der Exklusion leis-
tungsschwächerer Jugendliche und die Etablierung der zunächst als Notinstru-
ment gedachten Fördermaßnahmen als feste Sozialisations- bzw. Bildungsin-
stanz (vgl. Friese 2012; Bojanowski/Eckardt/Ratschinski 2005, S. 11 ff.; Brutzer
2008).

Die Angebote der berufspädagogischen Integrationsförderung bilden eine
Schnittmenge aus Arbeitsmarkt, Bildung und Jugendhilfe und sind den vier
Handlungsfeldern beruflicher Integrationsförderung 1) Berufsorientierung, 2)
Berufsvorbereitung, 3) Berufsausbildung sowie 4) berufliche Nachqualifizierung
zuzuordnen (vgl. GPC 2010). Das Konzept der Niedrigschwelligkeit ist dabei
vorrangig der Berufsvorbereitung zuzuordnen. Es kann aber ebenso in der

21 Die berufspädagogische Integrationsförderung ist Teil des Berufsbildungssystems und wird v.a.
mit dem sogenannten Übergangssystem in Verbindung gebracht (s. Fußnote 1). Unter dem
Begriff der berufspädagogischen Integrationsförderung werden Förderangebote für junge
Menschen zusammengefasst, die am „(…) Übergang von Schule zu Beruf, im Wettbewerb um
Ausbildungsplätze, um Existenzsicherung, um Lebenschancen und Entwicklungsperspektiven
benachteiligt sind“ (GPC 2010). Im Fokus der beruflichen Integrationsförderung steht die indi-
viduelle Kompetenzförderung der jungen Menschen. Sie löst den Defizitansatz ab, der den
Fokus auf die individuelle Benachteiligung richtet (GPC 2010). Der Begriff der berufspädagogi-
schen Integrationsförderung ist kein allgemeinverbindlicher Begriff für dieses Handlungsfeld.
In der berufspädagogischen Fachdebatte finden sich unterschiedliche Bezeichnungen für das
Handlungsfeld. So wurde und wird es häufig unter dem Begriff der Benachteiligtenförderung
zusammengefasst. Allerdings steht dieser Begriff aufgrund seiner selektiven und stigmatisier-
enden Wirkung in der Kritik (vgl. Riedl/Schelten 2013). 
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Berufsorientierung und beruflichen Nachqualifizierung Berücksichtigung fin-
den.

Niedrigschwellige Ansätze in der beruflichen Integrationsförderung richten sich
vorrangig an junge Menschen mit besonderem Förderbedarf, Arbeitslose sowie
Berufsrückkehrer/-innen. Obwohl es sich hier um eine sehr heterogene und
breite Zielgruppe handelt, ist ein Aspekt allen gemein: Die Bildungs-/Erwerbs-
verläufe sind geprägt von Erfahrungen des Scheiterns bzw. durch biographi-
sche Brüche gekennzeichnet (vgl. BAG ÖRT 2010, S. 8, 43 f.; Brutzer 2008).

Ziel solcher Ansätze ist, neben der Aktivierung und (Wieder)Eingliederung der
oben genannten Personengruppen in den Arbeitsmarkt, die Vermittlung bzw.
der Ausbau erster beruflicher Handlungsfähigkeit in dafür geeigneten Tätig-
keitsfeldern. Die curricularen Inhalte niedrigschwelliger Ansätze bewegen sich
unterhalb des Facharbeiterniveaus. Die Maßnahmen sind in der Regel zeitlich
kurzfristig angelegt. Charakteristisch für diese Form der Qualifizierung ist die
Einbindung in arbeitsmarktpolitische Maßnahmen, z. B. AGH MAE22 (s. Kapi-
tel 4.3.2) und eine flankierende sozialpädagogische Begleitung. Das Angebot
niedrigschwelliger Qualifizierungsansätze ist vielfältig und unübersichtlich
zugleich. Es fehlt an einheitlichen Standards und somit auch an einheitlichen
Qualitätskriterien (vgl. Brutzer 2008). Kritiker sehen in diesen Angeboten die
Aushöhlung des Berufsprinzips, da sie vorrangig die kurzfristige Nutzbar-
machung für den Arbeitsmarkt im Blick haben (vgl. u. a. Ehrke/Nehls 2007).

Niedrigschwellige Ansätze orientieren sich an der Lebenswelt der oben
genannten Zielgruppe und sollen adäquate Anschlüsse an die jeweilige biogra-
phische Situation ermöglichen. Neben der Vermittlung fachbezogener Inhalte
haben sie vor allem die Stabilisierung und Stärkung des Selbstwerts zum Ziel.
Letzteres gelingt v. a. dann, wenn hierfür ausreichend Zeit und Raum im Quali-
fizierungskonzept vorgesehen ist, um kritische biographische Konstellationen
zu identifizieren (BAG ÖRT 2010, S. 11 f.; Brutzer 2008). Niedrigschwellige
Angebote „(…) ermöglichen es, Werte wie Partizipation, Anerkennung, Wert-
schätzung, Fairness zu erleben und zu erlernen. Hier ist Verschiedenheit selbst-
verständlich und wird ausdrücklich begrüßt“ (Lippegaus-Grünau 2011, S. 19).

Der Grundgedanke niedrigschwelliger Ansätze findet sich im Konzept der
Inklusion wieder. Kern dieses Konzepts ist „(…) das Recht auf volle und unein-
geschränkte Teilhabe von Menschen mit Behinderung in allen Lebensphasen
sowie –bereichen“ (Stöppler/Schuck 2011, S. 1). Konkretisierung findet das
Inklusionskonzept in der von 2006 durch die Vereinten Nationen verabschiede-
ten Behindertenrechtskonvention, welche 2009 von der deutschen Bundesre-

22 Sogenannte Ein-Euro-Jobs.
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gierung ratifiziert wurde. Der Teilhabebegriff wird hier entlang der einzelnen
Lebensbereiche, u. a. Bildung (§ 24) oder Arbeit/Beschäftigung (§ 27) entfaltet
(vgl. BMAS 2011, S. 8, 22). Bezogen auf den Bildungsbereich bedeutet dies
den uneingeschränkten Zugang zu Bildung, unabhängig von Geschlecht, Reli-
gion, ethnischer Zugehörigkeit, individuellen Fähigkeiten, sozialen oder ökono-
mischen Voraussetzungen, etc. Im Zentrum stehen dabei die unterschiedlichen
Bedürfnisse der Lernenden, die entgegen des eigentlichen Systemverständnis-
ses im Bildungssystem Berücksichtigung finden sollen. Diese Vielfalt wird als
Chance für Bildungs-/Lernprozesse verstanden. Ausgehend von einem System-
verständnis, das sich an den unterschiedlichen Bedürfnissen der Menschen ori-
entiert, geht der Inklusionsbegriff somit über den Integrationsbegriff hinaus
(vgl. GPC 2011; Deutsche UNESCO-Kommission e. V. 2013; Stöppler/Schuck
2011).

In Deutschland wird das Thema der Inklusion gegenwärtig vorrangig im
Zusammenhang mit der Integration von Menschen mit Behinderung diskutiert
(z. B. Eingliederung behinderter Kinder und Jugendlicher in das allgemeine
Regelschulsystem) (vgl. Sicking 2012). In der beruflichen Bildung wird die
eigentliche Zielgruppe der Behindertenrechtskonvention weiter gefasst. Inklu-
sion in der beruflichen Bildung bedeutet, dass alle jungen Menschen mit
Behinderungen oder einer Benachteiligung Angebote beruflicher Bildung
zusammen mit nicht behinderten oder benachteiligten Menschen durchlaufen
können (vgl. Riedl/Schelten 2013, S. 118). Der sich mit der Anerkennung von
Heterogenität und Diversität vollziehende Paradigmenwechsel von der institu-
tionellen Förderung, hin zur personenbezogenen Förderung eröffnet der hier in
den Blick genommenen Zielgruppe nachhaltige Einmündungschancen in den
regulären Ausbildungs- bzw. Arbeitsmarkt und ebnet den Weg zur sozialen
Teilhabe. Zur Umsetzung des Inklusionsverständnisses ist allerdings ein Perspek-
tivwechsel auf professionstheoretischer, bildungs-/sozialpolitischer Ebene sowie
auf Ebene der praktischen Arbeit erforderlich (vgl. Biermann 2011, S. 16 f.;
Oehme 2011, S. 15). Für die berufliche Bildung bedeutet dies, vier Ebenen im
Blick zu haben:

1) Herausarbeiten der individuellen Lernvoraussetzungen der Zielgruppe
(Subjektorientierung)

2) Aufdecken der Kompetenzen und vorhandenen Unterstützungsstruktu-
ren aufseiten der Zielgruppe (Ressourcenorientierung)

3) Berücksichtigung der sozialen Lebenslagen und des Milieus der Ziel-
gruppe (Systemorientierung)
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4) Einbeziehung der Zielgruppe in Lernprozesse (Partizipation) (vgl. Bylinski/
Rützel 2011, S. 16)

Diesen Perspektivwechsel gilt es für die berufspädagogische Integrationsförde-
rung weiter auszudifferenzieren bzw. zu konkretisieren. Ein erster Schritt zur
Einleitung des geforderten Perspektivwechsels hin zur Inklusion könnte neben
der Vermeidung normativer Zuschreibungen, frühzeitige Präventionsmaßnah-
men im Sinne einer vorausschauenden Problemvermeidung sein (ebd.). Aus-
gehend von einer systemtheoretischen Perspektive sind hier vier Interventions-
strategien handlungsleitend:

1) System „Individuum“: Entgegenwirkung von Benachteiligungsprozessen
durch individuelle Unterstützung

2) System „Strukturelle Risikofaktoren“ auf individueller Ebene: Intervention
unter Berücksichtigung der kulturellen und sozialen Herkunft, des
Geschlechts, des Bildungsabschlusses, etc.

3) System „Lernkontext“: Entwicklung individueller Förderpläne

4) System „Strukturelle Risikofaktoren“ im Hinblick auf das Regelsystem
(z. B. Schulsystem): Intervention mit dem Ziel selektive Strukturen des
Regelsystems abzubauen/zu vermeiden (vgl. ebd.).

Der Inklusionsgedanke wird erst dann wirksam bzw. realisierbar, wenn neben
den individuellen Förderstrategien, das System und die damit verbundenen
Strukturen Veränderungen zulassen. Hierfür bedarf es der Öffnung des Bil-
dungssystems hin zu einem flexiblen System mit individuellen Einstiegsmöglich-
keiten. Modulare Ansätze können hier wegweisend sein (vgl. Biermann/Bonz
2011, S. 5 f.; Bylinski/Rützel 2011, S. 17).

2.2.2 Berufskonzept vs. Empolyability-Konzept

Das Thema Niedrigschwelligkeit wird in der beruflichen Bildung kontrovers dis-
kutiert, da man sich hier in einem Spannungsverhältnis zwischen a) Wahrung
bestehender sowie bewährter Konzepte/Strukturen des Berufsbildungssystems
auf der einen Seite und b) der Notwendigkeit von Anpassungsprozessen/Refor-
men (z. B. modularisierte Bildungsgänge, Kreditpunkte-System) infolge sich ver-
ändernder Rahmenbedingungen auf der anderen Seite bewegt. So finden sich
hier eine Reihe an Reformansätzen, die sich der Thematik annehmen und
Möglichkeiten zur Implementierung bzw. Erprobung eröffnen. Die Reformdis-
kussionen, v. a. im Hinblick auf die Frage der Modularisierung, lassen sich bis in
die 1970er Jahre zurückverfolgen. Ausgangspunkt der Diskussion sind zwei
konkurrierende Konzepte: das Berufskonzept bzw. -prinzip einerseits und das
Employability-Konzept andererseits.
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Das Berufskonzept ist geprägt „(…) durch die weitgehende Bindung des orga-
nisatorischen, zeitlichen und inhaltlichen Aufbaus und Ablaufs von Berufsbil-
dungsgängen und Ausbildungsverläufen an geschlossene und administrativ
gelenkte sowie langfristig angelegte Kollektionen von Ausbildungsbestandtei-
len“ (Frommberger 2009, S. 23). Die Curricula von Berufsbildungsgängen und
Ausbildungsverläufen unterliegen dabei einer stringenten, lern- und sachlogi-
schen Ordnung der Lerngegenstände. Das Berufsprinzip übernimmt somit eine
ordnungspolitisch-organisatorische Funktion und dient als Bindeglied zwischen
Wirtschaft und Staat (vgl. Deißinger 1998, S. 250). Es gewährleistet ein Min-
destmaß an Qualifikationen bzw. stellt berufliche Handlungsfähigkeit sicher,
stellt Transparenz her, ermöglicht nationale Mobilität und ist angebotsorientiert
(vgl. Ruhlands 2009, S. 36; Frank/Kremer/Paulini-Schlottau 2010, S. 120).

Ziel des deutschen Konzepts ist, „(…) funktions- und unternehmensübergrei-
fend und zugleich in der unmittelbaren betrieblichen Sozialisation im Kontext
der Erwerbs- und Auftragsarbeit ausgebildet und auf ein Spektrum zukünftiger
Beschäftigungsmöglichkeiten vorbereitet (zu) werden“ (Frommberger 2009,
S. 23). Dahinter verbirgt sich die Auffassung, dass die Entwicklung der Fach-
kompetenz eng mit beruflich-sozialer Identitätsbildung sowie einer ganzheitli-
chen Persönlichkeitsentwicklung verbunden ist (Frommberger 2009, S. 23). Ein
weiteres Kennzeichen deutscher Berufsausbildung ist, dass Ausbildungsab-
schluss und Berufsverlauf eng miteinander zusammenhängen. Dies hat zur
Folge, dass Menschen ohne formalisierten Ausbildungs-/Berufsabschluss vom
berufsfachlich organisierten Arbeitsmarkt ausgeschlossen werden. Ausgehend
von der Frage nach der Reformbedürftigkeit des deutschen Berufsbildungssys-
tems, zeigt Frommberger in diesem Zusammenhang auf, dass der formalisierte
Ausbildungs-/Berufsabschluss einerseits einen stabilen Sozialstatus verspricht,
andererseits sich hierin auch die relativ undurchlässige Chancenstruktur zeigt
(vgl. Frommberger 2009, S. 23). Kraus geht in ihrer Analyse über die zuvor
benannten Funktionen hinaus und betont die „umfassende gesellschaftliche
Funktionalität“ (Kraus 2007, S. 390) des Berufskonzepts. Kraus präzisiert diese
Funktionalität in ihrer Analyse zum Berufskonzept anhand von fünf Funktionen
(vgl. Kraus 2007, S. 390; Kraus 2009, S. 180 ff.):

1) Gesellschaftliche Funktion: Das Berufskonzept bietet Stabilität für und
ermöglicht Integration in die Gesellschaft. Es ermöglicht soziale Mobilität
innerhalb der Gesellschaft und die Reproduktion des gesellschaftlichen
Arbeitsvermögens.

2) Ökonomische Funktion: Der Beruf bietet mit seinen transparenten Qualifi-
kationsbündeln eine Grundlage betrieblicher Produktivität sowie ökono-
mischer Aushandlungsprozesse.
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3) Individuumsbezogene Funktion: Der Beruf stellt eine Grundlage für Bio-
graphie (u. a. biographische Orientierung) und Beschäftigung (z. B. soziale
Sicherung, ermöglicht dauerhafte Beschäftigung) sowie Anerkennung
(durch Gesellschaft/öffentliche Wertschätzung) und Identität (u. a. Grund-
lage für Herausbildung einer beruflichen Identität und Möglichkeit der
Entfaltung von Eignung und Neigung) dar.

4) Berufsbildnerische Funktion: Der Beruf und das damit einhergehende
Berufskonzept kann als Grund- und Strukturierungsprinzip der Vermitt-
lungsprozesse und deren Institutionalisierung bezeichnet werden.

5) Staatliche Funktion: Dem Beruf wird für den Staat in der Funktion als
Handlungsfeld und Möglichkeit des friedlichen Interessensausgleichs
zugleich vor allem in zweierlei Hinsicht eine wichtige Bedeutung zuge-
sprochen: erstens, eigene Gestaltungsansprüche zu realisieren, die die
Erwartungen verschiedener gesellschaftlicher Bereiche und die daraus
erwachsenden unterschiedlichen staatlichen Aufgaben berücksichtigen,
sowie zweitens die Integration verschiedenster Akteure und Gruppen in
das staatliche Gefüge. Der Beruf dient dem Staat in dieser Hinsicht auch
als eigene Legitimationsbasis bzw. als Instrument, das ihm zur Erfüllung
von Aufgaben dient, die für seine Legitimation wichtig sind“ (Kraus
2009, S. 184).

Das Berufskonzept stellt dementsprechend ein wichtiges Strukturprinzip der
gesellschaftlichen Ordnung dar, welches auf der Funktionalität verschiedener
gesellschaftlicher Bereiche basiert. Dem Berufskonzept steht das Employability-
Konzept entgegen. Diese Form der beruflichen Qualifizierung kennzeichnet
sich durch ein modulares Baukastensystem, bestehend aus kleinteiligen, frei
zusammenstellbaren Teilqualifikationen/-abschlüssen. Jede/-r zu Qualifizierende
kann dementsprechend, abhängig von der Arbeitsmarktnachfrage frei ihr/sein
individuelles Portfolio zusammenstellen. Ziel des Konzepts ist es, die Beschäfti-
gungsfähigkeit (Employability) der/des zu Qualifizierenden herzustellen (vgl.
Busemeyer 2009, S. 166 f.; Münk 2010, S. 200 f.; Schreier 2010, S. 110). Vor
allem im politischen und betrieblichen Kontext wird stärker die Frage von
Employability als konzeptionelle Alternative zum Berufskonzept diskutiert.
Kennzeichnend gegenüber dem Berufskonzept ist eine stärker individuelle Aus-
richtung des Konzepts bei gleichzeitig arbeitsmarktseitiger Ausgestaltung der
Qualifizierungsangebote an der Arbeitskraftnachfrage (Nachfrageorientierung/
Marktsteuerung). Damit verbunden ist die permanente Bereitschaft zur Anpas-
sung aufseiten des Individuums und ein hohes Maß an Selbstständigkeit bzw.
Eigeninitiative (vgl. Kraus 2007, S. 392): „Employability ist die Fähigkeit, fachli-
che, soziale und methodische Kompetenzen unter sich wandelnden Rahmen-
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bedingungen zielgerichtet und eigenverantwortlich anzupassen und einzuset-
zen, um eine Beschäftigung zu erlangen oder zu erhalten“ (Rump/Eilers 2006,
S. 21 zitiert nach Kraus 2007, S. 393). Beispiele für diese Form der Qualifizie-
rung finden sich in den angelsächsischen Ländern, wie z. B. Großbritannien
oder Irland.

Kern der Diskussion um die Reformbedürftigkeit des deutschen Berufsbil-
dungssystems ist die Frage, ob das Berufskonzept noch zeitgemäß ist und den
Anforderungen des Arbeitsmarktes vor dem Hintergrund technologischer, wirt-
schaftlicher und gesellschaftlicher Veränderungen genügt oder nicht vielmehr
eine stärker an das Employability-Konzept angelehnte Ausrichtung verfolgt
werden sollte. Das Berufskonzept bewegt sich dementsprechend in einem
Spannungsverhältnis zwischen dem ordnenden, strukturierenden und verbind-
enden Element von Wirtschaft und Gesellschaft einerseits und dem Vorwurf
der mangelnden Dynamik und Flexibilität des Konzepts, das neue Formen der
Arbeitsorganisation behindert und somit die Innovationskraft des deutschen
Berufsbildungssystems einschränkt andererseits (vgl. Frank/Kremer/Paulini-
Schlottau 2010, S. 121 ff.).

Die Verfechter des klassischen Berufsbildungskonzepts, vorrangig Vertre-
ter/-innen der Gewerkschaften und einige Vertreter/-innen aus Wissenschaft
und Bildungspolitik sehen die Flexibilität des Berufskonzepts in ausreichendem
Umfang gegeben. Ausgehend von den im Zuge der Europäisierung angefach-
ten Reformbestrebungen des Berufsbildungssystems befürchten sie den Einzug
„angelsächsischer Zustände“, eine daraus resultierende Gefahr der Zerrüttung
des bewährten deutschen Berufskonzepts und einen damit einhergehenden
Qualitätsverlust (vgl. u. a. Esser 2012).

Reformorientierte Vertreter/-innen aus Wissenschaft und Bildungspolitik sehen
dagegen in einer Neustrukturierung des deutschen Berufsbildungssystems
zahlreiche Chancen und Möglichkeiten für das deutsche Berufsbildungssystem.
So kritisiert Severing (2010) z. B. die abnehmende Integrationskraft des dualen
Systems und die Abgrenzung des dualen Systems nach unten. Die Annahme
der Reformkritiker, dass Zugangsbeschränkungen zur dualen Berufsausbildung
die Ausbildungsqualität sichern, steht er kritisch gegenüber (vgl. Severing
2010, S. 95). Gleiches gilt für den in diesem Zusammenhang diskutierten
Begriff der Ausbildungsreife als notwendiges Kriterium zur Aufnahme einer
Ausbildung, da das festgelegte Bündel an sozialen und personalen Kompeten-
zen nichts über die tatsächliche Reife der Ausbildungsinteressenten aussagt (s.
Kapitel 2.3.2). Ausbildungsreife, so Severing, entwickelt sich häufig erst im Ver-
lauf der Ausbildung. Zudem ist zu berücksichtigen, dass das vorhandene Spek-
trum der Berufe breit und vielfältig ist und dementsprechend auch die Qualifi-
kationsanforderungen sehr unterschiedlich sind (von einfach bis hoch
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komplex). Die Argumentation, dass es alleine an den jungen Menschen liegt,
die nicht mehr den gestiegenen/komplexen Anforderungen des Arbeitsmarktes
genügen, ist nach Meinung von Severing nicht zulässig. Er geht davon aus,
dass sowohl standardisierte Inhalte (Bausteine) als auch eine entsprechende
Zertifizierung der Berufsausbildungsvorbereitung eine Anrechnung von Teilen
der Ausbildungsvorbereitung auf eine nachfolgende Berufsausbildung erleich-
tern, den betroffenen Jugendlichen Perspektiven eröffnen und so überlange
Ausbildungszeiten reduzieren (vgl. Severing 2010, S. 95 ff.). Auch Kremer sieht
in einer gezielten Reform des Berufsbildungssystem Möglichkeiten, die Schnitt-
stellen zwischen Übergang Schule-Ausbildung, Ausbildung-Beruf, Beruf-Wei-
terbildung systematischer zu gestalten (Schnittstellenmanagement) und so,
anknüpfend an die Leitidee des EQR (s. Kapitel 2.3.5), strukturierter Bildungs-
ketten mit attraktiven Anschlussmöglichkeiten im Sinne eines ganzheitlichen
Bildungssystems zu eröffnen (vgl. Kremer 2007, S. 174, 180). Münk teilt
grundsätzlich die Auffassung von Severing, dass von den Reformbestrebungen
v. a. weniger leistungsfähige Personen an der Schnittstelle von Schule zu Beruf
profitieren könnten, indem diese schrittweise, in kleineren Leistungsabschnit-
ten (Module) an eine Ausbildung herangeführt werden. Bereits erworbene
Leistungen können dann auf eine spätere Ausbildung angerechnet werden
und so überlange Wartezeiten bis zur Ausbildungsaufnahme vermieden wer-
den (vgl. Münk 2010, S. 211). Die im Zuge der Neustrukturierung der Berufs-
ausbildung angedachte Modularisierung ist seiner Auffassung nach allerdings
nur dann unschädlich, wenn diese als didaktisch-curriculares Konstruktions-
prinzip umgesetzt wird. Modularisierung als ordnungspolitisches Konstruktions-
prinzip nach Vorbild der angelsächsischen Länder sieht Münk hingegen als
Bedrohung des Berufsprinzips (vgl. Münk 2010, S. 202). Frommberger unter-
stützt die Argumentation von Münk (vgl. Frommberger 2009, S. 26 f.). Er sieht
allerdings die Gefahr, dass mit der Auflösung der inhaltlich vorstrukturierten
und aufeinander aufbauenden Lernprozesse (didaktisch-curriculare Ebene) die
Lernenden durch die fehlende zeitliche und inhaltliche Kontinuität (innere Ord-
nung) im Lehr-Lernprozess überfordert werden könnten (vgl. Frommberger
2009, S. 23).

Dass es sich bei dem Berufskonzept um kein starres Konzept handelt, zeigen
Frank, Kremer und Paulini-Schlottau entlang des Entwicklungsprozesses der
vergangenen Jahre auf. Ausgehend von der Etablierung des Berufskonzepts im
Rahmen der Ordnungsarbeit in den 1970er/1980er Jahren, identifizieren sie
vor dem Hintergrund technologischer, wirtschaftlicher und gesellschaftlicher
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Veränderungen vier Diskussionsetappen bzw. Etappen der Weiterentwicklung
(vgl. Frank/Kremer/Paulini-Schlottau 2010, S. 121 ff.):

1) In den 1980er Jahre wurde Kritik an der Ausrichtung der Ordnungsmittel
laut. Diese seien zu eng und ausschließlich an Kenntnissen orientiert und
behindern somit die Persönlichkeitsentwicklung des Individuums (in-
dustriesoziologische und arbeitsorganisatorische Ausrichtung). In der
Konsequenz wurden Berufe entspezialisiert, breiter aufgestellt (Zusam-
menfassung der Berufe in sogenannte Berufsfamilien) und mit persönlich-
keitsbildenden Inhalten angereichert.

2) Die 1990er Jahre waren vor allem durch den Bedeutungsgewinn der
Informations- und Kommunikationstechnologie geprägt, infolgedessen
sich betriebliche Aufbau- und Ablaufstrukturen veränderten. In diesem
Zuge wurde diskutiert, inwiefern Schlüsselqualifikationen in Ordnungs-
mitteln vor dem Hintergrund der unvorhersehbaren Entwicklung des
Arbeitslebens im Berufskonzept Berücksichtigung finden müssen. Als
Konsequenz aus dieser Diskussion wurden in der Berufsbildung neue
Anwendungsfelder (Ausbildungsschwerpunkte) in der IT-Branche eta-
bliert, Ausbildungsordnungen strukturell und inhaltlich weiterentwickelt
und das Berufskonzept um methodische, soziale und personenbezogene
Kompetenzen (berufliche Handlungsfähigkeit) angereichert bzw. erwei-
tert.

3) Auch in den darauf folgenden Jahren beeinflussten die Veränderungen in
Wirtschaft und Gesellschaft (technologischer und arbeitsorganisatorischer
Wandel) die Diskussion um das Berufskonzept. Die damit einhergehende
Pluralisierung der betrieblichen Leistungsprozesse erforderte eine zuneh-
mende Flexibilisierung und Differenzierung der Berufsbildung. Diese Ver-
änderungen hatten den Ausbau der Spezialisierung und Binnendifferen-
zierung der Berufe (z. B. Berufe mit Fachrichtungen, Wahlqualifikationen,
Schwerpunkten, etc.) zur Folge, mit dem Ziel, auf ein breites Spektrum an
späteren Tätigkeits- und Beschäftigungsfelder vorzubereiten. Darüber
hinaus erhielten die Betriebe mehr Gestaltungsspielraum.

4) Mit der Novellierung des BBiG 2005 (s. Kapitel 2.3.3) fand ein Paradig-
menwechsel in der Berufsbildung statt. Als zentrales Ziel der Berufs-
bildung wurde nun die ganzheitliche, berufliche Handlungsfähigkeit
formuliert. Trotz der verstärkten Binnendifferenzierungs- und Flexibilisie-
rungsansätze der Ausbildungsordnungen und Fortbildungsregelungen
der vergangenen Jahre stand das Berufskonzept weiterhin in der Diskus-
sion. Als Grund hierfür identifizierten Frank/Kremer/Paulini-Schlottau
(2010) die zunehmende Europäisierung und damit einhergehenden
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Anforderungen nach mehr Transparenz, Vergleichbarkeit und Anerken-
nungsmöglichkeiten (s. Kapitel 2.3.5).

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass es sich bei der Frage um
die Flexibilisierung des Berufsbildungssystems um ein vielschichtiges Themen-
feld handelt, das abhängig von den unterschiedlichen Interessen aus Wissen-
schaft und Bildungspolitik abgelehnt bzw. befürwortet wird. Gleichwohl ist mit
Blick auf die Entwicklung der vergangenen Jahre festzuhalten, dass sich
Modernisierungsansätze, v. a. Modularisierungsansätze, gegenwärtig bereits in
der Ordnungspraxis (u. a. bei Ausbildungsberufen mit Wahlqualifikationen,
Schwerpunkten), im novellierten BBiG (u. a. mit Qualifizierungsbausteinen,
Zulassung zur Kammerprüfung für vollzeitschulische Bildungsgänge) und in
weiteren bildungspolitischen Entscheidungen finden (vgl. Erbe 2007, S. 1).
Damit ist eine wichtige Grundlage für niedrigschwellige Ansätze gebildet.

2.3 Bildungspolitische Reformdiskurse, Ordnungsrecht
und Instrumente

Betrachtet man unter der vorausgegangenen Perspektive den Reformdiskurs
seit 2000 entlang zentraler bildungspolitischer Etappen und geht der Frage
nach, wo sich Anhaltspunkte für die Umsetzung niedrigschwelliger Ansätze in
der beruflichen Bildung finden, so können hier sechs zentrale bildungs-/
ordnungspolitische Reformansätze herausgestellt werden (s. Tabelle 2):

Tab. 2: Übersicht Reformdiskurs auf bildungspolitischer Ebene (eigene Zusammenstellung)

2004 1 Neues Fachkonzept der Bundesagentur für Arbeit

2 Nationaler Pakt für Ausbildung und Fachkräftenachwuchs

2005 3 Novellierung des BBiG

2006/2007 4 Innovationskreis Berufliche Bildung

2006/2008 5 Europäischer Qualifikationsrahmen für Lebenslanges Lernen

6 Deutscher Qualifikationsrahmen

Zur besseren Nachvollziehbarkeit, Einordnung und Bewertung werden die
jeweiligen Reformansätze zunächst überblicksartig unter den Gesichtspunkten
Ziel(e), Zielgruppe, Inhalte des Ansatzes bzw. Konzepts und Bewertung rele-
vanter Akteure/Akteursgruppen dargestellt, bevor diese dann jeweils abschlie-
ßend hinsichtlich der sich für niedrigschwellige Ansätze ergebenden Optionen
und Konsequenzen bewertet werden.

Bezug nehmend auf die zuvor diskutierten Anknüpfungspunkte für niedrig-
schwellige Ansätze wird im Anschluss daran anhand des Instruments Qualifi-
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zierungsbaustein ein Beispiel zur Umsetzung niedrigschwelliger Ansätze vorge-
stellt.

2.3.1 Neues Fachkonzept der Bundesagentur für Arbeit 2004

Die Diskussion um die Weiterentwicklung der Angebote zur Berufsvorberei-
tung der BA findet seit den 1990er Jahren statt. Im Rahmen der Entwicklungs-
initiative „Neue Förderstrukturen für Jugendliche mit besonderem Förder-
bedarf“ (2001–2004)23 wurde ein neuer Konzeptentwurf zur Förderung
benachteiligter Jugendlicher erarbeitet und im Rahmen des BMBF-Programms
„Kompetenzen fördern – Berufliche Qualifizierung für Jugendliche mit beson-
derem Förderbedarf“24 erprobt. Die Ergebnisse aus dem Modellvorhaben flos-
sen in modifizierter Form in das Neue Fachkonzept der BA ein (vgl. Dietrich
2008, S. 71). Parallel dazu wurde im Dezember 2002 mit dem „Zweiten Gesetz
für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ eine wichtige Grundlage für
das Neue Fachkonzept gelegt, indem u. a. die Berufsausbildungsvorbereitung
in das BBiG aufgenommen wurde (vgl. BA 2004). Der Erlass des Neuen Fach-
konzepts der BA für die Berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen im Januar
2004 kann als eine wesentliche Etappe bei der Neuausrichtung der Berufsvor-
bereitung und beruflichen Integrationsförderung gesehen werden (vgl. Buse-
meyer 2009, S. 158). Mit dem Neuen Fachkonzept wurde das alte Lehrgangs-
konzepts mit zielgruppenspezifisch getrennten Angeboten25 abgelöst und
betriebsnäher ausgerichtet (vgl. Busemeyer 2009, S. 158; Plicht 2010, S. 6). Das
Fachkonzept zielt auf die Straffung des Übergangs zwischen Schule und
Betrieb, die Vermeidung von Warteschleifen und die Erhöhung der Eingliede-
rungschancen von jungen Menschen.26 Zielgruppe des Fachkonzepts sind
Jugendliche und junge Erwachsene unter 25 Jahren ohne berufliche Erstausbil-
dung, die ihre Schulpflicht absolviert haben und noch nicht über die nötige
Ausbildungsreife verfügen (vgl. GPC 2004; Plicht 2010, S. 2).

23 Weitere Informationen unter: http://www.ausbildungsvorbereitung.de/neuefoerderstruktur/
(22.03.2012).

24 Weitere Informationen unter: http://www.kompetenzen-foerdern.de/ (22.03.2012).
25 BBE-Lehrgänge für benachteiligte junge Menschen zur Verbesserung ihrer beruflichen Bil-

dungs- und Eingliederungschancen; Grundausbildungslehrgänge für marktbenachteiligte
Jugendliche; F-Lehrgänge für Jugendliche mit Behinderung (vgl. Plicht 2010, S.6).

26 Ferner besteht die Möglichkeit zur Vorbereitung auf den nachträglichen Erwerb des Haupt-
schulabschlusses.
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Wesentliche Eckpunkte der Weiterentwicklung im neuen Fachkonzept gegen-
über dem alten Lehrgangskonzept sind (vgl. GPC 2004):

• Auflösung der Maßnahmekategorien

• Inhaltliche Gliederung der BvB in Qualifizierungsebenen sowie Förder-
und Qualifizierungssequenzen

• Eignungsanalyse als Grundlage für die Qualifizierungsplanung

• Bildungsbegleitung

• Stellenakquise und Vermittlung in Ausbildung und Arbeit

• Qualifizierungsvereinbarungen als Bestandteil der Eingliederungsvereinba-
rung

• Förderung von kooperativen Qualifizierungsangeboten

• Flächendeckende Implementierung betriebs- und wohnortnaher Qualifi-
zierungskonzepte

Mit der Neuausrichtung ist die Intention verbunden, neben der verstärkten
Betriebsorientierung die Flexibilität und Durchlässigkeit der Förder- und Qualifi-
zierungssequenzen zu erhöhen, individuelle und passgenaue Förderung sowie
integrative Zielgruppenförderung möglich zu machen, Anrechnungsmöglich-
keit von Teilqualifikationen auf spätere Berufsausbildung zu eröffnen und
durch die festgelegte Förderdauer Warteschleifen zu minimieren. Somit soll die
Integration in Ausbildung/Arbeit verbessert werden (vgl. Plicht 2010, S. 9).
Damit einher geht das Ziel, die Transparenz sowie Systematisierung der berufs-
vorbereitenden Maßnahmen zu steigern und die Kosten durch die zeitliche
Begrenzung der BvB zu reduzieren (vgl. Klein/Kühnlein 2007, S. 2).

Konzeptionell untergliedert sich das Neue Fachkonzept in drei Stufen mit einer
vorgelagerten Eignungsanalyse (s. Tabelle 3):

Tab. 3: Stufen des Neuen Fachkonzepts

Stufen des Fachkonzepts und deren Kennzeichen

Stufe Kernelemente Dauer

Grundstufe Berufsorientierung und
Berufswahl

Max. sechs Monate

Förderstufe Vermittlung beruflicher
Grundfertigkeiten

Drei bis sechs Monate
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(Fortsetzung Tab.3)

Stufen des Fachkonzepts und deren Kennzeichen

Übergangs-
qualifizierung

berufs- und betriebs-
orientierte Qualifizie-
rung

Richtet sich nach individuellem Förderbedarf des/
der Jugendlichen, Maximaldauer von 10 Mona-
ten darf allerdings nicht überschritten werden

Quelle: BA 2004 (eigene Darstellung)

Die jeweiligen Stufen werden je nach Förderbedarf individuell durchlaufen
bzw. können bei entsprechenden Voraussetzungen übersprungen werden. Die
Qualifizierungsebenen bauen aufeinander auf. Jede Qualifizierungsebene ist
zeitlich begrenzt (vgl. Klein/Kühnlein 2007, S. 3). Die Maßnahmedauer ist ins-
gesamt auf max. zehn Monate festgelegt (für Menschen mit Behinderung auf
max. elf Monate). Während der gesamten Maßnahme erhalten die Teilnehmen-
den eine flankierende sozialpädagogische Begleitung (Bildungsbegleitung) (vgl.
Beicht 2009, S. 2).

Die Ausrichtung des Neuen Fachkonzepts auf eine nachfolgende Berufsausbil-
dung soll mittels des Instruments Qualifizierungsbaustein (s. Kapitel 2.3.6)
gezielt befördert werden. Diese kommen in den jeweiligen Qualifizierungs-
und Fördersequenzen zum Einsatz (vgl. BA 2004, Busemeyer 2009, S. 158).

Die Neuausrichtung der Berufsausbildungsvorbereitung in Form des Neuen
Fachkonzepts wirft in der Praxis Probleme auf und wird kritisch diskutiert. Die
Begleitforschung zum Neuen Fachkonzept durch das IAB hielt hierzu fest:
Bemängelt werden insbesondere von der Praxis die restriktive Förderdauer von
max. zehn Monaten, der zu geringe Personalschlüssel und das nicht ausrei-
chend gut qualifizierte Personal (v. a. bei Reha-Maßnahmen). Außerdem wer-
den die deutlich heterogenere Zielgruppe im Vergleich zum alten Lehrgangs-
konzept27, die nicht ausreichend vorhandenen Förderansätze für Menschen mit
Behinderung, die Gleichstellung der Integrationsziele „Integration in Ausbil-
dung“ und „Integration in Arbeit“, die damit gegebene „Gefahr“ der Integra-
tion in unqualifizierte Beschäftigung, die Vergabepraxis der Maßnahmen durch
die BA sowie die damit einhergehende Preispolitik bemängelt (vgl. Plicht 2010,
S. 7ff). Der Politikwissenschaftler Marius R. Busemeyer merkt in seinen Ausfüh-
rungen zum Neuen Fachkonzept im Rahmen einer berufsbildungspolitischen
Analyse seit den 1970er Jahren ferner kritisch die Selektionsmacht der BA
durch die zunehmende Verknüpfung zwischen Berufsausbildung und Arbeits-
marktpolitik an. So entscheidet die BA nicht nur darüber, in welche Maßnah-
men junge Menschen zugewiesen werden, sondern in den Maßnahmen selbst

27 Busemeyer moniert in diesem Zusammenhang die weitere Verwischung der Grenzen zwischen
sozial Benachteiligten und Marktbenachteiligten (vgl. Busemeyer 2009, S.159).
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– hier am Beispiel der BvB – wird die Entscheidung über den Wechsel in die
nächste Stufe durch die Beratungsfachkraft der BA getroffen und nicht durch
die pädagogischen Fachkräfte des durchführenden Trägers. Darüber hinaus
bleibt offen, was mit Jugendlichen im Anschluss an die BvB passiert, die keinen
Ausbildungsplatz gefunden haben (vgl. Busemeyer 2009, S. 159 f.).

Ausgehend von der Frage nach den sich aus diesem Reformansatz ergebenden
Konsequenzen bzw. Optionen für niedrigschwellige Ansätze ist festzuhalten,
dass das Neue Fachkonzept trotz der aufgezeigten Kritik dem Ansatz der Nied-
rigschwelligkeit in vielfältiger Weise gerecht wird. Mit Blick auf Heterogenität
bzw. Diversität der Zielgruppe geht das Fachkonzept nicht von einer starren
Maßnahmekonzeption aus, sondern versucht mittels der gestuften Maßnah-
mekonzeption die unterschiedlichen Bedürfnisse der Zielgruppe, abhängig vom
jeweiligen Förderbedarf, innerhalb eines festgelegten Förderzeitraums zu
berücksichtigen. Die Vermittlung in Ausbildung bzw. Beschäftigung hat dabei
oberste Priorität und eröffnet, u. a. durch die verstärkte Betriebsorientierung,
die Möglichkeit sozialer Teilhabe. Hervorzuheben sind in diesem Zusammen-
hang die als Qualifizierungsinstrument eingesetzten Qualifizierungsbausteine
(s. Kapitel 2.3.6). Busemeyer hält hierzu fest, dass mit Einzug der Qualifizie-
rungsbausteine in das Neue Fachkonzept erstmals die in den fachwissenschaft-
lichen Diskussionen bzw. die in der Neuordnungspolitik diskutierte Frage zur
Reform der Berufsausbildung (inkl. Diskussion um Flexibilisierungs- und
Modernisierungsansätze) Berücksichtigung in der Förderpolitik fand (vgl. Buse-
meyer 2009, S. 158). Erweitert werden sollte diese Einschätzung Busemeyers
um den Hinweis, dass es sich hier im Sinne der Niedrigschwelligkeit um Flexibili-
sierungs- und Modernisierungsansätze unterhalb einer beruflichen Erstaus-
bildung handelt, die strukturiert bzw. gezielt auf eine sich anschließende Aus-
bildung vorbereiten, indem erste grundlegende Inhalte aus bestehenden
Ausbildungsberufen vermittelt werden, ohne dabei die berufliche Erstaus-
bildung ordnungsrechtlich zu unterlaufen (s. Kapitel 2.2.1). Die mit den Qua-
lifizierungsbausteinen verbundene Option, sich die erworbenen Teilquali-
fikationen auf eine spätere Ausbildung anrechnen zu lassen, eröffnet
Anschlussperspektiven im Sinne von Durchlässigkeit.

Abschließend ist festzuhalten, dass sich das Fachkonzept als lernendes Kon-
zept versteht, d. h. auf Grundlage der aus der Durchführung gesammelten
Erfahrungen die Möglichkeit besteht, diese in das bestehende Konzept einflie-
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ßen zu lassen und bei Bedarf das Konzept zu modifizieren (vgl. Klein/Kühnlein
2007, S. 1).28

2.3.2 Nationaler Pakt für Ausbildung und Fachkräftenachwuchs 2004

Kurz nach Einführung des Neuen Fachkonzepts der BA wurde im März 2004
der Nationale Pakt für Ausbildung und Fachkräftenachwuchs durch das dama-
lige BMWA, das BMBF, der DIHK, die BDA, den BDI und den ZDH vor dem Hin-
tergrund einer angespannten Ausbildungsmarktsituation und eines sich mittel-
fristig abzeichnenden Fachkräftemangels für die Dauer von drei Jahren
verabschiedet.29 Ziel des Paktes war es, „allen ausbildungswilligen und ausbil-
dungsfähigen jungen Menschen ein Angebot für eine Ausbildung zu unterbrei-
ten“ (GPC 2011a). Zur Erreichung des Paktes wurden nachfolgende Paktmaß-
nahmen formuliert (s. Tabelle 4)

Tab. 4: Übersicht der Paktmaßnahmen

Steigerung der Ausbildungsleistung

Wirtschaft Einwerbung 30.000 neuer Ausbildungsplätze

Wirtschaft/Bundesagentur für
Arbeit

Zusätzliche Bereitstellung von 25.000 Plätzen für betriebli-
che Einstiegsqualifikationen durch Wirtschaft und Siche-
rung der Finanzierung

Bundesregierung Steigerung der Ausbildungsplätze in der Bundesverwaltung
um 20 % im Jahr 2004

Bund Fortführung des Bund-Länder-Ausbildungsprogramms Ost
im Jahr 2004 mit 14.000 Plätzen

Bundesagentur für Arbeit Fortführung der ausbildungsfördernden, v. a. berufsvorbe-
reitenden Maßnahmen

Optimierung der Vermittlungsprozesse

Bundesagentur für Arbeit Optimierung der Kontaktaufnahme zu und Informations-
weitergabe an die Jugendlichen (Callcenter)

Bundesagentur für Arbeit/
Kammern

Gemeinsame Nachvermittlungsaktionen (inkl. Kompetenz-
check)

28 Siehe zuletzt überarbeitetes Fachkonzept 2009: http://www.arbeitsagentur.de/nn_166482/
zentraler-Content/HEGA-Internet/A05-Berufl-Qualifizierung/Dokument/HEGA-11–2009-VA-
Erg-BvB-Fachkonzept.html (22.03.2012).

29 Der Nationale Pakt für Ausbildung und Fachkräftenachwuchs wurde seit seiner Erstunterzeich-
nung zweimal verlängert; der Letzte mit einer Laufzeit von 2011–2014 (BMBF 2012).
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(Fortsetzung Tab.4)

Weitere Maßnahmen

Kammern 800 zusätzliche Ausbildungsplatzbewerber/-innen

Bundesagentur für Arbeit/
Kammern

Optimierung des Informationsaustausches (z. B. unbesetzte
Lehrstellen)

Bund Aufstockung der Fördermittel Programm STARegio30

Bundesregierung und
Wirtschaft

Verstärkte Öffentlichkeitsarbeit

Quelle: BMWA et al. 2004 (eigene Darstellung)

Im Zuge des Paktes wurde mit der EQ eine neue Maßnahme zur besseren Inte-
gration in den Ausbildungsmarkt geschaffen. Bei der EQ handelt es sich um ein
sechs bis zwölfmonatiges betriebliches Praktikum mit berufsqualifizierenden
Anteilen, das durch die BA mit einem Zuschuss zum Lebensunterhalt in Höhe
von 192,- € und der Übernahme der Sozialversicherungsbeiträge in Höhe von
102,- € unterstützt wird. Die EQ richtet sich im Gegensatz zum Neuen Fach-
konzept der BA vorrangig an marktbenachteiligte junge Menschen und hat die
Vorbereitung auf eine sich anschließende duale Berufsausbildung zum Ziel. Die
Ausbildungsvorbereitung findet mittels des Instruments Qualifizierungsbau-
stein statt (s. Kapitel 2.3.6). Die EQ kann, die Zustimmung der zuständigen
Stelle und des Betriebes vorausgesetzt, auf eine spätere Ausbildung angerech-
net werden (vgl. Beicht 2009, S. 2; Busemeyer 2009, S. 156).

Neben der Einführung der EQ als neue Maßnahme zur verbesserten Über-
gangsgestaltung wurde ferner ein „Kriterienkatalog Ausbildungsreife“31 mit
Mindeststandards zur Ausbildungsreife erarbeitet. Der Kriterienkatalog soll
Beteiligten am Übergang von Schule zu Beruf Hinweise geben (u. a. Personal in
Arbeitsagenturen, Schulen, Betrieben, Bildungsträgern, Einrichtungen der
Jugendhilfe), welche Voraussetzungen junge Menschen zur Aufnahme einer
dualen Berufsausbildung mitbringen müssen, um den Anforderungen der
Wirtschaft zu genügen (vgl. BMWI 2007).

Der Ausbildungspakt war nach Einschätzung der beteiligten Akteure überaus
erfolgreich. Die Paktzusagen (s. Tabelle 4) wurden aus Sicht der Paktpartner

30 STARegio hatte zum Ziel, die Zahl betrieblicher Ausbildungsplätze zu erhöhen. Mittels regiona-
ler Projekte sollten zusätzliche betriebliche Ausbildungsplätze in ausbildenden und nicht
(mehr) ausbildenden Betrieben akquiriert werden. Das Programm wurde im Auftrag des BMBF
vom BIBB zwischen 2003 und 2007 durchgeführt und aus Mitteln des BMBF und des Europä-
ischen Sozialfonds gefördert. Weitere Informationen unter: http://www.staregio.de/.

31 Kriterienkatalog zur Ausbildungsreife, abrufbar unter: http://www.arbeitsagentur.de/zentraler-
Content/Veroeffentlichungen/Ausbildung/Kriterienkatalog-zur-Ausbildungsreife.pdf
(20.03.2012).

2.3  Bildungspolitische Reformdiskurse, Ordnungsrecht und Instrumente

57



weitaus übertroffen, sodass eine Trendwende auf dem Ausbildungsmarkt
erreicht werden konnte, v. a. bei den neu abgeschlossenen betrieblichen Aus-
bildungsverträgen (vgl. BMWI 2007). Dennoch gab bzw. gibt es auch kritische
Stimmen zum Ausbildungspakt. So merkt beispielsweise Busemeyer kritisch an,
dass es sich bei den zugesagten 30.000 neuen Ausbildungsstellen nicht um
zusätzliche Ausbildungsstellen handelte und so auch ein Gesamtrückgang der
Ausbildungsplätze wie dies zwischen 2004 und 2005 der Fall war, als Erfolg
verbucht wurde (vgl. Busemeyer 2009, S. 156). Ferner steht er den Erfolgen der
EQ-Maßnahmen kritisch gegenüber. Zwar zeigt die durch die GIB mbH durch-
geführte Begleitforschung32 zur EQ, dass die Zahl der Übergänge in eine
betriebliche Ausbildung dreimal so hoch war wie bei anderen Maßnahmen der
BA. Dennoch bleibt für Busemeyer die Frage offen, ob hierdurch eine Verdrän-
gung regulärer Ausbildungsplätze und eine Kostenverlagerung von Betrieben
auf den Staat stattfindet oder ob es sich tatsächlich um ein „(…) erfolgreiches
Instrument der ‚Dualisierung‘ der Berufsausbildungsvorbereitung handelt“
(Busemeyer 2009, S. 156 f.).

Der im Rahmen des Ausbildungspaktes entwickelte Kriterienkatalog zur Ausbil-
dungsreife wird ebenfalls kritisch diskutiert. Dabei gehen die Meinungen über
das, was Ausbildungsreife kennzeichnet, weit auseinander33, zumal es gegen-
wärtig keine allgemeinverbindliche Definition hierzu gibt (vgl. Frommberger
2010, S. 5). Einig sind sich die Fachleute darüber, so fassen Ehrenthal, Eberhard
und Ulrich im BIBB-Expertenmonitor zusammen, dass unter Ausbildungsreife
all jene Fähigkeiten und Arbeitstugenden zu zählen sind, die unabhängig vom
Ausbildungsberuf und dem jeweiligen Anforderungsniveau, einen Jugendli-
chen befähigen, eine Berufsausbildung aufzunehmen und diese erfolgreich zu
beenden. Zur Ausbildungsreife sind ferner nur solche Aspekte hinzuzurechnen,
die vor Antritt einer Ausbildung vorhanden sein müssen und nicht die Fähigkei-
ten und Fertigkeiten, die während einer Lehre erworben werden (vgl. Ehren-
thal/Eberhard/Ulrich 2005).34 Strittig ist dagegen, ob die Ausbildungsreife der

32 Die GIB mbH führte im Auftrag des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales von 2004–
2007 die Begleitforschung zum EQ-Programm durch (Abschlussbericht abrufbar unter: http://
www.arbeitsagentur.de/zentraler-Content/A04-Vermittlung/A041-Erschliessung/
Publikation/pdf/Abschlussbericht-GIB-EQJ-Programm.pdf (20.03.2012).

33 Die Ausbildungsreife wird im Kriterienkatalog der BA entlang der folgenden Aspekte festge-
stellt: Schulische Basiskompetenzen, z.B. Rechtschreibung, mathematische Grundkenntnisse
etc. – psychologische Leistungsmerkmale, z.B. logisches Denken, räumliches Vorstellungsver-
mögen, Aufmerksamkeit etc. – physische Merkmale, z.B. altersgerechte Entwicklung, gesund-
heitliche Voraussetzungen – Arbeitsverhalten und Persönlichkeit, z.B. Durchhaltevermögen,
Kommunikations- und Konfliktfähigkeit, Leistungsbereitschaft etc. Berufswahlreife, d.h.
Selbsteinschätzungs- und Informationskompetenz (vgl. BA 2009).

34 Der Kriterienkatalog zur Ausbildungsreife trifft eine Abgrenzung zwischen Ausbildungsreife
und Berufseignung. Berufseignung stellt im Gegensatz zur Ausbildungsreife auf die Eignung
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jungen Menschen insgesamt in den vergangenen Jahren wirklich abgenom-
men hat und somit die an Ausbildung gestellten Anforderungen nicht mehr
erfüllt werden können (Position der Arbeitgeberseite) oder ob nicht nur seitens
der Wirtschaft die Anforderungen an die potenziellen Ausbildungsplatzbewer-
ber/-innen hochgeschraubt wurden, um sich so der Ausbildungsverantwortung
zu entziehen (Position der Arbeitnehmerseite) (vgl. Eberhard 2006, S. 12 ff.).

Empirisch belastbare Ergebnisse hierzu gibt es bislang nicht (vgl. Frommberger
2010, S. 15). Daraus resultiert nach Ansicht von Eberhard die ungeklärte Frage,
ob es sich beim Thema der Ausbildungsreife um ein politisches Konzept han-
delt, das bewusst bzw. gezielt in der Diskussion um die Lehrstellenproblematik
eingesetzt wird. Eberhard betont in diesem Zusammenhang, dass die Diskus-
sion um Ausbildungsreife über die Positionen der Arbeitsgeber und Arbeitneh-
mer hinaus, d. h. deutlich differenzierter geführt werden muss (vgl. Eberhard
2006, S. 16). Frommberger knüpft daran an und kommt bei seiner Analyse zu
dem Schluss, dass die gegenseitigen Schuldzuweisungen bislang wenig pro-
duktive Ergebnisse hervorgebracht haben, um das grundsätzliche Problem der
zukünftigen Fachkräftesicherung zu lösen. Die Anstrengungen aller Akteure in
der beruflichen Bildung sollten vielmehr dahingehen, dass die Qualifizierungs-
möglichkeiten des Bildungssystems umfassend ausgeschöpft werden, um
junge Menschen auf den Ausbildungsmarkt bzw. das weiterführende Bildungs-
system vorzubereiten und so Anschlussmöglichkeiten zu eröffnen (z. B. Auf-
nahme einer dualen Ausbildung) (vgl. Frommberger 2010, S. 24).

Mit der Nutzung des Instruments Qualifizierungsbaustein haben, wie bereits
beim Neuen Fachkonzept (s. Kapitel 2.3.1), auch hier Modernisierungs- und
Flexibilisierungsansätze unterhalb der Erstausbildung Einzug gefunden, die
einen wichtigen Anknüpfungspunkt für die Implementierung niedrigschwelli-
ger Ansätze in die berufliche Bildung darstellen. Gleichwohl gibt es Unter-
schiede. In Abgrenzung zum Neuen Fachkonzept der BA, unterscheidet sich
der Ausbildungspakt in seiner Ausrichtung v. a. hinsichtlich der fokussierten
Zielgruppe. Während das Fachkonzept der BA noch nicht ausbildungsfähige
Jugendliche als Zielgruppe definiert, nimmt der Ausbildungspakt vorrangig
ausbildungswillige bzw. -fähige Jugendliche in den Blick. Dementsprechend
sind die Paktmaßnahmen deutlich betriebsorientierter ausgerichtet und verfol-
gen weniger individuelle Förderansätze wie dies niedrigschwellige Ansätze vor-
sehen. Dennoch darf, anknüpfend an Frommberger (vgl. 2010, S. 24), auch bei
den sogenannten Ausbildungsfähigen die gezielte individuelle Förderung nicht
aus dem Blick genommen werden, um nachhaltige Anschlussperspektiven in

eines Jugendlichen für einen spezifischen Beruf ab und damit verbunden die Voraussetzung,
dass der gewählte Beruf der Person berufliche Zufriedenheit bieten kann (vgl. Wirth 2011).
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Ausbildung und Beschäftigung zu eröffnen. Die EQ sieht neben dem Einsatz
von Qualifizierungsbausteinen bei Bedarf zwar eine zusätzliche sozialpädagogi-
sche Begleitung vor, ist jedoch im Vergleich zum Fachkonzept nicht in ein
umfassendes Förderkonzept eingebettet.

2.3.3 Novellierung des Berufsbildungsgesetzes 2005

Mit der Novellierung des BBiG 2005 wurden das BBiG von 1969 und das
Berufsbildungsförderungsgesetz von 1981 zusammengeführt und grundlegend
überarbeitet (BMBF 2005a, S. 4). Ziel der Reform war es nach Aussagen der
damaligen Bundesministerin für Bildung und Wissenschaft Edelgard Bulmahn,
das Berufsbildungssystem an die Herausforderungen der Zukunft anzupassen,
um so sicherzustellen, dass die berufliche Bildung, v. a. jungen Menschen
attraktive Zukunftschancen bieten kann (vgl. Euler/Pätzold 2004, S. 7).

Die wesentlichen Änderungen im neuen BBiG in der Übersicht:

Tab. 5: Übersicht der Änderungen im novellierten BBiG 2005

Klärung der
Verantwortungs-
bereiche

Bestätigung bestehender Kompetenzzuweisungen, d. h.

• Bund = Gesetzgebungskompetenz für das Recht der außer-
schulischen Berufsbildung

• Länder = Gesetzgebungskompetenz für das Recht der schuli-
schen Berufsbildung

• Erweiterung des Gestaltungsspielraums der Länder an der
Schnittstelle der beiden o. g. Kompetenzbereiche, z. B. Zulas-
sung von Absolventen/-innen vollzeitschulischer Ausbildungs-
gänge zur Kammerprüfung (s. Externenprüfung, s. Kapi-
tel 3.3.2), Anrechnung berufsschulisch erworbener
Vorqualifikationen

Internationalisierung • Teilabschnitte der Ausbildung sind im Ausland absolvierbar
(max. ein Viertel der in der Ausbildungsordnung festgelegten
Ausbildungsdauer), sofern diese dem Ausbildungsziel dienen
(§ 2 Abs. 3; § 76 Abs. 3)

Flexibilisierung des
Verordnungsrechts

• Ermächtigungsnorm zum Erlass von Ausbildungsordnungen:
Unterscheidung zwischen Mindestinhalten einer Ausbildungs-
ordnung und fakultativen Inhalten einer Ausbildungsordnung
(§ 5 Abs. 1–2)
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(Fortsetzung Tab.5)

• Stufenausbildung35: Regelung der Ausbildungsvertragsgestal-
tung (§ 5 Abs. 2–4)

• Gestreckte Abschlussprüfungen: Möglichkeit, Abschlussprü-
fung in zwei getrennten Teilen durchzuführen (§ 5 Abs. 2 Nr. 2)

• Weitere Kompetenzen vermitteln und prüfen: Vermittlung wei-
terer Kompetenzen im Zusammenhang mit der Ausbildung,
z. B. in Form von Wahlbausteinen (§ 5 Abs. 2 Nr. 5)

• Experimentierklausel: Ermächtigungsgrundlage für Erprobungs-
verordnungen (§ 6)

Neugestaltung der
Schnittstellen zwischen
Schule und Beruf

• Option der Anrechnung von Vorbildung auf eine anschließende
Berufsausbildung, z. B. vollzeitschulische Ausbildung, Berufs-
ausbildungsvorbereitung (§ 7 Abs. 1)

• Geänderte Zulassungsregelung bei Externenprüfung, d. h.
Kammerprüfung auch für Absolventen/-innen vollzeitschuli-
scher Ausbildungsgänge (§ 43 Abs. 2)

Weitere Neuerungen im
Prüfungswesen

• Möglichkeit der „gutachterlichen Stellungsnahme Dritter“36

durch Prüfungsausschuss (§ 39 Abs. 2; § 42 Abs. 2)

Klarstellungen und
Bereinigungen

• Würdigung alternativer Ausbildungsmodelle (Bsp.: Verbundaus-
bildung37)

• Ausdrückliche Anerkennung von Lernortkooperationen38

35 Stufenausbildungen gliedern sich in der Regel in zwei Ausbildungsabschnitte (Stufen): Im
ersten Ausbildungsabschnitt (Dauer: 2 Jahre) wird eine breite Grundbildung im gewählten
Ausbildungsberuf vermittelt. Nach erfolgreichem Abschluss dieses Abschnittes besteht die
Möglichkeit, entweder in eine Erwerbstätigkeit einzumünden oder die im ersten Ausbildungs-
abschnitt erworbenen Fähigkeiten und Fertigkeiten in einem weiterführenden Abschnitt zu
vertiefen (berufliche Fachbildung, Dauer: 1 Jahr). Der Abschluss einer einzelnen Stufe befähigt
zu einer qualifizierten beruflichen Tätigkeit, führt jedoch zu keinem Berufsabschluss in einem
anerkannten Ausbildungsberuf. Erst nach Abschluss der letzten Stufe wird der vollqualifizie-
rende Berufsabschluss erworben. Bislang liegen keine Ausbildungsordnungen für echte Stu-
fenausbildungen vor (vgl. BIBB 2007a, 2004).
Die sogenannte „echte Stufenausbildung“ wird häufig mit dem Anrechnungsmodell bzw. der
„unechten Stufenausbildung“ (gem. §5 Abs.2 Nr.4 BBiG) verwechselt. Hier handelt es sich
um eine Ausbildung, „(…) bei der über ein Anrechnungsverfahren bereits erworbene Berufs-
abschlüsse in anerkannten Ausbildungsberufen berücksichtigt werden und damit ein Einstieg
in das 3. Ausbildungsjahr (in der Regel) ermöglicht wird. Voraussetzung ist, dass die weiter-
führenden Berufe („Stufen“) in den Ausbildungsordnungen (AO) definiert werden“ (BIBB
2007a, S.1). Beispiele für das Anrechnungsmodell finden sich u.a. in der Bauwirtschaft (ebd.).

36 Möglichkeit der Einbeziehung nicht mündlich zu erbringender Prüfungsleistungen bei der
Bewertung, d. h. der Prüfungsausschuss hat die Möglichkeit, bei der Bewertung einzelner Prü-
fungsleistungen sich einer gutachterlichen Stellungnahme von Dritten, insbesondere der
Berufsschulen, zu bedienen (vgl. Sondermann 2005, S.8).

37 Zusammenschluss mehrerer Lernorte, die gemeinsam und in Kooperation mit der Berufsschule
eine/-n oder mehrere Auszubildende ausbilden.

38 „Lernortkooperation bezeichnet die Zusammenarbeit aller beteiligten Lernorte und Institutio-
nen in der beruflichen Bildung: Berufsschule, Ausbildungsbetrieb, Bildungsträger und sonstige
Institutionen, die in die beruflichen Bildung involviert sind. Ausgangspunkt der Kooperation
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(Fortsetzung Tab.5)

• Möglichkeit der Teilzeitberufsausbildung39 in besonderen Fäl-
len, z. B. bei Alleinerziehenden oder für Angehörige von pfle-
gebedürftigen Personen (§ 8)

• Neustrukturierung von Vorschriften (z. B. Eignung von Ausbil-
dungsstätten und Ausbildungspersonal – §§ 27 bis 33)

Bundesinstitut für
Berufsbildung

• Verringerung der Gremienzahlen, Neustrukturierung der Aus-
schüsse im BIBB, Neueinrichtung eines wissenschaftlichen Bei-
rats

Quelle: vgl. BMBF 2005a, S. 4 ff.; Sondermann 2005 (eigene Darstellung)

Die Bewertungen zur BBiG-Novellierung gingen unter den beteiligten Sozial-
partnern sowie den Bundes- und Landesvertretern/-innen auseinander. Dissens
gab es v. a.

a) hinsichtlich der Frage der Sicherung zukünftiger Ausbildungsplätze (Aus-
bildungsplatzabgabe),

b) hinsichtlich der Professionalisierung des Prüfungswesens,

c) im Hinblick auf mögliche Flexibilisierungsansätze des Verordnungsrechts
sowie

d) bezüglich der Neugestaltung der Schnittstellen zwischen Schule und
Beruf (Anschlussmöglichkeiten und Gleichwertigkeit vollzeitschulischer
und dualer Ausbildung).

Zu a) Sicherung zukünftiger Ausbildungsplätze (Ausbildungsplatzabgabe): Die
Gewerkschaften strebten mit der Novellierung einen Rechtsanspruch auf Aus-
bildungs- bzw. Finanzierungsregelung an, um Anreize zur Steigerung des
Angebots an betrieblichen Ausbildungsplätzen zu schaffen (vgl. Euler/Pätzold
2004a, S. 170). Die Arbeitgeberseite lehnte eine solche Abgabe mit dem Hin-
weis ab, dass hierdurch das eigentliche Problem der rückläufigen Ausbildungs-
plätze nicht gelöst wird. Vielmehr müssten die Unternehmen beispielsweise

bildet meist eine gemeinsam empfundene Problemlage, von der aus zusammen eine Lösung
erarbeitet wird. Die Lernortkooperation kann sich u.a. auf inhaltliche, methodische, konzep-
tionelle und/oder auch finanzielle Zusammenarbeit beziehen, um die Qualität der beruflichen
Bildung zu verbessern und die Ausbildungsbereitschaft zu erhöhen.“ (GPC 2007).

39 „Bei berechtigtem Interesse kann gemäß §8 des Berufsbildungsgesetzes auf gemeinsamen
Antrag der Auszubildenden und Ausbildenden in die tägliche oder wöchentliche Arbeitszeit
verkürzt werden. Ein ‚berechtigtes Interesse‘ liegt vor, wenn der oder die Auszubildende ein
eigenes Kind betreut, einen pflegebedürftigen Angehörigen pflegt oder vergleichbare schwer-
wiegende Gründe vorliegen.“ (GPC 2009a). Die wöchentliche Mindestausbildungszeit von 25
Stunden sollte nicht unterschritten werden. Eine Verlängerung der kalendarischen Gesamtaus-
bildungsdauer ist nicht vorgesehen, außer die Verlängerung ist erforderlich zur Erreichung des
Ausbildungsziels (Einzelfallentscheidung) (ebd.).
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durch verbesserte Rahmenbedingungen zur Ausbildungsbeteiligung motiviert
werden. Damit verbunden ist die Befürchtung, dass mit der Novellierung der
Handlungsspielraum der Unternehmen beschnitten bzw. eingeengt wird (vgl.
Euler/Pätzold 2004c, S. 488 f.). Die seitens der Arbeitnehmervertreter/-innen
angestrebte Ausbildungsplatzangabe fand nach eingehender Prüfung und
Beratung letztlich keine Berücksichtigung in der Neufassung des BBiG.

Zu b) Professionalisierung des Prüfungswesens: Die Vertreter/-innen der KMK
strebten mit der Neuordnung die Einbeziehung von Berufsschulleistungen als
Teil der Abschlussprüfung an (vgl. Euler/Pätzold 2004b, S. 324). Die Vertre-
ter/-innen der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite lehnten dies ab, da es sich
aus ihrer Sicht hier nur um einen Teilaspekt des Verhältnisses der beiden Lern-
orte Schule – Betrieb handelt bzw. die Lehr-/Lernbedingungen an den berufli-
chen Schulen nicht ausreichend sind und zudem die länderübergreifende Ver-
gleichbarkeit nicht gegeben ist (vgl. Euler/Pätzold 2004a, S. 171; 2004c,
S. 490).

Ein weiteres Bestreben der KMK war es, das volle Stimmrecht für Leh-
rer/-innen, bei den zuständigen Stellen angesiedelten Berufsbildungsausschüs-
sen, zu erwirken (vgl. Euler/Pätzold 2004b, S. 324). Diese Forderung wurde
durch die Bundesregierung unterstützt (vgl. Euler/Pätzold 2004, S. 11), fand
aber aufseiten der Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertretung keine Befürwor-
tung. Die Gewerkschaften sahen darin u. a. eine Gefahr der Beschneidung des
Selbstverwaltungsbereiches der Sozialpartner durch den Staat (vgl. Busemeyer
2009, S. 164). Die BDA lehnte diese Forderung klar ab, da die dort abgegebe-
nen Voten v. a. die betriebliche Ausbildung betreffen (vgl. Euler/Pätzold 2004c,
S. 490).

Die Einbeziehung von Berufsschulleistungen fand mit der Möglichkeit der
„gutachterlichen Stellungnahme Dritter“ durch den Prüfungsausschuss im
neuen BBiG Berücksichtigung (s. Tabelle 5). Das volle Stimmrecht für Berufs-
schullehrer/-innen in den Berufsbildungsausschüssen wurde jedoch nicht über-
nommen. Sie haben lediglich eine beratende Funktion erhalten.

Zu c) Flexibilisierungsansätze des Verordnungsrechts: Die Diskussion hinsichtlich
der Verankerung von Flexibilisierungsansätzen im BBiG, u. a. mit dem Ziel einer
zielgruppenadäquateren Ausbildung wurde ebenfalls kontrovers diskutiert. An
diesem Punkt entfachte sich wiederum die Diskussion um die Wahrung des
Berufskonzepts (Berufsprinzips) und der damit verbundenen Frage, wie viel
Reform das bewährte Konzept des deutschen Berufsbildungssystems (v. a. das
duale System) verträgt. Während der BDA die Forderung nach mehr flexiblen
Ausbildungsberufen, insbesondere mit weniger komplexen Anforderungen für
leistungs- und motivationsschwächere Jugendliche stellte – mit dem Hinweis
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auf das Versagen des allgemeinbildenden Systems (vgl. Euler/Pätzold 2004c,
S. 491), zeigte sich die Arbeitnehmerseite skeptisch bzw. ablehnend gegenüber
dieser Forderung. Aus Sicht der Gewerkschaften sind Kurzausbildungen kein
geeignetes Instrument für benachteiligte Jugendliche. Besonders skeptisch sind
sie hinsichtlich der Verwertbarkeit und Anschlussfähigkeit solcher Ausbildungs-
modelle. Außerdem verweisen sie darauf, dass eine weitere Ausdifferenzierung
der Berufe zu noch mehr Intransparenz und Unübersichtlichkeit führt. Gleich-
wohl sehen auch die Gewerkschaften die Notwendigkeit adäquater Qualifizie-
rungschancen und verbesserter Unterstützungssysteme für junge Menschen
mit besonderem Förderbedarf (vgl. Euler/Pätzold 2004a, S. 173 f.). Die KMK
sieht demgegenüber die Notwendigkeit einer stärkeren Modularisierung der
Ausbildung, v. a. vor dem Hintergrund der Europäisierung und der Anschlussfä-
higkeit im Hinblick auf die Hochschulbildung (vgl. Euler/Pätzold 2004b,
S. 326 f.).

Im novellierten BBiG finden sich erste Flexibilisierungsansätze entlang der oben
dargestellten Forderungen wieder. So besteht beispielsweise mit der Stufenaus-
bildung die Möglichkeit zunächst einen Einstieg in eine Berufsausbildung über
die Grundbildung (1. Stufe) zu finden und so nach erfolgreichem Abschluss
einer ersten qualifizierten Tätigkeit nachgehen zu können oder in der darauf
aufbauenden Stufe (2. Stufe) einen vollqualifizierenden Berufsabschluss zu
erwerben (s. Fußnote 35). Auch die Möglichkeit neben der regulären Berufs-
ausbildung Zusatzqualifikationen erwerben zu können (z. B. in Form von Wahl-
bausteinen) eröffnet für Auszubildende ordnungsrechtlich geregelte Hand-
lungsspielräume.

Zu d) Neugestaltung der Schnittstellen zwischen Schule und Beruf: Neben den
Flexibilisierungsbestrebungen, vorrangig im Kontext der Berufsbildung, rückte
auch die Schnittstellengestaltung zwischen Schule und Beruf in den Fokus.
Wesentlicher Streitpunkt war hier die Anerkennung von Berufsbildungsgängen
in schulischer Trägerschaft als gleichwertige Organisationsformen der Berufs-
ausbildung (vgl. Euler/Pätzold 2004, S. 2).

Die Bundesregierung und die KMK forderten die gesetzliche Verankerung für
eine uneingeschränkte Zulassung von Absolventen/-innen einschlägiger voll-
zeitschulischer Bildungsgänge zur Abschlussprüfung in anerkannten Ausbil-
dungsberufen. Die Ermächtigung zum Erlass einer entsprechenden Rechtsver-
ordnung sollte nach dem Willen der KMK den Ländern übertragen werden
und so zur Gleichwertigkeit von vollzeitschulischer und dualer Berufsausbil-
dung beitragen (vgl. Euler/Pätzold 2004, S. 10; 2004b, S. 323). Sowohl Arbeit-
geber- wie Arbeitnehmerseite standen diesem Ansinnen kritisch gegenüber.
Während die Gewerkschaften die vollzeitschulische Ausbildung als Ergänzung
zur klassischen dualen Ausbildung und nicht als Ersatz für den Lernort Betrieb
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sehen (vgl. Euler/Pätzold 2004a, S. 172), befürchten die Arbeitgebervertreter,
wie beispielsweise der BDA, die Gefahr der Aushöhlung des dualen Systems.
Eine Öffnung wäre, wenn überhaupt, nur aufgrund arbeitsmarktpolitischer
bzw. wirtschaftlicher Notwendigkeiten in Verbindung mit einer zeitlichen
Befristung vertretbar (vgl. Euler/Pätzold 2004c, S. 490).

Die Option, Absolventen/-innen vollzeitschulischer Ausbildungsgänge zur Kam-
merprüfung zuzulassen, wurde zwar in die Novelle des BBiG aufgenommen.
Dennoch konnten sich die Vertreter/-innen der Arbeitnehmer- und Arbeitge-
berseite durchsetzen, indem § 43, Abs. 2, der die Möglichkeit der Zulassung
zur Kammerprüfung eröffnet, zeitlich befristet wurde. Am 1. August 2011 trat
dieser außer Kraft, sodass die Zulassung zur Kammerprüfung wieder der Ent-
scheidungsbefugnis der zuständigen Stellen obliegt (vgl. IHK Frankfurt o. J.,
S. 34 f.).

In der Gesamtbewertung der BBiG-Novelle sind, ausgehend von der Frage
nach den sich für niedrigschwellige Qualifizierungsansätze ergebenden Konse-
quenzen, v. a. die Neugestaltung der Schnittstellen zwischen Schule und Beruf
sowie die Flexibilisierung des Verordnungsrechts hervorzuheben (s. Tabelle 5).
Hieraus ergeben sich vielfältige berufliche Qualifizierungswege, wie dies am
Beispiel der Verzahnung von beruflicher Vorbildung bzw. Weiterbildung mit
der Ausbildung (z. B. § 7 BBiG) oder den neuen Strukturmodellen (z. B. § 5
Abs. 2 Nr. 5) deutlich wird (s. Tabelle 5). Die Option, die beispielsweise im Rah-
men der vorberuflichen Bildung erworbenen Kompetenzen auf eine sich
anschließende Berufsausbildung anzurechnen, eröffnet einen ersten ordnungs-
rechtlichen Ansatzpunkt hin zu mehr Anschlussfähig- und Durchlässigkeit an
der unteren Schwelle. Damit verbunden ist die Chance, Übergänge zu optimie-
ren, überlange Ausbildungszeiten zu vermeiden und Motivationsanreize für
junge Menschen zu schaffen. An dieser Stelle ist jedoch kritisch anzumerken,
dass sich die Hoffnung einer besseren Anschlussfähigkeit bzw. Durchlässigkeit
größtenteils nicht erfüllt hat, blickt man auf die Anrechnungspraxis der vergan-
genen Jahre seit der Novellierung (s. Kapitel 2.3.6). Hier besteht weiterhin
Handlungsbedarf.

Ausgehend von der kontroversen Diskussion um die Reformbedürftigkeit des
deutschen Berufsbildungssystems ist abschließend festzuhalten (s. Kapitel 2.2),
dass trotz der Novellierung und den darin enthaltenen Flexibilisierungsansät-
zen, zusätzlichen Optionen und Gestaltungsspielräumen, die Beruflichkeit als
zentrales Prinzip der beruflichen Bildung erhalten bleibt und somit die Wah-
rung der beruflichen Ordnung sichergestellt ist (vgl. Kraus 2007, S. 385 f.; Kre-
mer 2005).
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2.3.4 Innovationskreis Berufliche Bildung 2006/2007

Die Diskussion um die Reform der Berufsausbildung, vorrangig die Modularisie-
rungsdebatte, nahm mit Veröffentlichung des wissenschaftlichen Gutachtens
„Flexible Ausbildungswege in der Berufsausbildung“ (vgl. Euler/Severing 2006)
im Jahr 2006 und den Empfehlungen des IKBB im Jahr 2007 erneut an Intensi-
tät zu.

Das von Euler und Severing vorgelegte Gutachten diente als Grundlage für die
Arbeit des vom BMBF als Beratungsgremium ins Leben gerufenen IKBB. Ziel
des Gutachtens ist, mittels eines innovativen Modells die deutsche Berufsaus-
bildung transparenter und flexibler zu gestalten. Jungen Menschen soll so vor
dem Hintergrund veränderter sozioökonomischer Rahmenbedingungen der
Übergang in das Ausbildungssystem erleichtert werden. Im Rahmen des Gut-
achtens werden zwei Reformmodelle für das Berufsbildungssystem vorgeschla-
gen. Kern dieser Modelle ist die Einführung eines Bausteinsystems (s. Kapi-
tel 2.3.6), das die Grundprinzipien des dualen Ausbildungssystems wahrt
(Berufskonzept, Abschlussprüfungen, etc.) und dennoch flexible Anschluss-
möglichkeiten an die jeweiligen Bildungsbereiche eröffnet. Die beiden Modelle
unterscheiden sich lediglich in der Art und Weise der Prüfungsform voneinan-
der. Während im Modell 1 die einzelnen Spezialbausteine nur im Fall eines
Ausbildungsabbruches geprüft werden, sieht Modell 2 grundsätzlich baustein-
bezogene Prüfungen vor, die dann auf die Abschlussprüfung angerechnet wer-
den (vgl. Euler/Severing 2007).

Beide Modelle richten sich zum einen an marktbenachteiligte Jugendliche, die
über die nötigen Voraussetzung zur Aufnahme einer Ausbildung verfügen und
zum anderen an „(…) ‚Heranführbare‘, die innerhalb der Berufsausbildungs-
vorbereitung neben einer berufsbezogenen Qualifizierung unterstützende
Angebote im sozialen und/oder allgemeinbildenden Bereich benötigen“ (Euler/
Severing 2007, S. 37). Ausdrücklich ausgenommen von der Zielgruppe beider
Modelle sind nicht ausbildungsfähige junge Menschen, die zunächst sozialpä-
dagogische Unterstützungsangebote zur Stabilisierung benötigen. Euler und
Severing verweisen für die Personengruppe der nicht Ausbildungsfähigen auf
die bestehenden Unterstützungsangebote der Berufsausbildungsvorbereitung
(z. B. Qualifizierungsbausteine), die schrittweise an eine Berufsausbildung
heranführen (ebd.).

Aufbauend auf den Empfehlungen des Gutachtens wurde im Frühjahr 2006
der IKBB durch die damalige Bundesministerin für Bildung und Forschung, Frau
Prof. Dr. Schavan, ins Leben gerufen. Dieser setzte sich aus Vertretern/-innen
aus Bundes- und Landespolitik, Wirtschaftsverbänden, Gewerkschaften, Unter-
nehmen und Berufsschulen zusammen. Ziel des Innovationskreises war es, vor
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dem Hintergrund sich verändernder demographischer40, wirtschaftlicher41,
technologischer42 und bildungspolitischer Herausforderungen43, Empfehlungen
und konkrete Handlungsoptionen für die Berufsbildungspolitik zur Reform
bzw. Strukturverbesserung des Berufsbildungssystems zu erarbeiten (vgl. BMBF
2007b, S. 11 ff.). Die Arbeit des Innovationskreises wurde durch vier themen-
spezifische Arbeitsgruppen flankierend unterstützt, die zu den Schwerpunkten

a) Modernisierung und Flexibilisierung (u. a. Schaffung neuer Ausbildungs-
kulturen in innovativen Branchen, Entwicklung von Ausbildungsbaustei-
nen),

b) Durchlässigkeit (u. a. Verzahnung berufliche Aus- und Weiterbildung,
gestufte Ausbildungen),

c) Übergangsmanagement (u. a. Verbesserung der Kooperationsstrukturen,
Verzahnung/Anrechnung von Vorqualifikationen, Nachqualifizierung) und

d) Europäische Öffnung (u. a. EQR/DQR, Bedeutungsgewinn dualer Ausbil-
dung im europäischen Vergleich) arbeiteten (vgl. BMBF 2007b, S. 27 f.;
BMBF o. J., Folie 3).

Nach etwas mehr als einjähriger Arbeit wurden die Empfehlungen und Umset-
zungsvorschläge des IKBB entlang von zehn Leitlinien im Juli 2007 vorgestellt
(s. Tabelle 6, Anhang – Kapitel 7.1).

Tab. 6: Zehn Leitlinien IKBB

Zehn Leitlinien zur Modernisierung und Strukturverbesserung
der beruflichen Bildung
Empfehlungen und Umsetzungsvorschläge

Leitlinie 1 Mehr Schulabschlüsse erreichen – Ausbildungsreife verbessern

Leitlinie 2 Ausbildungsvorbereitung für Benachteiligte optimieren – Förderstrukturen neu
ordnen

Leitlinie 3 Übergänge optimieren – Wege in betriebliche Ausbildung sichern

Leitlinie 4 Berufsprinzip stärken – Flexibilisierung der beruflichen Bildung vorantreiben

Leitlinie 5 Ausbildungsbasis verbreitern – Ausbildungskapazitäten effektiv nutzen

Leitlinie 6 Durchlässigkeit verbessern – Anschlussfähigkeit beruflicher Abschlüsse sichern

Leitlinie 7 „Zweite Chance“ für Qualifizierung – Nachqualifizierung junger Erwachsener
vorantreiben

40 U.a. Rückgang der Schüler/-innenzahlen allgemeinbildender Schulen.
41 U.a. Wandel von der Industrie- zur Dienstleistungsgesellschaft.
42 U.a. Halbwertszeit des Wissens und Könnens.
43 U.a. Durchlässigkeit zwischen den Teilbereichen Schule – Übergangssystem – berufliche Aus-

und Weiterbildung – Hochschule.
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(Fortsetzung Tab.6)

Zehn Leitlinien zur Modernisierung und Strukturverbesserung
der beruflichen Bildung
Empfehlungen und Umsetzungsvorschläge

Leitlinie 8 Europäische Öffnung – Mobilität und Anerkennung verbessern

Leitlinie 9 Duale Ausbildung im europäischen Vergleich stärken – Potenzial auf dem
internationalen Bildungsmarkt sichern

Leitlinie 10 Grundlagen für zukunftsorientierte Berufsbildungspolitik schaffen – Koopera-
tion von Wirtschaft, Wissenschaft und Politik stärken

Quelle: BMBF 2007b, S. 10; 14 ff. (eigene Darstellung)

Die Leitlinien lassen sich in fünf Kernbereiche zusammenfassen:

1) Optimierung Übergang Schule – Beruf

2) Modernisierung und Flexibilisierung der beruflichen Aus- und Weiterbil-
dung

3) Stärkung der Nachqualifizierung

4) Europäische Öffnung

5) Stärkung der Kooperation auf wissenschaftlicher und berufsbildungspoli-
tischer Ebene

Zu 1) Hierunter sind die Leitlinien eins bis drei zusammenzufassen. Empfohlen
werden im Wesentlichen die Weiterentwicklung bestehender (Förder)Instru-
mente aus dem Bereich der Berufsorientierung und –vorbereitung sowie der
Ausbau/Verstetigung vorhandener Beratungs- und sozialpädagogischer Unter-
stützungsangebote.

Zu 2) Die Leitlinien vier bis sechs fokussieren insbesondere die Weiterentwick-
lung der Ordnungspolitik (z. B. kompetenzbasierte Ausbildungsordnungen), die
Stärkung der betrieblichen Ausbildung durch Gewinnung zusätzlicher Ausbil-
dungsplätze in neuen, zukunftsweisenden Branchen sowie die Stärkung der
Durchlässigkeit zwischen beruflicher Bildung und Hochschulbildung.

Zu 3) Hinter Leitlinie sieben steht die Forderung nach einem stärkeren Ausbau
der Nachqualifizierung. Junge Erwachsene ohne Berufsabschluss sollen mittels
innovativer Instrumente (z. B. Ausbildungsbausteine) zielgerichtet zu einem
Abschluss geführt werden.

Zu 4) Die Leitlinien acht und neun richten den Blick auf eine stärkere europä-
ische Ausrichtung beruflicher Bildung, um Mobilität und Anerkennung zu ver-
bessern. Mit dieser Forderung ist darüber hinaus das Ziel verbunden, die deut-
sche Berufsbildung international zu stärken. Da diese Leitlinien v. a. die
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berufliche Aus- und Weiterbildung betreffen, gibt es hier einen gewissen Über-
schneidungsbereich zu Punkt zwei.

Zu 5) Leitlinie zehn ist eine ebenenübergreifende Forderung. Sie empfiehlt
einen stärkeren Ausbau der Kooperation zwischen Wissenschaft, Politik und
Wirtschaft, um u. a. wissenschaftliche Erkenntnisse als Grundlage für berufsbil-
dungspolitische Entscheidungen zu nutzen.

Die IKBB-Empfehlungen flossen in verschiedene Förderprogramme und Modell-
initiativen ein. Die Bundesregierung verweist in diesem Zusammenhang z. B.
auf das Programm „Berufsorientierung“44 (s. Leitlinie 1), das Sonderprogramm
„Berufseinstiegsbegleitung Bildungsketten“45 (s. Leitlinie 1), die Initiative
„JUGEND STÄRKEN“46 (s. Leitlinie 1 und 8), das Programm „Perspektive
Berufsabschluss“47 (s. Leitlinie 3 und 7), das Programm „JOBSTARTER CON-
NECT“48 (s. Leitlinie 3) oder die bereits 2005 ins Leben gerufene Förderinitiative
„Anrechnung beruflicher Kompetenzen auf Hochschulstudiengänge“49 (s. Leit-
linie 6) (vgl. Deutscher Bundestag 2012, S. 9 ff.).

Insbesondere die Gewerkschaften stehen den im Rahmen des IKBB erarbeite-
ten Empfehlungen kritisch gegenüber, da diese aus ihrer Sicht zu starke Flexibi-
lisierungs- und Modularisierungstendenzen verfolgen, die zum einen die Ord-
nungsmittel beschneiden und zum anderen das Berufsprinzip aufweichen.
Ferner wurden arbeits- und lohnpolitische Absichten vermutetet (vgl. Buse-
meyer 2009, S. 171 ff.; Ehrke/Nehls 2007; Ruhlands 2009, S. 52 ff.). Der Be-
strebung der Bundesregierung, die Ausbildungsbausteine in ausgewählten
Modellregionen zu erproben (s. Leitlinie 3), stehen die Gewerkschaften dem-
entsprechend skeptisch gegenüber, fühlen sich aber aufgrund der Tatsache,
dass es sich hier zunächst um ein Modellvorhaben mit Erprobungscharakter
handelt, im Zugzwang zuzustimmen (vgl. Ehrke/Nehls 2007, S. 42). Kritiker
sehen hier ferner Machtverschiebungstendenzen zu Ungunsten der Arbeitneh-
mervertretung, da die Empfehlungen des IKBB an den Nationalen Ausbildungs-
pakt anknüpfen, an dem die Gewerkschaften nicht beteiligt waren (vgl. Buse-
meyer 2009, S. 174).

Als Reaktion auf das Gutachten und die Empfehlungen des IKBB folgten ver-
schiedene Vorschläge zur Neustrukturierung der Berufsbildung seitens der

44 Weitere Informationen unter: www.bibb.de/berufsorientierung (Förderzeitraum: 2008–2012)
45 Weitere Informationen unter: www.bildungsketten.de (Förderzeitraum: 2010–2014)
46 Weitere Informationen unter: www.jugend-staerken.de (Förderzeitraum: k.A.)
47 Weitere Informationen unter: www.perspektive-berufsabschluss.de (Förderzeitraum: (2008–

2013)
48 Weitere Informationen unter: www.jobstarter.de/connect (Förderzeitraum: 2009–2015)
49 Weitere Informationen unter: http://ankom.his.de/ (Förderzeitraum: 2005–2014)
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Wirtschaftsverbände: Strukturmodell 2 plus x (BDA)50, Dual mit Wahl (DIHK)51

und das Berufslaufbahnkonzept des Handwerks (ZDH).52

Mit Blick auf die Frage der sich daraus ergebenden Handlungsoptionen für
niedrigschwellige Qualifizierungsansätze ist festzuhalten, dass die mit dem
BBiG angestoßenen Möglichkeiten der Neugestaltung der Schnittstellen zwi-
schen Schule und Beruf sowie der Flexibilisierung des Verordnungsrechts hier
aufgegriffen und fortgeführt werden (s. Leitlinie 3 und 4). Der Vorschlag von
Euler und Severing, die Berufsausbildungsvorbereitung mittels der Ausbil-
dungsbausteine neu zu strukturieren und hierdurch attraktive Anschlussop-
tionen an Ausbildung zu schaffen, geht in die richtige Richtung, sofern das
didaktisch-curriculare Konstruktionsprinzip gewahrt bleibt und somit das
Berufsprinzip nicht unterlaufen wird (vgl. Münk 2010, S. 202; Frommberger
2009, S. 26f.). Dennoch muss die Zielgruppe der nicht ausbildungsfähigen jun-
gen Menschen mit besonderem Förderbedarf, die von der Zielgruppe der Aus-
bildungsbausteine explizit ausgenommen sind, noch einmal besonders in den
Blick genommen werden. Der Verweis auf die für diese Zielgruppe bestehen-
den Angebote darf jedoch nicht aus dem Blick verlieren, dass auch hier – aus-
gehend von den Empfehlungen des IKBB (s. Leitlinie 3 und 6) – realistische
Anschluss- und Anrechnungsmöglichkeiten auf eine spätere Ausbildung gege-
ben sein sollten. Zu klären ist insbesondere, wie Qualifizierungsbausteine ver-

50 Das Strukturmodell knüpft an das Konzept der zwei- und dreijährigen Ausbildungsberufe an.
Die Ausbildung gliedert sich in Pflichtbausteine, d.h. Kern- und grundlegende Fachqualifikati-
onen (Dauer: 2 Jahre) und frei wähl-/kombinierbare branchenspezifische Wahlbausteine in der
anschließenden Spezialisierungsphase (Dauer: 1 Jahr). Die Spezialisierungsphase ist dabei nur
eine Option und muss nicht zwingend absolviert werden. Ferner wird vorgeschlagen, Berufe
mit übereinstimmenden/ähnlichen Qualifikationen in Berufsgruppen zusammenzuführen.
Jeder Baustein wird dokumentiert und zertifiziert. Die erworbenen Teilleistungen sollen dann
in die Gesamtnote der Abschlussprüfung mit einfließen (vgl. Ruhlands 2009, S.52).

51 Zweigliedriges Ausbildungsmodell, das ebenfalls an das Konzept der zwei- und dreijährigen
Ausbildungsberufe anknüpft: In der ersten Phase (Dauer: 1–2 Jahre) werden die Kernkompe-
tenzen einer Branche/Berufsgruppe vermittelt. In der zweiten Phase werden dann die profil-
gebenden Kompetenzen eines Berufs vermittelt (Dauer: k.A.). Diese sind frei wählbar und sind
an betriebsspezifischen Anforderungen ausgerichtet. Am Ende der Ausbildung steht eine bun-
desweit anerkannte öffentlich-rechtliche Abschlussprüfung. Eine Zertifizierung von Teilleistun-
gen sieht das Modell nicht vor (vgl. Ruhlands 2009, S.53).

52 Ganzheitliches Modell von der Berufsorientierung bis zur Weiterbildung an der Hochschule.
„Die Berufsbildungsinhalte werden dabei für jeden einzelnen Beruf systematisch in Berufsbil-
dungsabschnitte gegliedert, die wiederum der Ausbildung sowie Fortbildung zugeordnet wer-
den können. Jeder Berufsbildungsabschnitt hat ein eigenständiges Berufsbildungsziel (z.B.
Geselle oder Meister) und endet mit einer Prüfung vor der Handwerkskammer oder Innung.
Die erfolgreiche Absolvierung eines Berufsbildungsabschnittes soll Voraussetzung für den Ein-
tritt und den Abschluss des nächst höheren Abschnitts sein“ (Ruhlands 2009, S.54). Am Ende
der Ausbildung steht eine einheitliche Prüfung. Eine Zertifizierung von Teilleistungen sieht das
Konzept nicht vor (ebd.).
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bindlich/bundeseinheitlich auf eine sich anschließende Berufsausbildung oder
auf Ausbildungsbausteine angerechnet werden können (s. Kapitel 2.3.6).

2.3.5 Europäischer und Deutscher Qualifikationsrahmen für
Lebenslanges Lernen (2006/2008)

Die Verabschiedung des EQR durch das Europäische Parlament im April 2008
mit dem Ziel, Europa bis 2010 „zum wettbewerbsfähigsten und dynamischsten
wissensbasierten Wirtschaftsraum der Welt zu machen“ (Lissabon 2009 zitiert
nach Neß 2010, S. 21) knüpft an die in Deutschland geführte Reformdiskussion
um die Neuausrichtung des Bildungssystems hin zu mehr Transparenz, Flexibili-
tät, Durchlässigkeit und Mobilität unmittelbar an (s. Kapitel 2.3.4, Leitlinie 8
IKBB „Europäische Öffnung – Mobilität und Anerkennung verbessern“).

Europäischer Qualifikationsrahmen

Der EQR hat die Funktion eines Übersetzungs- bzw. Vergleichsinstruments zwi-
schen den Bildungs- und Qualifikationssystemen der Mitgliedsstaaten, um so
Mobilität in und zwischen Branchen, Berufen und Mitgliedsländern innerhalb
der EU zu ermöglichen und Transparenz und Chancengleichheit zu gewährleis-
ten. Herzstück des EQR sind acht Referenzniveaus. Diese beschreiben die
Kenntnisse, Fertigkeiten und Kompetenzen, über die ein/-e Lernende/-r bzw.
Beschäftigte/-r verfügen muss. Der Ort an dem die Qualifikation erworben
wurde, spielt dabei keine Rolle (vgl. Neß 2010, S. 21 ff.). Die Umsetzung des
EQR sieht vor, dass die Mitgliedsstaaten der EU ihre nationalen Qualifikations-
systeme bis 2010 auf den EQR beziehen und bis 2012 gewährleisten, dass alle
neuen Qualifikations- und Kompetenzbescheinigungen einen Verweis auf das
zutreffende EQR-Niveau haben (vgl. Neß 2010, S. 21). Gegenwärtig befinden
sich die Mitgliedsstaaten noch in der Bearbeitungsphase (Stand: April 2012).

Deutscher Qualifikationsrahmen

In Deutschland findet die Erarbeitung des DQR vorrangig durch den AK DQR
unter Vorsitz des Bundesministeriums für Bildung und Forschung und der Stän-
digen Konferenz der Kultusminister der Länder statt. Dem AK DQR gehören
u. a. Vertreter/-innen der BA, des BIBB, des BMWi, Arbeitnehmer- und Arbeit-
gebervertretungen, Experten/-innen aus Wissenschaft und Forschung sowie
weitere bildungsbezogene/-politische Interessensgruppen an (vgl. BMBF 2011).
Die Bearbeitungsphase für den DQR ist bereits weit vorangeschritten. Im März
2011 wurde der DQR vom AK DQR verabschiedet. Anfang bzw. Mitte 2012
wurden noch ausstehende Zuordnungen beraten und administrative Fragen
zur Umsetzung des DQR geklärt. Im Anschluss an den Einigungsprozess wer-
den entsprechende Verwaltungsvorschriften zur Umsetzung der Beschlüsse
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erlassen und ein Handbuch zum Zuordnungsverfahren erstellt. Parallel hierzu
finden Beratungen zur Frage der Berücksichtigung non-formaler und informel-
ler Lernprozesse und deren Anschlussfähigkeit an den DQR statt. Im dritten
Quartal 2012 soll dann der deutsche Referenzierungsbericht an die EU über-
mittelt werden (vgl. BBJ Consult AG o. J.).

Die Struktur des DQR kennzeichnet sich durch eine bildungsbereichsübergrei-
fende Matrix zur Einordnung von Qualifikationen. Analog zum EQR unterglie-
dert sich der DQR in acht Niveaus, auf denen fachliche und personale Kompe-
tenzen53 beschrieben werden. Entlang dieser acht Niveaus verläuft die
Einordnung der Qualifikationen, die in der beruflichen Bildung und Hochschul-
bildung erworben werden (s. Tabelle 7).

Der DQR bildet Gleichwertigkeit, nicht aber Gleichartigkeit von Qualifikationen
ab. Die Zu- bzw. Einordnung der vorhandenen Kompetenzen erfolgt entspre-
chend des EQR weder entlang abschlussbezogener Aspekte noch entlang des
Aneignungsorts. Die real erworbenen Kompetenzen sind stattdessen sowohl in
ihrem Lernergebnis (Outcome) als auch in ihrem Erwerb zu erfassen und über
die Deskriptoren in den DQR einzuordnen (s. Tabelle 7) (vgl. BMBF 2011, S. 4;
Neß 2010, S. 23). Damit soll – im Sinne des Lebenslangen Lernens – neben
dem Einbezug formaler Qualifikationen des deutschen Bildungssystems ferner
die Validierung non-formaler und informeller Lernprozesse gefördert werden
(vgl. BMBF 2011, S. 4).

Tab. 7: 10 DQR-Matrix

Niveauindikator/Anforderungsstruktur Zuordnung(en)

Niveau 1 Über Kompetenzen zur Erfüllung einfacher Anfor-
derungen in einem überschaubar und stabil struk-
turierten Lern- oder Arbeitsbereich verfügen. Die
Erfüllung der Aufgaben erfolgt unter Anleitung.

Berufsausbildungsvorbe-
reitung (z. B. EQ)

Niveau 2 Über Kompetenzen zur fachgerechten Erfüllung
grundlegender Anforderungen in einem überschau-
bar und stabil strukturierten Lern- oder Arbeitsbe-
reich verfügen. Die Erfüllung der Aufgaben erfolgt
weitgehend unter Anleitung.

Niveau 3 Über Kompetenzen zur selbstständigen Erfüllung
fachlicher Anforderungen in einem noch über-
schaubaren und zum Teil offen strukturierten Lern-
bereich oder beruflichen Tätigkeitsfeld verfügen.

Zweijährige berufliche
Erstausbildung

53 Kompetenzbegriff im DQR: „Kompetenz bezeichnet im DQR die Fähigkeit und Bereitschaft
des Einzelnen, Kenntnisse und Fertigkeiten sowie persönliche, soziale und methodische Fähig-
keiten zu nutzen und sich durchdacht sowie individuell und sozial verantwortlich zu verhalten.
Kompetenz wird in diesem Sinne als umfassende Handlungskompetenz verstanden“ (BMBF
2011, S.8).
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(Fortsetzung Tab.7)

Niveauindikator/Anforderungsstruktur Zuordnung(en)

Niveau 4 Über Kompetenzen zur selbstständigen Planung
und Bearbeitung fachlicher Aufgabenstellungen in
einem umfassenden, sich verändernden Lernbereich
oder beruflichen Tätigkeitsfeld verfügen.

Drei- und dreieinhalb-
jährige berufliche Erst-
ausbildung

Niveau 5 Über Kompetenzen zur selbstständigen Planung
und Bearbeitung umfassender fachlicher Aufgaben-
stellungen in einem komplexen, spezialisierten, sich
verändernden Lernbereich oder beruflichen Tätig-
keitsfeld verfügen.

Fortbildungen (vgl. mit
IT-Spezialisten)

Niveau 6 Über Kompetenzen zur Planung, Bearbeitung und
Auswertung von umfassenden fachlichen Aufga-
ben- und Problemstellungen sowie zur eigenverant-
wortlichen Steuerung von Prozessen in Teilberei-
chen eines wissenschaftlichen Faches oder in einem
beruflichen Tätigkeitsfeld verfügen. Die Anforde-
rungsstruktur ist durch Komplexität und häufige
Veränderungen gekennzeichnet.

Bachelor, Meister, Fach-
wirt, Fachschulab-
schlüsse (vgl. Techniker)

Niveau 7 Über Kompetenzen zur Bearbeitung von neuen
komplexen Aufgaben- und Problemstellungen
sowie zur eigenverantwortlichen Steuerung von
Prozessen in einem wissenschaftlichen Fach oder in
einem strategieorientierten beruflichen Tätigkeits-
feld verfügen. Die Anforderungsstruktur ist durch
häufige und unvorhersehbare Veränderungen
gekennzeichnet.

Master, Strategischer
Professional (IT)

Niveau 8 Über Kompetenzen zur Gewinnung von For-
schungserkenntnissen in einem wissenschaftlichen
Fach oder zur Entwicklung innovativer Lösungen
und Verfahren in einem beruflichen Tätigkeitsfeld
verfügen. Die Anforderungsstruktur ist durch neu-
artige und unklare Problemlagen gekennzeichnet.

Promotion

Quelle: BMBF 2012a; BMBF 2011, S. 6f. (eigene Darstellung)

Mit dem DQR sind jedoch keine Automatismen verbunden, d. h. „(…) dass die
Zuordnung der Qualifikationen des deutschen Bildungswesens zu den Niveaus
des DQR das bestehende System der Zugangsberechtigungen nicht ersetzt.
Das Erreichen eines bestimmten Niveaus des DQR berechtigt nicht automatisch
zum Zugang zur nächsten Stufe. Ebenso ist das Erreichen eines Niveaus ent-
koppelt von tarif- und besoldungsrechtlichen Auswirkungen“ (BMBF 2011,
S. 4).

Die Vertreter/-innen von Bund, Ländern und Sozialpartnern stimmen dem
gegenwärtig vorliegenden DQR zu und halten diesen für umsetzbar. Kritik
wurde im Vorfeld der Beratungen v. a. an dem von den Hochschulvertre-
tern/-innen angestrebten Y-Modell für die Niveaustufen sechs bis acht geübt.
Dieser Vorschlag sah eine Differenzierung in akademische und berufliche Bil-
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dung vor. Vor allem aus Sicht der Sozialpartner würde man mit einem solchen
Modell das Ziel der Gleichwertigkeit von Bildungsabschlüssen unterlaufen und
vertikale Durchlässigkeit verhindern (vgl. ZDH 2010, DIHK 2010, DGB 2010).
Der Vorschlag des Y-Modells fand dementsprechend im aktuellen DQR keine
Berücksichtigung. Ein weiterer Dissens war die Frage der Einordnung der allge-
meinbildenden Abschlüsse, insbesondere die Einstufung der Allgemeinen
Hochschulreife in den DQR. Die Vertreter/-innen der Länder strebten eine Ein-
stufung auf Niveaustufe fünf an. Somit wäre das Abitur über dem drei- bzw.
dreieinhalbjährigen Berufsschulabschluss gestanden. Vor allem die Arbeitneh-
mer- und Arbeitgebervertretungen hatten massive Einwände gegen diesen Vor-
stoß und wiesen auf die Verletzung der Gleichwertigkeit zwischen den Bil-
dungsbereichen hin (vgl. ZDH 2010, DIHK 2010, DGB 2010, BIBB 2010). Nach
eingehender Beratung vereinbarten die Spitzenvertreter/-innen von Bund, Län-
dern und Sozialpartnern, dass die allgemeinbildenden Schulabschlüsse im DQR
zunächst keine Berücksichtigung finden (vgl. KMK 2012).

Kritik kommt auch von Seiten der Vertreter/-innen aus dem Bereich der berufli-
chen Integrationsförderung am DQR. Sie bemängeln, dass die berufliche Integ-
rationsförderung im Rahmen der DQR-Diskussion nur eine untergeordnete
Rolle spielt. Es wird beispielsweise kritisch darauf hingewiesen, dass die für die
Berufsausbildungsvorbereitung getroffene Einstufung auf Niveaustufe eins und
zwei des DQR Probleme bei der Zuordnung mit sich bringt. So können die viel-
fältigen Angebote der Berufsausbildungsvorbereitung aufgrund fehlender ein-
heitlicher Standards bzw. Ordnungsmittel (z. B. Lehr- und Ausbildungsrahmen-
pläne) nur eingeschränkt im DQR zugeordnet werden. Als Konsequenz aus
dieser Zuordnungsproblematik fordern sie daher die Einführung einheitlicher
sowie verbindlicher Standards für diesen Bereich (z. B. Qualitätssicherung,
gezielte Personalentwicklung) (vgl. GPC 2012). Hier zeigt sich ein Grundsatz-
problem, dass Berufsbildung vorrangig mit der dualen Berufsausbildung assozi-
iert wird. Deißinger merkt in diesem Zusammenhang kritisch an, dass die ande-
ren beiden Säulen des Berufsbildungssystems, das Übergangssystem sowie das
vollzeitschulische System (inkl. der Übergangsoptionen ins duale System), in
dieser Diskussion nicht ausreichend berücksichtigt werden. Dies ist aber vor
dem Hintergrund der mit dem DQR verbundenen Europäisierungsbestrebun-
gen zwingend erforderlich und bedarf einer differenzierten Modularisierungs-
debatte entlang des Berufsprinzips (vgl. Deißinger 2009).

Darüber hinaus weisen die Akteure/-innen aus dem Kontext der beruflichen
Integrationsförderung darauf hin, dass ein Großteil der jungen Menschen in
der Berufsausbildungsvorbereitung keine formalen Abschlüsse vorweisen kann,
bzw. dass im Rahmen der Berufsausbildungsvorbereitung keine formalen
Abschlüsse (ausgenommen allgemeinbildende Abschlüsse) erworben werden
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können, sondern dass die o. g. Personengruppe vielmehr über non-formale
und informelle Kompetenzen verfügt. Bislang finden diese Kompetenzen im
DQR-Entwurf noch keine Berücksichtigung. Allerdings könnten sich durch
deren Anerkennung Anschlussmöglichkeiten im Sinne der angestrebten Durch-
lässigkeit ergeben. Hierfür bedarf es jedoch einheitlicher Zertifizierungsstan-
dards und einer entsprechenden Instanz für die Anerkennung (Validierung)
(vgl. BAG KJS 2009, Hampel 2009). Hieran knüpft sich auch ein wesentlicher
Kritikpunkt aus erziehungswissenschaftlicher Sicht an. Durch die Nicht-Berück-
sichtigung informeller und non-formaler Kompetenzen könnte der DQR Gefahr
laufen, Exklusion im Bildungswesen zu fördern und Selektionsmechanismen im
Bildungswesen weiter zu festigen (vgl. Lohmann 2011, S. 51). Die Beratungen
hinsichtlich der Implementierung informeller und non-formaler Kompetenzen
in den DQR sind gegenwärtig noch nicht abgeschlossen (Stand: April 2012).

Der DQR bietet Chancen das Konzept niedrigschwelliger Qualifizierung nach-
haltig zu implementieren und soziale bzw. gesellschaftliche Teilhabe im Sinne
der Inklusion zu ermöglichen. Die auf den Niveaustufen eins und zwei formu-
lierten Anforderungsstrukturen bieten entsprechenden Gestaltungsspielraum.
Hierfür müssen perspektivisch jedoch die Qualifizierungskonzepte entlang der
Kompetenzniveaus des DQR entwickelt, in sinnvolle Lerneinheiten (Module)
gegliedert und bundeseinheitlich abgestimmt werden, um die Anschlussfähig-
keit an nächst höhere Niveaustufen zu gewährleisten. Vor dem Hintergrund
der angemahnten Qualitätssicherung und Transparenz im niedrigschwelligen
Segment wäre die Einrichtung einer übergeordneten „Prüfinstanz“, wie dies
vom Kuratorium der Deutschen Wirtschaft für Berufsbildung vorgeschlagen
wird, zu überdenken (vgl. KWB 2010, S. 4).

2.3.6 Instrumente niedrigschwelliger Qualifizierung am Beispiel der
Qualifizierungsbausteine

Die vorausgegangene Darstellung und Analyse der bildungspolitischen
(Reform)Ansätze zeigt, dass Qualifizierungsbausteine ein Instrument zur Reali-
sierung niedrigschwelliger Qualifizierungsansätze in der beruflichen Bildung
entlang curricularer sowie ordnungsrechtlicher Vorgaben sind. Ausgehend von
der in Deutschland geführten Debatte um die Neustrukturierung beruflicher
Bildung sind sie zusammen mit den Ausbildungsbausteinen (s. Kapitel 2.3.4)
ein Beispiel für die Verankerung von Modularisierungsansätzen in der Berufsbil-
dung.

Qualifizierungsbausteine haben ihren Ursprung im Runderlass 42/96 der BA
und in den Beschlüssen der Arbeitsgruppe Aus- und Weiterbildung des Bünd-
nisses für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit Mitte/Ende der
1990er Jahre. 2003 fanden die Qualifizierungsbausteine zusammen mit der
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Berufsausbildungsvorbereitung Eingang in das BBiG und legten so eine wich-
tige Grundlage für eine bessere Verknüpfung von Ausbildungsvorbereitung
und beruflicher Erstausbildung (vgl. BMBF 2008, 2005; Brutzer 2012, S. 109 ff.;
Siecke/Brutzer 2008, S. 18; Friese/Brutzer 2010, S. 32 f.).

Konzeptionell sind Qualifizierungsbausteine inhaltlich sowie zeitlich in sich
geschlossene, strukturierte Lerneinheiten, mit dem Ziel berufliche Handlungs-
fähigkeit zu vermitteln und den Integrationsprozess in Ausbildung und Arbeit
zu fördern (§ 69 BBiG). Junge Menschen sollen so schrittweise an eine Berufs-
ausbildung oder Beschäftigung auf dem ersten Arbeitsmarkt herangeführt
werden. Qualifizierungsbausteine werden bevorzugt aus anerkannten Ausbil-
dungsberufen entwickelt, insbesondere aus dem Bereich der einfachen Hand-
werks-, Industrie- oder Dienstleistungsberufe. Die Qualifizierungsinhalte sind
unterhalb des Facharbeiterniveaus angesiedelt und können daher eine reguläre
duale Berufsausbildung nicht ersetzen (vgl. Kloas 2006; Brutzer 2007, 2012,
S. 111). Allerdings besteht die Möglichkeit sich einzelne erfolgreich absolvierter
Qualifizierungsbausteine auf eine spätere Berufsausbildung anrechnen zu las-
sen. Hierzu ist eine individuelle Klärung mit dem jeweiligen Betrieb und der
zuständigen Stelle erforderlich (vgl. INBAS 2004; Brutzer 2007, 2012, S. 111;
Siecke/Brutzer 2008, S. 18; Friese/Brutzer 2010, S. 32 f.).

Das BBiG (§ 69 BBiG) und die BAVBVO bilden die gesetzliche Grundlage für die
Qualifizierungsbausteine. Gem. BAVBVO sind bei der Entwicklung von Qualifi-
zierungsbausteinen die folgenden vier Aspekte zu berücksichtigen (vgl. Brutzer
2007, 2012, S. 111 ff.; Friese/Brutzer 2010, S. 33 f.; Siecke/Brutzer 2008, S. 18):

Qualifizierungsbausteine sollen

1) zur Ausübung einer (Berufs-)Tätigkeit befähigen,

2) einen verbindlichen Bezug zum Ausbildungsrahmenplan der entsprechen-
den Ausbildungsordnung haben,

3) den Vermittlungsumfang von minimal 140 bis maximal 420 Zeitstunden
nicht unter- bzw. überschreiten,

4) am Ende der Qualifizierung durch eine Leistungsfeststellung abgeschlos-
sen werden.

Grundlage eines jeden Qualifizierungsbausteines ist ein Qualifizierungsbild.
Hier werden die formalen Vorgaben sowie fachlichen Inhalte für den Qualifizie-
rungsprozess dokumentiert und beschrieben. Das Qualifizierungsbild enthält
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zu folgenden sechs Punkten Ausführungen (vgl. Brötz et al. 2004; Brutzer
2007; Brutzer 2012, S. 111 ff.):

1) Name des Bausteins

2) Zugrunde liegender Ausbildungsberuf

3) Qualifizierungsziel

4) Vermittlungsumfang

5) Zu vermittelnde Tätigkeit, Fertigkeiten und Kenntnisse

6) Art der Leistungsfeststellung

Zu 1) Der Name des Bausteins soll kenntlich machen, dass im Rahmen des
Qualifizierungsprozesses nur eine Teilqualifikation vermittelt wird und nicht die
kompletten Inhalte des zugrundeliegenden Ausbildungsberufes vermittelt wer-
den.

Zu 2) Für die Konzeption eines Qualifizierungsbausteines müssen die zugrunde
liegenden Berufe eines der folgenden Kriterien erfüllen:

a) Entweder muss es sich hier um einen staatlich anerkannten Ausbildungs-
beruf nach BBiG/HwO handeln,

b) einen vergleichbaren betrieblichen Ausbildungsgang außerhalb des Gel-
tungsbereiches des BBiG/HwO oder

c) den bundesrechtlichen bzw. landesrechtlichen Ausbildungsregelungen für
Berufe im Gesundheits- und Sozialwesen entsprechen.

Die Inhalte eines Qualifizierungsbausteines müssen sich nicht ausschließlich auf
einen Ausbildungsberuf beziehen, sofern die Inhalte des Qualifizierungsbaus-
teines ausschließlich aus Inhalten der ersten Stufe gestufter Ausbildungsberufe
(Stufenausbildung, s. Fußnote 35) abgeleitet wurden, sich auf die Inhalte einer
für mehrere Ausbildungsberufe gemeinsamen Grundbildung beziehen oder
auf gemeinsame Inhalte verschiedener Berufe zurückgreifen.

Zu 3) Das Qualifizierungsziel legt fest, welche Kompetenzen im Qualifizie-
rungsprozess vermittelt werden bzw. von den Teilnehmenden erlernt werden
sollen. Hierzu werden in der Beschreibung des Qualifizierungszieles die zu
erwerbenden Tätigkeiten, Fertigkeiten und Kenntnisse präzise und differenziert
angegeben. Wichtig ist, dass der inhaltliche Bezug zwischen den Tätigkeiten,
dem Qualifizierungsziel und dem Namen des Qualifizierungsbausteines herge-
stellt ist.
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Zu 4) Der zeitliche Umfang eines Qualifizierungsbausteines (Vermittlungsdauer)
ist in der BAVBVO, § 3 Abs. 1 Nr. 3 festgehalten und beträgt zwischen 140 und
420 Zeitstunden. Für die Festlegung der minimalen bzw. maximalen Vermitt-
lungsdauer sind drei Gründe anzuführen. Zum Ersten soll der Minimalumfang
eines Qualifizierungsbausteines von 140 Zeitstunden ein Mindestmaß an fach-
lich solider Grundqualifizierung gewährleisten. Zum Zweiten soll der Maximal-
umfang von 420 Zeitstunden verhindern, dass Qualifizierungsbausteine eine
Alternative zur Berufsausbildung darstellen. Zum Dritten soll die zeitliche
Begrenzung den Teilnehmenden die Chance eröffnen, einen Qualifizierungs-
baustein komplett zu durchlaufen oder ggf. mehrere hintereinander zu absol-
vieren.

Zu 5) Die zu vermittelnden Tätigkeiten, Fertigkeiten und Kenntnisse der Bau-
steine basieren auf den zugrunde liegenden Ausbildungsordnungen bzw.
Inhalten des Ausbildungsrahmenplanes oder beziehen sich auf die Ausbil-
dungsinhalte einer gleichwertigen Berufsausbildung (vgl. BAVBVO). Vier
Aspekte sind in diesem Kontext zu berücksichtigen:

a) Die zu vermittelnden Kompetenzen eines Qualifizierungsbausteines sollen
charakteristisch für die zugrunde liegende Berufsausbildung sein.

b) Die Kompetenzen sollen eine Teilmenge des zugrunde liegenden Ausbil-
dungsberufes darstellen und sollen keine berufstypischen Fachkenntnisse
erfordern.

c) Die Inhalte sollen den Voraussetzungen (Niveau) der Zielgruppe angemes-
sen sein.

d) Die Qualifizierungsbausteine sollen zur Förderung der beruflichen Hand-
lungsfähigkeit beitragen, indem die Inhalte handlungsorientiert vermittelt
werden. Neben der Handlungsfähigkeit soll so eine realitätsnahe Selbst-
einschätzung der jungen Erwachsenen ermöglicht werden.

Zu 6) Am Ende einer jeden bausteinbasierten Qualifizierung findet eine Leis-
tungsfeststellung statt, die Grundlage für die Ausstellung des Zertifikates ist.
Der Anbieter der Berufsausbildungsvorbereitung beurteilt durch die Leistungs-
feststellung, ob und mit welchem Erfolg das Qualifizierungsziel erreicht wurde.
Inhalte der Leistungsfeststellung sind die im Qualifizierungsziel niedergelegten
Fertigkeiten und Kenntnisse (s. § 5 BAVBVO). Weitere spezifische Regelungen
für die Art und den Umfang der Leistungsfeststellung sieht die BAVBVO nicht
vor.

Qualifizierungsbausteine sind ein fester Bestandteil in der beruflichen Integrati-
onsförderung und richten sich vorrangig an junge Menschen mit besonderem
Förderbedarf, d. h. Personen die noch nicht über die nötige Ausbildungsreife
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verfügen oder bildungsfern sind (vgl. BMBF 2008). Die Lernorte an denen Qua-
lifizierungsbausteine zum Einsatz kommen sind unterschiedlich. Ihren Haupt-
einsatzbereich haben sie in der Berufsausbildungsvorbreitung, wie z. B. in der
betrieblichen EQ (s. Kapitel 2.3.2), dem BVJ54 an berufsbildenden Schulen oder
in Berufsausbildungsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen der BA. Daneben
finden Sie Anwendung in der beruflichen Nachqualifizierung, der Zusatzqualifi-
zierung sowie Berufsausbildung (vgl. Brutzer 2007, 2012, S. 113; Siecke/Brut-
zer 2008, S. 18; Friese/Brutzer 2010, S. 35).

Der überwiegende Teil der bislang entwickelten Qualifizierungsbausteine
bezieht sich auf Berufe des Handwerkes. Besonders stark vertreten sind die
Berufe Metallbauer/-in, Maler/-in, Lackierer/-in, Tischler/-in, Maurer/-in und Fri-
seur/-in. Am geringsten sind demgegenüber die Freien Berufe vertreten, z. B.
der Bereich Gesundheit/Soziales. Die durchschnittliche Dauer eines Qualifizie-
rungsbausteins beträgt 251 Stunden (Kramer/Pless 2006, S. 9).

Die Zahl der deutschlandweit entwickelten Qualifizierungsbausteine ist seit Ver-
ankerung im BBIG unüberschaubar. Um dieser Vielzahl an Bausteinen zu
begegnen hat das Good-Practice-Center des BIBB55 eine allgemein zugängliche
Datenbank für Qualifizierungsbausteine eingerichtet. Dort finden sich über 500
abrufbereite Qualifizierungsbausteine aus unterschiedlichen Berufsfeldern.
Darüber hinaus bieten der DIHK56, das ZDH/ZWH sowie die Projekthomepage
„Qualifizierungsbausteine im Betrieb“57 eine große Zahl an öffentlich zugängli-
chen Musterbausteinen an (vgl. Brutzer 2012, S. 113).

Qualifizierungsbausteine sind von den im Rahmen des IKBB diskutierten Ausbil-
dungsbausteinen (s. Kapitel 2.3.4) deutlich abzugrenzen (s. Tabelle 8). Bei den
Ausbildungsbausteinen handelt es sich konzeptionell um bundesweit einheitli-
che, zeitlich abgegrenzte und didaktisch begründete Teilmengen innerhalb der
Gesamtheit eines Ausbildungsberufes (vgl. Frank/Grunwald 2008; BIBB 2009c;
Brutzer/Siecke 2009; Siecke/Brutzer 2008, S. 18 f.). In ihrer Gesamtstruktur bil-
den sie ein anerkanntes Berufsbild ab, berücksichtigen die berufstypischen
Arbeits- und Geschäftsprozesse und basieren in ihrer Ausgestaltung auf dem
Prinzip der Handlungs- bzw. Kompetenzorientierung. Anders als Qualifizie-

54 BVJ: Einjähriger, in der Regel vollzeitschulischer Bildungsgang an beruflichen Schulen. Der Bil-
dungsgang richtet sich v.a. an junge Menschen ohne Schulabschluss. Ziel des BVJ ist die
Heranführung an Ausbildung (berufliche Orientierung) sowie die Vermittlung berufsbezogener
Fähigkeiten und Fertigkeiten in ausgewählten Berufsfeldern. Die inhaltliche Konzeption des
BVJ unterscheidet sich vor dem Hintergrund landesrechtlicher Regelungen von Bundesland zu
Bundesland (vgl. Beicht 2009, S.2).

55 http://www.good-practice.de/bbigbausteine/
56 http://www.dihk.de/pakt/eqs/beispiele.html (Stand: Juni 2011)
57 http://www.quib.inbas.com (Stand: Juli 2011)
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rungsbausteine zielen Ausbildungsbausteine auf den Erwerb eines voll qualifi-
zierenden, anerkannten Berufsausbildungsabschlusses. Voraussetzung hierfür
ist, dass alle Ausbildungsbausteine eines Ausbildungsberufes durchlaufen wer-
den und die vorgesehene Kammerprüfung erfolgreich absolviert wird. Die Ent-
wicklung der Ausbildungsbausteine erfolgt entlang der dem Beruf zugrunde
liegende Ausbildungsordnung, dem darin enthaltenen Ausbildungsrahmenplan
sowie dem entsprechenden Rahmenlehrplan. Das Ablegen einzelner Bausteine
ist nicht vorgesehen (vgl. BMBF 2008a; Brutzer/Siecke 2009; Siecke/Brutzer
2008, S. 18 f.). Ausbildungsbausteine richten sich im Gegensatz zu den Qualifi-
zierungsbausteinen an ausbildungsfähige junge Menschen, die sich im Über-
gangssystem befinden. Somit soll ein unnötig langer Verbleib im Übergangs-
system reduziert sowie die nachhaltige Einmündung in eine berufliche
Ausbildung unterstützt werden (vgl. BIBB 2009c; Brutzer/Siecke 2009; Siecke/
Brutzer 2008, S. 19).

Seit 2009 befindet sich das Instrument bundesweit für 14 Ausbildungsberufe
in der Erprobungsphase.58 Inwiefern die Ausbildungsbausteine eine nachhal-
tige Verstetigung in die berufliche Bildung erfahren werden, bleibt abzuwarten
(vgl. Brutzer/Siecke 2009; Siecke/Brutzer 2008, S. 19).

Tab. 8: Abgrenzung Qualifizierungsbausteine – Ausbildungsbausteine

Qualifizierungsbausteine Ausbildungsbausteine

Grundlage: § 69 Abs. 1 BBiG § 5 Abs. 1, Satz 1 und 2 BBiG
§ 11 Abs. 1 BBiG

Ausgewählte Inhalte anerkannter
Ausbildungsberufe, Bezüge zu ARP
und AO

Inhalte anerkannter Ausbildungs-
berufe auf Basis des ARP und RLP

Kennzeichen: Inhaltlich und zeitlich abgegrenzte
Lerneinheiten, d. h. bilden Teile
einer Ausbildung ab

Abgegrenzte, bundesweit standar-
disierte Einheiten innerhalb der
Gesamtstruktur eines Ausbildungs-
berufs, d. h. bilden in ihrer Gesamt-
heit ein vollständiges Berufsbild ab

Fachliche Vermittlung von Grundla-
gen im Vordergrund, theoretische
Vermittlung (hier: Lernort Schule)
eher zweitrangig

Vermittlung von Fachtheorie und -
praxis gemäß geltenden Ordnungs-
mitteln

Umfang: 140 – 420 Stunden 4 – 12 Monate

Ziel: Vermittlung von Grundlagen für
den Erwerb beruflicher Handlungs-
fähigkeit

Erwerb der vollen beruflichen
Handlungsfähigkeit

58 Bundesprogramm „JOBSTARTER CONNECT“ – http://www.jobstarter.de/connect (Stand: Juli
2011)
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(Fortsetzung Tab.8)

Qualifizierungsbausteine Ausbildungsbausteine

Zielgruppe: Vorrangig junge Menschen mit
besonderem Förderbedarf (feh-
lende Ausbildungsreife)

Ausbildungsfähige Jugendliche,
Altbewerber/-innen

Dokumentation: Ausstellung eines Zeugnisses bei
erfolgreicher Absolvierung des
Qualifizierungsbausteins, im Falle
des Nicht-Erfolgs Ausstellung einer
Teilnahmebescheinigung

Bescheinigung einzelner Bausteine
möglich, Absolvierung einzelner
Ausbildungsbausteine jedoch nicht
vorgesehen, Prüfung erfolgt ent-
lang der vorgesehenen Prüfungsre-
gelungen (Kammerprüfung)

Abschluss: Führen zu keinem Abschluss in
einem anerkannten Ausbildungsbe-
ruf

Abschluss in einem anerkannten
Ausbildungsberuf, sofern alle vor-
gesehenen Bausteine erfolgreich
absolviert wurden

Entwicklung: Ohne das Einvernehmen der Sozial-
partner

Mit betrieblichen sowie schulischen
Experten zu entwickeln

Quelle: vgl. BiBB 2009c

Zu den Ausbildungsbausteinen gibt es durchaus kritische Stimmen, v. a. seitens
einiger Sozialpartner. Es wird befürchtet, dass das Berufskonzept ausgehöhlt
wird und infolgedessen das duale System geschwächt wird (vgl. Ehrke/Nehls
2007). Ungeklärt ist ebenfalls, welchen Stellenwert den Qualifizierungsbaustei-
nen gegenüber den Ausbildungsbausteinen zukommt und ob eine Anrech-
nung der Qualifizierungsbausteine auf die Ausbildungsbausteine möglich ist.
Prognosen gehen allerdings davon aus, dass die Ausbildungsbausteine die
Qualifizierungsbausteine mittel- bis langfristig verdrängen werden und somit
die Berufsausbildungsvorbereitung qualitativ aufwerten (vgl. BIBB 2009a,
S. 298; 2009c; Brutzer/Siecke 2009; Siecke/Brutzer 2008, S. 19).

Nicht nur die Ausbildungsbausteine sind in der gegenwärtigen berufspädago-
gischen Fachdebatte noch umstritten, sondern auch das Instrument der Quali-
fizierungsbausteine. Kritisch diskutiert werden u. a. die fehlende bundesweite
Vergleichbarkeit der Qualifizierungsbausteine, die Gefahr der kurzfristigen
Nutzbarmachung für den Arbeitsmarkt sowie das Risiko der Aushöhlung des
Berufskonzepts (vgl. Brutzer/Friese 2010, S. 49; Friese/Brutzer 2010, S. 46; Brut-
zer 2012, S. 113 f.). Ein weiterer Kritikpunkt ist der bislang eingeschränkte Ein-
satz von Qualifizierungsbausteinen in der betrieblichen Praxis, wie dies bei-
spielsweise die EQ vorsieht (vgl. IAB 2010a, S. 41). So finden sie vorrangig bei
Bildungsträgern oder in beruflichen Schulen Anwendung. Die geringe betrieb-
liche Beteiligung resultiert einerseits aus den fehlenden Kenntnissen der
Betriebe über das Instrument, andererseits werden Qualifizierungsbausteine als
Fremdkörper wahrgenommen, die der betrieblichen Realität bzw. den betriebli-
chen Abläufen nicht entsprechen (vgl. Seyfried/Schmitt/Keck 2008, S. 11;
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INBAS 2008, S. 8, S. 35). Die Möglichkeit einer Anrechnung erfolgreich absol-
vierter Qualifizierungsbausteine auf eine sich anschließende Berufsausbildung
und die damit verbundene Verkürzungsmöglichkeit wird von Unternehmens-
seite ebenso kritisch diskutiert. Die bislang eingeschränkt stattfindende Aner-
kennungspraxis ist Studien zufolge auf die kritische Haltung der Betriebe
gegenüber dem Instrument Qualifizierungsbaustein zurückzuführen. Kritisch
beurteilt wird darüber hinaus die Eignung der Qualifizierungsbausteine als
Berufswahlinstrument, da diese vorrangig auf die Vermittlung beruflicher
Schlüsselkompetenzen ausgewählter Ausbildungsberufe zielen und somit nur
eingeschränkt eine breit angelegte Berufsorientierung ermöglichen (vgl. IAB
2010a, S. 63; s. Kapitel 4).

Aus der Perspektive der notwendigen Flexibilisierung der Berufsbildung sind
jedoch auch infolge der Anrechnungsoption und der curricularen Ausrichtung
der Qualifizierungsbausteine die Vorteile einer besseren Durchlässigkeit in Aus-
bildungsverläufen zu sehen, die Möglichkeiten für Einstiegs- und Rückkehr-
möglichkeiten in organisierte Qualifikationsstrukturen und Erwerbsfelder sowie
die Reduktion überlanger Warteschleifen (vgl. Brutzer 2012, S. 113 f.; Brutzer/
Friese 2010, S. 49 f.; Friese/Brutzer 2010, S. 46). Die eingangs angeführte
Befürchtung, Qualifizierungsbausteine unterwandern das Berufsprinzip, ist zu
relativieren, da die mit Einführung der Qualifizierungsbausteine in Kraft getre-
tene BAVBVO die Qualitätssicherung und Standardisierung von Qualifizierungs-
prozessen ermöglicht (vgl. INBAS 2008, S. 7, S. 39 ff.). Ferner haben sie die
Heranführung an eine vollständige Berufsausbildung zum Ziel, aber ersetzen
nicht eine vollständige Berufsausbildung im Sinne des Berufsausbildungsprin-
zips (Supplementierungskonzept) (vgl. Frommberger 2009, S. 26). Im Hinblick
auf die Zielgruppenausrichtung von Qualifizierungsbausteinen eignen sich
diese durch ihre hohe Praxisnähe besonders für gering qualifizierte Personen
bzw. Personen mit besonderem Förderbedarf. Neben der Vermittlung ausge-
wählter beruflicher Schlüsselkompetenzen, fördert der direkte Praxisbezug
einerseits die Motivation und unterstützt andererseits die Entwicklung von
Selbstständigkeit und Verantwortung der Teilnehmenden. Darüber hinaus ist
eine gezielte Heranführung an die spätere Ausbildungsrealität möglich. Dem-
zufolge können Qualifizierungsbausteine in doppelter Hinsicht die Funktion
eines Türöffners zugeschrieben werden: auf der individuellen Ebene bei der
Ausbildungsplatzsuche, auf der betrieblichen Ebene bei der Gewinnung poten-
zieller Auszubildenden (vgl. IAB 2010a, S. 56 ff.; Baur 2008, S. 7; Brutzer 2012,
S. 119 f.; Brutzer/Friese/2010, S. 50; Friese/Brutzer 2010, S. 46; s. Kapitel 4).
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2.4 Zentrale Erkenntnisse und Entwicklungsfelder

Vor dem Hintergrund des demographischen Wandels wird es zukünftig einen
großen Bedarf an qualifizierten Fachkräften geben. Dies gilt in besonderem
Maß für das Segment der personenbezogenen Dienstleistungsberufe. Neben
hochqualifizierten Fachkräften fehlt es ebenso an Fachkräften auf mittlerer
Qualifikationsebene. Mit dem gegenwärtigen Trend zur Höherqualifizierung
droht jedoch die mittlere Qualifikationsebene wegzubrechen. Gleichzeit geht
der Bedarf an gering qualifizierten Personen vor dem Hintergrund gestiegener
Anforderungen zurück. Berücksichtigt man in diesem Zusammenhang, dass
gering qualifizierte Personen besonders von Erwerbslosigkeit bzw. prekären
Beschäftigungsverhältnissen betroffen sind, wird deutlich, welch zentrale
Bedeutung eine qualifizierte berufliche Ausbildung für eine erfolgreiche Ein-
mündung und den Verbleib in Erwerbsarbeit hat.

Das Konzept der Niedrigschwelligkeit bietet hierfür Anknüpfungspunkte,
indem Menschen mit keinen bzw. geringen Qualifikationen schrittweise durch
gezielte Förderung an Ausbildung bzw. Erwerbsarbeit herangeführt werden
und somit gesellschaftliche Teilhabe ermöglicht wird. Gleichwohl birgt das
Konzept auch Probleme in sich, da man sich hier in einem Spannungsverhältnis
zwischen nachfrageorientierter vs. angebotsorientierter Berufsbildung bewegt.
Der in diesem Kontext geäußerte Vorwurf der kurzfristigen Nutzbarmachung
für den Arbeitsmarkt bzw. die Untergrabung des Berufskonzepts greift dann,
wenn niedrigschwellige Konzepte sich nicht an didaktisch-curricularen Kon-
struktionsprinzipien bzw. an ordnungsrechtlichen Vorgaben orientieren und so
infolge fehlender Anrechnungsmöglichkeiten nahtlose Übergänge, beispiels-
weise in Ausbildung, erschwert oder sogar unmöglich werden.

Das Beispiel der Qualifizierungsbausteine stellt in diesem Zusammenhang ein
wichtiges Instrument zur Gestaltung des zielgerichteten Übergangs an der
Schnittstelle von vorberuflicher Bildung zu regulärer Berufsausbildung dar. In
den dargestellten bildungs-/ordnungspolitischen Reformansätzen, wie dem
NFK, dem Nationalen Pakt für Ausbildung und Fachkräftenachwuchs oder bei
der Novellierung des BBiG 2005 haben sie bereits Berücksichtigung gefunden.
Die Analyse zeigt jedoch, dass im Hinblick auf die Übergangsgestaltung bislang
keine verbindlichen Regelungen zur Anerkennung auf eine sich anschließende
Berufsausbildung getroffen wurden. Eine Lösungsmöglichkeit könnte hierfür
die bundeseinheitliche Gestaltung der Qualifizierungsbausteine sein, wie dies
bei den Ausbildungsbausteinen der Fall ist (s. IKBB). Die einheitliche Gestaltung
wäre nicht nur vor dem Hintergrund der Durchlässigkeit zielführend, sondern
würde gleichermaßen zur besseren Vergleichbarkeit im Sinne der Qualitätssi-
cherung beitragen.
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Insgesamt bleibt jedoch festzuhalten, dass die Frage der konkreten Umsetzung
der Anschlussfähigkeit bzw. Durchlässigkeit zur Sicherung des zukünftigen
Fachkräftebedarfs bislang noch nicht zufriedenstellend geklärt ist. In der
Vergangenheit wurden zwar neben sektorspezifischen Regelungen und Ver-
ordnungen (z. B. die Neugestaltung der Schnittstelle zwischen beruflicher Vor-
bildung und Ausbildung, BBiG-Novelle 2005), zahlreiche Kompetenzfeststel-
lungsverfahren zur Leistungsmessung und Ausstellung von Zertifikaten
entwickelt. Allerdings sind bundeseinheitliche Konzepte zur Frage der Anrech-
nung im Sinne der Durchlässigkeit bislang nicht vorhanden (vgl. Diettrich/
Köhlmann-Eckel 2011, Frommberger/Friese 2010). Ansatzpunkte zur Klärung
dieser Frage könnte die DECVET-Pilotinitiative59 bieten. Gegenwärtig werden
hier Anrechnungsmechanismen auf Grundlage eines Leistungspunktesystems
entwickelt und erprobt, mit dem Ziel, die vertikale sowie horizontale Durchläs-
sigkeit in der beruflichen Bildung langfristig zu fördern und Anrechnungspo-
tenziale zu identifizieren. Die Initiative hat, wie der EQR/DQR ihren Ursprung in
der europäischen Berufsbildungspolitik. Sie orientiert sich an den Gegebenhei-
ten des deutschen Berufsbildungssystems (z. B. Berufskonzept, BBiG) und
bezieht u. a. Erkenntnisse bereits existierender Programme zur Anrechnung von
Kompetenzen (z. B. ANKOM: Übergänge von der beruflichen Bildung in die
hochschulische Bildung) mit ein (vgl. Milolaza 2011, S. 1 f.; BMBF 2010, S. 6).
Die Entwicklung und Erprobung erfolgt anhand von vier Schnittstellen inner-
halb der Berufsbildung, wovon je zwei die vertikale und horizontale Durchläs-
sigkeit fokussieren (vgl. Milolaza/Schiller 2010):

1. Schnittstelle: Berufsausbildungsvorbereitung und duale Ausbildung (ver-
tikal)

2. Schnittstelle: Berufsbildübergreifende Qualifikationen in einem Berufsfeld
(horizontal)

3. Schnittstelle: Duale und vollzeitschulische Berufsausbildung (horizontal)

4. Schnittstelle: Duale Berufsausbildung und berufliche Fortbildung (vertikal).

Das Leistungspunktemodell basiert dabei auf outcomeorientierten Lernergeb-
niseinheiten, d. h. nicht der Ort und die Dauer des Lernprozesses sind von
Bedeutung, sondern das Lernergebnis an sich (vgl. Richter/Laubersheimer
2011). Inwiefern das im Rahmen der DECVET-Pilotinitiative avisierte Ziel der

59 Bei der Abkürzung „DECVET“ handelt es sich um keine Abkürzung im engeren Sinne, son-
dern um ein zusammengesetztes Kürzel. DE steht für „Deutsches“ und CVET für „Credit Sys-
tem for Vocational Education and Training“. Hinter dem Kürzel verbirgt sich die Pilotinitiative
des BMBF zur Entwicklung eines deutschen Leistungspunktesystems für die Berufsbildung (vgl.
Mucke 2009, S.184). Homepage der DECVET-Initiative: http://www.decvet.net/ (27.05.2012)
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Erarbeitung eines Leistungspunktesystems einen nachhaltigen Beitrag zur all-
gemeinverbindlichen Anerkennungspraxis liefert, bleibt abzuwarten. Die hier-
für notwendige Formulierung von Lerneinheiten, anhand derer sich die Ver-
gabe der Leistungspunkte orientiert, erscheint ambitioniert. Während in der
dualen Berufsausbildung bereits ein klassisches Instrument zur Prüfung von
innerhalb der Ausbildung erworbenen Kompetenzen vorhanden ist, besteht
ein solch allgemeinverbindliches Prüfverfahren in der Berufsausbildungsvorbe-
reitung bislang nicht.

Mit Blick auf die unterschiedlichen Angebote im Rahmen der Berufsausbil-
dungsvorbereitung gibt es in zweifacher Hinsicht Handlungsbedarf: Einerseits
liegt die Herausforderung in der einheitlichen Gestaltung der einzelnen Lern-
einheiten, die entlang der Ordnungsmittel, d. h. dem jeweiligen Ausbildungs-
ordnung/-rahmenplan einer Berufsausbildung abgestimmt bzw. angepasst wer-
den müssen; andererseits müssen auch abseits der Ausgestaltung der Curricula
ebenso die vergaberechtlichen Rahmenbedingungen entsprechend angepasst
bzw. verändert werden. Die Anrechnung vorberuflicher Kompetenzen auf eine
sich anschließende Berufsausbildung ist nur dann möglich, wenn auch bei der
Vergabe der berufsausbildungsvorbereitenden Maßnahmen, beispielsweise
durch die BA, entsprechende Verordnungen bzw. gesetzliche Regelungen zur
Maßnahmengestaltung im Sinne der DECVET-Initiative erlassen werden.

Gleichwohl muss an dieser Stelle auch kritisch darauf hingewiesen werden,
dass die Zielgruppe der Berufsausbildungsvorbereitung meist über keine for-
malen Abschlüsse verfügt und vorrangig non-formal und informell erworbene
Kompetenzen aufweist. Die Anerkennung non-formal und informell erworbe-
ner Kompetenzen stellt einen wichtigen Beitrag vor dem Hintergrund des
Inklusionsgedankens dar. Ansatzpunkte für diese Zielgruppe finden sich im
EQR/DQR auf Niveaustufe eins und zwei (vgl. Dehnbostel/Kretschmer 2010).
Inwiefern jedoch non-formal und informell erworbene Kompetenzen konkret
im Rahmen des EQR/DQR erfasst werden sollen, ist bislang ungeklärt. Die kon-
kreten Umsetzungsansätze zur Anerkennung stehen noch aus.
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3 Berufsfeld Hauswirtschaft: Strukturen und
Problemfelder

Niedrigschwellige Ansätze können gerade für junge Menschen am Übergang
von Schule zu Beruf einen Beitrag zur zukünftigen Fachkräftegewinnung leis-
ten. Voraussetzung hierfür ist eine systematische Übergangsgestaltung, um
Anschlussfähigkeit für die im Rahmen der vorberuflichen Bildung erworbenen
Kompetenzen an den Bereich der Berufsbildung zu gewährleisten. Ausgehend
von dem prognostizierten Fachkräftebedarf im Bereich der personenbezoge-
nen Dienstleistungen bietet in diesem Kontext das Berufsfeld Hauswirtschaft
gute Anknüpfungsmöglichkeiten. Die Hauswirtschaft eröffnet jungen Men-
schen interessante und vielfältige Beschäftigungsmöglichkeiten in unterschied-
lichen Einsatzbereichen, die von der Fachkraftebene bis hin zur Führungskraft-
ebene reichen (s. Anhang – Tabelle 7.2). Das Berufsfeld umfasst ein breites
Spektrum an Aufgaben und Handlungsfeldern im Bereich privater Haushalte,
sozialer Einrichtungen, landwirtschaftlicher Unternehmen, Dienstleistungsun-
ternehmen/-agenturen sowie in der Gastronomie und Hotellerie. Hinzu kom-
men Einsatzbereiche in verwandten Feldern der Gesundheits-/Pflegeberufe
sowie neue Schnittstellen zu den Bereichen Freizeit, Tourismus, Wellness (vgl.
BAG HW/dgh 2012, S. 3).

Entgegen der weit verbreiteten Auffassung, dass es sich bei hauswirtschaftli-
chen Dienstleistungen um „Allerweltstätigkeit“ handelt, geht es hier um ein
überaus anspruchsvolles Beschäftigungssegment, das einer grundständigen
Berufsausbildung sowie kontinuierlicher Weiterbildung bedarf. Das Aufgaben-
spektrum reicht von dispositiven Aufgaben über organisatorische bis hin zu
verfahrenstechnischen Aufgaben (s. Anhang – Abbildung 7.3). Demzufolge
sind die Anforderungen die an die hauswirtschaftlichen Fachkräfte gestellt
werden, entsprechend umfangreich und verlangen ein hohes Maß an Fachlich-
keit, Professionalität, Organisationsfähigkeit, etc. (s. Anhang – Abbildung 7.4).

Die mit dem Berufsfeld Hauswirtschaft verbundene Vielfältigkeit und die damit
einhergehenden Potenziale dürfen jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass
in diesem Feld durchaus Optimierungsbedarf besteht. Analysiert man das
Berufsfeld ausgehend vom Bedarf und den Qualifizierungswegen, finden sich
hier Strukturen, die weder den Wachstumsentwicklungen noch den Qualitäts-
anforderungen entsprechen: Das Berufsfeld zeichnet sich u. a. durch eine
unüberschaubare Zahl an Qualifizierungsangeboten einerseits und eine hohe
Zahl an angelernten Kräften ohne einschlägige Berufsausbildung andererseits
aus. Ferner ist die Hauswirtschaft ein zentraler Akteur im Bereich der berufli-
chen Integrationsförderung. Aus professionstheoretischer bzw. bildungspoliti-
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scher Perspektive besteht hier Handlungsbedarf, um die Zukunftsfähigkeit die-
ses Beschäftigungssegmentes weiterhin zu gewährleisten.

Vor diesem Hintergrund wird das Berufsfeld sowohl aus historischer Perspek-
tive als auch unter ordnungsrechtlich-curricularen Aspekten dargestellt, um das
Berufsfeld in seiner Gesamtheit zu skizzieren und sich daraus ergebende
Anknüpfungsmöglichkeiten für niedrigschwellige Ansätze zu verdeutlichen.
Ergänzend dazu werden die Ausbildungsmarkt-/Arbeitsmarktentwicklungen
der vergangenen Jahre und die zentralen Problemfelder der Hauswirtschaft
dargestellt. Abschließend werden die zentralen Erkenntnisse des Kapitels
zusammengefasst und die sich daraus ableitenden Entwicklungsaufgaben auf-
gezeigt.

3.1 Genealogie des Berufsfeldes

Die Hauswirtschaft und die damit verbundenen Tätigkeiten bewegen sich, wie
die Gesamtheit der personenbezogenen Dienstleistungsberufe, in einem Span-
nungsverhältnis zwischen „naturgegebener Berufung“ und der Überführung
ehemals „weiblicher Kulturaufgaben“ (Versorgungs- und Betreuungsarbeit) in
einen Beruf (vgl. Friese 2010a, S. 48 ff.). Bis weit in das 20. Jahrhundert spiel-
ten junge Frauen in der Berufserziehung außerhalb der typischen Frauenberufe
(soziale, pflegerische und hauswirtschaftliche Berufe) keine zentrale Rolle, da
ihre zugeschriebene Aufgabe/Bestimmung als sorgende Hausfrau und Mutter
im Widerspruch zu den anspruchsvollen Tätigkeiten des Erwerbslebens stand,
die vorrangig den Männern vorbehalten war (vgl. Friese 2010, S. 48 f.; Zabeck
2009, S. 611). Erst mit Beginn der sich verändernden wirtschaftlichen, gesell-
schaftlichen und kulturellen Rahmenbedingungen konnte sich die hauswirt-
schaftliche Berufsentwicklung langsam, aber stetig vollziehen (vgl. Fegebank
2010, S. 577).

Mit der beginnenden Industrialisierung Ende des 19. Jahrhunderts und der
damit einhergehenden hauswirtschaftlichen Versorgungslücke sowie den
Sozialisationsdefiziten in der häuslichen Mädchenerziehung durch zuneh-
mende Erwerbstätigkeit proletarischer Frauen, rückte die Hausarbeit als Frau-
enarbeit in den Fokus (vgl. Friese 2010a, S. 48 ff.; Fegebank 2004, S. 54). Die
somit entstehende Lücke bzw. auftretenden Defizite bedurften der Kompensa-
tion durch hauswirtschaftliche Bildungsangebote, der sich sowohl Schulen, Kir-
chen als auch private Träger (Frauenverbände) in unterschiedlicher Ausprägung
annahmen. Ziel der hauswirtschaftlichen Bildung war dabei nicht die erwerbs-
wirtschaftliche Ausrichtung, sondern die Steigerung der Effektivität der eige-
nen Haushaltsführung (vgl. Thiessen 2004, S. 90 f.). Deutlich wird dies an dem
von Kerschensteiner entwickelten geschlechtsspezifischen Berufsschulsystem,
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„(…) in dem die staatsbürgerliche Erziehung des Mädchens mit der Erziehung
zum Weibe zusammenfällt“ (Mayer 1992, zitiert nach Friese 2010, S. 49), mit
dem er eine bewusste Trennung der Geschlechter vollzog und diese in zwei
Berufsbildungssysteme einordnete: vollzeitschulische Ausbildung für junge
Frauen und duale Ausbildungen für junge Männer. Somit erfolgte die Institutio-
nalisierung der haushaltsnahen Berufe. Die hauswirtschaftlichen Ausbildungs-
inhalte basieren im Wesentlichen auf dem historisch gewachsenen Konstrukt
der weiblichen Kulturaufgabe und zeichnen sich gegenüber der männlichen
Facharbeiterausbildung durch eine überwiegend fehlende Standardisierung,
eine niedrige formale Bildung, fehlende Professionalisierung sowie geringe
Wertschätzung (z. B. niedrige Entlohnung) aus (vgl. Friese 2010a).

Den eigentlichen „Durchbruch“ der Professionalisierung hauswirtschaftlicher
Tätigkeiten in Richtung dualer Berufsausbildung datiert Fegebank Ende der
1920er Jahre mit der Einführung einer zweijährigen Lehre zur Haushaltsgehil-
fin. In diesem Zeitraum konnten ferner Frauen mit mehrjähriger Praxiserfah-
rung erstmals einen „Berufsabschluss“ erwerben. Voraussetzung hierfür war
der Besuch eines entsprechenden Förderkurses im Vorfeld der Prüfung (s.
Externenprüfung, Kapitel 3.2). Parallel dazu wurden erste Meisterinnenkurse
etabliert (vgl. Fegebank 2004, S. 57).

Zehn Jahre nach der Einführung des ersten BBiG (1969) wurde im Jahr 1979
die Hauswirtschaft dann in einen dreijährigen Ausbildungsberuf Hauswirtschaf-
ter/-in mit den beiden Schwerpunkten „im ländlichen Bereich“ und „im städt-
ische Bereich“ überführt (ebd.) (s. Anhang – Abbildung 7.5) und löste damit
die bestehenden „Hilfsberufe“ ab. Im Zuge dieser Änderung wurde für den
Beruf des/der Hauswirtschafter/-in und für die hauswirtschaftlichen Fortbil-
dungsprüfungen in Westdeutschland Bundeseinheitlichkeit erlangt (vgl. ebd.;
Thiessen 2004, S. 92).60

Im Jahr 1999 wurde das Berufsbild Hauswirtschafter/-in (gem. BBiG/HwO)
einer grundlegenden Neuordnung unterzogen. Die Neuordnung wurde erfor-
derlich, da die bis dahin vermittelten Ausbildungsinhalte nicht mehr der
betrieblichen Realität entsprachen. Infolge der Novellierung wurde ebenso die
Trennung zwischen städtischer und ländlicher Hauswirtschaft aufgehoben und
das Berufsbild qua Verordnung in einen Monoberuf überführt. Weitere
wesentliche Kennzeichen waren die Einführung des lernfelddidaktischen
Ansatzes in den Rahmenlehrplan sowie die Neuausrichtung der Ausbildungsin-
halte. Die Neuausrichtung verfolgte einen Perspektivwechsel, weg von einer
rein verrichtungsorientierten Hauswirtschaft, ausschließlich orientiert an der
fachbezogenen Ausübung einer hauswirtschaftlichen Tätigkeit, hin zu einer

60 Ausgenommen davon sind die Länderregelungen für den Berufsschulunterricht.
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professionellen, personen- und marktorientierten Dienstleistung61 (vgl. Brink-
mann 2004, S. 178 f.).

Seit dem Jahr 2009, zehn Jahre nach der Novellierung, wird die Frage des
Modernisierungsbedarfs hauswirtschaftlicher Berufsbildung erneut diskutiert,
maßgeblich angestoßen durch die BAG HW62 sowie die dgh e. V.63 Die Mei-
nungen innerhalb der hauswirtschaftlichen Verbände bzw. der Sozialpartner
gehen bzgl. der Frage der Notwendigkeit einer Neuordnung auseinander. Ob
es zu einer Neuordnung kommen wird, ist gegenwärtig noch nicht abzusehen.
Ein möglicher Wegweiser könnte die im Jahr 2012 ausgeschriebene Studie
zum Thema „Neue Perspektiven für die Hauswirtschaft – Analyse des Berufsfel-
des, Profilschärfung und Neupositionierung der Professionalisierung“ im Auf-
trag des BMWi sein (vgl. BMWi 2012e).

3.2 Aus- und Weiterbildung im Berufsfeld

Im Vergleich zu anderen Berufen aus dem Feld der personenbezogenen Dienst-
leistungen (z. B. Erziehung, Gesundheit/Pflege) bietet die Hauswirtschaft über
alle Qualifikationsstufen hinweg Aus- und Weiterbildungsangebote, die sich
von „niedrigen Schwellen zu hohen Stufen“ bewegen (vgl. Friese/Brutzer
2008). Das Angebotsspektrum reicht von der Helfer/-innenebene (Fachprakti-
ker/-in) über die Fachkraftebene (Hauswirtschafter/-in) bis hin zur Führungs-
kraftebene (Hauswirtschaftsmeister/-in, Ökotrophologe/-in). Hauswirtschaftli-
che Berufe können nach folgenden Kriterien systematisiert werden (vgl. dgh
2012; Friese et al. 2000, S. 89):

• Zielgruppenspezifische Berufstätigkeiten und Aufgabenbereiche

• Tätigkeitsbereiche

• Vertikale und horizontale Gliederung der Berufsgruppe

• Kompetenzniveaus

Im Folgenden findet eine Darstellung in Anlehnung an das Kriterium „vertikale
und horizontale Gliederung der Berufsgruppe“ statt. Diese Systematisierung

61 Abgrenzung verrichtungs- und personenorientiert, angelehnt an die Trennung der Volkswirt-
schaftslehre: Bei personenorientierten Dienstleistungen werden (mittels Hilfsgegenständen)
die Daseinsbedingungen eines oder mehrerer Menschen verändert. Verrichtungsorientierte
Dienstleistungen kennzeichnen sich demgegenüber durch eine Veränderung der Eigenschaf-
ten von Sachen (vgl. Küster 2000, S.86).

62 Netzwerk der hauswirtschaftlichen Verbände auf Bundesebene.
63 Dachverband hauswirtschaftlicher und berufsbildender Verbände in Deutschland (s.

www.dghev.de)

3 Berufsfeld Hauswirtschaft: Strukturen und Problemfelder

90



ermöglicht das Aufzeigen der unterschiedlichen Qualifikations- und Durch-
stiegsmöglichkeiten und identifiziert gleichermaßen die „Bruchstellen“ (s.
Kapitel 3.3). Die inhaltliche bzw. kompetenzorientierte Darstellung der einzel-
nen Berufsbilder steht dabei im Hintergrund. Vorrangiges Ziel ist die struktu-
relle Darstellung der hauswirtschaftlichen Ausbildungslandschaft. Dementspre-
chend lassen sich die hauswirtschaftlichen Berufe in fünf Ebenen untergliedern
(s. Tabelle 9):

Tab. 9: Gliederungssystematik hauswirtschaftlicher Berufe

Fünf Ebenen hauswirtschaftlicher Berufe

Ebene 1 Vorberufliche Bildung Abhängig von Maß-
nahme bundes- (z. B.
SGB III) oder landes-
rechtliche Regelungen

z. B. BGJ im Berufsfeld
Ernährung und Haus-
wirtschaft

Ebene 2 Rehabilitationsberufe Bundesrechtlich geregelt
gem. BBiG, inhaltliche
Ausgestaltung obliegt
jedoch zuständigen Stel-
len/Kammern auf Lan-
desebene

z. B. Fachpraktiker/-in
Hauswirtschaft64

Ebene 3 Ausbildungsberufe auf
Fachkraftniveau

a) Staatlich anerkannte
Ausbildungsberufe
(Duales System)

Bundesrechtlich geregelt
gem. BBiG

z. B. Hauswirt-
schafter/-in

b) Vollzeitschulische
Ausbildungsberufe

Landesrechtlich geregelt
auf Basis der entspre-
chenden Rahmenverein-
barung der KMK

z. B. Hauswirtschaftli-
che/-r Assistent/-in

Ebene 4 Ausbildungsberufe auf
Hochschulniveau

Landesrechtliche Rege-
lungen im Rahmen bun-
desgesetzlicher Regelun-
gen (HRG)

z. B. Bachelor/Master
Ökotrophologe/-in

Ebene 5 Weiterführende Berufe
auf Grundlage von Wei-
terbildungen

Bundesrechtlich geregelt
gem. BBiG

z. B. Hauswirtschafts-
meister/-in

Landesrechtlich geregelt
auf Basis der entspre-
chenden Rahmenverein-
barungen der KMK

z. B. Techniker/-in, Fach-
richtung Hauswirtschaft

Quelle: vgl. Thiessen 2004, S. 144 (eigene Darstellung)

64 Berufsbezeichnung bisher: Hauswirtschaftshelfer/-in bzw. Hauswirtschaftstechnische/-r
Betriebshelfer/-in.
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3.2.1 Ebene 1: Vorberufliche Bildung

Der direkte Weg nach Abschluss der allgemeinbildenden Schule in eine voll
qualifizierende Berufsausbildung ist nicht immer selbstverständlich. In vielen
Fällen gelingt jungen Menschen der Übertritt an der sogenannten ersten
Schwelle nicht, sodass diese zunächst in den dritten Sektor der Berufsbildung,
das Übergangssystem, einmünden. Die dort verorteten Maßnahmen führen zu
keinem qualifizierten/anerkannten Berufsabschluss und dienen im Wesentli-
chen der Berufsvorbereitung (s. Fußnote 1). Abhängig von der Maßnahmeart
und den zugrunde liegenden Verordnungen ist eine spätere Anrechnung auf
eine sich anschließende Berufsausbildung ggf. möglich (s. Kapitel 2.3).

Es gibt eine Vielzahl an vorberuflichen Qualifizierungswegen, die den Weg
zum Berufsabschluss Hauswirtschafter/-in vorbereiten: Das Berufsgrundbil-
dungsjahr, die einjährige Berufsfachschule, die Ausbildung in außerbetriebli-
chen Einrichtungen oder die Qualifizierung mittels Qualifizierungsbausteinen
(s. Abbildung 9).

Abb. 9: Qualifizierungswege zum/zur Hauswirtschafter/-in (eigene Darstellung)

Berufsgrundbildungsjahr an Berufsschulen: Das BGJ vermittelt mittels fachthe-
oretischer und fachpraktischer Lerninhalte eine berufliche Grundbildung in 13
ausgewählten Berufsfeldern (hier: „Ernährung und Hauswirtschaft“). Es kann
entweder in vollzeitschulischer oder in kooperativer Form (Betrieb und Teilzeit-
unterricht in Berufsschule) absolviert werden. Aufnahmevoraussetzung für das
BGJ ist in aller Regel der Abschluss der allgemeinen Schulpflicht (vgl. BMBF
2009, S. 20).65 Je nach Landesregelung kann es auf eine duale Berufsausbil-

65 In Abhängigkeit von der in den Landesgesetzen geregelten Schulpflichtdauer, wird das BGJ
auch zur „Vervollständigung“ der Schulpflicht genutzt (vgl. BMBF 2009, S.20).
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dung angerechnet werden (§ 7 BBiG). Im Fall einer Anrechnung schließt sich
dann eine zweijährige Berufsausbildung im dualen System an (vgl. Schanz
2006, S. 73 f.; BMBF 2009, S. 20). Das BGJ ist nicht in allen Landesschulgeset-
zen verankert. Ausnahmen bilden hier Brandenburg, Hamburg, Mecklenburg-
Vorpommern, Rheinland-Pfalz und Thüringen (vgl. BMBF 2009, S. 20).

Einjährige Berufsfachschule: Vergleichbar dem schulischen BGJ an Berufsschu-
len bereitet die einjährige Berufsfachschule auf die Ausbildung zum/zur Haus-
wirtschafter/-in vor (berufsvorbereitende Berufsfachschule). Darüber hinaus
kann das erste Ausbildungsjahr auch an einer Berufsfachschule für Hauswirt-
schaft vollständig absolviert werden und somit das erste Ausbildungsjahr im
dualen System ersetzen. Abhängig von den Anrechnungsverordnungen in den
jeweiligen Bundesländern, schließt sich meist eine zweijährige hauswirtschaftli-
che Berufsausbildung im dualen System an. Zugangsvoraussetzung für die ein-
jährige Berufsfachschule ist in der Regel der Hauptschulabschluss (vgl. Schanz
2006, S. 75 f.).

Berufsausbildung in außerbetrieblichen Einrichtungen: Benachteiligte junge
Menschen, die im Anschluss an berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen
auch mit ausbildungsbegleitenden Unterstützungsangeboten (z. B. abH) keine
Ausbildung im dualen System finden, steht die Möglichkeit einer von der BA
geförderten außerbetrieblichen Ausbildung (gem. SGB III § 241, Abs. 2) offen.
Im Unterschied zur klassischen dualen Berufsausbildung wird der Lernort
Betrieb durch eine entsprechende Ausbildungseinrichtung, z. B. Bildungsträger,
ersetzt. Der Berufsschulunterricht findet analog zur dualen Ausbildung in
Berufsschulen statt. Die jungen Erwachsenen erhalten neben der fachtheoreti-
schen und fachpraktischen Ausbildung zusätzliche Unterstützungsangebote in
Form von sozialpädagogischer Begleitung oder Stützunterricht. Nach erfolgrei-
chem Abschluss des ersten Ausbildungsjahrs soll der Übergang in eine reguläre
zweijährige Berufsausbildung im dualen System erfolgen (vgl. GPC o. J.).

Qualifizierung mittels Qualifizierungsbausteinen: Abschließend ist an dieser
Stelle auch die Qualifizierung mittels Qualifizierungsbausteinen zu benennen,
die eine Anrechnungsoption bis zu sechs Monaten auf eine spätere, einschlä-
gige Berufsausbildung eröffnet (s. Kapitel 2.3.6).

3.2.2 Ebene 2: Rehabilitationsberufe: Ausbildung für Menschen mit
Behinderung (gem. § 66 BBiG/§ 42 m HwO)

Bei der Ausbildung gem. § 66 BBiG/§ 42 m HwO handelt es sich um eine
besondere Form der beruflichen Ausbildung. Sie richtet sich vorrangig an Men-
schen mit einer Behinderung im Sinne des § 2 SGB IX, die aufgrund der Art
und Schwere ihrer Behinderung trotz geeigneter Maßnahmen und Hilfen eine
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Ausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf nicht absolvieren kön-
nen.66 Ziel dieser gesonderten Ausbildungsregelung ist, dass eine Benachteili-
gung von Menschen im Sinne des Art. 3 des Grundgesetzes in Ausbildung,
Umschulung und Prüfung verhindert wird (BMBF 2009). Entgegen der dreijäh-
rigen Ausbildung zum/zur Hauswirtschafter/-in basiert die Ausbildung auf den
jeweiligen Erlassen der vom Bundesland bestimmten zuständigen Stelle/
Kammer. Die Ausbildungsregelungen orientieren sich grundsätzlich an den
Empfehlungen des Hauptausschusses des Bundesinstituts für Berufsbildung
(Rahmenrichtlinien). Die Ausbildungsdauer beträgt drei Jahre und findet in der
Regel in überbetrieblichen Ausbildungsstätten statt (z. B. Berufsbildungswer-
ken). Auch die Berufsbezeichnung kann in Abhängigkeit vom Bundesland dif-
ferieren (vgl. BA o. J. a; Hauptausschuss des BIBB 2011; dgh 2012). Um eine
Ausbildung gem. § 66 BBiG/§ 42 m HwO beginnen zu können, bedarf es einer
Eignungsuntersuchung. Diese wird aktuell durch die BA durchgeführt.67

3.2.3 Ebene 3: Ausbildungsberufe auf Fachkraftniveau

Die Ausbildung auf Fachkraftebene kann auf zwei unterschiedlichen Wegen
erfolgen: entweder in Form einer dualen Berufsausbildung oder auf vollzeit-
schulischem Wege an einer Berufsfachschule. Abseits der beiden genannten
Ausbildungswege besteht die Möglichkeit für Personen mit langjähriger Erfah-
rung im hauswirtschaftlichen Bereich, den Berufsabschluss mittels der Exter-
nenprüfung zu erlangen.

a) Staatlich anerkannte Ausbildungsberufe im dualen System: Der klassische
Ausbildungsweg in der Hauswirtschaft führt über die dreijährige Berufs-
ausbildung zum/zur Hauswirtschafter/-in. Grundlage für diese Ausbildung
ist die entsprechende Verordnung vom 30. Juni 1999 (BGBl. I S. 1495)
sowie der Rahmenlehrplan: Beschluss KMK vom 08.06.1999 (BAnz. Nr.
234a vom 10.12.1999). Eine Spezialisierung in spezifische Fachrichtungen
oder Schwerpunkte, wie dies beispielsweise bei zahlreichen Berufen aus
der Metall- und Elektroindustrie der Fall ist, sieht der Ausbildungsberuf
nicht vor. Es handelt sich hier um einen Monoberuf.

b) Vollzeitschulische Ausbildungsberufe: Die vollzeitschulische hauswirt-
schaftliche Ausbildung findet in aller Regel an Berufsfachschulen statt.

66 Hauptzielgruppe dieser Ausbildungsgänge sind Menschen mit Lernbehinderung. Hierunter fal-
len Menschen, „die in ihrem Lernen umfänglich und lang andauernd beeinträchtigt sind und
die deutlich von der Altersnorm abweichende Leistungs- und Verhaltensnormen aufweisen,
wodurch ihre berufliche Integration wesentlich und auf Dauer erschwert wird“ (Hauptaus-
schuss des BIBB 2011, S.7).

67 Berücksichtigung finden ebenfalls Gutachten und Stellungnahmen der abgebenden Schule,
ggf. Fachvertreter/-innen aus dem Rehabilitationsbereich. Darüber hinaus finden im Vorfeld
einer solchen Ausbildung Maßnahmen der Berufsfindung und Arbeitserprobung statt.
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Berufsfachschulen kennzeichnen sich dadurch, dass es sich hier um Aus-
bildungen ohne Ausbildungsvertrag bzw. betrieblichen Partner handelt.
Die während der Ausbildung erforderlichen Praxisanteile werden über die
berufspraktische Ausbildung in schuleigenen Praxisräumen sowie durch
Betriebspraktika abgedeckt. Während die einjährige Berufsfachschule
ausschließlich eine Teilqualifikation im Bereich der Hauswirtschaft vermit-
telt mit der Option der Anrechnung auf eine sich anschließende einschlä-
gige Ausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf, können im
Rahmen der mehrjährigen Berufsfachschule vollqualifizierende Ausbil-
dungsabschlüsse erworben werden (s. Abbildung 10), sofern dies nicht
durch andere Rahmenvereinbarungen geregelt ist. Grundlage für diese
Berufsqualifikation bilden die von der KMK vereinbarten Kriterien und Bil-
dungsstandards. Maßgeblich handelt es sich hier um die Rahmenverein-
barung über die Berufsfachschulen vom 28.02.1997 in der Fassung vom
07.12.2007. Die Rechtsgrundlage für die Berufsabschlüsse bilden die
Schulgesetze der Länder (vgl. BMJ 2008). Je nach Bundesland differieren
die Bezeichnungen der Ausbildungsberufe und die Zugangsvoraussetzun-
gen (vgl. KMK 2007) (s. Kapitel 3.4). In Abhängigkeit der jeweiligen Lan-
desverordnung und der damit verbundenen Auflagen, kann der staatlich
anerkannte Abschluss zum/zur Hauswirtschafter/-in mittels Externenprü-
fung erlangt werden (s. Externenprüfung). Im Rahmen der Berufsfach-
schule besteht darüber hinaus die Möglichkeit, schulische Abschlüsse
nachzuholen (vgl. Pahl 2009).

mehrjährige 
Berufsfachschule
(Berufe außerhalb 

BBiG/HwO)

Hauswirtschaftshelfer/-in
Hauswirtschaftsassistent/-in

Fachkraft Pflegeassistenz

Haus- und Familienpfleger/-in

Servicekraft

Abb. 10: Abschlussmöglichkeiten der mehrjährigen Berufsfachschule (eigene Zusammenstellung)68

68 Die Übersicht erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Es handelt sich hier um eine bei-
spielhafte Darstellung. Die Ausbildung zur Servicekraft wird derzeit nur im Rahmen eines
Schulversuchs in Nordrhein-Westfalen angeboten (Stand: Februar 2010).
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Externenprüfung

Eine weitere Möglichkeit, den vollwertigen Berufsabschluss zum/zur Hauswirt-
schafter/-in abseits der regulären Berufsausbildung zu erlangen, ist die Exter-
nenprüfung gem. BBiG § 43 Abs. 2/HwO § 36 Abs. 2 sowie § 45 Abs. 2
BBiG/§ 37 Abs. 2 HwO. Für zwei Zielgruppen ist diese Prüfungsform von Inte-
resse: Zum Ersten haben Absolventen vollzeitschulischer Berufsbildungsgänge
oder sonstiger Berufsbildungseinrichtungen einen Anspruch auf Zulassung zur
Kammerprüfung (Externenprüfung gem. BBiG § 43 Abs. 2/HwO § 36 Abs. 2).
Voraussetzung hierfür ist, dass der betreffende Bildungsgang mit Blick auf
Inhalt, Anforderung und zeitlichem Umfang der Berufsbildung in einem aner-
kannten Ausbildungsberuf entspricht (z. B. Abschluss Hauswirtschaftsassis-
tent/-in an der zweijährigen höheren Berufsfachschule). Zum Zweiten können
Personen, die eine einschlägige Berufstätigkeit länger ausgeübt haben69 oder
auf anderem Wege nachweisbar die berufliche Handlungsfähigkeit erlangt
haben, eine Externenprüfung ablegen. Die Mindestanforderung der Berufstä-
tigkeit für die Zulassung zur Prüfung beträgt das Eineinhalbfache der vorge-
schriebenen Zeit im betreffenden Ausbildungsberuf und umfasst damit vierein-
halb Jahre (§ 45 Abs. 2 BBiG/§ 37 Abs. 2 HwO) (vgl. BMBF 2007a; dgh 2012).

3.2.4 Ebene 4: Ausbildungsberufe auf Hochschulniveau

Neben einer hauswirtschaftlichen Ausbildung im dualen oder vollzeitschuli-
schen Berufsbildungssystem, besteht ebenso die Möglichkeit der Qualifizierung
auf Hochschulniveau an einem der insgesamt 27 Studienstandorten in
Deutschland (s. Anhang – Tabelle 7.6). Im Wesentlichen kann man die vorhan-
denen Studienangebote der Fachhochschulen/Hochschulen und Universitäten
entweder in Studiengängen mit einer eher ökonomisch-sozialen Ausrichtung
und solche mit einer stärker naturwissenschaftlich-technischen Ausrichtung
differenzieren (s. Tabelle 10). Die Studiengänge schließen mit einem Bachelor
oder Master ab. Im Zuge des Bologna-Prozesses haben die Bachelor-/Master-
Abschlüsse die „alten“ Diplomstudiengänge abgelöst (vgl. BMBF o. J.a; KMK
o. J.). Die Bachelor-Studiengänge haben in der Regel einen Umfang von sechs
Semestern und schließen mit einem ersten berufsqualifizierenden Hochschul-
abschluss ab. Sie vermitteln wissenschaftliche Grundlagen, Methodenkompe-
tenz und berufsfeldbezogene Qualifikationen. Die Master-Studiengänge führen
zu einem weiterführenden berufsqualifizierenden Abschluss. Im Unterschied zu
den Bachelor-Studiengängen kennzeichnen sie sich über ihre meist spezifische
Profilausrichtung und sind stärker forschungsorientiert. Darüber hinaus berech-

69 Dies betrifft auch Ausbildungszeiten in artverwandten Ausbildungsberufen.
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tigen sie zur Promotion. Man unterscheidet bei den Master-Studiengängen
zwischen:

a) konsekutiven Master-Studiengängen, die auf einen Bachelor-Studiengang
aufbauen und diesen vertiefen,

b) nicht-konsekutiven Master-Studiengängen sowie

c) weiterbildenden Master-Studiengängen.

Im letztgenannten Fall (c) wird eine einschlägige Berufstätigkeit vorausgesetzt
(vgl. HMWK/BA 2010). Die Lehramtsausbildung nimmt in diesem gestuften
Bachelor-Master-System eine Sonderstellung ein. In etwa der Hälfte der Bun-
desländer findet die Lehramtsausbildung70 nach dem Bachelor-Master-System
statt, während der verbleibende Teil mit dem Staatsexamen abschließt. Ent-
sprechend der föderalen Strukturen gibt es hierfür auf Bundesebene keine ein-
heitlichen Modelle bzw. Konzepte. Die Lehrkräfte für berufliche Schulen mit
der Fachrichtung Ernährung und Hauswirtschaft werden zurzeit an neun Aus-
bildungsstandorten ausgebildet (s. Anhang – Tabelle 7.7). Das zuvor geschil-
derte Problem der fehlenden Bundeseinheitlichkeit zeigt sich hier in besonderer
Weise. Dies wird sichtbar u. a. an den unterschiedlichen Bezeichnungen der
beruflichen Fachrichtungen oder auch der curricularen Struktur der Studienan-
gebote an den unterschiedlichen Studienstandorten (s. Kapitel 3.4).

Tab. 10: Hauswirtschaftliche Qualifizierung auf Hochschulniveau – Stand: September 2010

Abschlussart Studiengänge/-fächer
Fachhochschule/Hochschule

Studiengänge/-fächer
Universität

B.Sc. • Ökotrophologie

• Ernährungs- und Hauswirt-
schaftswissenschaften

• Clinical nutrition/Ernährungsma-
nagement

• Ernährungs- und Versorgungs-
management

• Lebensmittelmanagement

• Ernährung/Lebensmittelwissen-
schaft

• Ernährungs- und Lebensmittel-
wissenschaften

• Ernährungswissenschaft(en)

• Ökotrophologie

• Ernährungs- und Haushaltswis-
senschaft

• Technical Education – Lebensmit-
telwissenschaft

• Lebensmittelwissenschaft und
Biotechnologie

70 Die Lehramtsausbildung für die Primarstufe und die Sekundarstufe I (hier: haushaltsbezogener
Unterricht, z.B. im Kontext des Unterrichtsfaches Arbeitslehre) findet hier keine Berücksichti-
gung.
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(Fortsetzung Tab.10)

Abschlussart Studiengänge/-fächer
Fachhochschule/Hochschule

Studiengänge/-fächer
Universität

B.A. • Bewegung und Ernährung

• Ernährungsberatung

• Gesundheit und Ernährung

B.Ed. • Lebensmittel-, Ernährungs- und
Hauswirtschaftswissenschaft

• Berufliche Bildung – Ernährungs-
und Hauswirtschaftswissenschaft

• Ernährung und Hauswirtschaft

M.Sc. • Public Health Nutrition

• Ernährungs- und Lebensmittel-
wissenschaften

• Nachhaltige Dienstleistungs- und
Ernährungswirtschaft

• Ernährungswissenschaft(en)

• Ernährungsökonomie

• Sport und Ernährung

• Ökotrophologie

• Ernährungsmedizin

• Lebensmittelwissenschaft und
-technologie

• Molekulare Ernährungswissen-
schaft

M.Ed. • Ernährung/Lebensmittelwissen-
schaft

• Ernährungs- und Lebensmittel-
wissenschaften

• Ernährungs- und Haushaltswis-
senschaft

• Lebensmittelwissenschaft (Ernäh-
rung)

• Berufliche Bildung – Ernährungs-
und Hauswirtschaftswissenschaft

• Ernährung und Hauswirtschaft

Quelle: HMWK/BA 2010 (eigene Darstellung)71

71 Die Übersicht erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Es handelt sich hier um eine bei-
spielhafte Darstellung.
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3.2.5 Ebene 5: Weiterführende Berufe auf Grundlage von
Weiterbildungen

Um den stetigen Entwicklungen und gewandelten Anforderungen des Arbeits-
marktes bzw. des Berufsfeldes Stand halten zu können, bedarf es der kontinu-
ierlichen Weiterbildung. Man unterscheidet dabei zwischen a) Anpassungs-
und b) Aufstiegsweiterbildungen.

Zu a) Anpassungsweiterbildungen bieten auf horizontaler Ebene vielfältige
Möglichkeiten, um die vorhandenen Fertigkeiten und Kenntnisse im Berufsfeld
Hauswirtschaft und deren angrenzenden Bereiche weiterzuentwickeln. Einige
der Angebote eignen sich auch für eine gezielte Spezialisierung in einem aus-
gewählten Arbeitsgebiet (vgl. Dobischat/Düsseldorf/Dikau 2006). Die Weiter-
bildungsangebote aus dem Bereich der Hauswirtschaft sind, wie die nach-
folgende Übersicht zeigt, thematisch breit angelegt und reichen von
Weiterbildungen zu zielgruppenspezifischen Anforderungen in der Hauswirt-
schaft bis hin zu betriebswirtschaftlichen Schulungen (s. Abbildung 11). Die
Anbieterlandschaft ist dabei vielfältig. Neben privatwirtschaftlichen und öffent-
lichen Anbietern (z. B. Volkshochschule) bieten auch die hauswirtschaftlichen
Fachverbände (Bundesverband hauswirtschaftlicher Berufe MdH e. V.72, Berufs-
verband Hauswirtschaft73) Weiterbildungen in diesem Bereich an. Die Home-
page der BA „KURSNET“74 bietet beispielsweise einen ersten Überblick über
das Spektrum der Angebote.

Hauswirtschaftliche 
Betreuung und Versorgung 

spezifischer 
Personengruppen

(z. B. Senioren/-innen)

Housekeeping/Stewarding Kochen/Küchenwesen

Ernährung/Ernährungs-
beratung

Hygiene 
(z. B. Lebensmittel- und 

Küchenhygiene)
EDV-Anwendungen

Betriebswirtschaftliche 
Kenntnisse Umweltschutz/Ökologie Qualitätssicherung/

-management

Abb. 11: Bereiche für Anpassungsweiterbildungen in der Hauswirtschaft (eigene Darstellung)

72 Homepage des MdH e.V.: http://www.verband-mdh.de/
73 Homepage des Berufsverbands: http://berufsverband-hauswirtschaft.de/
74 Homepage der BA, Kursnet: http://kursnet-finden.arbeitsagentur.de/kurs/index.jsp
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Zu b) Aufstiegsweiterbildungen eröffnen nach Abschluss einer grundständigen
hauswirtschaftlichen Ausbildung ein breites Spektrum an Aufstiegsmöglich-
keiten auf vertikaler Ebene, die hauswirtschaftliche Fachkräfte für Führungs-
aufgaben bzw. zur Übernahme verantwortungsvoller Tätigkeiten (berufliche
Selbstständigkeit) befähigen. Mit Ausnahme der Weiterbildung zum/zur Fach-
hauswirtschafter/-in sowie zum/zur Meister/-in der Hauswirtschaft (bundesein-
heitlich geregelte Weiterbildung gem. BBiG) handelt es sich bei Aufstiegswei-
terbildungen um Weiterbildungen, die auf landesrechtlichen Regelungen
basieren und beispielsweise an Fachschulen als Teilzeit- oder Vollzeitweiterbil-
dungen angeboten werden (s. Tabelle 11).75 Dies hat zur Folge, dass die Wei-
terbildungsabschlüsse (Weiterbildungsbezeichnungen), aber auch die Ausbil-
dungsdauer unter Umständen voneinander abweichen (s. Kapitel 3.4). Ferner
sind an die Weiterbildungen auf vertikaler Ebene spezifische Zugangsvoraus-
setzungen geknüpft. Neben einer einschlägigen Berufsausbildung und/oder
entsprechender Berufserfahrung können dies auch allgemeinbildende Ab-
schlüsse sein (hier: Fachhochschulreife bzw. allgemeine/fachgebundene Hoch-
schulreife). Ausnahmen sind in bestimmten Fällen dennoch möglich: Hauswirt-
schaftliche Fachkräfte, die beispielsweise ein Hochschulstudium anstreben,
aber nicht über die allgemeine Hochschulreife verfügen, sind von dieser Wei-
terbildungsmöglichkeit dennoch nicht gänzlich ausgeschlossen. Sie können bei
Vorhandensein der entsprechenden Zugangsberechtigung76 (z. B. Meistertitel)
sich ebenso an Fachhochschulen/Hochschulen und Universitäten ausbilden las-
sen.

Tab. 11: Übersicht der Aufstiegsmöglichkeiten im Anschluss an eine hauswirtschaftliche Berufsaus-
bildung77

Ort der Weiterbildung Abschlussbezeichnung

Fachschule • Dorfhelfer/-in

• Haus- und Familienpfleger/-in

• Hauswirtschaftliche/-r Betriebsleiter/-in

• Betriebswirt/-in für Hauswirtschaft

• Fachkraft landwirtschaftlicher Haushalt

• Fachlehrer/-in für Hauswirtschaft

• Betriebsleiter/-in ländlicher Hauswirtschaft

75 Bei einigen Fachschulen kann bei entsprechenden Voraussetzungen (qualifizierter Abschluss)
und der Erbringung von Zusatzleistungen ein, der Fachhochschulreife gleichwertig gestellter
Abschluss erlangt werden (vgl. Pahl 2008, S.182).

76 Diese Möglichkeit der Hochschulzulassung besteht z.B. in Hessen. Die detaillierten Zugangs-
voraussetzungen sind am jeweiligen Studienstandort zu erfragen.

77 Bei entsprechender Eignung, d.h. Erfüllung der Zugangsvoraussetzungen.
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(Fortsetzung Tab.11)

Ort der Weiterbildung Abschlussbezeichnung

• Techniker/-in Hauswirtschaft und Ernährung

• Wirtschafter/-in Hauswirtschaft

• Fachhauswirtschafter/-in78

• Meister/-in der Hauswirtschaft79

(Fach)Hochschule/Universität s. Tabelle 10

Quelle: www.dkz.arbeitsagentur.de (eigene Darstellung)80

3.3 Empirische Entwicklungen: Ausbildungs- und
Arbeitsmarkt im Berufsfeld

Entlang der empirischen Entwicklungen im Berufsfeld Hauswirtschaft wird das
im Kapitel zwei aufgezeigte Spannungsverhältnis personenbezogener Dienst-
leistungsberufe aufgezeigt. Ziel der vorliegenden Datenanalyse ist es, langfris-
tige Entwicklungstendenzen im Berufsfeld Hauswirtschaft darzustellen, um
sowohl Aussagen über den gegenwärtigen Stand der Hauswirtschaft in der
beruflichen Bildung insgesamt, als auch Prognosen hinsichtlich der zukünftigen
Entwicklungen und sich daraus ergebende Handlungsbedarfe ableiten zu kön-
nen. Hierfür wird die Entwicklung der Hauswirtschaft seit ihrer letzten Neuord-
nung im Jahr 1999 nachgezeichnet.

3.3.1 Datenzugang/-analyse

Die hier deskriptiv dargestellten Ausbildungs- und Arbeitsmarktdaten basieren
im Wesentlichen auf Daten und Analysen des Statistischen Bundesamtes, der
BA/IAB sowie Daten des BIBB (s. Anhang – Tabelle 7.8). Die hier herangezoge-
nen Daten wurden mittels Sekundäranalyse (vgl. Bortz/Döring 2005, S. 374;
Kromrey 2009, S. 507 f.) erneut ausgewertet und interpretiert. Hierfür wurden
die Daten zunächst entsprechend der im Vorfeld festgelegten Auswertungsbe-
reiche zusammengeführt, wenn erforderlich, mit Hilfe von Microsoft-Excel neu
berechnet und vergleichend gegenübergestellt.

Der Datenzugang bzw. die -analyse war allerdings in einigen Fällen mit Schwie-
rigkeiten verbunden. Zum einen standen einige Daten für den gewählten Zeit-

78 Bundeseinheitliche Weiterbildung gem. BBiG
79 Bundeseinheitliche Weiterbildung gem. BBiG
80 Die Übersicht erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Es handelt sich hier um eine bei-

spielhafte Darstellung (Stand: Februar 2010).
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raum nicht zur Verfügung81 oder waren nicht öffentlich zugänglich. Zum ande-
ren gab es im Jahr 2007 Veränderungen bei der Erfassung und Erstellung der
Berufsbildungsstatistik infolge der Novellierung des BBiG 2005. Diese Umstruk-
turierung hatte eine vollständige Neukonzeption der amtlichen Berufsbildungs-
statistik zur Folge, wie beispielsweise veränderte Erhebungsverfahren oder
Erhebungsmerkmale. Da die Umstellung der Daten im laufenden Jahr er-
folgte82, sind die Daten aus dem Jahr 2007 mit den vorausgegangenen Jahren
und den Folgejahren nur bedingt vergleichbar (vgl. StBA 2007, S. 11). In sol-
chen Fällen findet sich bei der Analyse der Ausbildungs- und Arbeitsmarktda-
ten an geeigneter Stelle ein entsprechender Vermerk.

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass die Erfassung und
Zuordnung von Ausbildungs- und Arbeitsmarktdaten grundsätzlich mit
Schwierigkeiten verbunden ist. Zu nennen sind beispielsweise die nicht einheit-
lich geregelten Zuständigkeiten oder die bislang fehlende einheitliche nationale
Erfassungssystematik. Dennoch kann festgehalten werden, dass ungeachtet
der hier aufgezeigten Schwierigkeiten bei der Datenerfassung und dem
-zugang der Ausbildungs- und Arbeitsmarktdaten, die hier vorliegenden Daten
für den Bereich der Hauswirtschaft repräsentativ sind.

Besonderheit bei der Erfassung der hauswirtschaftlichen
Ausbildungszahlen

Bei der Erfassung der Ausbildungszahlen in der Hauswirtschaft stellt sich das
Problem der bundesweit uneinheitlichen Zuständigkeit für die Hauswirtschaft.
In den vergangenen Jahren gab es für die Hauswirtschaft neue Zuordnungen
der zuständigen Stellen. So liegt in einigen Bundesländern, wie z. B. in Hessen,
die Zuständigkeit bei der IHK. In diesen Fällen werden die Daten rund um die
hauswirtschaftliche Ausbildung der Kategorie „Industrie und Handel“ zugeord-
net und nicht separat unter „Hauswirtschaft“ ausgewiesen. Die Ausbildungs-
zahlen einiger Statistiken, z. B. hauswirtschaftliche Daten des Berufsbildungs-
berichts, haben somit nur eingeschränkt Aussagekraft (vgl. BMBF 2008). In den
meisten Fällen ist jedoch die Hauswirtschaft aus historischen Gründen, ord-
nungsrechtlich dem Zuständigkeitsbereich der Landwirtschaft bzw. den Land-
wirtschaftskammern zugeordnet (s. Anhang – Tabelle 7.9).

Vor dem Hintergrund der heterogenen Zuständigkeiten wird bei der Datenana-
lyse der hauswirtschaftlichen Ausbildungszahlen überwiegend auf die Daten
des Statistischen Bundesamts (Berufliche Gliederung gem. KldB 1992, s.

81 Dies trifft im Besonderen auf die landesrechtlich geregelten hauswirtschaftlichen Ausbildungs-
berufe außerhalb BBiG/HwO zu.

82 Änderung zum 01. April 2007.
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Anhang – Tabelle 7.10) zurückgegriffen, da hier die Daten nach Ausbildungs-
berufen und nicht ausschließlich nach Zuständigkeitsbereichen ausgewiesen
werden.

Erfassung hauswirtschaftlicher Berufe im Rahmen der deutschen
Berufs- bzw. Arbeitsmarktpolitik

Die Schwierigkeiten bei der Erfassung des Ausbildungs- und Beschäftigungs-
marktes resultieren darüber hinaus aus der auf nationaler Ebene bislang feh-
lenden einheitlichen Erfassungssystematik amtlicher Statistiken. Die einschlägi-
gen Institutionen, wie die BA oder das StBA, verwenden unterschiedliche
Klassifizierungssysteme für die Erfassung der einzelnen Berufe: Die BA verwen-
det die KldB 1988, während das StBA die KldB 1992 verwendet. Eine Ver-
gleichbarkeit der Daten untereinander sowie eine aussagekräftige Abbildung
der einzelnen Ausbildungs- und Beschäftigungssegmente ist somit nur einge-
schränkt möglich (vgl. BA/IAB 2010). Ferner wird die fehlende Flexibilität und
die daraus resultierende eingeschränkte Aktualität der vorhandenen Katego-
rien kritisiert, welche die berufsstrukturellen Entwicklungen des Ausbildungs-
und Arbeitsmarktes (z. B. Entstehung neuer Berufe) nicht adäquat abbilden.
Damit verbunden ist auch die Kritik an der unzureichenden Erfassung der
Dienstleistungsberufe gegenüber den Produktionsberufen. Letztere sind deut-
lich differenzierter erfasst, obwohl die Mehrheit der Beschäftigten in Dienstleis-
tungsberufen tätig ist (vgl. Kupka 2006, S. 629).

Exemplarisch wird diese Problematik am Beispiel des Berufsfeldes Hauswirt-
schaft deutlich (s. Anhang – Tabelle 7.10). So differenziert die KldB 1988 im
Bereich der Berufsordnungen (3-Steller) drei Ordnungsbereiche:

a) Hauswirtschaftsverwalter/-innen,

b) Verbrauchsberater/-innen,

c) Hauswirtschaftliche Betreuer/-innen.

Demgegenüber unterscheidet die KldB 1992 nur zwei Ordnungsbereiche:

a) Haus- und Ernährungswirtschafter/-innen,

b) Hauswirtschaftliche Gehilfen/-innen und Helfer/-innen.

Ferner wird bei der KldB 1992 der hauswirtschaftliche Bereich um den ernäh-
rungswirtschaftlichen Bereich ergänzt. Auf der Ebene der Berufsklassen (4-Stel-
ler) setzt sich die unterschiedliche Ordnungssystematik weiter fort. So unter-
scheiden sich nicht nur die Anzahl der aufgelisteten Tätigkeitsbereiche und
somit der Ausdifferenzierungsgrad, sondern ebenso die Bezeichnungen. Dem-
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entsprechend ist davon auszugehen, dass die Zuordnung und Bündelung der
einzelnen Berufe voneinander abweichen (s. Anhang – Tabelle 7.10).

Die kritisierte fehlende Flexibilität und Aktualität der Kategorien sowohl im Fall
der KldB 1988 als auch bei der KldB 1992 kann ebenso am Beispiel der Haus-
wirtschaft nachgewiesen werden. Weder die KldB 1988 noch die KldB 1992
bilden annähernd die aktuellen wie vielfältigen Berufsprofile der Hauswirt-
schaft ab. So fehlen beispielsweise die Tätigkeitsbereiche der hauswirtschaftli-
chen Fachkraft, des/der hauswirtschaftlichen Betriebsleiters/-in oder des/der
Fachhauswirtschafters/-in. Demgegenüber werden Tätigkeitsbereiche aufge-
führt, wie beispielsweise Zofen, Ankleider/-innen oder Schlafwagenschaff-
ner/-innen, die im hauswirtschaftlichen Segment nur noch nachrangige Bedeu-
tung haben (s. Kapitel 3.2). Degenkolb merkt in diesem Zusammenhang
zurecht kritisch an, dass neben der nicht einheitlichen Erfassungssystematik
und der damit verbundenen Schwierigkeit das Beschäftigungssegment statis-
tisch aussagekräftig abzubilden, die Professionalisierungs- und Standardisie-
rungsbestrebungen des Berufsfeldes (Ordnung sowie Gliederung) konterkariert
werden (vgl. Degenkolb 2000, S. 120).

Vor diesem Hintergrund wurde im Jahresverlauf 2011 ein neues Klassifizie-
rungssystem eingeführt, die KldB 2010. Mit Einführung der KldB 2010 soll die
zuvor beschriebene Parallelität zweier voneinander abweichender Berufsklassi-
fikationen beendet werden und eine verbesserte Kompatibilität zur internatio-
nalen Berufsklassifikation (ISCO) gewährleistet werden. Die neue Ordnungssys-
tematik bildet nun das komplexe System von Beruf und Beschäftigung ab,
indem die tatsächlich ausgeübten beruflichen Tätigkeiten (unabhängig von der
absolvierten Ausbildung) erfasst werden. Konkret bedeutet dies, dass im Unter-
schied zur KldB 1988 und KldB 1992 unterhalb der Ebene der Berufsgruppen
(4 Steller) noch einmal eine Differenzierung der unterschiedlichen Anforde-
rungsniveaus nach Helfer- und Anlerntätigkeiten, fachlich ausgerichteten
Tätigkeiten, komplexen Spezialisierungstätigkeiten und hoch komplexen Tätig-
keiten vorgenommen wird (Berufsgattungen: 5-Steller) (vgl. BA/IAB 2010). Die
Ordnungssystematik der KldB 2010 sieht für das Berufsfeld Hauswirtschaft fol-
gende Gliederung vor:
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Berufsuntergruppe (4-Steller): Berufe in der Hauswirtschaft

Berufsgattungen (5-Steller):
• Helfer- und Anlerntätigkeiten: Hauswirtschaftsgehilfe/-gehilfin, Hauswirt-

schaftshelfer/-in, Hauswirtschaftsassistent/-in

• Fachlich ausgerichtete Tätigkeiten: Haushaltsfachkraft, Hauswirtschaf-
ter/-in

• Komplexe Spezialistentätigkeit: Fachhauswirtschafter/-in, Fachwirt/-in –
Organisation und Führung (Schwerpunkt Ernährung und Hauswirtschaft),
Haus- und Ernährungswirtschaftler/-in, Hauswirtschaftstechniker/-in

Die KldB 2010 trägt somit den Professionalisierungsbestrebungen der haus-
wirtschaftlichen Berufe Rechnung. Nichtsdestotrotz bleibt kritisch zu hinterfra-
gen, weshalb hauswirtschaftliche Berufe auf Hochschulniveau hier keine
Berücksichtigung gefunden haben (s. Anhang – Tabelle 7.10).

3.3.2 Ausbildungsmarkt

Seit der Neuordnung der Hauswirtschaft im Jahre 1999 ist, bezogen auf das
gesamte Berufsfeld bundesweit, ein nahezu kontinuierlicher Rückgang der
Auszubildenden zu verzeichnen. 2011 wurde seit der Neuordnung mit insge-
samt 11.067 jungen Menschen (1999: 14.957) der bislang niedrigste Stand an
Auszubildenden in der Hauswirtschaft gemessen (s. Abbildung 12). Diese Ten-
denz gilt jedoch nicht gleichermaßen für die Hauswirtschaft, trennt man das
Berufsfeld nach Fachpraktikern/-innen in der Hauswirtschaft und regulärer
Hauswirtschaftsausbildung. Während ein deutlicher Rückgang der Auszubil-
denden im Ausbildungsberuf Hauswirtschafter/-in zu verzeichnen ist, sind die
Auszubildendenzahlen im Bereich des Fachpraktiker/-inneninnenberufs (gem.
§ 66 BBiG/§ 42 m HwO) zweitweise angestiegen. Insbesondere im Jahr 2002
war eine Trendwende zu verzeichnen. Der Anteil der Fachpraktiker/-innen in
der Hauswirtschaft stieg, gemessen an der Gesamtzahl der Auszubildenden, im
Berufsfeld Hauswirtschaft bis zum Jahr 2005 deutlich an. Auch wenn seit 2006
die Anzahl der Fachpraktiker/-innen in der Hauswirtschaft rückläufig ist, domi-
nieren sie nach wie vor das hauswirtschaftliche Ausbildungsgeschehen. 2011
waren 57 % der hauswirtschaftlichen Auszubildenden dem Ausbildungsbe-
reich Fachpraktiker/-in zuzuordnen (s. Abbildung 12).
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1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007
* 2008 2009 2010 2011

Hauswirtschafter/-in 8434 7677 7327 6881 6822 6721 6501 6314 6406 6158 5833 5400 4788
Fachpraktiker/-in Hauswirtschaft 6523 6721 6901 7123 7438 7765 7822 7525 7349 7134 7044 6687 6279
Gesamt 14957143981422814004142601448614323138391375513292128771208711067
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Abb. 12: Auszubildende in der Hauswirtschaft83

Quelle: vgl. StBA 2012–1999 (eigene Darstellung)
* Änderungen der Berufsbildungsstatistik im Jahr 2007 (s. Kapitel 3.3.1).

Diese Entwicklung zeigt sich dementsprechend auch bei den neu abgeschlos-
senen Ausbildungsverträgen im Bereich der Hauswirtschaft. Allein zwischen
2010 und 2011 wurden insgesamt 8,7 % weniger Ausbildungsverträge in der
Hauswirtschaft abgeschlossen (s. Abbildung 13).

Der hier zunächst ins Auge fallende Anstieg der neu abgeschlossenen Ausbil-
dungsverträge im Jahr 2007 sowohl im Bereich der regulären hauswirtschaftli-
chen Ausbildung als auch der Fachpraktiker/-innen ist erstens mit der zu die-
sem Zeitpunkt guten gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in Deutschland zu
erklären, zweitens mit verschiedenen bildungspolitischen Anstrengungen (u. a.
Nationaler Pakt für Ausbildung), die sich insgesamt positiv auf den Ausbil-
dungsstellenmarkt im Jahr 2007 niederschlugen (vgl. BIBB 2008, 2007) und
drittens mit Änderungen bei der Erfassung und Erstellung der Berufsbildungs-
statistik. Diese entstanden infolge der Novellierung des BBiG 2005 und führten
zu einer vollständigen Neukonzeption der amtlichen Berufsbildungsstatistik,

83 Angaben zum/zur Hauswirtschafter/-in: Alle Zuständigkeitsbereiche, inkl. neu abgeschlossene
Ausbildungsverhältnisse im Zuständigkeitsbereich der Landwirtschaftskammern und Industrie-
und Handelskammern. Angaben zum/zur Fachpraktiker/-in in der Hauswirtschaft: Ausbildung
gem. §66 BBiG/§42m HwO, inkl. Hauswirtschaftstechnische/-r Betriebshelfer/-in sowie neu
abgeschlossene Ausbildungsverhältnisse im Zuständigkeitsbereich der Industrie- und Handels-
kammern.
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sodass die Daten aufgrund der Änderungen aus dem Jahr 2007 nur bedingt
vergleichbar sind (vgl. StBA 2007, S. 11).

1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007
* 2008 2009 2010 2011

Hauswirtschafter/-in 3282 2812 2800 2611 2661 2523 2434 2467 2805 2390 2225 2025 1719
Fachpraktiker/-in Hauswirtschaft 2428 2394 2502 2736 2793 2828 2718 2570 2735 2638 2536 2289 2220
Gesamt 5710 5206 5302 5347 5454 5351 5152 5037 5540 5028 4761 4314 3939
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Abb. 13: Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge (bundesweit)

Quelle: StBA 2012–1999 (eigene Darstellung)
* Änderungen der Berufsbildungsstatistik im Jahr 2007 (s. Kapitel 3.3.1)

Die Gründe für den Rückgang der Auszubildendenzahlen in der Hauswirtschaft
sind vielfältig. So ist beispielsweise der allgemeine Trend rückläufiger Ausbil-
dungszahlen infolge der demographischen Entwicklungen anzuführen. 2011
fiel bundesweit im Vergleich zu früheren Jahren die Zahl an neu abgeschlosse-
nen Ausbildungsverträgen eher unterdurchschnittlich aus (vgl. BIBB 2012,
S. 15). Aber auch das in den vergangenen Jahren rückläufige Angebot an
betrieblichen Ausbildungsplätzen (u. a. durch die eingeschränkte Ausbildungs-
bereitschaft der Betriebe, z. B. durch veränderte Betriebsstrukturen) wie auch
die Förderpraxis der BA sind in diesem Zusammenhang als Ursachen zu nennen
(vgl. BA 2009a,b; Kettschau 2008).
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Gleichwohl ist entlang der Angebots-Nachfrage-Relation84 ein geringes Inte-
resse der jungen Erwachsenen am Berufsfeld der Hauswirtschaft anzunehmen.
Abbildung 14 zeigt, dass ein Großteil der zur Verfügung stehenden Ausbil-
dungsplätze in der Berufsgruppe „Körperpflege, Gästebetreuer-, Hauswirt-
schafts- und Reinigungsberufe“ (BKZ 90–93) in den Ausbildungsjahren
2006/2007, 2007/2008 und 2008/2009 nicht besetzt werden konnten.85 Erst-
malig gab es in den genannten Ausbildungsjahren mehr Ausbildungsstellen als
Ausbildungsstellenbewerber/-innen. 2008/2009 blieben gegenüber dem Vor-
jahr 4,8 % der zur Verfügung stehenden Ausbildungsplätze in dieser Berufs-
gruppe bundesweit unbesetzt. Im Durchschnitt blieben im Ausbildungsjahr
2008/2009 gegenüber dem Vorjahr 1,8 % der Ausbildungsplätze unbesetzt (s.
Abbildung 14).86

84 Definition Angebots-Nachfrage-Relation: „Die Angebots-Nachfrage-Relation (ANR) gibt wie-
der, wie viele Angebote rechnerisch auf 100 Nachfrager entfallen. Dabei ist zu berücksichti-
gen, dass diese Statistik nicht alle Angebote und Nachfragen erfasst. So zählen zum Beispiel
Jugendliche nicht zu den Nachfragern, die wegen fehlenden Bewerbungserfolgs auf Warte-
schleifen (z.B. Jobben, berufsvorbereitende Maßnahmen) ausweichen.“ (BIBB o. J.c)

85 Unbesetzte Berufsausbildungsstellen: „Die BA definiert die unbesetzten Berufsausbildungsstel-
len und unversorgten Bewerber/-innen wie folgt: Alle gemeldeten Berufsausbildungsstellen,
die bis zum Stichtag am 30.09. entweder nicht besetzt oder zurückgezogen wurden, gelten
als unbesetzte Berufsausbildungsstellen. Betriebliche Berufsausbildungsstellen, die im Laufe
des Berichtsjahres gemeldet wurden, zwischenzeitlich aber nicht mehr zur Vermittlung zur
Verfügung stehen, werden in der Zahl der unbesetzten Berufsausbildungsstellen nicht mehr
berücksichtigt.“ (BIBB 2009a, S.42)

86 Weitere Gründe für den hohen Anteil an unbesetzten Ausbildungsstellen: demographische
Effekte aufgrund rückläufiger Schülerzahlen sowie hohe Anforderungen an die potenziellen
Auszubildenden seitens der Unternehmen infolge dessen Ausbildungsplätze u.U. unbesetzt
blieben.
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1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007* 2008 2009
unbesetzte Ausbildungsplätze
(absolut) 2.748 3.101 3.277 2.629 2.024 2.196 2.083 2.816 3.436 3.477 3.370

unversorgte Bewerber (absolut) 2.762 2.188 1.929 2.223 3.343 4.222 3.848 5.001 3.220 1.237 699
Relation (in %) 1 1,4 1,7 1,2 0,6 0,5 0,5 0,6 1,1 2,8 4,8
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Abb. 14: Unbesetzte Ausbildungsstellen und unversorgte Bewerber/-innen87 bundesweit in der BG
„Körperpflege, Gästebetreuer-, Hauswirtschafts- und Reinigungsberufe“ (BKZ 90–93)88, 1999–
2009

Quelle: vgl. BA 2009a; 2009b
* Änderungen der Berufsbildungsstatistik im Jahr 2007 (s. Kapitel 3.3.1)

Berufsfachschule

Auch bei den haus- und ernährungswirtschaftlichen Ausbildungsberufen an
Berufsfachschulen sind Rückläufe zu verzeichnen. Dies spiegelt den allgemei-
nen Entwicklungstrend an den Berufsfachschulen wider. Stiegen die Schü-
ler/-innenzahlen an Berufsfachschulen bis 2005 insgesamt noch stetig an, so ist
seit 2006 ein Rückgang zu verzeichnen, der insbesondere auf den demogra-

87 „Zum Bestand an unversorgten Bewerbern und Bewerberinnen werden ausschließlich diejeni-
gen gemeldeten Bewerber/-innen gerechnet, die weder in eine Berufsausbildung noch in eine
Alternative eingemündet sind. Nicht zu den unversorgten Bewerbern und Bewerberinnen
gehören Jugendliche, die zwar ihren Vermittlungswunsch aufrechterhalten, aber zwischenzeit-
lich eine Alternative (z.B. weiterer Schulbesuch, berufsvorbereitende Maßnahme) begonnen
haben oder von der Berufsberatung – zuständigkeitshalber – zur Arbeitsvermittlung verwiesen
wurden, selbst wenn sie dort arbeitslos gemeldet sind. Ebenfalls ausgeschlossen sind die Per-
sonen, die sich ohne Angabe eines Verbleibs nicht mehr bei der BA gemeldet haben und
damit unbekannt verblieben sind.“ (BIBB 2009a, S.43).

88 Die Statistik zum Ausbildungsstellenmarkt der BA weist die Zahlen zu den unversorgten
Bewerbern/-innen erst ab 2000/2001 aus. In den Jahren zuvor wurde eine solche Differenzie-
rung nicht vorgenommen.
Die zugrunde gelegte Zeitreihe der BA „Bewerber für Berufsausbildungsstellen“ wurde nur bis
zum Jahr 2008/2009 aufgelegt. Auf Daten neueren Datums kann daher nicht zurückgegriffen
werden.
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phischen Wandel infolge geburtenschwacher Jahrgänge zurückgeführt wird
(vgl. BIBB 2010a, S. 236 ff.).

Bezogen auf die haus- und ernährungswirtschaftlichen Berufe insgesamt,
dominieren hier die Ausbildungsberufe außerhalb BBiG/HwO das Ausbildungs-
geschehen (s. Abbildung 15). Im Schuljahr 2010/2011 waren fast doppelt so
viele Schüler/-innen den haus- und ernährungswirtschaftlichen Berufen außer-
halb BBiG/HwO zuzuordnen (4.508) gegenüber denen gem. BBiG/HwO. Zum
Vergleich: Im Schuljahr 2000/2001 war das Verhältnis beider Ausbildungsberei-
che noch annähernd ausgeglichen (5.244 gem. BBiG/HwO, 5.059 außerhalb
BBiG/HwO).
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Abb. 15: Haus- und ernährungswirtschaftliche Berufe an Berufsfachschulen (bundesweit)89

Quelle: vgl. StBA 2001a-2011a (eigene Darstellung)
* Klassifikation der Berufsgruppe/-ordnung/-klasse nach KldB 1992, inkl. Hauswirtschafter/-in.
Quelle: StBA 2001a-2011a
** Änderungen der Berufsbildungsstatistik im Jahr 2007 (s. Kapitel 3.3.1)

Man könnte vermuten, dass dieser hohe Ausbildungsanteil der haus- und
ernährungswirtschaftlichen Berufe im vollzeitschulischen System a) eine Folge
der rückläufigen Ausbildungszahlen in der Hauswirtschaft im dualen System

89 Die Daten aus dem Schuljahr 1999/2000 sind nach Auskunft des Statistischen Bundesamtes
nicht digital verfügbar.
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ist, b) es sich hierbei um junge Menschen handelt, die auf dem regulären Aus-
bildungsmarkt keinen Ausbildungsplatz gefunden haben oder c) die Entschei-
dung für die Berufsfachschule mangels Alternativen erfolgte. Sicherlich könnte
dies aufgrund fehlender betrieblicher Ausbildungsplätze in der Hauswirtschaft,
insbesondere in Ostdeutschland, ein Indiz für den hohen vollzeitschulischen
Ausbildungsanteil der haus- und ernährungswirtschaftlichen Berufe sein. Ver-
gleicht man jedoch den Anteil dualer hauswirtschaftlicher Ausbildung mit dem
der Berufsfachschule, so dominiert das duale System nach wie vor das Ausbil-
dungsgeschehen (s. Abbildung 16).90

Dobischat (2010) steht der dahinter liegenden Argumentation, dass Berufs-
fachschulen eine Art Aufbewahrungsfunktion aufgrund fehlender Ausbil-
dungsplätze im dualen System übernehmen, kritisch gegenüber. Er merkt in
diesem Kontext an, dass erfolglose Ausbildungsplatzbewerber/-innen im dua-
len System primär in das Übergangssystem einmünden. Er begründet dies ers-
tens anhand der rückläufigen Neuzugänge im dualen System und des zeitglei-
chen zahlenmäßigen Anstiegs der Neuzugänge im Übergangssystem, während
die Neuzugänge im vollzeitschulischen System nahezu konstant geblieben sind
(vgl. Dobischat 2010, S. 106). Zum Zweiten weist er darauf hin, dass die
Berufsfachschulen aufgrund ihrer vergleichsweise hohen Eingangsvorausset-
zungen (in der Regel mindestens Hauptschulabschluss, meist jedoch mittlerer
Bildungsabschluss) für leistungsschwache bzw. bildungsbenachteiligte junge
Menschen keine Alternative zum dualen System darstellen. Vielmehr nutzen
die jungen Menschen die verschiedenen Funktionen der Berufsfachschule, um
sich entweder beruflich zu orientieren bzw. auf einen Beruf vorzubereiten, sich
gezielt beruflich zu qualifizieren oder einen höheren Schulabschluss zu erwer-
ben. Darüber hinaus stehen zum Dritten viele der Schulberufe nicht in einer
direkten Konkurrenz mit dem dualen System, „(…) denn ihre Abschlüsse
fokussieren auf personen- und dienstleistungsbezogene Arbeitsmärkte, die
einen wachsenden gesellschaftlichen Bedarf signalisieren, aber nicht zum
Regelungsbereich des dualen Systems nach dem BBiG/HwO zählen“ (Dobischat
2010, S. 125 f.).

90 Diese Tatsache ist nach Dobischat (2010) auf die Steuerungsfunktion der Länder hinsichtlich
des Ausbildungsplatzangebotes zurückzuführen. So gilt im Fall der Ausbildungsberufe, die
sowohl im dualen System als auch an Berufsfachschulen (gem. BBiG/HwO) ausgebildet wer-
den, das Nachrangigkeitsgebot (§§7, 43 BBiG). Das heißt, der schulischen Ausbildung wird
gegenüber der betrieblichen Ausbildung nur eine Nachrangigkeit eingeräumt (vgl. Dobischat
2010, S.112)
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Abb. 16: Haus- und ernährungswirtschaftliche Berufe: Berufsfachschulen und duale Ausbildung im
Vergleich (bundesweit)91

Quelle: vgl. StBA 2001–2011; 2001a-2011a (eigene Darstellung).
* Klassifikation der Berufsgruppe/-ordnung/-klasse nach KldB 1992, inkl. Hauswirtschafter/-in.
** Änderungen der Berufsbildungsstatistik im Jahr 2007 (s. Kapitel 3.3.1)

Externenprüfung

Dem Weg zu einem anerkannten Ausbildungsabschluss mittels Externenprü-
fung kommt in der Hauswirtschaft besondere Bedeutung zu. In der Hauswirt-
schaft findet sich im Vergleich zu den anderen Ausbildungsbereichen der
höchste Anteil an Externenprüfungen, gemessen an den insgesamt in diesem
Bereich abgelegten Abschlussprüfungen. 2010 waren knapp 50 % der insge-
samt in der Hauswirtschaft abgeschlossenen Abschlussprüfungen Externenprü-
fungen (s. Tabelle 12).

Dieser hohe Anteil an Externenprüfungen begründet sich einerseits mit der
hohen Zahl an Personen, die lange Jahre im Bereich der Hauswirtschaft gear-
beitet haben, ohne über eine entsprechende einschlägige Berufsausbildung zu
verfügen oder auch Berufsrückkehrer/-innen, die während der Familienphase
das Interesse am Berufsfeld Hauswirtschaft entdeckt haben und auf diesem
Weg nun den Berufsabschluss nachholen. Andererseits ist der hohe Anteil an
Externenprüfungen mit der hohen Zahl an Absolventen/-innen von Vollzeit-
schulen zu begründen, die sich auf diesem Weg ihre schulische Ausbildung als
eine bundesweit anerkannte Berufsausbildung bestätigen lassen (vgl. Kett-
schau 2008, S. 7 f.).

91 Die Daten aus dem Schuljahr 1999/2000 sind nach Auskunft des Statistischen Bundesamtes
nicht digital verfügbar.
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Tab. 12: Teilnehmende an Externenprüfungen nach Ausbildungsbereichen (bundesweit)

Jahr Externe
insgesamt

Anteil
Externe

insgesamt
an allen

Abschluss-
prüfungen92

Anteil
bestandener
Prüfungen

von
Externen

insgesamt

Externe in
der Haus-
wirtschaft

Anteil der
Externen-
prüfungen

an
Abschluss-
prüfungen

in der Haus-
wirtschaft

Anteil
bestandener
Prüfungen
von Exter-
nen in der
Hauswirt-

schaft

Anzahl in % in % Anzahl in % in %

2010 35.949 6,3 79,7 3.333 48,4 84,3

2009 35.238 6,4 80,2 3.273 48,7 81,7

2008 28.923 5,7 79,5 4.065 k.A. 86,4

200793 - - - - - -

2006 29.258 7,2 85,7 2.846 34,6 73,3

2005 29.631 7,4 85,3 3.659 47,8 81,2

2004 29.303 7,2 85,7 3.618 45,5 67,1

2003 23.649 5,8 85,4 3.166 42,4 79,2

2002 25.341 6,1 85,2 3.469 44,2 81,3

2001 20.676 5,1 86,1 2.280 29,1 82,8

2000 20.757 5,4 85,4 3.836 49,0 88,0

1999 20.577 5,5 85,2 4.117 47,8 89,5

Quelle: vgl. BIBB 2009a, S. 145 ff.; BIBB 2010a, S. 166 ff.; BIBB 2011a, S. 176 ff.; BIBB 2012,
S. 183 ff. (eigene Darstellung )

Die Erfolgsquote der abgelegten Externenprüfungen in der Hauswirtschaft hat
seit 2008 stark zugenommen. Während 2006 der Anteil der bestandenen
Externenprüfungen in der Hauswirtschaft an Externenprüfungen insgesamt
mit 73,3 % deutlich unter dem ausbildungsübergreifenden Durchschnitt
(85,7 %) lag, stieg 2010 die Erfolgsquote auf 84,3 % an und lag somit deutlich
über dem ausbildungsbereichübergreifenden Durchschnitt von 79,7 % (s.
Tabelle 12).

Differenziert man die externen Prüfungsteilnehmenden in der Hauswirtschaft
nach Art der Zulassung zur Abschlussprüfung, so ist bis 2006 festzuhalten,
dass die Hauswirtschaft im Vergleich zu anderen Ausbildungsbereichen der
einzige Ausbildungsbereich war, in dem die Zahl der Teilnehmenden nahezu
ausgewogen war: 49,3 % der Geprüften erhielt 2006 die Prüfungszulassung

92 Ohne Handwerk: Im Bereich des Handwerks werden die Externenprüfungen nicht gesondert
gemeldet. Sie sind in den Zahlen der Abschlussprüfungen enthalten.

93 Für das Berichtsjahr 2007 wurden seitens des Statistischen Bundesamts keine Angaben zu den
Abschlussprüfungen veröffentlicht. Hintergrund war die Neukonzeption der Berufsbildungs-
statistik infolge des novellierten BBiG von 2005 (vgl. BIBB 2010a, S.166).
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nach Ausbildung in einer beruflichen Schule bzw. sonstigen Bildungseinrich-
tung94, 50,7 % der Geprüften erhielt 2006 die Zulassung zur Prüfung aufgrund
einer mehrjährigen Berufstätigkeit.95 Seit 2009 ist hier allerdings ein Wandel zu
verzeichnen.96 Während in den anderen Ausbildungsbereichen die Zulassung
zur Externenprüfung vorrangig bedingt durch eine mehrjährige Berufstätigkeit
erfolgte, z. B. in der Landwirtschaft (2010: 92,6 %) oder im Bereich Industrie
und Handel (2010: 77,7 %), hat der schulische Weg zur Kammerprüfung im
Bereich der Hauswirtschaft deutlich an Bedeutung gewonnen. 2010 wurden
66,9 % der Geprüften aufgrund eines abgeschlossenen schulischen Bildungs-
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Zulassung aufgrund abgeschlossenen
schulischen Bildungsgangs Zulassung aufgrund Berufserfahrung

2009 2010 2009 2010
Industrie und Handel 23,4% 22,3% 76,6% 77,7%
Handwerk 52,0% 48,3% 48,0% 51,7%
Öffentlicher Dienst 16,0% 23,7% 84,0% 76,3%
Landwirtschaft 28,5% 7,4% 71,5% 92,6%
Freie Berufe 53,9% 47,8% 46,1% 52,2%
Hauswirtschaft 60,8% 66,9% 39,2% 33,1%
Alle Bereiche 29,3% 27,8% 70,7% 72,2%

Abb. 17: Teilnahme an Externenprüfung nach Zuständigkeitsbereichen und Zulassungsgrund (bun-
desweit)

Quelle: BIBB 2011a, S. 178; BIBB 2012, S. 183 (eigene Darstellung)

94 BBiG §43 Abs.2 (alt: §40 Abs.3)
95 BBiG §45 Abs.2 (alt: §40 Abs.2)
96 Für das Jahr 2008 liegen hierzu keine Daten vor. Nähere Gründe sind nicht bekannt. Mögli-

cherweise ist dies dem Umstand der Umstrukturierung der Berufsbildungsstatistik im Jahr
2007 und daraus resultierender Meldeprobleme im Folgejahr geschuldet.

3 Berufsfeld Hauswirtschaft: Strukturen und Problemfelder

114



ganges zur Externenprüfung zugelassen (s. Abbildung 17). Es kann für diesen
Bereich demzufolge festgehalten werden, dass die im Rahmen der BBiG-Novel-
lierung geänderte Zulassungsregelung sich an dieser Stelle ausgewirkt haben
(s. Kapitel 2.3.3).

Berufliche Integrationsförderung

Die im Rahmen der Ausbildungszahlenentwicklung beschriebene Verschiebung
der hauswirtschaftlichen Auszubildenden zugunsten der Fachpraktiker/-innen-
ausbildung (gem. § 66 BBiG/§ 42 m HwO) ist ein Resultat bildungspolitischer
wie auch arbeitsmarktpolitischer Entwicklungen. Die Hauswirtschaft ist ein
zentraler Akteur innerhalb der beruflichen Integrationsförderung. Ausgehend
von allen neu abgeschlossenen Ausbildungsverträgen gem. § 66 BBiG/§ 42 m
HwO im Jahr 2011, wurden 60,6 % im Bereich der Hauswirtschaft abgeschlos-
sen. Die Hauswirtschaft steht somit im Vergleich zu den anderen Zuständig-
keitsbereichen seit mehreren Jahren diesbezüglich an erster Stelle (vgl. BIBB
2009a, S. 24; BIBB 2010a, S. 25; BIBB 2012, S. 40). Kritiker bemängeln in die-
sem Kontext, dass es sich hier in erster Linie um Auszubildende handelt, die
nicht langfristig behindert sind, sondern bei denen z. B. eine Lernbehinderung
vorliegt, die keinen oder einen schwachen Hauptschulabschluss haben und bei
denen der Übergang an der ersten Schwelle „gefährdet“ ist. Fachprakti-
ker/-innenberufe haben in solchen Fällen die Funktion einer „pragmatischen
Problemlösestrategie“, um den betroffenen Jugendlichen eine fehlende Ausbil-
dungsstelle zu verschaffen. Die eigentliche rehabilitative und integrative Aufga-
benstellung dieser Berufe steht somit im Hintergrund (vgl. Kettschau 2007,
S. 33 f.). So liegt die Vermutung nahe, dass benachteiligte junge Menschen,
insbesondere junge Frauen, von den entsprechenden berufsberatenden Stellen
in dieses Berufsfeld gezielt hinein beraten werden, weil einerseits angenom-
men wird: „Hauswirtschaft kann jeder“ und andererseits unterstellt wird, dass
den jungen Erwachsenen nützliche lebensweltliche bzw. Alltagskompetenzen
vermittelt werden (vgl. Friese/Thiessen 1997, S. 80 f.; Biermann 2011, S. 24).

Die Annahme, dass der hauswirtschaftliche Ausbildungsbereich strategisch zur
gezielten Vermittlung junger Menschen mit besonderem Förderbedarf genutzt
wird, kann auf Basis des vorliegenden statistischen Datenmaterials untermau-
ert werden. Die drei Kriterien a) Bildungsabschluss, b) Erfahrungen im Über-
gangssystem und c) außerbetriebliche Ausbildungsverhältnisse stützen diese
Einschätzung.

Zu a) Bildungsabschluss: Die Hauswirtschaft verzeichnet, verglichen mit ande-
ren Ausbildungsbereichen, den höchsten Anteil an Jugendlichen ohne bzw. mit
niedrigen Bildungsabschlüssen. Die Abbildungen 18 und 19 zeigen, dass von
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den insgesamt 4.130 neu abgeschlossenen Ausbildungsverträgen im Jahr 2011
26,6 % (1.047) der Auszubildenden über keinen schulischen Abschluss und
59,7 % (2.349) über einen Hauptschulabschluss verfügen. Zum Vergleich:

1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006
ohne Schulabschluss 1213 1016 1305 1318 1245 1345 1089 1055
Hauptschulabschluss 2151 1700 1671 1763 1707 1763 1839 1690
Mittlerer Schulabschluss 473 418 370 360 366 422 467 477
Hochschul-/Fachhochschulreife 37 35 34 42 41 39 45 41
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Abb. 18: Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge in der Hauswirtschaft nach schulischer Vorbil-
dung/zuletzt erreichtem Abschluss (bundesweit), 1999–200697

Quelle: vgl. StBA 2007–1999 (eigene Darstellung)

Im Berichtsjahr 2010 stellten Auszubildende mit Haupt- (32,9 %) und Real-
schulabschluss (42,9 %) den größten Anteil unter allen Auszubildenden mit
neu abgeschlossenen Ausbildungsverträgen (vgl. BIBB 2012, S. 153). Dieser
hohe Anteil der Abschlüsse im niedrigen allgemeinbildenden Abschlussseg-
ment ist insbesondere auf den hohen Anteil der hauswirtschaftlichen Ausbil-
dung gem. § 66 BBiG/§ 42 m HwO zurückzuführen (vgl. BIBB 2012, S. 156).

97 Am 01. April 2007 traten die Änderungen der Berufsbildungsstatistik infolge der Novellierung
des BBiG 2005 in Kraft. Diese Umstrukturierung hatte eine vollständige Neukonzeption der
amtlichen Berufsbildungsstatistik zur Folge, u.a. veränderte Erhebungsverfahren, veränderte
Erhebungsmerkmale, etc. (vgl. StBA 2007, S.11). Für die Erhebung der schulischen Vorbildung
stellt sich dies wie folgt dar: In der Berufsbildungsstatistik bis einschließlich 2006 wurde als
schulische Vorbildung entweder der zuletzt erreichte Abschluss einer allgemeinbildenden
Schule (nicht der Schultyp) oder die zuletzt besuchte berufliche Schule erfasst. Ab 2007 wer-
den mit der Umstellung auf eine Individualstatistik nun drei Vorbildungsarten getrennt vonein-
ander erfasst: Höchster allgemeinbildender Schulabschluss, vorausgegangene Teilnahme an
berufsvorbereitender Qualifizierung oder beruflicher Grundbildung, Vorherige Berufsausbil-
dung (vgl. BIBB 2010a, S.147f.).
Aus Gründen der besseren Übersichtlichkeit wird daher hier ausschließlich der zuletzt erreichte
allgemeinbildende Schulabschluss berücksichtigt. Eine Vergleichbarkeit der Daten 1999–2006
mit den Daten ab 2007 ist daher nicht möglich.
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2007 2008 2009 2010 2011
ohne Schulabschluss 1636 1570 1231 1155 1047
Hauptschulabschluss 2763 2302 2682 2511 2349
Mittlerer Schulabschluss 804 708 619 579 477
Hochschul-/Fachhochschulreife 72 63 65 60 57
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Abb. 19: Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge in der Hauswirtschaft nach höchstem allge-
meinbildenden Schulabschluss (bundesweit), ab 200798

Quelle: vgl. StBA 2012–2008 (eigene Darstellung)

Anhand dieser Zahlen wird das Spannungsverhältnis deutlich, in dem sich der
hauswirtschaftliche Ausbildungsbereich befindet. Auf der einen Seite werden
im Rahmen der Ausbildung hohe fachliche Anforderungen an die Auszubilden-
den gestellt, während auf der anderen Seite das Bildungsniveau niedrig ist.
Damit einher geht in der Regel ein hohes Maß an sonder- bzw. sozialpädagogi-
schem Unterstützungsbedarf aufgrund multipler Problemlagen (z. B. Lern-
schwächen, sozialer Probleme), der im Rahmen der Ausbildung nur einge-
schränkt aufgefangen werden kann (vgl. Kettschau 2008).

Zu b) Erfahrungen im Übergangssystem: Ein Großteil dieser jungen Menschen,
v. a. mit fehlendem bzw. niedrigem Bildungsabschluss, mündet nicht direkt im
Anschluss an die allgemeinbildende Schule in eine Ausbildung. Die Jugendli-
chen durchlaufen in der Regel einen langen Weg durchs Übergangssystem bis
zum Eintritt in eine vollqualifizierende Berufsausbildung (vgl. ebd., Friese/Brut-
zer 2008). Dies trifft auch für einen Großteil der Auszubildenden in der Haus-
wirtschaft zu. 44,1 % der Auszubildenden mit neu abgeschlossenen Ausbil-
dungsverträgen im Jahr 2010 haben im Vorfeld der Ausbildung eine oder ggf.
mehrere Maßnahmen des Übergangssystems besucht (s. Abbildung 20).
Besonders fällt dabei der hohe Anteil der zuvor besuchten Berufsvorberei-
tungsmaßnahmen der BA auf (26,1 %), was wiederum eine gezielte Vermitt-
lungspolitik der BA von jungen Menschen mit Förderbedarf in die Hauswirt-
schaft vermuten lässt (vgl. BIBB 2012, S. 149).

98 Das Erhebungsjahr 2007 ist nur bedingt repräsentativ, da im ersten Quartal des Berichtsjahres
noch die alten gesetzlichen Regelungen Gültigkeit hatten und es somit entsprechender Über-
gangsregelungen hinsichtlich der Datenerhebung und -auswertung bedurfte (vgl. StBA 2007,
S.11).
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Abb. 20: Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge nach vorausgegangener Teilnahme an berufs-
vorbereitender Qualifizierung oder beruflicher Grundbildung nach Zuständigkeitsbereichen 2010
(bundesweit)99

Quelle: vgl. BIBB 2012, S. 149 (eigene Darstellung)

99 Vgl. Fußnote 97
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Zu c) Außerbetriebliche Ausbildungsverhältnisse: Unterstützt wird die Vermu-
tung der gezielten Vermittlungspolitik in die Hauswirtschaft von der hohen
Anzahl an außerbetrieblichen Ausbildungsverhältnissen100, die sich an junge
Menschen mit besonderem Förderbedarf richten (vgl. BIBB 2012, S. 40). Die
Hauswirtschaft ist bundesweit das Berufsfeld, in dem sich die meisten außerbe-
trieblichen Ausbildungsverhältnisse finden. Bundesweit traf dies auf 60 % der
neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge in der Hauswirtschaft zu, während
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Abb. 21: Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge nach Ausbildungsbereichen, überwiegend
öffentlich finanziert 2011 (Anteil in %)

Quelle: BIBB 2012, S. 38 f. (eigene Darstellung)

100 Definition „Betriebliche Ausbildungsplätze“: Ausbildungsvertrag wurde mit einem „Betrieb“
im Sinne des BBiG abgeschlossen.
Definition „Nicht betriebliche Ausbildungsplätze“ (außerbetriebliche Ausbildung): Überwie-
gend öffentlich geförderte Berufsausbildungsverhältnisse; ausschlaggebend ist hier die Finan-
zierungsform und nicht der Lernort (vgl. Statistisches Landesamt Berlin 2009; BIBB 2010a,
S.27).
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der ausbildungsbereichübergreifende Durchschnitt bei 5,3 % lag. Besonders
ausgeprägt ist die vollqualifizierende außerbetriebliche Ausbildung in den
neuen Bundesländern (inkl. Berlin) mit 92,6 %, während dies nur auf 48,9 %
der Ausbildungsverhältnisse in den alten Bundesländern zutrifft (s. Abbil-
dung 21). Die Ergebnisse legen den Schluss nahe, dass die reguläre betriebliche
Ausbildung demgegenüber nahezu eine Nebenrolle einnimmt (vgl. BMBF
2008, BIBB 2012, S. 39).

Vor diesem Hintergrund könnte auch ein Zusammenhang mit den hohen Ver-
tragslösequoten in der Hauswirtschaft bestehen. Die Hauswirtschaft ist zusam-
men mit dem Handwerk der Ausbildungsbereich mit der höchsten Lösungs-
quote von Ausbildungsverträgen. Seit 2000 liegen beide Bereiche deutlich über
der allgemeinen Lösungsquote (s. Abbildung 22, Abbildung 23). Es ist anzu-

1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006
Industrie und Handel 18,7% 20,1% 20,0% 21,2% 19,3% 18,2% 17,8% 18,1%
Handwerk 27,4% 29,5% 30,1% 29,8% 26,8% 26,2% 24,3% 23,7%
Öffentlicher Dienst 7,0% 7,5% 8,5% 8,6% 6,7% 6,1% 6,3% 6,4%
Landwirtschaft 23,1% 23,5% 23,6% 23,0% 21,6% 22,1% 19,8% 19,7%
Freie Berufe 23,9% 25,7% 26,1% 25,6% 24,5% 23,7% 21,5% 20,8%
Hauswirtschaft 21,7% 27,2% 25,2% 25,7% 24,5% 25,2% 21,8% 23,3%
Alle Bereiche 22,1% 23,7% 23,7% 24,1% 21,9% 21,0% 19,9% 19,8%
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Abb. 22: Vorzeitig gelöste Ausbildungsverträge nach Ausbildungsbereichen (bundesweit), 1999–
2006101

Quelle: BIBB 2010a, S. 174 (eigene Darstellung)

101 2007 waren infolge der Umstellung der Berufsbildungsstatistik seitens des Statistischen Bun-
desamtes keine Daten zu den vorzeitig gelösten Ausbildungsverträgen veröffentlich worden.
Ferner ist darauf hinzuweisen, dass im Jahr 2008 im Zuständigkeitsbereich der Hauswirtschaft
als auch der Landwirtschaft Datenfehler bzw. Meldeausfälle nicht ausgeschlossen werden
können, da es laut Statistischem Bundesamt zu Unregelmäßigkeiten bei der Meldung zu den
Vertragslösungen gab (vgl. BIBB 2010a, S.174). Aus diesem Grund wurde auf die Daten aus
den Jahren 2007 und 2008 in der hier abgebildeten Darstellung verzichtet.
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nehmen, dass diese hohe Quote in der Hauswirtschaft vorrangig mit den nicht
übereinstimmenden Erwartungen der Vertragspartner/-innen zusammenhängt,
gerade vor dem Hintergrund, dass der überwiegende Teil der Ausbildungsver-
hältnisse in der Hauswirtschaft abseits der klassischen dualen Berufsausbil-
dung, vornehmlich im Bereich der außerbetrieblichen Ausbildung, stattfindet.
Gerade in diesem Kontext ist davon auszugehen, dass allzu häufig eine Ausbil-
dung mangels Alternativen begonnen wird, obwohl diese nicht dem eigentli-
chen Berufswunsch entspricht. Möglicherweise wird aber auch das Anspruchs-
niveau der Hauswirtschaft verkannt und als viel zu gering eingeschätzt (vgl.
BMBF 2008, Kettschau 2008, Bender 2008, Friese/Thiessen 1997).

01029002
Industrie und Handel %1,12%2,02
Handwerk %6,82%7,72
Öffentlicher Dienst %2,6%0,5
Landwirtschaft %1,02%6,81
Freie Berufe %8,22%3,12
Hauswirtschaft %5,42%6,22
Alle Bereiche %0,32%1,22
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Abb. 23: Vertragslösung in % der begonnenen Ausbildungsverträge nach Zuständigkeitsbereichen
und Ländern (bundesweit), 2009–2010102

Quelle: BIBB 2012, S. 168 (eigene Darstellung)

3.3.3 Arbeitsmarkt

Gegenüber den Entwicklungen am Ausbildungsmarkt zeigt die bundesweite
Beschäftigtenstatistik in der Berufsgruppe der hauswirtschaftlichen Berufe (BG
92) analog zum Arbeitsmarkt seit 2006 insgesamt ansteigende Entwicklungen.
So stieg die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in der BG 92 im
Zeitraum zwischen 2006 und 2010 von 182.279 auf 208.391 Personen an.

102 S. Fußnote 101
Infolge der Umstellung der Berufsbildungsstatistik wurde auch die Berechnung der Vertrags-
lösequote angepasst. Nun kann der Ausbildungsverlauf besser beobachtet werden und u.a.
der Anteil der Lösequoten genauer berechnet werden (vgl. BIBB 2012, S.168f.).
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Auf den gesamten Zeitraum seit 1999 gesehen, wurde damit der höchste
Beschäftigtenstand in dieser Berufsgruppe erreicht (s. Abbildung 24, Abbil-
dung 25). Gründe hierfür sind neben konjunkturellen Entwicklungen u. a.
gesellschaftliche/gesellschaftspolitische und demographische Entwicklungen.
Zu nennen sind hier einerseits die steigende Erwerbstätigkeit von Frauen und
der damit einhergehende Bedarf an familienunterstützenden Dienstleistungen
zur Deckung der „hauswirtschaftlichen Versorgungslücke“ (vgl. Kettschau
2003) sowie andererseits der steigende Bedarf an Versorgung und Betreuung
als Konsequenz einer älter werdenden Gesellschaft (s. Kapitel 2.1).

Dennoch darf nicht außer Acht gelassen werden, dass die Arbeitslosenquote
der hauswirtschaftlichen Berufe im Vergleich zur Arbeitslosenquote insgesamt
überdurchschnittlich hoch ist. 2010 lag diese bei 21,2 % und somit doppelt so
hoch wie der Gesamtdurchschnitt (10 %) (s. Abbildung 26). Die Gründe für
diese hohe Quote sind, wie bereits im Kapitel 2.1 dargestellt, vielschichtig:
Neben dem hohen Anteil an geringfügigen Beschäftigungen und dem noch
höheren Anteil an „Beschäftigungsverhältnissen“ in der Schattenwirtschaft,
stehen hauswirtschaftliche Fachkräfte am Arbeitsmarkt im Wettbewerb mit
formal nicht qualifizierten Arbeitnehmern/-innen bzw. Fachkräften angren-
zender Berufsgruppen. Einen nicht unwesentlichen Teil zur hohen Zahl der
Arbeitslosen tragen ebenso die hauswirtschaftlichen Betriebsstrukturen bei:
Hauswirtschaftliche Betriebe sind entweder Kleinst-/Kleinbetriebe (z. B. Haus-
wirtschaftliche Dienstleistungsagenturen oder Privathaushalte) und haben von
daher eine begrenzte Personalkapazität oder hauswirtschaftliche Dienstleistun-
gen werden in Großhaushalten erbracht, die in der Vergangenheit nicht selten
von Outscourcing-Prozessen103 betroffen waren (vgl. Friese/Brutzer 2008, IDW
2009, Kalina/Weinkopf 2008).

Mit Blick auf die seit 2006 stetig fallende Zahl der Arbeitslosen im Bereich der
Hauswirtschaft und den prognostizierten Beschäftigungsentwicklungen im
Bereich der personenbezogenen Dienstleistungen (s. Kapitel 2.1) ist jedoch
davon auszugehen, dass sich das Beschäftigungswachstum in der Hauswirt-
schaft weiter fortsetzen wird (s. Abbildung 24, Abbildung 25).

103 Vorrangig an Firmen mit fachfremden Personal
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Abb. 24: Beschäftigtenstatistik insgesamt: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte (bundesweit),
1999–2010

Quelle: IAB 2012 (eigene Darstellung)
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Abb. 25: Beschäftigtenstatistik der hauswirtschaftlichen Berufe (BG 92): Sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigte (bundesweit), 1999–2010

Quelle: IAB 2012 (eigene Darstellung)
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1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010
insgesamt 13,2%12,5%12,4%13,3%14,5%14,6%15,2%14,0%11,8%10,0%10,9%10,0%
primäre Dienstleistungsberufe 13,8%13,0%13,0%13,8%15,3%15,6%16,0%15,4%13,1%11,2%12,0%11,6%
Allgemeine Dienstleistungsberufe
(Berufsgruppe 90-93) 17,9%16,8%16,5%17,1%18,9%20,2%23,8%26,8%22,7%20,1%19,9%19,5%

Berufsgruppe 92 20,7%20,4%20,3%21,5%23,4%24,0%26,8%29,5%26,8%23,9%22,1%21,2%
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Abb. 26: Arbeitslosenstatistik: Berechnung auf Basis der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten
(bundesweit), 1999–2010

Quelle: IAB 2012 (eigene Darstellung)

Geschlechterverhältnis und Art des Beschäftigungsverhältnisses

Die historische Prägung der Hauswirtschaft als Frauenberuf setzt sich auch in
der Gegenwart fort (vgl. Kapitel 3.1). So liegt der Anteil an jungen Frauen
unter den hauswirtschaftlichen Auszubildenden seit 1999 konstant über 90 %
(gem. BBiG/HwO und außerhalb BBiG/HwO). Nur noch die freien Berufe über-
treffen mit ihrem Frauenanteil (95 %) die Hauswirtschaft (vgl. BIBB 2012,
S. 102; StBA 2011a).

Analog zur Geschlechterverteilung im hauswirtschaftlichen Ausbildungsbe-
reich, aber auch den personenbezogenen Dienstleistungsberufen insgesamt, ist
der hauswirtschaftliche Arbeitsmarkt gleichermaßen weiblich dominiert. Dem-
entsprechend liegt seit 1999 der Anteil weiblicher sozialversicherungspflichtig
Beschäftigter in der BG 92 konstant über 90 %. Der Frauenanteil unter den
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten insgesamt, liegt im Vergleich dazu
bei etwas über 40 % (s. Abbildung 27).

Mit diesem überdurchschnittlich hohen Anteil an weiblichen Beschäftigten
lässt sich auch der hohe Anteil an Teilzeitbeschäftigung erklären. Dieser ist
mehr als doppelt so hoch wie der Durchschnitt insgesamt. Das bedeutet, dass
knapp 50 % der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisse in
der Hauswirtschaft Teilzeitbeschäftigungen sind, mit steigender Tendenz (s.
Abbildung 28, Abbildung 29). Mit Blick auf die Altersstruktur der Beschäftigten
ist davon auszugehen, dass es sich überwiegend um Berufsrückkehrer/-innen
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handelt, die zugunsten der Vereinbarkeit von Familie und Beruf auf eine Voll-
zeitbeschäftigung verzichten (s. Abbildung 30). Der Umstand des überdurch-
schnittlich hohen Anteils an Teilzeitbeschäftigungsverhältnissen ist jedoch nicht
alleine auf den hohen Frauenanteil zurückzuführen. Vielmehr spiegelt sich hier
die gängige Beschäftigungspraxis wider (vgl. Sachverständigenkommission
2011, S. 27). Im Bereich der Hauswirtschaft zeigen sich somit in besonders
deutlicher Art und Weise die typischen Strukturen des personenbezogenen
Dienstleistungsbereichs (s. Kapitel 2.1).

Alter und Qualifikationsniveau

Der überwiegende Teil der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in der
Berufsgruppe Hauswirtschaft ist 35 Jahre und älter (s. Abbildung 30). Beson-
ders auffällig ist der vergleichsweise hohe Anteil der Beschäftigten über 50
Jahren im Vergleich zu den sozialversicherungspflichtig Beschäftigten insge-
samt, während der Anteil der jüngeren Beschäftigten demgegenüber deutlich
unter dem Gesamtdurchschnitt liegt. Die Hauswirtschaft scheint demzufolge
vorrangig von älteren Frauen besetzt zu sein. Dabei handelt es sich insbeson-
dere um Wiedereinsteiger/-innen, die aufgrund ihrer Familienphase hier wieder
eine gute Einstiegsmöglichkeit in das Berufsfeld sehen. Das Beschäftigungsfeld
scheint für junge Menschen dagegen wenig oder nur eingeschränkt attraktiv
zu sein.

1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010
insgesamt 43,8%44,0%44,4%44,8%45,1%45,1%45,4%45,3%45,0%45,1%45,9%46,0%
primäre Dienstleistungsberufe 57,3%57,0%56,9%57,0%56,9%56,6%56,6%56,3%55,9%55,9%56,2%56,1%
Allgemeine Dienstleistungsberufe
(Berufsgruppe 90-93) 77,7%77,3%77,2%77,1%77,2%77,1%76,9%76,7%76,5%76,4%76,6%76,4%

Berufsgruppe 92 94,3%94,1%94,1%93,9%93,9%93,7%93,8%93,6%93,5%93,4%93,1%92,9%
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Abb. 27: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte nach Anteil weiblicher Beschäftigter (bundes-
weit), 1999–2010

Quelle: IAB 2012 (eigene Darstellung)
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1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010
insgesamt 2,2% 2,4% 2,7% 2,9% 3,2% 3,0% 3,0% 3,2% 3,3% 3,5% 3,7% 3,9%
primäre Dienstleistungsberufe 3,3% 3,5% 3,9% 4,3% 4,5% 4,2% 4,1% 4,3% 4,5% 4,7% 4,9% 5,2%
Allgemeine Dienstleistungsberufe
(Berufsgruppe 90-93) 9,2% 9,7% 10,7% 11,4% 12,1% 10,3% 9,6% 9,9% 10,4% 11,0% 11,5% 12,2%

Berufsgruppe 92 4,9% 5,4% 5,8% 6,1% 6,3% 6,2% 6,4% 6,8% 7,4% 7,8% 8,4% 9,2%

0,0%
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Abb. 28: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte nach Anteil Teilzeitbeschäftigung – Teilzeit unter
18 Std. (bundesweit), 1999–2010

Quelle: IAB 2012 (eigene Darstellung)

 

1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010
insgesamt 11,7% 12,1% 12,5% 12,8% 13,1% 13,7% 14,2% 14,6% 15,0% 15,4% 16,0% 16,2%
primäre Dienstleistungsberufe 15,9% 16,1% 16,3% 16,6% 16,8% 17,4% 17,9% 18,3% 18,7% 19,0% 19,5% 19,5%
Allgemeine Dienstleistungsberufe
(Berufsgruppe 90-93) 27,8% 28,6% 28,8% 28,9% 29,0% 30,5% 31,4% 31,5% 31,9% 32,2% 32,7% 32,9%

Berufsgruppe 92 29,6% 30,8% 32,0% 33,0% 33,9% 35,5% 36,9% 37,8% 39,0% 39,8% 40,4% 40,8%
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Abb. 29: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte nach Anteil Teilzeitbeschäftigung – Teilzeit 18
Std. und mehr (bundesweit) 1999–2010

Quelle: IAB 2012 (eigene Darstellung)
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unter 25 Jahre 25 bis unter 35
Jahre

35 bis unter 50
Jahre 50 Jahre und älter

insgesamt 6,5% 21,4% 43,5% 28,6%
primäre Dienstleistungsberufe 5,8% 20,6% 43,9% 29,7%
Allgemeine Dienstleistungsberufe
(Berufsgruppe 90-93) 8,1% 19,1% 40,5% 32,3%

Berufsgruppe 92 3,7% 12,1% 43,2% 41,0%

0,0%
5,0%

10,0%
15,0%
20,0%
25,0%
30,0%
35,0%
40,0%
45,0%
50,0%

Abb. 30: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte nach Alter (bundesweit), 2010

Quelle: IAB 2012 (eigene Darstellung)

Das Qualifikationsniveau der Beschäftigten in der Berufsgruppe 92 ist niedrig
und knüpft somit nahtlos an das bereits identifizierte niedrige Bildungsniveau
der hauswirtschaftlichen Auszubildenden an. Der Anteil an Beschäftigten
ohne abgeschlossene Berufsausbildung in dieser Berufsgruppe ist mit 24,7 %
(2010) mehr als doppelt so hoch wie der Gesamtdurchschnitt aller sozialversi-
cherungspflichtigen Beschäftigten (2010: 9,9 %) oder den primären Dienst-
leistungsberufen (2010: 10,1 %) (s. Abbildung 31). Circa ein Viertel aller
Beschäftigten in der Hauswirtschaft ist demzufolge ohne einschlägige haus-
wirtschaftliche Berufsausbildung tätig und arbeitet dort als Un- oder Ange-
lernte. Hier findet sich ein weiteres Indiz für die hohe Arbeitslosenquote in der
Hauswirtschaft: Je niedriger das Qualifikationsniveau des/der Beschäftigten,
desto höher ist die Wahrscheinlichkeit bzw. das Risiko mangels Alternativen in
ein prekäres Beschäftigungsverhältnis einzumünden bzw. von Arbeitslosigkeit
betroffen zu sein (vgl. Reinberg/Hummel 2007, Galiläer/Weber 2006, Kalina/
Weinkopf 2008).

Betrachtet man die langfristigen Entwicklungen der sozialversicherungspflichtig
Beschäftigten ohne abgeschlossene Berufsausbildung branchenübergreifend
sowie für die hauswirtschaftlichen Berufe im Speziellen, so ist für diesen Per-
sonenkreis ein rückläufiger Beschäftigungstrend zu verzeichnen (s. Abbil-
dung 31). Dies deckt sich mit dem gesamtwirtschaftlichen Bedarf an gering
qualifizierten Arbeitskräften (vgl. Reinberg/Hummel 2007), insbesondere
jedoch mit dem zukünftigen Bedarf im Bereich der personenbezogenen Dienst-
leistungsberufe. Hier ist qualifiziertes Fachpersonal notwendig, um den kom-
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plexer werdenden Anforderungen von Dienstleistungsunternehmen, Kunden
sowie Mitarbeitern/-innen gerecht werden zu können (s. Kapitel 2.1).

1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010
insgesamt 13,9% 13,6% 13,3% 12,8% 12,4% 12,1% 11,6% 11,2% 10,9% 10,6% 10,0% 9,9%
primäre Dienstleistungsberufe 14,2% 13,8% 13,4% 13,1% 12,7% 12,3% 11,8% 11,4% 11,0% 10,7% 10,4% 10,1%
Allgemeine Dienstleistungsberufe
(Berufsgruppe 90-93) 32,6% 31,3% 30,2% 29,3% 28,4% 27,9% 27,0% 25,9% 24,6% 23,6% 22,6% 21,6%

Berufsgruppe 92 35,7% 34,5% 33,5% 33,0% 32,4% 31,4% 30,4% 29,2% 27,9% 26,8% 25,7% 24,7%
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Abb. 31: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte ohne abgeschlossene Berufsausbildung (bun-
desweit), 1999–2010

Quelle: IAB 2012 (eigene Darstellung)

3.4 Problemfelder

Das Berufsfeld Hauswirtschaft birgt durch seine strukturelle Vielfalt sowohl
Potenziale als auch vielfältige Problemlagen in sich. Potenziale bestehen zum
einen darin, dass die Hauswirtschaft einem zukunftsfähigen Beschäftigungs-
segment zuzuordnen ist, das sowohl Bedarf an hochqualifizierten Fachkräften
einerseits sowie fachlich qualifiziertem Service- und Assistenzpersonal ander-
seits hat. Mit dem breiten Spektrum an Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten
bietet das Berufsfeld attraktive Anschluss- bzw. Aufstiegsmöglichkeiten auf
unterschiedlichen Qualifikationsstufen, sodass die gegenwärtigen bildungspoli-
tischen Forderungen nach Flexibilisierung, Differenzierung und Durchlässigkeit
schon erfüllt sind. Die damit verbundenen Potenziale werden jedoch bislang
aufgrund struktureller Schwächen nicht hinreichend ausgeschöpft. Zwei
Aspekte sind in diesem Kontext anzuführen:

Zum Ersten ist die gegenwärtige Beschäftigungsstruktur zu benennen. Fasst
man die Ergebnisse der Sekundäranalyse zusammen, steht der Bedarfsentwick-
lung eine Beschäftigungsstruktur gegenüber, die weder den Wachstumsent-
wicklungen noch den Qualitätsanforderungen entspricht. Die Hauswirtschaft
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ist durch einen äußerst hohen Frauenanteil gekennzeichnet, der überwiegende
Teil der Beschäftigten ist älter als 35 Jahre und verfügt über ein vergleichsweise
niedriges Qualifikationsniveau. Der Anteil an sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten in der Hauswirtschaft ohne abgeschlossene Berufsausbildung ist
rund zweieinhalbmal größer als in der Gesamtwirtschaft. Etwa ein Viertel aller
Beschäftigten in der Hauswirtschaft sind demzufolge ohne einschlägige haus-
wirtschaftliche Berufsausbildung tätig und arbeiten als Un- oder Angelernte.
Hier zeigt sich ein Ungleichgewicht zu Ungunsten des hauswirtschaftlichen
Berufsfeldes, das u. a. zur Verdrängung qualifizierter Fachkräfte in den Niedrig-
lohnbereich führt. Die Tatsache, dass innerhalb der Hauswirtschaft fast ein
Viertel aller Beschäftigten un- bzw. angelernt sind, während gleichzeitig eine
große Zahl an ausgebildeten Fachkräften arbeitslos ist, zeigt die unzureichende
Passung von Ausbildungs- und Beschäftigungssystem.

Darüber hinaus wird anhand der vorausgegangenen Ausführungen zur Ausbil-
dungssituation deutlich, dass die Hauswirtschaft für junge Menschen ein
wenig attraktives Beschäftigungsfeld ist. Seit Jahren sinken die Ausbildungs-
zahlen kontinuierlich. Für einen Großteil dieser Personengruppe hat die Haus-
wirtschaft lediglich eine Überbrückungsfunktion. Nur für einen kleineren Teil
der jungen Menschen ist die Hauswirtschaft die erste Wahl (vgl. Bender 2008,
S. 10 f.; Friese/Thiessen/Schweizer 1998, S. 104 f./116 f.; Friese/Brutzer 2010,
S. 45 f.; Dobischat 2010, S. 126).

Neben den ungünstigen Beschäftigungsbedingungen (z. B. Vergütung), der
Nähe der hauswirtschaftlichen Berufe zum antiquierten Rollenverständnis von
der Frau als Dienenden und die in der Gesellschaft weit verbreitete Ansicht
einer „Allerweltstätigkeit“, für die es keiner spezifischen Ausbildung bedarf
(vgl. Friese/Thiessen 1997, S. 74), kann die überdurchschnittlich hohe Beteili-
gung der Hauswirtschaft in der beruflichen Integrationsförderung als Grund
für das schlechte Image der Hauswirtschaft angeführt werden. Ein weiterer,
nicht unwesentlicher Punkt für dieses schlechte Image der Hauswirtschaft rührt
aus den fehlenden Informationen zum Berufsbild und den damit verbundenen
weiterführenden Möglichkeiten (vgl. ebd.). Dies ist in Teilen auf eine fehlende
bzw. nicht ausreichende schulische Berufsorientierung – bezogen auf das haus-
wirtschaftliche Berufsfeld – zurückzuführen, aber auch auf die strukturelle
Unübersichtlichkeit des Berufsfeldes.

Zum Zweiten sind als Problemfelder Aspekte der Standardisierung und ord-
nungsrechtliche Fragen anzuführen. Es bestehen zwar flexible curriculare
Zuschnitte für Fach- und Niveaudifferenzierungen sowie Optionen für Durch-
lässigkeit zwischen den unterschiedlichen Ausbildungs-/Weiterbildungsebenen,
diese finden aber nur eingeschränkt Anwendung. Gründe hierfür sind u. a. in
uneinheitlichen Aus- und Weiterbildungsstandards auf struktureller sowie curri-
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cular-didaktischer Ebene zu sehen, aber auch in der Unterdifferenzierung der
hauswirtschaftlichen Qualifikationsprofile, bedingt durch Länderzuständigkei-
ten sowie nicht voneinander abgrenzbarer Tätigkeitsprofile für die verschiede-
nen Berufe innerhalb des Berufsfeldes und gegenüber affinen Berufsfeldern.
Im Zuge der Neuordnung im Jahre 1999 wurden in diesem Kontext drei Prob-
lembereiche identifiziert, die vor dem Hintergrund der bestehenden Strukturen
heute noch immer Gültigkeit haben (vgl. Friese/Thiessen/Schweizer/Piening
2000, S. 92 f.):

1) Für gleiche Qualifikationsabschlüsse bestehen unterschiedliche Bezeich-
nungen

2) Verwendung gleicher Bezeichnungen für unterschiedliche Qualifikations-
niveaus

3) Fehlende Abgrenzung der Berufe hinsichtlich ihrer Tätigkeitsprofile auf
horizontaler und vertikaler Ebene

Ergänzt werden diese Problembereiche um zwei weitere Aspekte, die sich im
Kontext der vorausgegangenen Analyse als problematische Punkte herausge-
stellt haben:

4) Hohe Affinität der Hauswirtschaft zu anderen Berufsfeldern

5) Zunehmende Zahl an Qualifizierungsmaßnahmen unterhalb der hauswirt-
schaftlichen Erstausbildung

Zu 1) Für gleiche Qualifikationsabschlüsse bestehen unterschiedliche Bezeich-
nungen: Sowohl an Berufsfachschulen als auch an den Fachschulen finden sich
für gleiche Qualifikationsabschlüsse unterschiedliche Abschlussbezeichnungen.
Die Abschlussbezeichnung erlaubt somit keinen unmittelbaren Rückschluss auf
die zugrunde liegende Qualifikation (s. Anhang – Tabellen 7.11, 7.12). Im Fall
des/der Hauswirtschaftsassistenten/-in ist beispielsweise nicht erkennbar, ob
der schulische Ausbildungsabschluss mit dem Ausbildungsabschluss Hauswirt-
schafter/-in im dualen System gleichzusetzen ist (s. Anhang – Tabelle 7.11). Die
Vergleichbarkeit über Ländergrenzen hinweg ist somit nicht gegeben. Der
Wechsel in ein anderes Bundesland und die damit verbundene Anerkennung
des Ausbildungsabschlusses gestaltet sich somit unter Umständen schwierig.

Das gleiche Problem stellt sich auf Hochschulebene. Am Beispiel der Lehramts-
ausbildung für die berufliche Fachrichtung „Ernährung und Hauswirtschaft“
wird dies besonders deutlich. Zwar hat die KMK in ihrer Rahmenvereinbarung
vom 20. September 2007 die Bezeichnungen der beruflichen Fachrichtungen
festgelegt. Allerdings wird diese Rahmenvereinbarung durch eine Klausel
eingeschränkt, die den einzelnen Bundesländern gestattet abweichende Fach-
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richtungsbezeichnungen zu verwenden (vgl. Kettschau 2008, S. 170). So unter-
scheiden sich die einzelnen Hochschulstandorte nicht nur in der Fachrichtungs-
bezeichnung voneinander, sondern auch hinsichtlich der Rahmenbedingungen
(z. B. Zugangsvoraussetzung) und der curricularen Ausgestaltung (s. Anhang –
Tabelle 7.7). Bei den Zugangsvoraussetzungen zeigen sich die Unterschiede
nicht nur bei den Zugangsnoten (Note 2,5 vs. 3,0), sondern ebenso beim
Umfang der geforderten Betriebspraxis (11 Wochen vs. 52 Wochen) sowie der
Erbringung sonstiger Voraussetzungen. In Bayern ist z. B. für die Aufnahme in
den Masterstudiengang zusätzlich die Teilnahme an einer Eignungsprüfung
erforderlich, während in Sachsen bislang der Teilnahmenachweis an einem
Sprecherzieherkurs für die Aufnahme notwendig war. Dementsprechend kann
es auch diesbezüglich bei einem Wechsel in ein anderes Bundesland während
oder im Anschluss an das Studium zu Anerkennungsproblemen kommen,
wenn beispielsweise die bereits erbrachten Studienleistungen nicht oder nur
eingeschränkt für die Fortsetzung des Studiums anerkannt werden oder die
Gleichwertigkeit des Studienabschlusses für die Bewerbung zur 2. Phase (Refe-
rendariat) nicht gegeben ist.

Zu 2) Verwendung gleicher Bezeichnungen für unterschiedliche Qualifikations-
niveaus: Zwischen den einzelnen Bundesländern existieren zudem für unter-
schiedliche Qualifikationsniveaus gleiche Abschlussbezeichnungen (s. An-
hang – Tabellen 7.11, 7.12). Hierzu drei Beispiele:

• Die Haus- und Familienpflege wird sowohl an Berufsfachschulen als auch
an Fachschulen ausgebildet. Dass es sich im Fall der fachschulischen Aus-
bildung um einen Weiterbildungsberuf bzw. um einen fachschulischen
Bildungsgang handelt, wird jedoch aus der Abschlussbezeichnung nicht
ersichtlich (vgl. BIBB 2003, S. 18 f./S. 56 f.).

• Der/die Hauswirtschaftsassistent/-in ist nicht, wie man anhand der
Abschlussbezeichnung vermuten könnte, mit der Qualifikation zum/zur
Assistenten/-in vergleichbar, sondern ist mit der Qualifikation des/der
Hauswirtschafters/-in gleichzusetzen.

• Die an einigen Berufsfachschulen verwendete Bezeichnung des/der Haus-
wirtschaftshelfers/-in weckt falsche Assoziationen, handelt es sich hier
nicht um die Berufsausbildung für Menschen mit Behinderung gem. § 66
BBiG/§ 42 m HwO), sondern um eine klassische theoriegeminderte zwei-
jährige Ausbildung.

Eine Unterscheidung der Qualifikationsniveaus anhand der Abschlussbezeich-
nungen ist somit nicht möglich. Wie bereits unter Punkt eins dargelegt (vgl.
„Für gleiche Qualifikationsabschlüsse bestehen unterschiedliche Bezeichnun-
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gen“), könnte auch hier die bundesweite Mobilität der Absolventen/-innen
aufgrund der fehlenden Unterscheidungsmöglichkeiten erschwert werden,
weil gesonderte Anerkennungsprozesse/-verfahren notwendig werden.

Zu 3) Fehlende Abgrenzung der Berufe hinsichtlich ihrer Tätigkeitsprofile auf
horizontaler und vertikaler Ebene: Aufgrund der vielfältigen Abschlüsse in der
Hauswirtschaft könnte man vermuten, dass das an sich vielfältige Aufgaben-
feld der Hauswirtschaft hoch spezialisierte Fachkräfte benötigt. In Teilbereichen
mag dies der Fall sein, beispielsweise wenn es um die Betreuung und Versor-
gung spezifischer Personengruppen geht. Allerdings sollte anhand der Berufs-
bezeichnung der spätere Aufgabenbereich erkennbar und eine Abgrenzung
der Zuständigkeiten möglich sein. Beispielsweise sind die Tätigkeits- bzw. Auf-
gabenbereiche eines/-r Technikers/-in und eines/-r Wirtschafters/-in nahezu
identisch. In anderen Fällen ist eine Abgrenzung der unterschiedlichen Ab-
schlussbezeichnungen nur mittels des Einsatzortes oder der Zielgruppe möglich
(vgl. BIBB 2003).

Zu 4) Hohe Affinität der Hauswirtschaft zu anderen Berufsfeldern: Bereits vor
der Neuausrichtung der Hauswirtschaft hin zu einem modernen Dienstleis-
tungsberuf gab es eine Reihe an Schnittstellen zu verwandten Berufsfeldern (s.
Anhang – Tabelle 7.13). Mit der Öffnung der Hauswirtschaft hin zu einer stär-
keren Dienstleistungsorientierung infolge gesellschaftspolitischer Verände-
rungsprozesse, die neben der Erbringung von Versorgungsleistungen (Nah-
rungszubereitung, Wäschepflege, Hausreinigung) nun ebenso umfassende
Betreuungs- und Beratungsleistungen in den Blick nahm, hat sich das haus-
wirtschaftliche Aufgabenspektrum erweitert. Eine klare räumliche und organi-
satorische Trennung der Hauswirtschaft zu angrenzenden Berufsfeldern ist in
vielen Fällen nicht mehr möglich (s. Abbildung 32). In Pflegeeinrichtungen für
an Demenz erkrankte Menschen arbeiten beispielsweise hauswirtschaftliche
Fachkräfte in interdisziplinären Teams. Neben hauswirtschaftlichen Aufgaben
sind hierfür, abgesehen von fachspezifischem Wissen (z. B. gerontologisches
Basiswissen, grundpflegerische Kenntnisse), Organisations-, Kommunikations-
und Teamfähigkeit unerlässlich. Zu den klassischen hauswirtschaftlichen Aufga-
ben kommen zudem sozialpflegerische Aufgaben hinzu. So werden die haus-
wirtschaftlichen Betreuungs- und Versorgungsleistungen gemeinsam mit den
Bewohnern/-innen vor Ort in der jeweiligen Wohneinheiten erbracht (vgl. Kett-
schau 2010, S. 776 f.).

Diese Vielfalt des Berufsbildes birgt einerseits Chancen, bedingt durch die viel-
fältigen Einsatz- bzw. Beschäftigungsmöglichkeiten des/der Hauswirtschaf-
ters/-in. Gleichwohl geht mit dieser fehlenden Abgrenzung zu verwandten
Berufen das Alleinstellungsmerkmal der Hauswirtschaft verloren. Die sich
daraus ergebenden Abgrenzungsprobleme und Konkurrenz sind wenig förder-
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lich für das generalistische Tätigkeitsprofil der Hauswirtschaft, v. a. in Zeiten der
zunehmenden Spezialisierung und von Outsourcing-Prozessen. In der Regel
genießen diese „artverwandten“ Berufsgruppen einen besseren gesellschaftli-
chen Stellenwert im Vergleich zur Hauswirtschaft (vgl. Bender 2008, Friese/
Thiessen 1997). Dies ist zum einen mit den historisch gewachsenen Strukturen
zu begründen, da die Hauswirtschaft noch immer in Verbindung mit traditio-
nellen Dienstmädchen-Tätigkeiten gebracht wird (vgl. Friese 2010). Zum ande-
ren ist dies mit der Nähe zur unbezahlten Hausarbeit zu begründen und der
damit verbundenen Vorstellung einer „Allerweltstätigkeit“. Aus dieser Vorstel-
lung heraus resultiert nicht zuletzt die Tatsache, dass hauswirtschaftliche
Dienstleistungen häufig durch an- und ungelernte Hilfskräfte erbracht werden
(vgl. BIBB 1997).

Zu 5) Zunehmende Zahl an Qualifizierungsmaßnahmen unterhalb der haus-
wirtschaftlichen Erstausbildung: In den vergangen Jahren ist eine zunehmende
Entwicklung hin zu niedrigschwelligen Qualifizierungsmaßnahmen unterhalb
der hauswirtschaftlichen Erstausbildung zu beobachten, die sich vorrangig an
Berufsrückkehrer/-innen sowie Arbeitssuchende richten.104 Seitens der Fachver-
bände wird diese Entwicklung kritisch beurteilt. Einschlägige Studien, die diese

Hauswirtschaft

Freizeit 
(z.B. Eventgestaltung)

Tourismus 
(z.B. Gästebewirtung)

Wellnes 
(z.B. gesunde 

Lebensgestaltung/ 
Ernährung)

Sozial-/Altenpflege 
(z.B. Seniorenreichrichtungen, 
Einrichtung für Menschen mit 

Behinderung)

Gemeinschaftsverpflegung 
(z.B. Kindertagesstätten, 

Schulen)

Haushaltsnahe/ 
familienunterstützende 

Dienstleistungen 
(z.B. Privathaushalte) 

Abb. 32: Affine Berufsfelder der Hauswirtschaft (eigene Zusammenstellung)

104 Diese Entwicklung betrifft nicht ausschließlich das Berufsfeld Hauswirtschaft, sondern trifft
auf das gesamte Segment personenbezogener Dienstleistungsberufe zu (vgl. Klie/Guerra
2006).
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Entwicklungen bzw. das Angebotsspektrum für den Bereich der Hauswirtschaft
analysieren, liegen hierzu bislang nicht vor.

Eine Recherche105 entlang einschlägiger, bundesweit agierender Weiterbil-
dungsdatenbanken (u. a. KURSNET106, WIS IHK107) sowie über das Onlineange-
bot hauswirtschaftlicher Bildungsanbieter (IN VIA Akademie108, Berufsverband
Hauswirtschaft109) bekräftigt die zuvor beschriebenen Entwicklungen110:

• Inhaltlich beschränken sich diese Maßnahmen meist auf einzelne, ausge-
wählte Themenfelder der Hauswirtschaft und deren angrenzenden Berei-
che.

• In der Regel schließen diese Qualifizierungsangebote mit einem träger-/
verbandsspezifischen Zertifikat ab.

• Es fehlen einheitliche Qualitätsstandards. Dies betrifft insbesondere die
Dauer, die inhaltliche Ausrichtung (Curriculum) sowie die Art des
Abschlusses.

Eine umfassende Abbildung der gegenwärtig vorhandenen niedrigschwelligen
Qualifizierungsangebote im Bereich Hauswirtschaft auf Bundesebene, so die
Erkenntnis aus diesem ersten Datenzugang, ist jedoch nicht leistbar. Zum einen
ist dies mit der Unübersichtlichkeit des Forschungsfeldes zu begründen. Die Art
und Weise der eingetragenen Angebote in die Datenbanken an sich sowie
deren Zuordnung zu den jeweiligen Tätigkeitsfeldern (Berufsfeldern) differieren
teils stark voneinander. Beispielsweise wird die Qualifizierung zur Präsenz-
kraft111 einmal ausschließlich dem Pflegesektor zugeordnet, in einem anderen

105 Recherche im Sinne einer explorativen Annäherung an den Untersuchungsgegenstand (vgl.
Bortz/Döring 2005, S.356ff.)

106 KURSNET: www.kursnet.arbeitsagentur.de
107 WIS IHK: http://wis.ihk.de/
108 IN VIA Akademie: http://www.meinwerk.de/
109 Berufsverband Hauswirtschaft: http://www.berufsverband-hauswirtschaft.de/
110 Datenzugang: Eine Annäherung zum Untersuchungsgegenstand fand zunächst über den

Suchbegriff „Hauswirtschaft“ in Kombination mit dem Suchkriterium „Fortbildung/Qualifizie-
rung“ (Berufliche Weiterbildung) statt. In einem zweiten Schritt wurden dann angrenzende
Qualifizierungsbereiche, wie z.B. Betreuungskraft nach §87 b Abs.3 SGB XI, Präsenzkraft,
Alltagsbegleiter/-in, Hotel- und Gaststättengewerbe mit in die Erhebung einbezogen. Diese
Vorgehensweise resultierte aus der Erkenntnis der vielfältigen Nahtstellen zu artverwandten
Tätigkeitsfeldern (s. Kapitel 3.2).

111 Präsenzkräfte bzw. Alltagsbegleiter/-innen sind sowohl in stationären Einrichtungen sowie
der häuslichen Versorgung (ambulanter Dienst) tätig. Dort übernehmen sie neben ausge-
wählten hauswirtschaftlichen und pflegerischen Tätigkeiten insbesondere alltagsgestalteri-
sche/-strukturierende Aufgaben.
Für die Qualifizierung von Präsenzkräften/Alltagsbegleitern/-innen liegen bislang keine ein-
heitlich verbindlichen Qualifizierungsstandards vor (vgl. Klie/Guerra 2006, S.26).
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Fall wird die inhaltlich gleich ausgerichtete Qualifizierung wiederum dem Pfle-
gesektor sowie dem Bereich Hauswirtschaft zugeordnet. Zum anderen können
nur eingeschränkt Aussagen zur Konzeption der Maßnahme getroffen werden,
da auch hier die zur Verfügung stehenden Informationen qualitativ teils stark
voneinander abweichen.

Die dgh e. V. hat sich der Frage der Qualitätssicherung von hauswirtschaftli-
chen Qualifizierungsangeboten angenommen. Seit 2009 bietet die dgh die
Möglichkeit einer fachkundigen Zertifizierung und verleiht in diesem Kontext
das Gütesiegel „dgh-Zertifikat Hauswirtschaftliche Bildung“. Gegenüber gän-
gigen Zertifizierungsverfahren, die auf einer rein formalen Begutachtung des
Qualifizierungsangebots beruhen, hat das dgh-Verfahren den Vorteil, dass
die eingereichten Qualifizierungskonzepte einer sorgfältigen inhaltlichen
Begutachtung durch ausgewiesene Experten und Expertinnen aus dem Bereich
der Hauswirtschaft (Praxis, Schule, Wissenschaft) unterzogen werden. Mit
Abschluss des Zertifizierungsverfahrens erhält der einreichende Träger/die ein-
reichende Institution eine gutachterliche Stellungnahme, die den Vorzug hat,
dass sie durch die ausstellende Institution bundesweiten Charakter hat und
sich somit von „landesspezifischen“ Kammerzertifizierungen abhebt. Das
Gütesiegel wird zunächst für drei Jahre verliehen. Im Anschluss daran ist eine
Rezertifizierung erforderlich (vgl. dgh 2009).

3.5 Zentrale Erkenntnisse und Entwicklungsfelder

Ausgehend von den im Kontext dieser Arbeit identifizierten Schwachpunkten
des Berufsfeldes Hauswirtschaft und dem daraus resultierenden Reformbedarf
im Hinblick auf die hauswirtschaftliche Professionalisierung sowie der Frage
nach den Anknüpfungsmöglichkeiten niedrigschwelliger Qualifizierung erge-
ben sich für den Übergang von der vorberuflichen Bildung zur beruflichen Bil-
dung folgende Entwicklungsfelder (vgl. dgh 2010, Kettschau 2008/2007,
LandFrauen 2009):

Die in vielen Fällen fehlende berufliche Orientierung junger Menschen am Ende
ihrer Schulzeit erschwert eine nachhaltige Einmündung in eine geeignete
Berufsausbildung. Berufswunsch, individuelle Voraussetzungen sowie die
Gegebenheiten des Arbeitsmarktes sind dabei nicht immer deckungsgleich.
Hinzu kommen fehlende Kenntnisse zu den unterschiedlichen Ausbildungsbe-
rufen oder durch Familie, Peergroup sowie Medien geprägte Berufsbilder (vgl.
Rademacker 2007, S. 101 f.). Die Hauswirtschaft ist hiervon in besonderem
Maß betroffen, sodass eine frühzeitige Berufsorientierung/-vorbereitung not-
wendig ist. In diesem Kontext ist der Einsatz geeigneter Berufserprobungs-
bzw. Berufswahlinstrumente zu überdenken. Qualifizierungsbausteine könnten
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hier einen wichtigen Beitrag leisten, sofern diese im Sinne der Forderung nach
mehr Durchlässigkeit nahtlose Übergange an Berufsausbildung ermöglichen,
indem bereits erworbene Kompetenzen angerechnet werden. Die vorhande-
nen Anrechnungsoptionen, wie diese beispielsweise dem Instrument Qualifizie-
rungsbaustein zu Grunde liegt, werden in noch nicht ausreichendem Maß
genutzt (s. Kapitel 2.3.6). Die ausschließliche Akkumulation von im Rahmen
der Berufsorientierung/-vorbereitung erworbenen Zertifikaten ist kontrapro-
duktiv und verlängert unnötig die Zeit im Übergangssystem (vgl. Bildungsbe-
richterstattung 2010, S. 96 ff.).

Einen wichtigen Beitrag zur Übergangsgestaltung könnte hier der DQR leisten.
Im Zuge der Erarbeitung des DQR wurde das Berufsfeld Hauswirtschaft durch
eine Projektarbeitsgruppe der dgh e. V. (Taskforce Hauswirtschaftliche Berufs-
bildung) entlang der Systematik des DQR kompetenzbasiert abgebildet (s.
Tabelle 7, Anhang – Tabelle 7.14). Es handelt sich hier um eine systematische
Darstellung des Berufsfeldes, in dem für die jeweiligen Niveaustufen die unter-
schiedlichen Kompetenzanforderungen abgebildet werden bzw. die unter-
schiedlichen Kompetenzprofile ausgewählter Berufsbilder dargestellt werden.
Mit dem in diesem Zusammenhang entstandenen DQR-Entwurf wurde für die
hauswirtschaftlichen Berufe eine wichtige Grundlage zur Weiterentwicklung
der Professionalisierungsstrategien in der Hauswirtschaft gelegt (vgl. dgh
2012). Legt man die beiden DQR-Matrizes nebeneinander (s. Anhang –
Tabelle 7.14), so fällt auf, dass der Bereich vorberuflicher Bildung im DQR-Ent-
wurf für die hauswirtschaftlichen Berufe aus der Zuordnung bislang ausge-
nommen ist. Die für die vorberufliche Bildung angedachten Niveaustufen eins
und zwei sind bislang nicht besetzt. Es ist daher zu prüfen, ob eine Einordnung
des Instruments Qualifizierungsbaustein aufgrund seiner curricularen Ausrich-
tung entlang der Ausbildungsordnung auf Niveaustufe zwei möglich ist. Somit
würde der Bereich der Berufsorientierung/-vorbereitung einen festen Bestand-
teil im hauswirtschaftlichen Qualifizierungsgefüge erhalten und Anschlussper-
spektiven für hauswirtschaftliche Aus- und Weiterbildung eröffnen.

Die Frage nach der Optimierung von Übergängen von der Berufsorientierung/-
vorbereitung hin zu Ausbildung berührt ebenso die Frage der Berufsbezeich-
nung. In den Diskussionen um das Image der Hauswirtschaft gab es in der
Vergangenheit immer wieder Überlegungen die Berufsbezeichnung Hauswirt-
schaft zu ändern, um so die damit verbundenen negativen Konnotationen auf-
zubrechen (vgl. BAG HW/dgh 2012a, S. 7 f.). Grundsätzlich gilt: „Die Berufsbe-
zeichnung ist das ‚Aushängeschild’ eines Ausbildungsganges. Es soll daher
eine Bezeichnung gewählt werden, die kurz, allgemein- und unmissverständ-
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lich über das Tätigkeitsfeld informiert“ (BIBB 2003, S. 56).112 Eine Studie des
BIBB in Kooperation mit der Universität Bonn belegt, anknüpfend an interna-
tionale Forschungserkenntnisse, dass Berufsbezeichnungen zu einem gewissen
Anteil Einfluss auf den Berufswahlprozess haben können (vgl. Krewerth/
Tschöpe/Ulrich/Witzki 2004). Drei wichtige Funktionen lassen sich in diesem
Zusammenhang nachweisen (vgl. Krewerth/Ulrich/Eberhard 2004, S. 128 ff.):

a) Informations- und Signalfunktion: Die Berufsbezeichnung ist das Aushän-
geschild eines Berufs. Insbesondere traditionelle Berufe, wie z. B. die
Hauswirtschaft, haben das Problem der falschen inhaltlichen Interpreta-
tion und haben mit der modernen Ausbildungsrealität nichts gemein.
Junge Menschen ziehen häufig solche Berufe von vornherein für ihre
eigene berufliche Laufbahn nicht in Erwägung.

b) Selektionsfunktion: Die Berufswahl der Jugendlichen erfolgt anhand eines
engen Rasters, um die potenzielle Auswahl der in Frage kommenden
Berufe möglichst überschaubar zu halten. Der erste Eindruck hat dabei
eine wichtige Selektionsfunktion. Nicht interessant klingende Berufe wer-
den dementsprechend schneller ausgeschlossen.

c) Selbstdarstellungsfunktion: Die Berufsbezeichnung dient nicht nur als
Aushängeschild eines spezifischen Berufes, sondern auch als „Visiten-
karte“ der eigenen Persönlichkeit. Dementsprechend werden Berufe eher
gemieden, die nach Ansicht der Jugendlichen das Ansehen nach außen
nicht fördern (z. B. Gebäudereiniger/-in).

Alle drei hier dargestellten Funktionen des Berufsbegriffs dienen als ein Erklä-
rungsmuster für die geringe Attraktivität der hauswirtschaftlichen Ausbildung
und den damit verbundenen schwierigen Rekrutierungsprozess geeigneter
Auszubildender. Das schlechte Image der Hauswirtschaft hat somit direkten
Einfluss auf den Berufswahlprozess der Jugendlichen und jungen Erwachsenen.
Es wäre jedoch falsch zu glauben, so der warnende Hinweis der Autoren der
Studie, dass das ausschließliche Umbenennen eines Berufs zu Marketingzwe-
cken die Imageprobleme löst, wenn das eigentliche Tätigkeitsprofil, d. h. die
Arbeitsrealität vom neu geschaffenen Namen abweicht (vgl. Krewerth/Ulrich/
Eberhard 2004, S. 136). Eine Änderung der bundesweit einheitlichen Berufsbe-
zeichnung Hauswirtschafter/-in ist daher sorgfältig zu prüfen. Viel wichtiger
erscheint jedoch, die im Kapitel 3.4 aufgezeigten Schwachpunkte zu bearbei-
ten und beispielsweise die vielfältigen Berufsbezeichnungen (Abschlussbezeich-

112 Zu Zwecken der besseren Übersichtlichkeit und Transparenz sind aufgrund von Absprachen
mit der KMK die Berufsbezeichnung „Assistent/-in“ den vollschulischen Bildungsgängen vor-
behalten und die Berufsbezeichnung „Techniker/-in“ sowie „Betriebswirt/-in“ der Weiterbil-
dung bzw. den fachschulischen Bildungsgängen vorbehalten (vgl. BIBB 2003, S.18).
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nungen) auf Länderebene bundeseinheitlich anzugleichen und dabei das Ziel
zu verfolgen, klare und eindeutige Berufsbezeichnungen zu schaffen, welche
die Einsatz- und Entwicklungsmöglichkeiten deutlich erkennen lassen. Damit
verbunden ist auch die Notwendigkeit, kritisch zu prüfen, welche der vollschu-
lischen Ausbildungs- und Weiterbildungsgänge vor dem Hintergrund der
zukünftigen Professionsanforderungen zukunftsfähig sind. Eine Verschlankung
des bestehenden Aus- und Weiterbildungsangebots ist vor dem Hintergrund
der Transparenz und Wettbewerbsfähigkeit unerlässlich.

Für den Bereich der beruflichen Bildung, d. h. die Gestaltung der Berufsausbil-
dung, ergeben sich ferner Entwicklungsfelder aus dem Bereich der Qualitäts-
entwicklung. Dies betrifft u. a. die konzeptionell-curriculare Ebene sowie die
Ebene der Professionalisierung des Ausbildungspersonals und der Ausbildungs-
betriebe.

Ausgehend von den neu entstehenden Qualifikations- und Berufsprofilen an
den Schnittstellen personenbezogener Segmente sind curriculare Konzepte zu
entwickeln, die sowohl fachübergreifende Kompetenzen fördern als auch
spezifische Kompetenzen im Hinblick auf die Alleinstellungsmerkmale des
hauswirtschaftlichen Tätigkeitsfeldes beschreiben (vgl. Friese 2010). Damit ver-
bunden ist die Frage, ob das Profil des/der breit ausgebildeten Hauswirtschaf-
ters/-in überhaupt noch zeitgemäß ist oder ob es vielmehr einer gezielten Spe-
zialisierung in der hauswirtschaftlichen Erstausbildung bedarf.

Die Novellierung des BBiG im Jahr 2005 und die Empfehlungen des Innovati-
onskreises Berufliche Bildung im Jahr 2007 bieten Möglichkeiten dem Bedarf
nach Modernisierung und Flexibilisierung in der Berufsausbildung zu begeg-
nen. Zu nennen sind in diesem Kontext die im BBiG verankerte Stufenausbil-
dung und die sich derzeit in der Erprobung befindlichen Ausbildungsbausteine.
Beide Instrumente bieten aufgrund ihrer strukturellen Anlage die Möglichkeit,
passgenau zu qualifizieren und Spezialisierung zu ermöglichen. Ziel der Spezia-
lisierung darf jedoch nicht die Zersplitterung der Hauswirtschaft in einzelne
Spezialberufe sein. Dies würde einerseits der Forderung nach mehr Transparenz
innerhalb der Berufsgruppe widersprechen. Andererseits würde man der For-
derung nach einer zunächst breiten fachlichen Qualifikation im Sinne einer
umfassenden beruflichen Handlungskompetenz (gem. § 1 Abs. 3 BBiG) nicht
Rechnung tragen. Der Anschluss an den Arbeitsmarkt, d. h. die Sicherung der
beruflichen Flexibilität und Mobilität, wäre außerdem nur eingeschränkt
gewährleistet, berücksichtigt man, dass 45 % der Arbeitnehmer/-innen nach
der Berufsausbildung nicht mehr in ihrem ursprünglich erlernten oder einem
ihrer Ausbildung affinen Beruf arbeiten (vgl. KMK 2007a, KMK 2010).
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Vor diesem Hintergrund beschloss die deutsche Bundesregierung im Jahr 2008,
bestehende duale Ausbildungsberufe in Berufsgruppen zu bündeln113, gemein-
same Kernqualifikationen zu identifizieren und darauf aufbauend Spezialisie-
rungsmöglichkeiten bzw. -wege zu eröffnen mit dem Ziel, der Zersplitterung
der Berufsbildung entgegenzuwirken. Für die Hauswirtschaft ist die von der
Bundesregierung avisierte Bündelung nur eingeschränkt möglich, da sich diese
zunächst ausschließlich auf duale Ausbildungsberufe bezieht. Im Fall der Haus-
wirtschaft handelt es sich beim überwiegenden Teil der verwandten bzw.
angrenzenden Berufe um keine anerkannten Ausbildungsberufe gem. BBiG.
Nichtsdestotrotz wäre im Vorfeld einer Novellierung der hauswirtschaftlichen
Berufsausbildung eine Analyse der in Frage kommenden Ausbildungsordnun-
gen und/oder Rahmenlehrpläne hinsichtlich vergleichbarer Arbeitsprozesse/
Tätigkeiten und der sich daraus ergebenden gemeinsame Basisqualifikationen
lohnenswert (vgl. Brettschneider/Grunewald/Zinke 2010).114

113 Berufsgruppen können nicht an die Stelle von Ausbildungsberufen treten, da das BBiG hier-
für eine standardisierte Rechtsverbindlichkeit einräumt (vgl. Brettschneider/Grunwald/Zinke
2010, S.8).
Der Begriff der „Berufsgruppe“ wird in der gegenwärtigen Diskussion z.T. synonym für den
Begriff der „Berufsfamilie“ verwendet. Brettschneider/Grunwald/Zinke (vgl. 2010, S.9 f.) zie-
hen ersteren dieser vor, da hier nicht auf das naturwüchsige Abstammungsverhältnis rekur-
riert und somit die Zusammenfassung mehrerer Erwerbs- und Ausbildungsberufe freier
gestaltet werden kann.
Berufsfamilie: „Betrachtet man die unterschiedlichen Ebenen, auf denen sich Handlungskom-
petenz in Erwerbszusammenhängen differenzieren lässt, so kann man auf der ersten Ebene
von Kompetenzen (Fertigkeiten, Kenntnissen und Fähigkeiten) sprechen, die Handlungen in
bestimmten Zusammenhängen ermöglichen. Bündel dieser Kompetenzen lassen sich zu Beru-
fen zusammenfassen, die zu einer Vielzahl von Tätigkeiten in unterschiedlichen Handlungssi-
tuationen befähigen. Indem artverwandte Berufe in Teilen Übereinstimmungen in ihren Kom-
petenzanforderungen aufweisen, lassen sich daraus für eine Gruppe von Berufen
gemeinsame, für diese Gruppe typische Kernkompetenzen ableiten. Diese gemeinsame Basis
der die Einzelprofile dieser Berufe miteinander verbindenden Kernkompetenzen ,prägt den
Charakter’ dieser Gruppe von Berufen und konstruiert sie daher als Berufsfamilie.“ (Brötz/
Schapfel-Kaiser/Schwarz 2008, S.24)

114 Verfahren zur Identifizierung von Berufsfamilien nach Brötz/Schapfel-Kaiser/Schwarz (vgl.
2008, S.25): In einem ersten Schritt werden Kernkompetenzen einer Berufsfamilie mittels
systematischer Textanalyse bestehender Aus- und Fortbildungsordnungen herausgearbeitet.
In einem zweiten Schritt werden die aus der Textanalyse gewonnenen Erkenntnisse mit Hilfe
von Expertengespräche überprüft und abgesichert. Ergänzend hierzu empfiehlt sich für die
Validierung der Ergebnisse die Einbeziehung vorhandener Erwerbstätigenbefragungen bzw.
betrieblicher Fallstudien, die Hinweise zur Struktur typischer Arbeitsprozesse und deren Auf-
gaben/Tätigkeiten liefern.
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Abschließend ist im Zusammenhang mit der Frage nach den Erfordernissen der
Neuausrichtung bestehender curricularer Konzepte ebenso die Art und Weise
der Professionalisierung des Ausbildungspersonals und der Ausbildungsbe-
triebe zu diskutieren. Die Hauswirtschaft befindet sich in einem Spannungsver-
hältnis zwischen hohen fachlichen Anforderungen an die Auszubildenden
einerseits und einem vorwiegend niedrigem Bildungsniveau der Auszubilden-
den andererseits. Der hohe Anteil an Ausbildungsverhältnissen im Bereich
des/der Fachpraktikers/-in hat in den vergangenen Jahren zu einem Ungleich-
gewicht geführt, sodass die Hauswirtschaft als Hauptakteur/-in der beruflichen
Integrationsförderung fungiert und infolgedessen die reguläre duale Berufsaus-
bildung in den Hintergrund gerückt ist. Zu prüfen ist daher, wie ein Gleichge-
wicht zwischen beruflicher Integrationsförderung und Ausbildung hergestellt
werden kann, ohne dabei die unterschiedlichen Bedürfnisse der heterogenen
Zielgruppe aus den Augen zu verlieren und gleichzeitig dem Bedarf an Fach-
kräften auf den unterschiedlichen Qualifikationsniveaus zu entsprechen.

Dies zieht besondere Anforderungen bei der Professionalisierung des Ausbil-
dungspersonals nach sich. Der hohe Anteil an Auszubildenden mit besonde-
rem Förderbedarf erfordert u. a. eine gezielte Professionalisierung des Ausbil-
dungspersonals in Richtung sozial-/sonderpädagogischer Kompetenzen, um
einen kontinuierlichen Ausbildungsverlauf sicherzustellen sowie frühzeitig die
Übergänge im Anschluss an die Ausbildung zu gestalten (vgl. Kettschau 2009).
Der Fokus sollte jedoch nicht ausschließlich auf Personen mit Förderbedarf
gerichtet werden. Auch leistungsstarke junge Menschen bedürfen im Verlauf
ihrer Ausbildung Unterstützung und Beratung, beispielsweise wenn es um wei-
terführende Ausbildungsmöglichkeiten (Weiterbildungen) geht. Daher ist diese
Personengruppe bei der Ausgestaltung von Professionalisierungskonzepten für
hauswirtschaftliche Ausbilder/-innen ebenso zu berücksichtigen.

Neben dem Ausbildungspersonal sind die Ausbildungsbetriebe in den Blick zu
nehmen. Gegenwärtig findet hauswirtschaftliche Ausbildung zu einem über-
aus hohen Anteil in außerbetrieblichen Einrichtungen statt. Der „Königsweg“
in das Erwerbsleben ist allerdings nach wie vor die betriebliche Ausbildung.
Diese gilt es daher zu stärken. Hierfür könnten die Potenziale an den neu ent-
standenen bzw. neu entstehenden Schnittstellen personenbezogener Dienst-
leistungen nutzbar gemacht werden. In der Vergangenheit haben sich bereits
verschiedene Akteure diesem Thema angenommen und gezielt Projekte aufge-
legt. Zu nennen sind hier beispielsweise die JOBSTARTER Projekte „ReHa-
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TOUR“115 und „HauswirtschaftsManagement Berlin“116. Im Sinne der Nachhal-
tigkeit bedürfen solche Pilotprojekte und die daraus gewonnenen Erfahrungen
und Erkenntnisse der Verstetigung bzw. eines bundesweiten Transfers.

115 „ReHaTOUR“ – Reaktivierung der betrieblichen Ausbildung von Hauswirtschafterinnen und
Hauswirtschaftern in der Gesundheitswirtschaft und im Tourismus im zukünftigen Westkreis
von Mecklenburg-Vorpommern:
Das Projekt ReHaTOUR ist bei der Schweriner Bildungswerkstatt e. V. angesiedelt und hat zum
Ziel betriebliche Ausbildungsplätze im Berufsfeld des/der Hauswirtschafters/-in zu schaffen.
Anlass für das Projekt war die Tatsache, dass in den vergangenen Jahren in der Region die
hauswirtschaftliche Ausbildung fast ausschließlich in überbetrieblicher Form stattfand, einher-
gehend mit hohen Abbruchsquoten im Verlauf der Ausbildung sowie schlechten Vermitt-
lungschancen an der zweiten Schwelle (vgl. Schweriner Bildungswerkstatt e.V. 2009).
Das Image des Berufs soll einerseits mit der Schaffung eines tragfähigen Ausbildungsnet-
zwerks mit den hierfür relevanten Akteuren/-innen verbessert werden und der Gewinnung
renommierter Ausbildungsbetriebe. Andererseits sollen gezielte Öffentlichkeitskampagnen
bei Schülern und Schülerinnen das Berufsbild bewerben, z.B. Aktion „Grüne Schule“ auf der
Bundesgartenschau in Schwerin (ebd.).

116 HauswirtschaftsManagement Berlin: Das Berliner Projekt der kiezküchen ausbildungs ggmbh
hat die Verbesserung der betrieblichen Ausbildungsstruktur in der Hauswirtschaft zum Ziel.
Neben der Gewinnung von betrieblichen sowie außerbetrieblichen Partnern und Partnerin-
nen, soll die Gewinnung zusätzlicher Ausbildungsplätze, die Bildung eines Ausbildungs- bzw.
Kooperationsnetzwerks sowie mittels gezielter Informationen und Aktionen zur Verbesserung
der Bekanntheit und des Images der Hauswirtschaft beigetragen werden (vgl. kiezküchen
ausbildungs ggmbH 2009).
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4 Niedrigschwellige Qualifizierung im Berufsfeld
Hauswirtschaft: Evaluationsbefunde des
Modellprojektes BertHa

Anknüpfend an die Darstellung des Berufsfeldes Hauswirtschaft als ein
zukunftsträchtiges aber ebenso problembehaftetes Berufsfeld, wird nun auf
Basis qualitativ erhobener Daten der Frage nachgegangen, inwiefern sich Qua-
lifizierungsbausteine als Instrument niedrigschwelliger Qualifizierung zum
Einstieg in den hauswirtschaftlichen Ausbildungs- bzw. Arbeitsmarkt eignen.
Hierfür werden die Daten und Erkenntnisse der Begleitforschung zum Modell-
projekt BertHa „Kompetenzentwicklung für haushaltsnahe Dienstleistungen.
Berufliche Qualifizierung – Anerkannte Zertifizierung“ zugrunde gelegt, mit
dem o. g. Erkenntnisinteresse dieser Arbeit zusammengeführt und vertieft.117

Zur besseren Nachvollziehbarkeit wird zunächst das Projekt BertHa entlang sei-
ner Konzeption vorgestellt, bevor dann das methodische Vorgehen der Daten-
auswertung dargestellt wird. Daran anschließend folgt die Präsentation der
Auswertungsergebnisse. Das Kapitel schließt mit einer zusammenfassenden
Darstellung der Evaluationsbefunde und sich daraus ableitender Handlungs-
empfehlungen.

4.1 Das Modellprojekt BertHa

Das Modellvorhaben BertHa hatte die Entwicklung, Erprobung und Evaluation
eines niedrigschwelligen Qualifizierungskonzeptes im Segment haushaltsnaher
Dienstleistungen zum Ziel. Zielgruppe des Projektes waren junge Erwachsene,
gering Qualifizierte bzw. Un- und Angelernte unter 25 Jahren mit und ohne
Erfahrungen im Bereich haushaltsnaher Dienstleistungen, denen mit Hilfe des
niedrigschwelligen BertHa-Konzeptes nachhaltige Integrationschancen in Aus-
bildung bzw. eine legale, sozialversicherungspflichtige Beschäftigung eröffnet
werden sollten.

Das Projekt BertHa wurde von der kiezküchen ausbildungs ggmbH Berlin
durchgeführt und von der Justus-Liebig-Universität Gießen wissenschaftlich
begleitet (Laufzeit: 2006 bis 2009). Finanziert wurde BertHa durch das BMBF
sowie die Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales in Berlin118

117 Die Autorin hat im Rahmen ihrer Beschäftigung an der Professur Berufspädagogik/Arbeits-
lehre, JLU Gießen die Evaluation des Modellprojektes unter der Leitung von Frau Prof. Dr.
Friese durchgeführt (vgl. Vorbemerkung).

118 Förderkennzeichen: BNF 0004
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(vgl. Friese/Brutzer 2008, S. 43 f.; Brutzer/Friese 2010, S. 43; Brutzer 2012,
S. 114; Friese 2010c, S. 7).

Das BertHa-Qualifizierungskonzept war auf ein Jahr angelegt und basierte auf
dem Instrument Qualifizierungsbaustein (s. Kapitel 2.3.6). In theorie- und
praxisbezogenen Einheiten wurden Fertigkeiten und Kenntnisse aus den Berei-
chen Raumreinigung, Textilreinigung/-pflege, Speisenzubereitung/Service sowie
Altenpflege/Alltagsbegleitung kompetenzorientiert vermittelt. Das Qualifizie-
rungskonzept basierte auf dem Ansatz des kooperativen Lernmodells119: Die
Fachtheorie und die Fachpraxis wurden beim Bildungsträger durch qualifizier-
tes Fachpersonal vermittelt, ergänzend dazu war ein Praktikum in einem ein-
schlägigen Betrieb bzw. in einer einschlägigen Einrichtung des ersten Arbeits-
marktes vorgesehen (vgl. Friese/Brutzer 2008, S. 43 ff.; Brutzer/Friese 2010,
S. 43 ff.; Brutzer 2012, S. 114 f.; Friese 2010c, S. 7).

Ausgehend von den Vorgaben für die Entwicklung von Qualifizierungsbaustei-
nen (s. Kapitel 2.3.6) dienten neben den Ausbildungsverordnungen der Haus-
wirtschaft, der Gebäudereinigung und der Altenpflege, die Erfahrungen bereits
erprobter Qualifizierungsbausteine sowie die Expertise einschlägiger Fachver-
treter/-innen als Entwicklungsgrundlage. Im Rahmen des Modellprojektes wur-
den insgesamt fünf Qualifizierungsbausteine entwickelt. Die vier Bausteine
„Speisenzubereitung und Service“, „Reinigung und Pflegen von Räumen“,
„Reinigung und Pflegen von Textilien“ sowie „Altenpflege“ umfassten eine
Qualifizierungszeit von insgesamt 420 Zeitstunden120 (s. Tabelle 13). Abhängig
vom Maßnahmenziel und der Maßnahmenkonzeption konnten die BertHa-
Qualifizierungsbausteine in einzelnen Wahlbausteinen, in Kombination oder als
Gesamtcurriculum vermittelt werden (vgl. Friese/Brutzer 2008, S. 43 f.; Brutzer/
Friese 2010, S. 43 f.; Brutzer 2012, S. 114; Friese 2010c, S. 7).

119 Die Idee eines kooperativen Lernortmodells basiert auf dem Grundgedanken der Lernortko-
operation. Bei der Lernortkooperation handelt sich um ein Gestaltungsprinzip von Lernsituati-
onen in der berufliche Bildung zur Verzahnung des Theorie-Praxis-Transfers (vgl. Pätzold
2003; Euler 2004). Definition Lernortkooperation: s. Fußnote 38.

120 Stundenumfang aller vier Qualifizierungsbausteine: Die 420 Zeitstunden untergliedern sich in
223,5 Std. reine Vermittlungszeit für Fachtheorie/-praxis, 10 Std. für die Leistungsfeststellung,
154 Std. Praktikumszeit sowie 32,5 Std. Bildungsbegleitung (sozialpädagogische Begleitung).
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Der fünfte Qualifizierungsbaustein „Alltagsbegleitung“ war zeitlich kürzer
angelegt und umfasste 321 Zeitstunden121 (s. Abbildung 33). Der Qualifizie-
rungsbaustein wurde zusätzlich auf Grundlage der Erfahrungen bei der Erpro-
bung der BertHa-Maßnahmen entwickelt (s. Kapitel 4.3 und Kapitel 4.4) und
vereint, basierenden auf dem Ausbildungsberuf Hauswirtschafter/-in, die zen-
tralen Inhalte der vier o. g. Bausteine. Der Baustein wurde in einer sechsmona-
tigen Qualifizierungsmaßnahme erprobt (vgl. Friese/Brutzer 2008, S. 43 ff.;
Brutzer/Friese 2010, S. 43 ff.; Brutzer 2012, S. 114 f.; Friese 2010c, S. 7).

BertHa-Qualifizierungsbausteine

„Speisen-
zubereitung
und Service“

„Reinigen und
Pflegen von
Textilien“

„Reinigen und
Pflegen von

Räumen“
„Altenpflege“

¯ ¯ ¯ ¯

„Alltagsbegleitung“

Zugrunde liegender Ausbildungsberuf:
Hauswirtschafter/-in
 
Bestätigt/zertifiziert durch: Zuständige Stelle für Berufsbildung in der Land- und Hauswirt-
schaft Berlin
 
Umfang: 321 Std.

Qualifizierungsziel:
Die Teilnehmenden lernen, Menschen mit besonderem Betreuungs- und Versorgungsbedarf
unter Wertschätzung und Beachtung ihrer Selbstpflegefähigkeit, Selbstbestimmung, Wün-
sche und Gewohnheiten in ihrem Alltag (hauswirtschaftlich) zu unterstützen und zu beglei-
ten. Hierfür können die Teilnehmenden einfache Aufgaben der Speisenzubereitung, des Ser-
vice, der Raum- und Textilreinigung ausführen. Bei der Ausführung dieser Tätigkeiten
wenden sie notwendige Sicherheits-, Gesundheits-, Umweltschutz- und Hygienemaßnahmen
an.

Abb. 33: Qualifizierungsbaustein Alltagsbegleitung (eigene Darstellung)

4.2 Methodischer Zugang

Die hier vorgenommene Analyse zu den Erfahrungen mit niedrigschwelligen
Qualifizierungsansätzen basiert vorwiegend auf qualitativ erhobenem Daten-
material im Modellprojekt BertHa mittels leitfadengestützter Interviews, die mit
Hilfe der qualitativen Inhaltsanalyse nach Mayring (2010) ausgewertet wurden.
Darüber hinaus wurden Ergebnisse aus projektbezogenen Veranstaltungen,
wie z. B. Experten-/Expertinnenworkshops sowie vorliegendes Projektmaterial

121 Die 321 Zeitstunden des Qualifizierungsbausteins untergliedern sich in 140 Std. reine Ver-
mittlungszeit für Fachtheorie/-praxis, 5 Std. für die Leistungsfeststellung, 160 Std. Prakti-
kumszeit sowie 16 Std. Bildungsbegleitung.
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(z. B. Protokolle, Arbeitspapiere) in die Analyse mit einbezogen. Ziel der Ana-
lyse ist es, das im Projekt erprobte Instrument Qualifizierungsbaustein auf seine
Eignung bzw. Anwendungsmöglichkeiten zur niedrigschwelligen Qualifizierung
hin zu prüfen, insbesondere am Übergang von Schule zu Beruf (1. Schwelle).
Dies geschieht auf zwei Ebenen:

Konzeptionelle Ebene: u. a. Lehr- und Lernerfahrungen mit den Inhalten der im
Rahmen des Projektes erprobten Qualifizierungsbausteinen sowie sich daraus
ergebender Weiterentwicklungs-/Modifizierungsbedarf (s. Kapitel 4.3).

Individuelle Ebene: u. a. Bildungs- und Erwerbserfahrungen der Teilnehmen-
den, v. a. am Übergang von Schule zu Beruf (1. Schwelle), Rekonstruktion der
sozialen und lebensgeschichtlichen Konstellationen, die sich förderlich oder
hinderlich auf deren Bildungsweg/beruflichen Entwicklungen auswirken bzw.
mittel- bis langfristige Chancen der Jugendlichen auf Eingliederung in den
Arbeitsmarkt, Erfassung von Bildungswünschen/-bedürfnisse der Teilnehmen-
den (s. Kapitel 4.4).

4.2.1 Leitfadengestützte Interviews: Sample

BertHa-Teilnehmende

Im Zeitraum zwischen 2008 und 2009 wurden insgesamt neun Teilnehmende
im Alter von 17 bis 25 Jahren befragt. Die Teilnehmenden stammen aus den
drei durchgeführten BertHa-Maßnahmen. Die Zuweisung der Teilnehmenden
in die BertHa-Maßnahmen fand durch ausgewählte Berliner JobCenter statt.
Der Zugang zu den BertHa-Teilnehmenden erfolgte in einem ersten Schritt
über den Bildungsträger in Form der/des Maßnahmeleiters/-in bzw. über eine
pädagogische Fachkraft. Hierfür wurden im Vorfeld mit den beim Bildungsträ-
ger zuständigen Projektmitarbeitenden die Eckpunkte der Interviews geklärt,
geeignete Termine abgestimmt und das Vorgehen zur Gewinnung der Inter-
viewpartner/-innen geklärt. In einem zweiten Schritt wurden dann durch den
Bildungsträger die jeweiligen Maßnahmeteilnehmenden zunächst über Hinter-
grund, Ziel, Rahmenbedingungen (u. a. Dauer, Ort, Interviewerin) sowie Zeit-
punkt der Interviews informiert und um deren Bereitschaft zur Teilnahme gebe-
ten. An dieser Stelle sei angemerkt, dass trotz sorgfältiger Absprachen und
Vorbereitungen mit dem Bildungsträger im Vorfeld der Interviews nur neun
von insgesamt 30 BertHa-Teilnehmenen interviewt werden konnten. Das
ursprüngliche Evaluationsdesign sah vor, möglichst alle zum Zeitpunkt der
Erhebung gemeldeten Maßnahmeteilnehmenden zu befragen, um ein umfas-
sendes Bild von den jeweiligen Maßnahmen nachzeichnen zu können. Dies
konnte jedoch nicht realisiert werden. Es ist anzunehmen, dass diese geringe
Interviewquote weniger auf das Interview selbst und damit verbundenen Vor-
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behalten zurückzuführen ist, sondern vielmehr auf die charakteristischen Maß-
nahmeverläufe der einzelnen BertHa-Qualifizierungen, die durch längerfristige
Krankmeldungen, nicht entschuldigte Abwesenheiten oder vorzeitigen Maß-
nahmeabbrüchen gekennzeichnet waren (s. Kapitel 4.4). Eine Nacherhebung
war insbesondere aus organisatorischen Gründen nicht möglich.

Am Interviewtag selbst fand der Erstkontakt zu den BertHa-Teilnehmenden
wiederum zuerst über die zuständige pädagogische Fachkraft in Form einer
kurzen Einführung und Vorstellungsrunde statt, um mögliche Hemmschwellen
gegenüber der Interviewerin und dem Interview an sich abzubauen. Das Inter-
view selbst fand dann in einem eigens vom Bildungsträger zur Verfügung
gestellten separaten Raum am jeweiligen Maßnahmeort statt (vgl. Lamnek
2010, S. 301 ff.). Um eine vertrauensvolle Atmosphäre zu schaffen, erfolgte vor
dem Interview eine erneute Einführung durch die Interviewerin, in der sie sich
vorstellte und noch einmal über Ziel, Hintergrund, Ablauf und Dauer des Inter-
views informierte. Den Interviewpartnern/-innen wurde die Vertraulichkeit
zugesichert. Darüber hinaus wurde die Zustimmung eingeholt, die erhobenen
Daten mit einem digitalen Audioaufnahmegerät aufzuzeichnen sowie diese zu
Forschungszwecken in anonymisierter Form zu verwenden.

Die insgesamt neun durchgeführten Teilnehmendeninterviews wurden, auf-
grund der unterschiedlichen Zeitpunkte der Maßnahmedurchführung, zu drei
unterschiedlichen Zeitpunkten durchgeführt.

Die Interviews dauerten im Durchschnitt 45 Minuten und wurden mit einem
teilstandardisierten Interviewleitfaden geführt. Der Leitfaden entstand in
Anlehnung an die einschlägigen Empfehlungen der empirischen Sozialfor-
schung zu qualitativen Befragungen (vgl. Bortz/Döring 2005, S. 313 ff.; Krom-
rey 2009, S. 336 ff.; Lamnek 2010, S. 301 ff.) und gliedert sich in zwei Themen-
bereiche auf:

• Übergang Schule und Beruf: Berufsorientierung/-wahl, Erfahrungen mit
dem Übergangssystem, Ausbildungs- und Berufserfahrungen

• Projekt BertHa: Erfahrungen, Zufriedenheit und Handlungsbedarf

Im Anschluss an das Leitfadeninterview wurden mittels eines standardisierten
Fragebogens die soziodemographischen Daten erhoben.

Pädagogische Fachkräfte der BertHa-Maßnahmen

Neben den Teilnehmenden der BertHa-Maßnahmen wurden insgesamt fünf
pädagogische Fachkräfte des Berliner Bildungsträgers im Zeitraum zwischen
2008 und 2009 befragt. Die Akquise der pädagogischen Fachkräfte für die leit-
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fadengestützten Interviews fand analog zur Gewinnung der BertHa-Teilneh-
menden statt. Die Kontaktaufnahme erfolgte zunächst über die Projektleitung
des Bildungsträgers, die den Erstkontakt zu den pädagogischen Fachkräften
der jeweiligen BertHa-Maßnahme herstellte. In einem Vorgespräch wurden
zunächst auch hier Hintergrund, Ziel, Rahmenbedingungen (u. a. Zeitpunkt,
Dauer, Ort, Interviewerin) sowie Zeitpunkt erläutert und die Bereitschaft zur
Teilnahme an einem Interview abgefragt. Für die Befragung der pädagogischen
Fachkräfte im Kontext der BertHa-Qualifizierungsmaßnahmen konnten alle
pädagogischen Mitarbeiter/-innen gewonnen werden.

Am Tag des Interviews wurden auch bei dieser Personengruppe erneut Ziel,
Anlass, Struktur sowie Dauer der Erhebung erläutert, die Zustimmung einge-
holt, die erhobenen Daten mit einem digitalen Audioaufnahmegerät aufzu-
zeichnen und diese zu Forschungszwecken in anonymisierter Form zu verwen-
den. Im gleichen Zug wurde ihnen Vertraulichkeit zugesichert.

Die Interviews dauerten im Durchschnitt 60 Minuten und wurden analog zu
den Teilnehmendeninterviews mit einem teilstandardisierten Interviewleitfaden
geführt. Der Leitfaden gliedert sich in vier Themenkomplexe auf:

• Konzeptionelle Ebene: Erfahrungen im Kontext der BertHa-Qualifizierung

• Teilnehmenden Ebene: Erfahrungen mit den BertHa-Teilnehmenden

• Kooperative Ebene: Kooperationsbeziehungen im Zusammenhang

• Ausblick: Handlungs-/Optimierungsbedarf im Hinblick auf das Projekt

Im Anschluss an das Leitfadeninterview wurden mittels eines standardisierten
Fragebogens die soziodemographischen Daten erhoben.

Berliner Ausbildungs- und Arbeitsmarktexperte

Ausgehend von den Erfahrungen mit der Durchführung der BertHa-Maßnah-
men, insbesondere der schwierigen Teilnehmendenakquise, wurde ergänzend
zu den beteiligten Teilnehmenden und pädagogischen Mitarbeitern/-innen des
BertHa-Projektes mit einem ausgewählten Vertreter eines großen Berliner Job-
Centers ein leitfadengestüztes Telefoninterview (Experteninterview122) geführt.
Das Interview dauerte ca. 1,5 Stunden und wurde mit einem teilstandardisier-
ten Interviewleitfaden geführt. Der Leitfaden entstand ebenfalls in Anlehnung

122 Unter dem Begriff „Experte“ wird hier eine Person verstanden, die Teil des Handlungsfeldes
ist, somit über Erfahrungswissen verfügt und nicht von außen, im Sinne eines/-r Gutach-
ters/-in, Stellung zu einem Forschungsgegenstand nimmt. Ziel des Experteninterviews war es,
die während des Modellprojektes erlangten Forschungserkenntnisse zu ergänzen (vgl. Meu-
ser/Nagel 2009; Lamnek 2010, S.655).

4.2  Methodischer Zugang

149



an die einschlägigen Empfehlungen der empirischen Sozialforschung zu quali-
tativen Befragungen (vgl. Bortz/Döring 2005, S. 313 ff.; Kromrey 2009,
S. 336 ff.; Lamnek 2010, S. 301 ff.) und gliedert sich in vier Themenbereiche:

1) Charakterisierung der Kunden/-innenstruktur des JobCenters

2) Themen und Erfahrungen im Kontext der Beratung

3) Vermittlungssituation

4) Handlungsbedarf und Perspektiven aus Sicht des JobCenters

Der Kontakt zu dem o. g. Vertreter des JobCenters entstand über den Beirat
des Modellvorhabens BertHa, in dem der Interviewpartner Mitglied war. Die
Anfrage für das Interview erfolgte zunächst via E-Mail. In einem Telefonat wur-
den dann die Eckpunkte abgestimmt und anschließend der Leitfaden zur Vor-
bereitung des Interviews per Mail versandt.

4.2.2 Datenauswertung

Qualitative Inhaltsanalyse

Die Analyse der leitfadengestützten Interviews erfolgte in einem ersten Schritt
nach der qualitativen Inhaltsanalyse in Anlehnung an Mayring (2003, 2010).
Die Interviewaufzeichnungen wurden hierfür vollständig, Wort für Wort trans-
kribiert und ins Schriftdeutsch übertragen. Wenn nötig, wurde die Sprache
leicht geglättet (z. B. bei starkem Dialekt). Die Interpunktion erfolgte nach
Gehör. Namen, Orte oder weitere Angaben, die einen Rückschluss auf die
interviewte Person zulassen, wurden im Anschluss an die Transkription anony-
misiert. Hinweise zur Interviewsituation, Körpersprache sowie emotionale
Äußerungen wurden, soweit es für den Kontext relevant war, in runden Klam-
mern ergänzt (vgl. Kuckartz 2009, S. 38 ff.; Kuckartz/Dresing/Rädiker/Stefer
2007, S. 27 f.). Die Auswertung der Interviews wurde mit Hilfe der computer-
gestützten Auswertungssoftware MAXqda vorgenommen.

Im Zentrum der qualitativen Inhaltsanalyse nach Mayring steht die methodi-
sche Kontrollierbarkeit, die durch ein regelhaftes Vorgehen bei der Analyse
gewährleistet werden soll (vgl. Kuckartz 1999, S. 161). Ziel der qualitativen
Inhaltsanalyse ist, durch dieses regelgeleitete Vorgehen Texte systematisch zu
analysieren (vgl. ebd.). Die qualitative Inhaltsanalyse wird in drei Grundformen
unterschieden:

1) die zusammenfassende,

2) die explizierende und

3) die strukturierende Inhaltsanalyse (vgl. Kuckartz 1999, S. 163; Mayring
2010, S. 92ff).
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Für die vorliegende Analyse wurde auf die strukturierende Inhaltsanalyse
zurückgegriffen, die sich wiederum in vier weitere Unterformen differenzieren
lässt:

1) die formale,

2) die inhaltliche,

3) die typisierende und

4) die skalierende Inhaltsanalyse (vgl. ebd.).

Basierend auf dem Erkenntnisinteresse dieser Arbeit wurde für die Auswertung
der konzeptionellen und biographischen Ebene (s. Kapitel 4.3 und Kapitel 4.4)
die Technik der inhaltlich strukturierenden Inhaltsanalyse gewählt. Diese Tech-
nik ermöglicht eine systematische Analyse, um zielgerichtet die Erkenntnisse zu
den in den Interviewleitfäden jeweils festgelegten Themenbereichen herauszu-
arbeiten und zusammenzufassen (vgl. Mayring 2010, S. 98).

Die Auswertung der Interviews erfolgte in einem ersten Schritt zunächst nach
Personengruppen, bevor in einem zweiten Schritt die zuvor extrahierten
Erkenntnisse zusammengeführt bzw. gegenübergestellt wurden. Die Definition
der Kategorien orientierte sich bei beiden Gruppen an einer deduktiven Heran-
gehensweise, da die theoretischen Vorüberlegungen das Auswertungsinstru-
ment beeinflussten. Die Kategorien wurden in einem Operationalisierungspro-
zess auf das Material hin entwickelt (vgl. Mayring 2003, S. 74 f.). Für den
eigentlichen Vorgang des Codierens wurde ein Codierleitfaden erstellt. Mit
Hilfe von Code-Memos, die in MAXqda erstellt werden können, wurden die
einzelnen Kategorien definiert und wenn nötig, mit einem entsprechenden
Ankerbeispiel zur Veranschaulichung versehen. Traten Abgrenzungsschwierig-
keiten zwischen Kategorien auf, so wurden Regeln formuliert, die eine eindeu-
tige Zuordnung möglich machen sollten (vgl. ebd., S. 82). Die Kategorien wur-
den zunächst entlang des Interviewleitfadens entwickelt. Für die abschließende
Auswertung des durch das Kategoriensystem extrahierten Datenmaterials
wurde das Material mittels des Dreischritts Paraphrasierung (Umschreibung),
Generalisierung (Verallgemeinerung) und Reduktion erneut verdichtet und so
die relevanten Inhalte herausgearbeitet. Dieser Prozess erfolgte in Anlehnung
an die von Mayring vorgegebenen Interpretationsregeln (vgl. Mayring 2003,
S. 62; 2010, S. 67 ff.). Ähnlich dem Codierleitfaden wurde auch hier von der
Memo-Funktion in MAXqda Gebrauch gemacht. Alle Paraphrasen einer Kate-
gorie wurden in einem solchen Memo festgehalten. Im Anschluss an diese
erste Reduktionsphase wurden die Paraphrasen in ein Word-Dokument expor-
tiert, um dort erneut reduziert zu werden. Darüber hinaus wurden Aussagen
gleichen Inhaltes zusammengefasst und dem Inhalt entsprechend strukturiert.
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Abschließend wurden diese Aussagen in einem Fließtext verschriftlicht. An
geeigneter Stelle werden ausgewählte Interviewpassagen im Text als Zitat ein-
gefügt. Sie dienen der ergänzenden bzw. vertiefenden Explikation.

Typenbildung nach Kuckartz

Das Interviewmaterial wurde in einem zweiten Schritt auf mögliche Typen hin
überprüft (biographische Ebene), um einerseits Gemeinsamkeit der heteroge-
nen Teilnehmendengruppe herauszufinden und somit die Teilnehmenden bes-
ser charakterisieren zu können sowie andererseits herauszuarbeiten, welche
Funktion die niedrigschwellig angelegte BertHa-Qualifizierung für die jeweili-
gen Teilnehmenden hat und welche Konsequenzen sich daraus für das Maß-
nahmekonzept ergeben. Als geeignete Methode zur Typenbildung erwies sich
die typologische Analyse nach Kuckartz (vgl. 2009, S. 99 ff.), die einen systema-
tischen Zugang zum Interviewmaterial, auch bei sehr heterogenen Personen-
gruppen, ermöglicht.

Der Zugang zum Datenmaterial erfolgte entlang einer vierphasigen Vorgehens-
weise mittels der computergestützten Auswertungssoftware MAXqda (vgl.
ebd., S. 100):

Phase 1) Thematisches Kodieren und Themenanalyse

Phase 2) Dimensionalisieren und Feincodierung

Phase 3) Typenbildung und Charakterisierung der Typologie

Phase 4) Typenbasierte Fallanalyse

Nachdem in der Phase eins und zwei zunächst erneut das Material entlang der
Interviewpassagen zur Biographie der Teilnehmenden und deren Erfahrungen
mit dem Berufsbildungssystem gesichtet wurde, zentrale Themen herausgear-
beitet und codiert wurden, wurde in der Phase drei der Merkmalsraum defi-
niert, anhand der im Merkmalsraum definierten Merkmale die Typologie kon-
struiert, die in diesem Zusammenhang gebildeten Typen beschrieben und
abschließend die Interviewpartner/-innen den Typen zugeordnet (vgl. Kuckartz
2009, S. 103).

Die im Kontext der Analyse herausgearbeiteten Typen wurden polythetisch
gebildet, „(…) d. h. die zu einem Typ gehörenden Individuen sind bezüglich der
Merkmale des Merkmalraums nicht alle völlig identisch“ (Kuckartz 2009,
S. 105). Die Zuordnung der Personen zu den Typen wurde durch „systemati-
sches geistiges Ordnen“ (Kuckartz 2009, S. 105) vorgenommen und nicht auf
Basis clusteranalytischer Verfahren. Die im Kontext der vorliegenden Studie
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herausgearbeiteten „Prototypen“ werden anhand ausgewählter Fallbeispiele
expliziert (s. Kapitel 4.4.5).

Dokumentenanalyse

Ergänzend zur Interviewauswertung wurde im Kontext des Modellvorhabens
erstelltes Projektmaterial herangezogen, welches sowohl durch die wissen-
schaftliche Begleitung als auch die bildungsträgerinternen Projektmitarbei-
ter/-innen erstellt wurde. Die Dokumentenanalyse zielt dabei auf den zusätzli-
chen Informations- bzw. Erkenntnisgewinn im Rahmen der Zielgruppenanalyse
bzw. Typenbildung. Zu dem verwendeten Material zählen u. a. die im Rahmen
der Maßnahmen erstellten Teilnehmendenprofile aus den vorgelagerten Profi-
lings sowie die für die zuständigen Berliner JobCenter erstellten Zwischen- und
Abschlussberichte. Ferner wurden Gesprächsnotizen sowie Arbeitsprotokolle
aus dem Projektkontext herangezogen. Alle für die Dokumentenanalyse ver-
wendeten Unterlagen liegen in schriftlicher/elektronischer Form vor. Die Doku-
mente zeichnen sich durch ihre unterschiedliche Qualität/Güte aus, da sie
einerseits von unterschiedlichen Personen erstellt wurden und andererseits den
Dokumenten unterschiedliche Erstellungskriterien, wie beispielsweise Doku-
mentenvorlagen der Berliner JobCenter, zugrunde lagen (vgl. Flick 2007,
S. 321 ff.).

4.3 Ergebnisse der Evaluation auf konzeptioneller Ebene

Auf konzeptioneller Ebene konnten im Rahmen der Begleitforschung drei zen-
trale Erkenntnisse herausgearbeitet werden, die wesentlichen Einfluss auf die
Durchführung der Qualifizierung und die zugrunde liegende Konzeption hat-
ten (vgl. Friese/Brutzer 2008, S. 44 ff.; Brutzer/Friese 2010, S. 45 ff.; Brutzer
2012, S. 116ff; Friese 2010c, S. 7 f.):

• Rekrutierungs- und Zuweisungsprozess erschwerte die Durchführung der
Qualifizierung.

• Die Modellprojektförderung schränkte den Handlungsspielraum der Qua-
lifizierungsdurchführung ein.

• Die Lernortkooperation ist eine wichtige Basis für die bedarfsgerechte
Qualifizierung.

4.3.1 Rekrutierungs- und Zuweisungsprozess

Der Rekrutierungs- und Zuweisungsprozess für die BertHa-Maßnahmen gestal-
tete sich insgesamt schwierig. Keine der drei im Projektzeitraum durchgeführ-
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ten u25 Maßnahmen konnte vollständig mit Teilnehmenden besetzt werden.
Zwei der drei Maßnahmen wiesen sogar eine Einmündungsquote von unter
50 % auf (s. Abbildung 34).
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Abb. 34: Zuweisungsprozess und Teilnehmendenverlauf in den BertHa-Maßnahmen

Quelle: Friese/Brutzer 2010, S. 40

Die Ergebnisse der Begleitforschung zeigen, dass die fehlende Passung zwi-
schen Teilnehmenden und Maßnahmeprofil eines der zentralen Probleme bei
der Erprobung darstellte. Zum einen waren zu diesem Zeitpunkt nicht ausrei-
chend interessierte junge Erwachsene für den Qualifizierungsbereich im Ver-
mittlungssystem der JobCenter verzeichnet, während demgegenüber nach
Auskunft der JobCenter ausreichend interessierte Personen über 25 Jahren,
vorrangig Berufsrückkehrerinnen123 im Vermittlungssystem vorhanden gewesen
wären. Zum anderen erfüllten viele der zugewiesenen Personen nicht die Teil-
nahmevoraussetzungen der BertHa-Maßnahmen, wie

a) grundlegende Motivation für den Bereich haushaltsnaher Dienstleistun-
gen,

b) körperliche Eignung,

123 Personenkreis, der vornehmlich aus familiären Gründen die Ausbildungs- bzw. Erwerbsbio-
grafie abgebrochen hat. Die während der Familienphase gewonnenen Erfahrungen und
Kompetenzen können insbesondere für das Segment haushalts- und personenbezogener
Dienstleistungen wirksam gemacht werden.
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c) Grundlagenkenntnisse der deutschen Sprache und/oder

d) polizeiliches Führungszeugnis ohne Eintragung.

Einige der zugewiesenen Personen verfügten darüber hinaus bereits über
abgeschlossene Ausbildungen aus dem (angrenzenden) Bereich der personen-
bezogenen Dienstleistungsberufe, hatten Ausbildungsplatzzusagen im Vorfeld
des Maßnahmebeginns oder hatten zeitliche Vereinbarungsprobleme (s. Abbil-
dung 35) (vgl. Friese/Brutzer 2008, S. 44 f.; Brutzer/Friese 2010, S. 45 f.; Brutzer
2012, S. 117 f.; Friese 2010c, S. 7 f.).
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Abb. 35: Gründe für Nichteinmündung in BertHa insgesamt (eigene Darstellung)

Der Zuweisungsprozess erschwerte die Arbeit des Bildungsträgers auf drei Ebe-
nen (vgl. Brutzer/Friese 2010, S. 46; Brutzer 2012, S. 117 f.; Friese 2010c, S. 7):

1) Fachliche Ebene

2) Methodisch-didaktische Ebene

3) Organisatorische Ebene

Zu 1) Durch die diskontinuierliche Zuweisung potenzieller Maßnahmeteilneh-
mer/-innen in die laufenden Maßnahmen musste versäumter Unterrichtsstoff
nachgeholt werden, wodurch der eigentliche Qualifizierungsplan nur einge-
schränkt eingehalten werden konnte.

Zu 2) Die insgesamt überschaubare Anzahl der Teilnehmenden ermöglichte
zwar kleine Lerngruppen und somit ein intensives und individuelles Arbeiten,
allerdings waren damit gleichermaßen Einschränkungen hinsichtlich der
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methodisch-didaktischen Möglichkeiten verbunden. So war beispielsweise der
Einsatz unterschiedlicher Sozialformen im Unterricht (Einzelarbeit, Partnerar-
beit, Gruppenarbeit und Plenum) aufgrund der diskontinuierlichen Zuweisun-
gen nicht bzw. nur bedingt möglich.

Zu 3) Die Teilnehmendenzuweisung erschwerte insbesondere die Raum- und
Personalplanung des Bildungsträgers aufgrund der nur schwer einschätzbaren
Gruppengrößen und dem damit verbundenen Personal- wie Raumbedarf.

Die nachfolgende Grafik illustriert exemplarisch den zuvor beschriebenen
Zuweisungsverlauf (s. Abbildung 36): Obwohl die Maßnahme im August mit
13 Zuweisungsvorschlägen startete, mündete der/die erste Teilnehmende erst
im September ein. Die Zuweisungsdauer insgesamt erstreckte sich bis in den
Januar hinein, d. h. selbst drei Monate vor Maßnahmenende wurden noch Teil-
nehmende zugewiesen und in die Maßnahme aufgenommen.

13

1

9

3
2 2

0 0 00
1

3

5

1 1
0 0 0

0

2

4

6

8

10

12

14

Jul 08 Aug 08 Sep 08 Okt 08 Nov 08 Dez 08 Jan 09 Feb 09 Mrz 09

Zuweisungsvorschläge
davon Eintritt in Maßnahme

Abb. 36: Zuweisungsverlauf einer ausgewählten BertHa-Maßnahme (Maßnahme B, August 2008–
2009) (eigene Darstellung)

4.3.2 Modellprojektförderung

Nicht nur der Rekrutierungs- und Zuweisungsprozess gestaltete sich schwierig,
sondern auch die Förderung des Modellprojekts. Im Zuge der Neujustierung
der arbeitsmarktpolitischen Instrumente im Jahr 2008/2009 fiel mit der Überar-
beitung der Arbeitshilfe swL eine bislang häufig genutzte Form der Modellpro-
jektförderung weg. Die swL waren bis Ende 2008 im § 16 Abs. 2 Satz 1 SGB II
verortet. Mit in Kraft treten des Gesetzes zur Neuausrichtung der arbeitsmarkt-
politischen Instrumente am 01.01.2009 wurden sie in das Vermittlungsbudget,
die Maßnahmen zur Aktivierung und Eingliederung sowie die Möglichkeit der
freien Förderung überführt. Bei den swL handelte es sich um ergänzende Ein-
zelfallhilfen mit dem Ziel, individuelle Vermittlungshemmnisse die für die Inte-
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gration in das Erwerbsleben hinderlich sind abzubauen124 (vgl. Brutzer 2008b,
S. 7; BA 2008). Ausgehend von der Neuausrichtung der arbeitsmarktpoliti-
schen Instrumente wurde die Entscheidung getroffen auf das Instrument der
Arbeitsgelegenheiten125 zurückzugreifen, so dass zwei u25 BertHa-Maßnah-
men als AGH MAE und eine Maßnahme als AGH E gefördert wurden.

AGH MAE werden auch als „Ein-Euro-Jobs“ bezeichnet. Es handelt sich hierbei
um sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse (inkl. beschäfti-
gungsbegleitender Qualifizierung), die bei einem geeigneten Träger ausgeübt
werden. Die Tätigkeiten müssen a) zusätzlich und im öffentlichen Interesse sein
und b) nachrangig gegenüber Ausbildung, Beschäftigung und anderen Einglie-
derungsleistungen behandelt werden. AGH MAE zielen u. a. auf die Integra-
tion in den Ausbildungs-/Arbeitsmarkt, die Förderung der sozialen Integration
sowie auf den Erhalt/Wiederherstellung der Beschäftigungsfähigkeit (vgl.
Brutzer 2008c; BA 2007a,b; Wolff/Hohmeyer 2008). AGH E sind wie die AGH
MAE sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse, die vom Träger
geschaffen, vermittelt oder akquiriert wurden. Im Gegensatz zu den Arbeitsge-
legenheiten mit Mehraufwandsentschädigung müssen die AGH E nicht grund-
sätzlich zusätzlich und im öffentlichen Interesse sein. Ein erwerbswirtschaftli-
cher Hintergrund wird nicht ausgeschlossen, wobei Eingriffe in den privaten
Wettbewerb zu vermeiden sind (vgl. BA 2009c, S. 24 ff.; Dengler/Hohmeyer
2010, S. 15).

124 Die Änderungen stießen bei Ausbildungs-/Arbeitsmarktakteuren bundesweit auf Kritik, weil
man nachhaltige Auswirkungen auf die Ausbildungs-/Arbeitsmarktförderung erwartete (vgl.
Brutzer 2008b, S.7; BAG 2008). Erste Forschungserkenntnisse bestätigen nun diese kritischen
Stimmen und belegen, dass die Gesetzesänderungen durchaus Auswirkungen auf die Maß-
nahmenförderung haben. Die anstelle von §16 Abs.2 Satz 1 SGB II getretene Möglichkeit
der Freien Förderung nach §16f SGB II wird in der Praxis kaum genutzt. Anstatt der „Freien
Förderung“ werden Regelinstrumente, z.B. §46 SGB III zur Umsetzung von Projektideen
bevorzugt. Die Umsetzung individuell konzipierter Maßnahmen wird durch die Überführung
in Regelinstrumente somit erschwert. In vielen Fällen wird daher von der Antragstellung eige-
ner Projektideen abgesehen, da die mit der Antragstellung verbundene Kosten-Nutzen-Rela-
tion in keinem Verhältnis steht (vgl. BAG KJS 2011).

125 Zum Zeitpunkt der BertHa-Maßnahmendurchführung waren die AGHs in der Variante mit
Mehraufwandsentschädigung und in der Entgeltvariante im §16 Abs.3 SGB II verortet. Seit
1. Januar 2009 sind diese im §16d SGB II geregelt. Näheres regelt die von der BA bereitge-
stellte Arbeitshilfe zur Umsetzung von AGHs.
Kritiker bezweifeln die Wirksamkeit der AGHs. Zum Zeitpunkt der Projektförderung wurde
v.a. auf die zweifelhaften Integrationsfortschritte hingewiesen sowie die Missachtung der
Nachrangigkeit angemahnt (vgl. Deutscher Bundestag 2008; Wolff/Hohmeyer 2008; IDW
2008).
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In der Erprobungsphase zeigten sich v. a. an drei Punkten Passungsprobleme
zwischen dem arbeitsmarktpolitischen Instrument und dem BertHa-Curriculum
(vgl. Brutzer/Friese 2010, S. 47; Friese/Brutzer 2008, S. 45 f.; Friese 2010c,
S. 7.):

1) Die für die BertHa-Qualifizierung vorgesehene wöchentliche Arbeitszeit
stimmte nicht mit den Vorgaben der Arbeitshilfe AGH überein. Während
das BertHa-Curriculum eine wöchentliche Arbeitszeit von 38,5 Std. vor-
sieht, sollen AGHs die durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit von 30
Std. (inkl. Qualifizierung) nicht überschreiten.

2) Das BertHa-Curriculum sieht zunächst eine theoretische und fachprakti-
sche Qualifizierung beim Bildungsträger vor, an die sich ein vierwöchiges
Praktikum in einem einschlägigen Betrieb des ersten Arbeitsmarktes
anschließt. Die Qualifizierung im Rahmen von AGH MAE sollen „on the
job“ erfolgen und haben vorrangig die Funktion von Trainings-/Übungs-
verhältnissen.

3) Das auf ein Jahr angelegte BertHa-Curriculum konnte aufgrund der Maß-
nahmenförderung nicht vollständig erprobt werden. Vor dem Hinter-
grund der Förderzusagen (pro Maßnahme Förderung für max. ein halbes
Jahr) konnten lediglich zwei der vier entwickelten BertHa-Qualifizierungs-
bausteine erprobt werden.

4.3.3 Lernortkooperation

Ein wichtiger Eckpfeiler der BertHa-Qualifizierung war das kooperative Lernort-
modell, das neben der Qualifizierung beim Bildungsträger eine Praxisphase in
Betrieben der freien Wirtschaft vorsah. Für die Umsetzung dieses kooperativen
Modells konnten insgesamt 26 Berliner Unternehmen mit insgesamt 35 Prakti-
kumsplätzen in unterschiedlichen Segmenten der personenbezogenen Dienst-
leistungen, bevorzugt im Bereich Alltagsbegleitung/Pflege, Gastronomie, Haus-
wirtschaft, gewonnen werden. Das Feedback der Betriebe bestätigte die
bedarfsgerechte Qualifizierung der BertHa-Teilnehmenden für den Ausbil-
dungs- bzw. Arbeitsmarkt. Gleichwohl wurde auf die Notwendigkeit der stär-
keren Dienstleistungsorientierung bzw. Personenorientierung seitens der Teil-
nehmenden hingewiesen. Von Seiten der Pflegeeinrichtungen wurde vor dem
Hintergrund der feldspezifischen Arbeitsmarktanforderungen ferner der
Wunsch geäußert, den Qualifizierungsbaustein „Alltagsbegleitung“ um den
200stündigen Pflegebasiskurs zu ergänzen. Kritisch anzumerken ist in diesem
Kontext die Einstellungspolitik ausgewählter Branchen. Trotz der Passung der
Qualifizierungsinhalte ist eine spätere Anstellung der BertHa-Teilnehmenden
mit Schwierigkeiten verbunden, weil beispielsweise Pflegeeinrichtungen bevor-
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zugt ältere Personen mit Lebenserfahrung suchen und/oder bevorzugt gering-
fügige Beschäftigungsverhältnisse (vorwiegend Minijobs) anbieten (vgl. BA
2010). Eine existenzsichernde Beschäftigung und nachhaltige Einmündung in
den ersten Arbeitsmarkt ist somit nur eingeschränkt möglich (vgl. Brutzer
2012, S. 118 f.; Friese/Brutzer 2010, S. 44 f.).

4.4 Ergebnisse der Evaluation auf individueller Ebene

Auf der individuellen Ebene konnten entlang ausgewählter Kriterien die Spezi-
fika der Zielgruppe niedrigschwelliger Qualifizierungen herausgearbeitet wer-
den.

Hierzu wurden entlang der fünf Analysekriterien:

1) Zielgruppencharakterisierung,

2) Teilnehmendenzufriedenheit,

3) Ausbildungsreife bzw. Berufsorientierung,

4) Sozialpädagogischer Unterstützungsbedarf sowie

5) Teilnehmendentypisierung,

die Teilnehmenden des Modellvorhabens BertHa, u. a. anhand der bisherigen
Bildungs- und Erwerbserfahrungen sowie der Rekonstruktion der sozialen und
lebensgeschichtlichen Konstellationen charakterisiert.

4.4.1 Charakterisierung der Zielgruppe

An den im Rahmen des Modellvorhabens BertHa durchgeführten Qualifizie-
rungsmaßnahmen haben insgesamt 30 junge Menschen im Alter von 17 bis
25 Jahren teilgenommen. Der überwiegende Teil der BertHa-Teilnehmenden
verfügte bislang über keine Erfahrungen im Bereich der haushaltsnahen
Dienstleistungen. In der Regel hatten die Teilnehmenden bereits Erfahrungen
und Kenntnisse aus angrenzenden Bereichen gesammelt, beispielsweise der
Gastronomie. Diese haben sie entweder im Rahmen von Übergangsmaßnah-
men oder Berufsausbildungen erworben. Die Bildungsabschlüsse der Teilneh-
menden bewegen sich auf niedrigem Niveau, wie anhand der nachfolgenden
Grafik deutlich wird (s. Abbildung 37): 23 % der Teilnehmenden verfügen über
keinen Schulabschluss, 47 % haben einen Hauptschulabschluss und 20 % ver-
fügen über einen Realschulabschluss oder gleichwertigen Abschluss126 (vgl.
Brutzer 2012, S. 116; Brutzer/Friese 2010, S. 45 ff.; Friese/Brutzer 2010, S. 38;
Friese 2010c, S. 7).

126 10% der Teilnehmenden machten keine Angabe zu den vorhandenen Bildungsabschlüssen.
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Abb. 37: Verteilung der Bildungsabschlüsse insgesamt, Teilnehmende insgesamt: 30 (eigene Dar-
stellung)
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Abb. 38: Anteil Teilnehmende mit abgeschlossener Berufsausbildung insgesamt, Teilnehmende ins-
gesamt: 30 (eigene Darstellung)

Neben den niedrigen schulischen und den überwiegend nicht vorhandenen
beruflichen Qualifikationen (s. Abbildung 38) zeigten sich in der Zusammenar-
beit mit der Zielgruppe vielfältige familiäre, psychische oder wirtschaftliche
Problemlagen, die einen hohen Bedarf an individueller sozialpädagogischer
Begleitung erforderlich machten. Ungeachtet der Heterogenität und der multi-

4 Niedrigschwellige Qualifizierung im Berufsfeld Hauswirtschaft: Evaluationsbefunde
des Modellprojektes BertHa

160



plen Problemlagen der Teilnehmenden hatten alle das vorrangige Ziel, mittels
der BertHa-Qualifizierung die eigenen Chancen auf dem Ausbildungs- bzw.
Arbeitsmarkt zu verbessern. Daran geknüpft war die Hoffnung, im Anschluss
an BertHa eine geregelte Tätigkeit, bevorzugt eine Ausbildung, v. a. im Bereich
der Pflege oder dem Hotel-/Gaststättengewerbe, aufnehmen zu können (vgl.
Brutzer 2012, S. 116; Brutzer/Friese 2010, S. 45 ff.; Friese 2010c, S. 7 f.; Friese/
Brutzer 2009, 2008).

4.4.2 Teilnehmendenzufriedenheit

Insgesamt fand die BertHa-Qualifizierung aufseiten der Teilnehmenden eine
breite Zustimmung, auch wenn die Interessenslagen hinsichtlich der einzelnen
Qualifizierungsbereiche auseinandergingen. Die Evaluationsergebnisse der
Begleitforschung zeigen, dass sich Zufriedenheit und Motivation der Teilneh-
menden unterschiedlich in Abhängigkeit von eigenen Interessenslagen, Zielen
und Erfolgen bei der Durchführung der Qualifizierung entwickelten. Anhand
der beiden ersten AGH MAE-Durchgänge wurde ersichtlich, dass die in BertHa
eingemündeten Jugendlichen in meist nur an einem der beiden Qualifizie-
rungsbausteine Interesse zeigten. Entweder wollten Sie sich ausschließlich im
Bereich der Pflege oder ausschließlich im Bereich der Hauswirtschaft oder aus-
schließlich in den angrenzenden Bereichen der Gastronomie qualifizieren las-
sen. Die damit verbundenen Chancen, wie beispielsweise die guten Beschäfti-
gungsaussichten an der Schnittstelle von Hauswirtschaft und Pflege wurden
von Seiten der Jugendlichen nicht oder nur eingeschränkt erkannt. Die Festle-
gung einiger Teilnehmenden auf ausschließlich einen Qualifizierungsbereich
reduzierte nicht nur die Zufriedenheit, Motivation, Lernbereitschaft und den
Lernerfolg, sondern schlug sich ebenso in hohen Fehlzeiten nieder, was wiede-
rum zu einer Vielzahl an fehlzeitbedingten Kündigungen seitens des Bildungs-
trägers führte. Trotz der Vorbehalte gegenüber den angebotenen Qualifizie-
rungsbereichen, waren ebenso positive Effekte hinsichtlich Lernerfolg und
Motivation zu verzeichnen. So kam ein Teil der Teilnehmenden zu dem Schluss,
dass der Lern- und Qualifikationsprozess zwar arbeitsintensiv war, sie jedoch
aufgrund des vorhandenen Interesses und der damit verbundenen Motivation
positive Lernerfahrungen sammeln konnten (vgl. Brutzer 2012, S. 117 f.; Brut-
zer/Friese 2010, S. 47 f.; Friese 2010c, S. 7 f.).

4.4.3 Ausbildungsreife127 bzw. Berufsorientierung

Abgesehen von der heterogenen Zusammensetzung der BertHa-Teilnehmen-
dengruppe und den damit verbundenen unterschiedlichen Interessensberei-
chen, kommen zwei Aspekte bei der Auswertung des Projektmaterials be-

127 Ausführungen zum Begriff der Ausbildungsreife s. Kapitel 2.3.2
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sonders zum Tragen: der hohe Anteil von Teilnehmenden mit fehlender
Ausbildungsreife bzw. Berufsorientierung sowie der hohe Bedarf an sozialpä-
dagogischer Unterstützung aufgrund multipler Problemlagen. Im Interviewma-
terial fällt auf, dass die Berufswahlreife bzw. Berufswahlfähigkeit aufseiten der
BertHa-Teilnehmenden nicht bzw. nur eingeschränkt vorhanden ist. Die Teil-
nehmenden benötigen grundständige Informationen zu den einzelnen Berufs-
feldern, eine aktive Unterstützung beim Bewerbungsprozess sowie bei der
Suche nach Praktikumsstellen (vgl. Brutzer 2012, S. 118 f.; Brutzer/Friese 2010,
S. 47 f.; Friese 2010c, S. 8).

Die konkrete Auseinandersetzung mit dem Thema „Berufswahl/Berufswege-
planung“ hat entweder erst kurz vor Ende der Schulzeit begonnen, beispiels-
weise im Rahmen von Schulpraktika oder mit dem Eintritt ins Übergangssys-
tem. Abgesehen von der spät einsetzenden Berufsorientierung, mangelt es in
nicht wenigen Fällen auch an der fehlenden Passung zwischen den individuel-
len Voraussetzungen der Jugendlichen und den Anforderungen/Gegebenhei-
ten des Arbeitsmarktes, weil beispielsweise Kenntnisse zum angestrebten
Berufsfeld fehlen oder die Unterstützung durch die Eltern.

Die Erkenntnisse aus der Teilnehmendenanalyse werden durch die Beratungser-
fahrungen eines Berliner Arbeitsmarktexperten bestätigt. Er benennt fünf
Gründe, weshalb der nahtlose Übergang von Schule in Ausbildung in vielen
Fällen nicht gelingt und letztlich den jungen Menschen nur der Weg ins Über-
gangssystem bleibt (vgl. Brutzer 2008a, S. 10 f.):

1) Passung zwischen den individuellen Voraussetzungen der Jugendlichen/
jungen Erwachsenen und den Anforderungen des Ausbildungs-/Arbeits-
marktes

2) Prioritäten der jungen Menschen zum Ende der Schulzeit

3) Fehlende bzw. nicht ausreichende Orientierung/Berufserfahrung der
Eltern

4) Fehlende Kenntnisse zum deutschen Ausbildungs-/Beschäftigungssystem
der Eltern aufgrund Migrationshintergrund

5) Falsche Bewerbungsstrategien

Zu 1) Nach Aussagen des Experten stimmen in vielen Fällen der Berufswunsch
mit den Anforderungen des Arbeitsmarktes nicht überein, weil sich die jungen
Menschen im Vorfeld entweder überhaupt nicht oder nicht ausreichend mit
dem Berufsbild und den damit verbundenen Anforderungen auseinanderge-
setzt haben.
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Zu 2) Die Erfahrungen aus der Beratungspraxis zeigen, so der Experte, dass das
freiwillige Angebot der Berufsberatung während der Schulzeit nicht genutzt
wird, weil gerade andere Dinge wichtig sind als das Anschlussprojekt „Berufs-
ausbildung“. Dabei wird vielfach vergessen, dass die Bewerbung um einen
Ausbildungsplatz bereits ein bis eineinhalb Jahre vor Schulabschluss beginnen
muss.

Zu 3) Der Experte sieht eine große Gefahr in der fehlenden Unterstützung
durch das Elternhaus, weil die Eltern in vielen Fällen selbst keine Orientierung
geben können. Er begründet dies mit der fehlenden Berufserfahrung der
Eltern, weil diese entweder selbst Arbeitslosengeld II-Empfänger oder in prekä-
ren Beschäftigungsverhältnissen im Niedriglohnsektor tätig sind.

Zu 4) Nach Auffassung des Experten misslingt in vielen Fällen der nahtlose
Übergang in Ausbildung, weil die Eltern aus einem anderen Kulturkreis kom-
men und nur eingeschränkte Erfahrungen mit dem deutschen Ausbildungs-
und Beschäftigungssystem haben. Ferner vermutet er, dass in manchen Haus-
halten auch das Interesse an der Berufswegeplanung der Kinder fehlt.

Zu 5) Der Experte beobachtet, dass es einem Teil der jungen Menschen an
geeigneten Bewerbungsstrategien fehlt. In vielen Fällen wird darauf vertraut,
dass die erste und einzige Bewerbung zum Erfolg führt. Ein Alternativplan exis-
tiert meist nicht.

Der überwiegende Teil der BertHa-Teilnehmenden ist direkt im Anschluss an die
Schule in das Übergangssystem eingemündet und hat dort verschiedene Maß-
nahmen mehr oder minder erfolgreich durchlaufen. Die Zeit im Übergangssys-
tem wird von Seiten der Teilnehmenden als wenig gewinnbringend bewertet.
Begründet wird dies u. a. mit der Überschneidung bzw. Doppelung von Maß-
nahmeinhalten oder mit dem Eindruck, dass es sich hierbei um eine Beschäfti-
gungstherapie handelt, die wenig zielführend ist.

4.4.4 Sozialpädagogischer Unterstützungsbedarf

Die Befunde zeigen, dass bei einem Großteil der Teilnehmenden soziale wie
personale Kompetenzen nicht ausreichend vorhanden bzw. in nicht ausrei-
chendem Maß ausgeprägt sind. Vielfältige biografisch bedingte soziale Pro-
bleme, wie z. B. negative Schulerfahrungen und/oder instabile familiäre Situa-
tionen wirken sich nachteilig auf die kontinuierliche Teilnahme an der
Qualifizierungsmaßnahme aus. Von Seiten der BertHa-Akteure wird in diesem
Kontext daher die Notwendigkeit der Implementierung von ergänzenden indi-
viduellen Beratungsangeboten für die Teilnehmenden über das vorgesehene
sozialpädagogische Betreuungsangebot der BertHa-Qualifizierung hinaus gese-
hen. Vor dem Hintergrund der Teilnehmendenbiographien ist jedoch kritisch
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anzumerken, dass die Forderung nach mehr sozialpädagogischer Begleitung
zwar richtig ist, allerdings nicht dazu führen darf, dass die Teilnehmenden hier-
durch ihre Selbstständigkeit einbüßen und sich zu sehr auf die Unterstützung
von außen verlassen, wie dies beispielsweise in der Biographie „Die Ausbil-
dungsabbrecherin“ der Fall ist (s. Kapitel 4.4.5). Die sozialpädagogische Beglei-
tung soll auf Basis des Case-Managements128 professionelle „Hilfe zur Selbst-
hilfe“ leisten und die Teilnehmenden im Sinne des Empowerment zu mehr
Eigenständigkeit aktivieren. Der hohe Unterstützungsbedarf der Teilnehmen-
den darf sich nicht zu Lasten der Selbstständigkeitsentwicklung auswirken (vgl.
Brutzer 2012, S. 118; Brutzer/Friese 2010, S. 48 f.; Friese 2010c, S. 7 f.).

4.4.5 Typisierung der BertHa-Teilnehmenden

Die Charakterisierung der BertHa-Zielgruppe auf Grundlage der Bildungsab-
schlüsse, deren Interessensbereichen sowie deren multiplen psychosozialen wie
wirtschaftlichen Problemlagen zeigt die Heterogenität der Teilnehmenden.
Dennoch lassen sich Gemeinsamkeiten einzelner Teilnehmendengruppen iden-
tifizieren. Wählt man zur Beschreibung der Teilnehmenden einen eher deskrip-
tiven Zugang auf Grundlage der oben genannten Merkmale, lassen sich vier
Typen herausarbeiten, anhand derer sich die BertHa-Teilnehmenden gut cha-
rakterisieren lassen (s. Tabelle 14):

Tab. 14: Zusammensetzung der BertHa-Teilnehmenden

Typ I: Die Unentschlossenen • Kein Schulabschluss

• Keine Berufsausbildung

• Fehlende Berufsorientierung bzw. eingeschränkte oder
nicht realistische Auseinandersetzung mit beruflicher
Zukunft

• Erfahrungen mit Maßnahmen des Übergangssystems
vorhanden

128 „Case Management oder Fallmanagement bezeichnet einen kooperativen Prozess, in dem
Versorgungsangebote und Dienstleistungen erhoben, geplant, implementiert, koordiniert,
überwacht und evaluiert werden. Der individuelle Versorgungsbedarf einer Person soll dabei
durch Kommunikation und das Heranziehen verfügbarer Ressourcen abgedeckt werden. Auf-
gabe ist es, ein zielgerichtetes System von Zusammenarbeit zu organisieren, zu kontrollieren
und auszuwerten, das am konkreten Unterstützungsbedarf der einzelnen Person ausgerichtet
ist und an deren Herstellung die betroffene Person konkret beteiligt wird. ,Case Manage-
ment‘ führt zwei Systeme zusammen: das individuelle System, in dem durch persönliche
Interaktion die Förderung des Selbstmanagements, also ein Empowerment und die Stärkung
der Selbstverantwortung des Klienten erreicht werden soll (Case) und das institutionelle Sys-
tem, in dem es um die Koordination von Sach- und Dienstleistungen und den Aufbau von
Kooperationsbeziehungen geht (Care). […]“ (GPC 2010)
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(Fortsetzung Tab.14)

Typ II: Die Überbrücker • Hauptschul- oder mittlerer Schulabschluss

• Ausbildungsplatzzusage im Vorfeld der Maßnahme –
Beginn der Ausbildung im Anschluss an BertHa

• Im Vorfeld von BertHa keine Erfahrungen mit Maßnah-
men des Übergangssystems

• BertHa ausschließlich Überbrückung, Wunsch nach
schnellst möglichem Beginn der Ausbildung

Typ III: Die Ausbildungs-
abbrecher

• Hauptschulabschluss- oder mittlerer Schulabschluss

• Keine abgeschlossene Berufsausbildung, z. T. Ausbil-
dungsabbruch wegen Problemen im Ausbildungsbe-
trieb oder Schwangerschaft

• Erfahrungen mit Maßnahmen des Übergangssystems
vorhanden und/oder Berufserfahrung durch verschie-
dene Beschäftigungsverhältnisse

• Wunsch nach Ausbildungsstelle oder Beschäftigungs-
verhältnis

Typ IV: Die Ausgebildeten • Hauptschul- oder höherer Schulabschluss

• Abgeschlossene Berufsausbildung

• Berufserfahrung durch verschiedene Beschäftigungsver-
hältnisse

• Wunsch nach Beschäftigungsverhältnis

Quelle: Brutzer/Friese 2010, S. 46

Wählt man demgegenüber einen Zugang, der stärker die Frage fokussiert, wel-
che Funktion die niedrigschwellig angelegte BertHa-Qualifizierung für die Teil-
nehmenden haben kann und greift in diesem Zusammenhang den in der Eva-
luation herausgearbeiteten Aspekt der nicht vollständig bzw. fehlenden
ausgeprägten Ausbildungsreife auf und stellt diesem den sozialpädagogischen
Unterstützungsbedarf der Teilnehmenden gegenüber (s. Kapitel 4.4.3 und
Kapitel 4.4.4), lassen sich zwei „Funktionstypen“ (s. Kapitel 4.2) identifizieren
(s. Tabelle 15):

Tab. 15: Funktionstypen

Funktionstyp A: Die Unorientierten Funktionstyp B: Die Orientierten

Personen, bei denen die Ausbildungsreife
noch nicht (vollständig) ausgeprägt ist und
die Unterstützung bei der beruflichen Ori-
entierung benötigen sowie der damit ein-
hergehenden Ausbildungsplatzsuche.

Personen, die über die nötige Ausbildungs-
reife verfügen, demzufolge beruflich orien-
tiert sind und Unterstützung bei der Beschäf-
tigungssuche benötigen bzw. die
Qualifizierungsmaßnahme zur Überbrückung
bis zum Ausbildungsbeginn nutzen.
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Die Erläuterung der beiden Typen erfolgt nachfolgend anhand exemplarischer
Teilnehmendenbiographien. In einem ersten Schritt wird zunächst der Werde-
gang nach Abschluss der allgemeinbildenden Schule bis zum Eintritt in das
Modellvorhaben BertHa skizziert, bevor dann auf den Aspekt der „Berufs-
wahl/-orientierung“ und den Aspekt „Übergangssystem“ näher eingegangen
wird. Das jeweilige Fallbeispiel schließt mit einer zusammenfassenden Charak-
terisierung des/der jeweiligen Teilnehmenden. Die für die jeweiligen Fallbei-
spiele gewählten Namen, stehen dabei in Bezug zu Tabelle 14.

Insgesamt gesehen, dominiert unter den Teilnehmenden Funktionstyp A (vgl.
Beispiel „Der Berufsunorientierte/Unentschlossene). Aufgrund des breiten Aus-
prägungsgrades der unter Funktionstyp B zusammengefassten Teilnehmenden
werden hier drei Biographien dargestellt (vgl. Beispiele „Die Überbrückerin“,
„Die Ausbildungsabbrecherin“ sowie „Die Ausgebildete“) (s. Abbildung 39).

SD42B
SK42,5O
SD42B

SK42,5O

SB37B
AV39L
SF37B

SB37B
AV39L
SF37B

SJ44B

PM39D
AC39H

SJ44B

PM39D
AC39H

//

Berufliche Orientierung hoch

Berufliche Orientierung niedrig

Ausbildungsreife niedrig Ausbildungsreife hoch

Funktionstyp A

Funktionstyp A

Funktionstyp B

Funktionstyp B

Abb. 39: Verortung der Teilnehmenden im Merkmalsraum, s. Kapitel 4.2 (eigene Darstellung)129

129 Die in den vier Kästen verwendeten Abkürzungen, sind die Kürzel/Codes der jeweiligen Inter-
views.
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Beispiele für Funktionstyp A

Personen, bei denen die Ausbildungsreife noch nicht (vollständig) ausge-
prägt ist und die Unterstützung bei der beruflichen Orientierung benötigen
sowie der damit einhergehenden Ausbildungsplatzsuche.

1. Der Berufsunorientierte/Unentschlossene (s. Typ I, Tabelle 14)

Der Teilnehmer wurde im Jahr 1990 in Deutschland geboren. Er ist ledig und
hat keine Kinder. Die Schule hat er ohne Schulabschluss verlassen: Er hat die
siebte Klasse zweimal wiederholt, kam daraufhin in eine Förderklasse für ver-
haltensauffällige Jugendliche (Beo-Klasse) und ist dann nach einem Jahr in
einen beruflichen Bildungsgang an einer Berliner berufsbildenden Schule,
Schwerpunkt Gastronomie eingemündet, um dort seinen Schulabschluss nach-
zuholen. Infolge von Fehlzeiten wurde er dort allerdings vorzeitig entlassen. Es
folgte eine zwei- bis dreimonatige Zeit der Beschäftigungslosigkeit, bevor er
dann an einer dreimonatigen Trainingsmaßnahme, Schwerpunkt: Gastronomie,
teilnahm. Zwischen Abschluss der Trainingsmaßnahme und dem Start von Ber-
tHa lag erneut eine einmonatige Phase, in der der Teilnehmer ohne Beschäfti-
gung war.

Im Anschluss an die BertHa-Qualifizierung wird der Teilnehmer einer viermona-
tigen Saisontätigkeit in der Gastronomie, Bereich Service, in Österreich nachge-
hen. Diese Stelle hat ihm ein Bekannter vermittelt. Er selbst hatte bislang
keinen Kontakt zum Betrieb, verfügt demzufolge auch über keinerlei Informati-
onen über den Betrieb bzw. über seinen genauen Einsatzbereich. Im Anschluss
an seine Saisontätigkeit hofft der Teilnehmer eine überbetriebliche Ausbildung
als Koch beginnen zu können und diese auch bis zum Ende durchzuhalten.
Zum Zeitpunkt des Interviews hatte er jedoch noch keine konkreten Vorberei-
tungen hierfür getroffen. Er hofft, dass ihm die Agentur für Arbeit bzw. das
JobCenter eine entsprechende Ausbildung vermittelt.

Berufswahl/-orientierung: Sein ursprünglicher Plan für die Zeit nach der Schule
war der Beginn einer Ausbildung im Bereich Service oder Küche. Als Grund für
das Scheitern seines Plans benennt der Teilnehmer seinen fehlenden Schulab-
schluss. Die Auseinandersetzung mit dem Thema Berufwahl bzw. Berufsorien-
tierung setzte erst mit Eintritt in die Beo-Klasse ein, ausgelöst durch die Berufs-
beratung der BA sowie die während dieser Zeit absolvierten Praktika.
Insbesondere die Praktika gaben den Anstoß für sein Interesse am gastronomi-
schen Tätigkeitsfeld, wie anhand des nachfolgenden Interviewausschnitts deut-
lich wird.
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I: Wie bist du darauf gekommen, auf den Bereich?

B: Gute Frage. Das weiß ich gar nicht mehr. […] Hat mir irgendwie gefallen,
irgendwann. […]

I: Wie bist du vorgegangen? Hast du Dinge dazu gelesen im Internet, in einer
Broschüre? Hast du ein Praktikum gemacht?

B: Weiß ich gar nicht mehr, wie ich dazu gekommen bin. Vielleicht beim ersten
Praktikum. Da hat es mir dann gefallen, denke ich mal. […] [lacht]

I: Und dann bist du dabei geblieben, als du dein erstes Praktikum gemacht
hast (B: Mh… ja). Denn irgendwie musst du ja die Entscheidung getroffen
haben das Praktikum überhaupt… also du hast… im Servicebereich zu
machen.

B: Naja, das wurde mir ja dann bestimmt in der Schule angeboten mit Prakti-
kum und da habe ich das dann gemacht und dann hat es mir gefallen
[lacht].

I: War aber eigentlich nicht so deine eigene Entscheidung gewesen?

B: Nein, nicht wirklich. (SJ44B, 87–94)

Die Eltern oder Peergroup hatten keinen Einfluss auf die Berufswahl.

Rückblickend bewertet der Teilnehmer seinen bisherigen Weg als nicht gut. Er
begründet dies mit dem fehlenden Schulabschluss (Hauptschulabschluss) und
der damit verbundenen fehlenden Ausbildung. Hätte er einen Wunsch offen,
würde er die Schule fertig machen, sich eine Ausbildung suchen und arbeiten.
Dies würde ihm die Möglichkeit bieten, sich eine eigene Wohnung zu suchen
und ein Auto zu leisten.

Erfahrungen mit Übergangssystem: Die Zeit im Übergangssystem, insbeson-
dere die zuletzt besuchte Trainingsmaßnahme, bewertet der Teilnehmer als
wenig ertragreich aufgrund der inhaltlichen Überschneidungen bzw. Doppe-
lungen. Die damit verbundene Möglichkeit, sich in diesem Kontext auf eine
Ausbildung vorzubereiten und seine Chancen auf dem Ausbildungsmarkt zu
verbessern, nimmt er nicht wahr.

Charakterisierung des Interviewpartners: Die Auswertung des Interviewmate-
rials legt die Vermutung der fehlenden bzw. noch nicht ausreichend ausge-
prägten persönlichen und beruflichen Reife nahe. Die bisherigen Schritte des
Teilnehmers zur Gestaltung seiner beruflichen Zukunft sind durch wenig Eigen-
initiative und Zielfokussierung gekennzeichnet. Wichtige Entscheidungen wer-
den eher zufällig getroffen bzw. den für ihn zuständigen Institutionen und
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deren „Ziellenkung“ überlassen. Dennoch ist sich der Teilnehmer bewusst, dass
sich der fehlende Schulabschluss und der bisher eingeschlagene Weg nachtei-
lig auf seine berufliche Zukunft auswirken wird. Dies wird anhand der nachfol-
genden Interviewsequenz deutlich.

B: Naja, ist ja dann ne Überbetriebliche. Das ist ja nicht so toll aber besser als
keine.

I: Okay. Warum glaubst du, dass es nicht so toll ist, die Überbetriebliche?

B: Da gibt es doch Unterschiede, oder? Weil ich weiß zwar noch nicht die
Unterschiede, aber ich glaube das ist nicht so gut. [lacht]

I: Hast du davon schon einmal etwas gehört, dass es da Unterschiede gibt?

B: Nein, Unterschiede habe ich noch nicht gehört. […] (SJ44B, 250–254)

Status nach Abschluss der BertHa-Qualifizierung: Vermittlung in einen Mini-
Job, Art der Beschäftigung nicht näher bezeichnet.

Beispiele für Funktionstyp B

Personen, die über die nötige Ausbildungsreife verfügen, demzufolge beruf-
lich orientiert sind und Unterstützung bei der Beschäftigungssuche benöti-
gen bzw. die Qualifizierungsmaßnahme zur Überbrückung bis zum Ausbil-
dungsbeginn nutzen.

1. Die Überbrückerin (s. Typ II, Tabelle 14)

Die Teilnehmerin wurde im Jahr 1992 in Deutschland geboren und verfügt
über die türkische Staatsangehörigkeit. Sie ist ledig und hat keine Kinder. Die
Realschule hat sie mit der Mittleren Reife abgeschlossen. Direkt im Anschluss
wollte die Teilnehmerin eine Ausbildung zur Krankenschwester beginnen. Da
sie im Jahr ihres Schulabschlusses noch nicht volljährig war, blieb ihr der naht-
lose Übergang in eine Ausbildung zunächst verschlossen. Aus diesem Grund
mündete sie nach einer nicht näher definierten Zeit der Ausbildungs-/Beschäfti-
gungslosigkeit zunächst in eine zweiwöchige Qualifizierungsmaßnahme im
Bereich der Altenpflege ein, inklusive Erste-Hilfe-Kurs, bevor sie dann BertHa
zugewiesen wurde. Die BertHa-Qualifizierung wurde dann in Absprache mit
dem zuständigen JobCenter aufgrund eines mehrwöchigen Praktikums in
einem großen Berliner Krankenhaus unterbrochen, um das sich die Teilnehme-
rin bereits vor Maßnahmebeginn beworben hatte. Im Anschluss an BertHa
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wird sie die Ausbildung zur Krankenschwester beginnen. Die Zusage für den
Ausbildungsplatz hatte sie bereits im Vorfeld der BertHa-Qualifizierung.

Berufswahl/-orientierung: Die Auseinandersetzung mit der Frage der späteren
Berufswahl fand in der neunten Klasse statt. Den Wunsch, Krankenschwester
zu werden, beschreibt die Teilnehmerin als Kindheitswunsch. Anknüpfungs-
punkte fand sie hier bei ihren beiden Tanten, die beide als Krankenschwestern
tätig sind. Gefestigt wurde der Berufswunsch dann im Zuge eines Praktikums.

I: […] Wann hast du dich damit auseinander gesetzt über den Beruf, den du
gerne lernen möchtest? Was hat dir geholfen bei dieser Entscheidung, also
Personen oder auch vielleicht Informationsmaterial?

B: Also schon… Ich weiß nicht… von klein auf war das irgendwie schon mein
Wunsch. Ich habe aber auch Schulpraktikum nicht im Krankenhaus, auch
nicht so… hab Einzelhandelskauffrau gemacht, um halt mal zu gucken ob
ich was anderes auch mag, möge… ob es klappen würde. War nicht der
Fall. War dann aber…vielleicht… es kann sein… Meine Tanten sind Kran-
kenschwester. Es kann sein, dass ich auch davon so ein bisschen… Zwar
haben die mich davon abgehalten, dass es schwer ist Dreischichtarbeit…
aber im Krankenhaus war das, also die Praktikumszeit ist gut gelaufen. (I:
Schön.) Doch, ist schon das, was ich will. (SF37B, 05–06)

Erfahrungen mit Übergangssystem: Ihre Erfahrungen mit dem Übergangssys-
tem, d. h. die zweiwöchige Altenpflegemaßnahme, bewertet die Teilnehmerin
als wenig ertragreich. Ihre Hoffnung, dort etwas für ihre spätere Ausbildung zu
lernen, wurde nicht erfüllt. Insgesamt bewertet sie ihren bisherigen Lebens-
weg, d. h. seit Ende der Schulzeit als langweilig. Sie hätte sich gewünscht,
direkt mit der Ausbildung zu beginnen, um keine Zeit zu verschenken.

Charakterisierung der Interviewpartnerin: Insgesamt kann die Teilnehmerin hin-
sichtlich der Planung ihrer beruflichen Zukunft als zielorientiert und voraus-
schauend charakterisiert werden. So hat sich die Teilnehmerin nicht nur bei
allen Berliner Krankenpflegeschulen um eine Ausbildungsstelle beworben, son-
dern ebenso in angrenzenden medizinischen Bereichen, wie z. B. als Arzthelfe-
rin. Auch wenn der Bewerbungsprozess nach Aussagen der Teilnehmerin stre-
ckenweise deprimierend war aufgrund der vielen Absagen, hat sie sich
dennoch nicht von ihrem Berufsziel abbringen lassen.

Die Teilnehmerin gehört nicht zur eigentlich avisierten BertHa-Zielgruppe. Für
sie ist die BertHa-Qualifizierung lediglich eine „Notlösung“ zur Überbrückung
der Zeit bis zum Ausbildungsbeginn. Im Idealfall dient ihr die Qualifizierung zur
Vorbereitung der Ausbildung.
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Status nach Abschluss der BertHa-Qualifizierung: Beginn einer Ausbildung zur
Krankenschwester.

2. Die Ausbildungsabbrecherin (s. Typ III, Tabelle 14)

Die Teilnehmerin wurde im Jahr 1983 in Deutschland geboren. Sie ist ledig und
hat ein schulpflichtiges Kind. Die Realschule hat sie mit der Mittleren Reife
abgeschlossen. Direkt im Anschluss an die Schule hat sie eine überbetriebliche
Ausbildung zur Fachkraft im Gastgewerbe begonnen, diese aber nach der
Zwischenprüfung aufgrund der Geburt ihres Kindes abgebrochen. Nach Been-
digung der einjährigen Elternzeit folgte u. a. ein längeres Beschäftigungs-
verhältnis in der Gastronomie. Das Beschäftigungsverhältnis endete mit der
Kündigung der Teilnehmerin infolge ausbleibender Lohnzahlungen des Arbeit-
gebers. Es folgte eine längere arbeitsgerichtliche Auseinandersetzung, an
deren Ende ihr der ausstehende Arbeitslohn zugesprochen wurde. Mit der
Kündigung folgten zwei Monate der Erwerbslosigkeit bis die Teilnehmerin
dann in BertHa einmündete. Die kurze Phase der Erwerbslosigkeit, bezeichnet
sie als „schlimme Zeit“ (SB37B, 98), da sie in dieser Zeit beschäftigungslos zu
Hause war.

Im Anschluss an die BertHa-Qualifizierung möchte die Teilnehmerin, bedingt
durch ihre Erfahrungen während der Qualifizierung, in die Altenpflege einmün-
den. Gestützt wird dieser Wunsch durch ihre Erfahrungen mit der Pflege eines
Angehörigen. Zum Zeitpunkt des Interviews befand sie sich im Bewerbungs-
prozess. Sollte sie in diesem Bereich nichts finden, kann sie sich aber auch vor-
stellen, wieder zurück in den Service zu gehen.

Berufswahl/-orientierung: Ihren ursprünglichen Wunsch, einer Tätigkeit in der
Gastronomie nachzugehen, hat die Teilnehmerin im Anschluss an den Schulab-
schluss erfolgreich umgesetzt, auch wenn die Berufsorientierung bzw. -wahl
erst spät, d. h. am Ende der Schulzeit einsetzte. Ausgangspunkt für ihren
Berufswunsch war die Tätigkeit der Mutter, die sie als kleines Kind häufiger an
ihren Arbeitsplatz begleitete. Eine intensive Auseinandersetzung mit diesem
Berufswunsch über die persönliche Erfahrung hinaus hat nicht stattgefunden,
z. B. durch Beratungsangebote der Berufsberatung der BA oder Recherchen im
Internet.

Zum Zeitpunkt des Übergangs von Schule in Ausbildung lebte sie in einer
betreuten Wohneinrichtung.130 Der Berufswunsch der Teilnehmerin wurde

130 Nähere Angaben zu den Hintergründen macht die Teilnehmerin nicht. Sie merkt lediglich bei-
läufig an, dass sie zwischen Schulabschluss und Ausbildungsbeginn eine schwierige Zeit
durchlebt hat.
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durch die Sozialarbeiter der Wohneinrichtung unterstützt, indem diese ihr
einen Ausbildungsplatz in der Gastronomie vermittelten.

I: Und welche Dinge haben dir geholfen bei deiner Berufswahl? Du hast schon
von Personen gesprochen. Also die Sozialarbeiter, die dich unterstützt
haben. Was gab es da noch? Welche Dinge gab es darüber hinaus, die dir
geholfen haben?

B: Na, also bei der Berufswahl jetzt direkt. (I: Ja.). Na ja, meine Mama ja nun
auch, da ich das ja kannte und ich wollte halt arbeiten. Ich wollte mit Men-
schen zusammen arbeiten. Ich bin nicht so ein Typ der den ganzen Tag im
Büro sitzen kann oder an der Kasse sitzen oder so, das ist für mich gar
nichts. Also unter Menschen, ja. Also Fachkraft im Gastgewerbe ist genau
das Richtige, dachte ich. Man muss es ja natürlich erst testen aber es hat mir
auch sehr gut gefallen, ja. (SB37B, 11–12)

I: […] Hast du dir noch weitere Informationen zu diesem Beruf der Fachkraft
im Gastgewerbe gesucht?

B: Also ganz ehrlich gar nicht. Internet überhaupt gar nicht, kam für mich
damals gar nicht in Frage. Habe ich mich auch gar nicht mit ausgekannt. Ja,
es ist halt wirklich nur meine Mama ist eigentlich der Hauptpunkt und die
Sozialarbeiter, ja. Dadurch ist das halt so entstanden, ja.

I: Inwiefern haben die dich da unterstützt, die Sozialarbeiter?

B: Die haben mir den Ausbildungsplatz besorgt. Das ist ja wohl eigentlich
genug, ja. Also ich war wirklich stolz, ja. Ich brauchte mich da wirklich gar
nicht selbst drum kümmern. Die haben angerufen. Die haben wirklich sehr
viel getan. Ich musste eine Bewerbung schreiben, den Ausbildungsvertrag
unterschreiben und das war es für mich gewesen. Echt gut, ja. (I: Ja das
ging…) Ja, also ich war damals echt stolz. Wenn ich so andere Mitschüler
aus meiner Klasse dann noch so getroffen habe, die waren ja Jahre später
noch überhaupt gar nicht im Beruf. Ja, also da war ich echt stolz. (SB37B,
17–20)

Einen Alternativplan zur Gastronomieausbildung hatte die Teilnehmerin nicht.
Wäre die Ausbildung zur Fachkraft im Gastgewerbe nicht zustande gekom-
men, wäre sie nach eigenen Angaben tief gefallen (SB37B, 34).

Erfahrungen mit Übergangssystem: Die Teilnehmerin hat vor BertHa keine
Erfahrungen im Übergangssystem gesammelt. BertHa ist ihre erste arbeits-
marktpolitische Maßnahme.

Charakterisierung der Interviewpartnerin: Die Teilnehmerin macht auf den ers-
ten Blick einen sehr aktiven und eigenständigen Eindruck. So ist beispielsweise
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die Frage der Betreuung des Kindes kein Hinderungsgrund für eine Erwerbstä-
tigkeit. Das Kind ist nach Angaben der Teilnehmerin gut betreut. Der Vater des
Kindes steht bei Bedarf ebenfalls für die Betreuung zur Verfügung. Bevor das
Kind eingeschult wurde, stand ihm ein Platz in der Kindertagesstätte zur Verfü-
gung, sodass die Teilnehmerin auch in dieser Zeit einer Erwerbstätigkeit nach-
gehen konnte.

Gleichwohl fällt bei der Auswertung des Interviewmaterials auf, dass sie sich
stark auf Hilfe von außen verlässt. Sowohl bei der Stellensuche für ihren Aus-
bildungsplatz als auch bei der späteren Arbeitsstellensuche zeigt sie nur einge-
schränkt Eigeninitiative. Sie greift bevorzugt auf bestehende Netzwerke bzw.
Kontakte zurück und hofft auf deren Unterstützung. Ferner wird anhand des
Interviewmaterials deutlich, dass die Teilnehmerin weder eine neue Ausbildung
beginnen, noch ihre alte Ausbildung abschließen möchte. Sie begründet ihre
Entscheidung einerseits mit ihrem Alter. Sie fühlt sich für eine Ausbildung nach
eigenen Angaben zu alt. Andererseits begründet sie ihren Entschluss mit den
guten Verdienstmöglichkeiten als Festangestellte ohne Abschluss:

I: Und hast du nach deiner Erziehungszeit dann noch einmal versucht, die
Ausbildung nachzuholen?

B: […] Nein. Danach bin ich dann gleich arbeiten gegangen ohne irgendetwas,
halt mit meinen Erfahrungen, die ich da gesammelt habe.

I: Warum hast du nicht noch einmal überlegt die Ausbildung… daran anzu-
knüpfen, fertig zu machen? Welche Gründe gibt es dafür?

B: Also den einen Grund gab es eigentlich nur, es war dann doch zu wenig
Geld. Für zwei Personen war das dann… Ich habe gesehen, ich kann so
mehr Geld verdienen, ohne Ausbildung, richtig fest eingestellt. Also habe
ich das lieber gemacht. Das war der Grund eigentlich, Geld. Also ich wollte
dann auch keine Ausbildung mehr weitermachen, mh. (SB 37B, 53–56)

Die Interviewsequenz lässt ein fehlendes Bewusstsein der Teilnehmerin erken-
nen hinsichtlich der möglichen Konsequenzen ihrer Entscheidung in Bezug auf
ihr weiteres Erwerbsleben und die damit verbundene finanzielle Absicherung.
Die Gefahr prekärer Beschäftigungsverhältnisse aufgrund fehlender formaler
Qualifikationen ist nachweislich ungleich höher im Vergleich mit abgeschlosse-
ner Berufsausbildung (s. Kapitel 2.1.3).

Inwiefern es sich bei dem Entschluss, keine Ausbildung mehr zu beginnen, um
die wahren Beweggründe handelt oder ob es hierfür andere Gründe gibt, wie
beispielsweise der Entschluss, den Weg des geringsten Widerstandes zu
gehen, kann aus dem vorliegenden Material nicht entnommen werden.
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Status nach Abschluss der BertHa-Qualifizierung: Vermittlung in eine sozialver-
sicherungspflichtige Vollzeitbeschäftigung, Art der Vollzeitbeschäftigung nicht
näher bezeichnet.

3. Die Ausgebildete (vgl. Typ IV, Tabelle 14)

Die Teilnehmerin wurde im Jahr 1986 geboren. Sie ist ledig und hat keine Kin-
der. Die Schule hat sie mit dem erweiterten Hauptschulabschluss verlassen.
Direkt im Anschluss an den Schulabschluss hat sie eine Ausbildung zur Frisörin
begonnen, welche sie nach kurzer Zeit abbrach. Es schloss sich eine Ausbil-
dung zur Restaurantfachfrau an, die sie erfolgreich abschloss. Daraufhin folgte
eine Anstellungen im gastronomischen Bereich, bevor sie dann eine halbjäh-
rige Qualifizierungsmaßnahme im Bereich Housekeeping und Service absol-
vierte. Nach Abschluss der Maßnahme folgten erneut zwei Anstellungen im
gastronomischen Bereich, bevor sie dann in BertHa einmündete.

Im Anschluss an BertHa möchte die Teilnehmerin wieder schnellst möglich eine
längerfristige Erwerbstätigkeit im Service aufnehmen, bevorzugt in einem Res-
taurant. Perspektivisch könnte sie sich aber auch vorstellen, in die Selbststän-
digkeit zu wechseln und einen „eigenen Laden“ (AV39L, 128) zusammen mit
ihrem Freund zu eröffnen. Abgesehen von ihrer beruflichen Zukunft, denkt die
Teilnehmerin auch mittelfristig über die Gründung einer eigenen Familie nach.

Berufswahl/-orientierung: Der ursprüngliche Berufswunsch der Teilnehmerin
war die Ausbildung zur Frisörin, inklusive kosmetischer Ausbildung. Dieser
Wunsch entstand in zwei Schritten: Anlass für den Berufswunsch waren Kind-
heitserinnerungen. Die Teilnehmerin beschreibt, dass sie in ihrer Kindheit gerne
Haare gekämmt und frisiert hat (AV39L, 14). Bekräftigt wurde dieser Wunsch
dann in einem Schulpraktikum, das die Teilnehmerin in der 10. Klasse in die-
sem Bereich absolvierte. Nach Abschluss der Schule folgten dann mehrere
erfolglose Bewerbungen bei Frisörgeschäften in der näheren Umgebung des
Wohnortes der Teilnehmerin. Erst durch einen Hinweis einer Freundin erhielt
sie dann einen Ausbildungsplatz in einer überbetrieblichen Einrichtung. Auf-
grund von für die Teilnehmerin nicht vertretbarer Rahmenbedingungen, wie
u. a. der weite Anfahrtsweg zur Ausbildungsstätte, kam es zum Ausbildungs-
abbruch.

B: „[…] Ja und das ist halt so gewesen das ich von halt von [Ort] nach [Stadt]
immer mit Bus fahren musste und da dann nochmal umsteigen musste, um
überhaupt dahin zu kommen. Das ist zwar in [Stadt] gewesen, aber ich
musste bis den Bahnhof fahren, also bis [Bahnhof in einer Stadt] und dann
musste ich halt noch weiter. Ja und da wurde dann erst mal entschieden
wer wohin kommt. Also das war eine riesen Gruppe und da mussten wir
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halt Schule machen und so. Praxis hatten wir noch nicht. Ja und denn
wurde halt entschieden, Gruppe A, Gruppe B, Gruppe C. Ja. Also Gruppe A
waren die Leute die halt wirklich die Ausbildung als Frisörin… Und dann
war noch eine Gruppe die halt mit beidem kriegen kann… Und dann halt
noch eine Gruppe die etwas niedriger eingestuft ist. Ja und dann hatte ich
halt. Wo war ich? Gruppe B? Ich weiß nicht ob Gruppe B oder C war ich
und dann halt Schule gemacht und so was alles und dann hieß es wir sollen
nach [Ort] oder irgendwie so fahren, also irgendwas mit [Anfangsbuchstabe
eine/s Ortes/Stadt] war das und das wäre für mich eine reine Strapa, also
das wäre nicht gut gewesen.“ (AV39L, 14)

Die Entscheidung, nach dem Abbruch der Friseurinnenlehre eine Ausbildung
zur Restaurantfachfrau zu beginnen, erfolgte nach Aussagen der Teilnehmerin
kurzfristig, angestoßen durch den Hinweis einer Freundin. Ein vorgelagerter
Prozess der Auseinandersetzung mit dem Berufsbild fand nicht statt.

I: „[…] Hast du dich dann informiert dazu nochmal, zur Restaurantfachfrau?

B: Nicht wirklich. Restaurantfachfrau das war eigentlich so, also Kellner. Da
war mir klar, ja Teller transportieren und Gäste bedienen und so. Ja, und
das, und das andere habe ich alles dann halt in der Ausbildung gelernt.“
(AV39L, 17–18)

Eltern, Schule oder die Berufsberatung der Agentur für Arbeit hatten im Rah-
men des Berufswahlprozesses insgesamt eine periphere Rolle.

Rückblickend bewertet die Teilnehmerin ihre Ausbildungszeit als eine schöne
Zeit. Ihre Entscheidung für die Ausbildung zur Restaurantfachfrau bereut sie
nicht. Einzig die schriftliche Abschlussprüfung möchte sie nicht noch einmal
wiederholen müssen. Hiermit verbindet sie keine guten Erfahrungen. Trotz
allem bezeichnet sie das Ergebnis der Prüfung als zufriedenstellend.

Erfahrungen mit Übergangssystem: Die Teilnehmerin hat keine Erfahrungen im
Übergangssystem gesammelt. Nach Abschluss der Ausbildung zur Restaurant-
fachfrau kam sie erstmals mit arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen in Berüh-
rung im Rahmen der Qualifizierung, im Bereich Housekeeping und Service. Die
Maßnahme bezeichnet sie als gute Ergänzung zu ihrer Ausbildung und als
Chancenverbesserung für eine Festanstellung in ihrem gelernten Beruf.

Im Anschluss an die Qualifizierungsmaßnahme folgten zwei kürzere einschlä-
gige Beschäftigungen. Eine wurde aufgrund von nicht näher benannten Diffe-
renzen zwischen der Teilnehmerin und der Chefin in der Probezeit beendet, die
andere endete nach sieben Monaten mit der Schließung des Restaurants.

Charakterisierung der Interviewpartnerin: Die Ausbildung scheint für die Teil-
nehmerin ein Wendepunkt gewesen zu sein. Hat sie sich zuvor eher auf die
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Hilfe anderer verlassen, scheint sie nun aktiv ihre berufliche Zukunft in die
Hand zu nehmen. Trotz Rückschlägen bei der Arbeitsplatzsuche resigniert die
Teilnehmerin nicht und sieht beispielsweise in den beiden absolvierten Qualifi-
zierungsmaßnahmen Chancen für die weitere Suche auf dem Arbeitsmarkt.

Die Teilnehmerin gehört im Grunde nicht zur Zielgruppe der BertHa-Qualifizie-
rung. Sie verfügt über eine erfolgreich abgeschlossene Berufsausbildung als
Restaurantfachfrau. Ihr klar formuliertes Ziel ist, in diesem Bereich wieder eine
Beschäftigung zu finden. Eine Beschäftigung im Bereich der Altenpflege/
Alltagsbegleitung stellt für die Teilnehmerin, auch nach Abschluss von BertHa,
keine Alternative dar.

Status nach Abschluss der BertHa-Qualifizierung: arbeitslos

Die vier Teilnehmendenbiographien untermauern die Heterogenität der BertHa-
Zielgruppe und zeigen die sich daraus ergebenden unterschiedlichen Bedürf-
nisse mit Blick auf die Qualifizierung. Während sich bei einem Teil der Teilneh-
menden ein hoher Unterstützungsbedarf aufgrund fehlender beruflicher
Orientierung/Reife zeigt, hat die Qualifizierung bei dem verbleibenden Teil der
Teilnehmenden eher eine Überbrückungsfunktion bzw. benötigen diese Unter-
stützung bei der Ausbildungsplatzsuche. Die Breite der unterschiedlichen Teil-
nehmendenbedürfnisse ist dementsprechend bei der Konzeption niedrig-
schwelliger Qualifizierungsangebote zu berücksichtigen.

4.5 Zentrale Erkenntnisse, Entwicklungsfelder und
Handlungsempfehlungen

Zusammenfassend kann auf Basis des ausgewerteten Projektmateriales festge-
halten werden, dass sich das Instrument Qualifizierungsbaustein zur niedrig-
schwelligen Qualifizierung eignet. Den Teilnehmenden wird ein berufsqualifi-
zierendes und arbeitsmarktorientiertes Qualifizierungsspektrum angeboten.
Sie erhalten einerseits die Möglichkeit, sich im Feld der personenbezogenen
Dienstleistungsberufe zu orientieren und andererseits auf Grundlage der engen
Theorie-Praxis-Verzahnung erste berufsbezogene Handlungskompetenzen zu
erwerben. Insbesondere lernungewohnte Teilnehmende können mit diesem
Instrument an Bildungsprozesse wieder herangeführt und aufgrund der positi-
ven Lernerfahrungen erneut motiviert werden. Dennoch wird die Frage der
Chancenverbesserung unter den betreuenden pädagogischen Mitarbei-
tern/-innen der BertHa-Maßnahmen ambivalent diskutiert. Die Qualifizierungs-
bausteine ermöglichen den Teilnehmenden, einerseits ihre Chancen auf dem
Ausbildungs-/Arbeitsmarkt zu verbessern und vorhandene „Defizite“ auszu-
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gleichen. Andererseits können diese „Defizite“ nicht durch die Qualifizierungs-
bausteine vollständig ausgelöscht werden. Auch ist das erfolgreiche Durchlau-
fen eines Bausteins oder mehrerer Bausteine keine Garantie für die nahtlose
Ausbildungs- bzw. Arbeitsplatzaufnahme, was unter anderem auf den nicht
vorhandenen Bekanntheitsgrads des Qualifizierungsinstruments zurückgeführt
wird. Hier zeigt sich u. a. die Notwendigkeit der Information und Akzeptanz
von Betrieben, Kammern, Bildungsträgern und Bildungsinstitutionen. Die
damit verbundene Notwendigkeit der nachhaltigen Gestaltung von Übergän-
gen im Sinne der Durchlässigkeit kommt hier besonders zum Tragen, sollen mit
den Qualifizierungsbausteinen Warteschleifen vermieden und damit einherge-
hende Frustration auf Seiten der Teilnehmenden verhindert werden (vgl. Brut-
zer 2012, S. 119 f.; Brutzer/Friese 2010, S. 49 f.).

Bei der Erstellung niedrigschwelliger Qualifizierungen sind neben den konzepti-
onellen Rahmenbedingungen gleichermaßen die individuellen Rahmenbedin-
gungen mit in den Blick zu nehmen. Entlang der Zielgruppenanalyse wurde
deutlich, dass die Heterogenität der Teilnehmenden hinsichtlich Bildungsab-
schlüssen, berufsbezogenen Interessen, individueller Problemlagen (psycho-
sozialer wie wirtschaftlicher Natur) sowie Grad der Ausbildungsreife die kon-
zeptionelle Ebene beeinflussen und entsprechend bei der Konzeption zu
berücksichtigen sind. Handlungsbedarf besteht ferner im Hinblick auf die Ziel-
gruppe. Die Evaluationserkenntnisse zeigen, dass sich auf der einen Seite die
Gewinnung der jungen Menschen für den personenbezogenen Bereich
schwierig darstellt, trotz vielversprechender Beschäftigungsprognosen und
einem breiten Betätigungsfeld. Auf der anderen Seite bevorzugt der Arbeits-
markt Personen mit Erfahrungen im Bereich der Haushalts-/Lebensführung.
Dementsprechend sollte die Zielgruppe der Qualifizierung um den Perso-
nenkreis der Berufsrückkehrer/-innen erweitert werden. Einerseits können die
in der Familienphase gewonnenen Erfahrungen und Kompetenzen wirksam
für berufliche Kompetenzentwicklung in personenbezogenen Berufsfeldern
gemacht werden. Andererseits wird so einem größeren Personenkreis eine
Chance für Qualifizierung und Einmündung in den ersten Arbeitsmarkt gege-
ben.

Ausgehend von den Erkenntnissen aus dem Modellprojekt BertHa, ergänzt
durch die Erkenntnisse einer Expertise der Universität Hildesheim (vgl. BAG
ÖRT 2010), sind folgende Eckpunkte auf der Anwendungsebene (Praxis) für
die Konzeption und Durchführung niedrigschwelliger Angebote zu berücksich-
tigen:

1) Die Gruppengröße der Teilnehmenden,

2) die Konstellation des Fachkräfte-Teams,
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3) die Frage der Arbeitsweise/-gestaltung,

4) die Frage der Finanzierung,

5) die Einbindung von Betrieben und

6) die Gesamtverortung im Fördersystem.

Zu 1) Um einen individuellen Zugang zu den Teilnehmenden zu gewährleisten,
bedarf es kleiner Gruppengrößen. Auf konzeptionell-struktureller Ebene kann
somit ein individuelles sowie bedarfsgerechtes Arbeiten mit Teilnehmenden
sichergestellt werden. Zu berücksichtigen dabei sind auch die individuellen
Lernzugänge der Teilnehmenden aufgrund der unterschiedlichen biographi-
schen und lebensweltlichen Bezüge.

Zu 2) Vor dem Hintergrund heterogener Teilnehmendengruppen bedarf es
eines multiprofessionellen Teams aus Pädagogen/-innen131, Psycholo-
gen/-innen, Fachexperten/-innen aus den unterschiedlichen beruflichen Fach-
richtungen sowie, je nach Bedarf, weiterer Fachdisziplinen. Grundlage für eine
gelingende Zusammenarbeit ist eine enge Kooperation bzw. ein enger Aus-
tausch zwischen den Teammitgliedern, verbunden mit engen Absprachen
unter den weiteren Beteiligten.

Die Chance eines multiprofessionellen Teams besteht darin, dass beispielsweise
im Rahmen der Fachqualifizierung die Methode des Teamteaching132 Anwen-
dung findet, um so den individuellen/heterogenen Bedürfnissen der Teilneh-
menden besser und gezielter gerecht zu werden.

Zu 3) Das Beispiel des Modellprojektes BertHa zeigt, dass niedrigschwellige
Angebote nicht immer linear und gleichförmig verlaufen. Dies ist u. a. der
bereits angeführten Heterogenität der Zielgruppe geschuldet. Am Beispiel der
unterschiedlichen Interessenslagen der BertHa-Teilnehmenden hinsichtlich der
Qualifizierungsbereiche wurde dies in besonderer Weise deutlich. Im Kontext
des Modellprojektes BertHa konnte gezeigt werden, dass die Zufriedenheit der
Teilnehmenden, die Motivation und der Lernerfolg eng mit der Affinität der
jeweils durchlaufenen Qualifizierungsbausteinen zusammenhing. Eine fehlende
Affinität zum Qualifizierungsbereich führte in aller Regel zu hohen Fehlzeiten,
schlechten Ergebnissen in der abschließenden Leistungsfeststellung des Qualifi-
zierungsbausteins und Unzufriedenheit auf Seiten der Teilnehmenden. Mit

131 U.a. Sozialarbeiter/-innen, Sozialpädagogen/-innen, Berufspädagogen/-innen.
132 Kooperative Lernmethode, bei der mehrere Lehrpersonen innerhalb einer Lerngruppe zum

Einsatz kommen. Vorteil dieser Methode ist neben der Möglichkeit der Binnendifferenzie-
rung, auf unterschiedliche didaktische Erfahrungen der Lehrkräfte zurückgreifen zu können
und somit facettenreiches Lernen zu ermöglichen. Ferner bietet die Methode die Möglichkeit
der kollegialen Supervision, um so das eigene Lehrverhalten bzw. Rollenverständnis kritisch
zu reflektieren (vgl. Reich o. J.).
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Blick auf die Maßnahmekonzeption einerseits und die Form der Arbeitsweise
andererseits sind daher große Freiheitsgrade aufseiten des Qualifizierungs-/
Maßnahmeträgers notwendig, um ein flexibles, individuelles Arbeiten möglich
zu machen. Dies kann auf drei Ebenen geschehen:

• Flexibilität bei der Gestaltung interner Projektstrukturen, d. h. beispiels-
weise kein starres und für alle gültiges Curriculum

• Erweiterung interner Projektstrukturen, d. h. beispielsweise weitere Exper-
ten/-innen hinzuzuziehen

• Vernetzung der Projektstrukturen mit externen Partnern/-innen, z. B.
Betriebe, Kammern, lokale Stadtteilakteure/-innen.

Zu 4) Die zuvor genannten Freiheitsgrade aufseiten des Trägers sind allerdings
nur dann realisierbar, wenn der Qualifizierung/Maßnahme ein entsprechendes
Finanzierungskonzept zu Grunde liegt. Wird die Qualifizierung/Maßnahme im
Rahmen der zur Verfügung stehenden arbeitsmarktpolitischen Instrumente
durchgeführt, wie dies am Beispiel von BertHa aufgezeigt werden konnte,
ergeben sich aufgrund der festgelegten Rahmenbedingungen und meist
engen Finanzbudgets nur geringe Handlungsspielräume für den Träger. Die
Frage der Finanzierung ist daher frühzeitig, d. h. bereits bei der Konzeption der
Qualifizierung/Maßnahme mit zu berücksichtigen und auf mögliche Freiheits-
grade (Flexibilität) hin zu prüfen.

Zu 5) Um nachhaltige Anschlüsse in Ausbildung bzw. Arbeit zu eröffnen, ist
eine enge Verzahnung mit dem ersten Arbeitsmarkt in Form von betrieblichen
Praxisphasen (Praktika) unerlässlich. Bei der Konzeption niedrigschwelliger
Qualifizierungsansätze ist daher auf eine stärkere Einbindung von externen
Betrieben, d. h. nicht trägereigenen bzw. überbetrieblichen Ausbildungsstät-
ten, zu achten. Ausgehend von den Erkenntnissen im Rahmen des BertHa-Pro-
jektes sowie den Ergebnissen der Begleitforschung im Rahmen der EQ und der
BvB sind hier im Vorfeld gezielte Akquisestrategien aufseiten des Trägers zur
Betriebsgewinnung erforderlich.

Zu 6) Qualifizierungsbausteine bieten eine gute Grundlage für eine kleinschrit-
tige, strukturierte Herangehensweise zur Vermittlung beruflicher Grundlagen
auf Basis bestehender Ausbildungsberufe und eröffnen somit Abschlussper-
spektiven in Ausbildung bzw. Beschäftigung. Die Möglichkeit einer flankieren-
den sozialpädagogischen Begleitung bietet den Teilnehmenden neben der
fachlichen Qualifizierung zusätzliche, individuelle Unterstützung und Beglei-
tung. Je nach Voraussetzung der mit der Qualifizierung avisierten Zielgruppe ist
der Anteil an sozialpädagogischer Förderung gegenüber dem Vermittlungsum-
fang beruflicher Handlungsfähigkeit zu bemessen. Die Erkenntnisse aus dem

4.5  Zentrale Erkenntnisse, Entwicklungsfelder und Handlungsempfehlungen
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Modellvorhaben BertHa zeigen, dass insbesondere Teilnehmende mit fehlender
Ausbildungsreife bzw. fehlender beruflicher Orientierung (vgl. Funktionstyp A)
einen erhöhten Bedarf an Förderung in Richtung Berufsorientierung, Aus-
bildungs-/Arbeitsmarktorientierung, Bewerbungstraining sowie Entwicklung/Fes-
tigung der personalen wie sozialen Kompetenzen haben, infolge dessen die
Vermittlung berufsbezogener Kompetenzen in den Hintergrund rücken.

Geht man davon aus, dass niedrigschwellige Ansätze schrittweise bzw. im
Sinne eines Förderbandes an Ausbildung bzw. Erwerbstätigkeit heranführen
sollen, ist das Instrument Qualifizierungsbaustein eher am Ende des Förderban-
des zu sehen. Je nach Umfang des individuellen Förderbedarfs sind u. U. vorge-
lagerte Angebote erforderlich, die zunächst stärker den Beziehungsaufbau und
die Stabilisierung der Teilnehmenden fokussieren (s. Abbildung 40). Für die
Entscheidung, an welcher Stelle des Förderbandes die Teilnehmenden einstei-
gen, ist vor diesem Hintergrund ein vorgelagertes Profiling unerlässlich.

Aufsuchende Arbeit
„Beziehungsaufbau"

„Halboffene Angebote" 
Angebote mit nicht so hohem 

Verbindlichkeitsgrad 

Angebote mit höherem 
Verbindlichkeitsgrad 

(Ausdauer, Zuverlässigkeit 
erforderlich, etc.)

Berufsvorbereitende Maßnahmen

Abb. 40: Herangehensweise niedrigschwelliger Konzepte im Sinne eines Förderbands

Quelle: vgl. Paritätischer Wohlfahrtsverband 2009, S. 19 (eigene Darstellung)

4 Niedrigschwellige Qualifizierung im Berufsfeld Hauswirtschaft: Evaluationsbefunde
des Modellprojektes BertHa
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5 Zusammenfassung und Handlungsbedarf

Zielsetzung dieser Arbeit war, ausgehend von individuellen und gesellschaftli-
chen Bedarfen an Qualifizierung und Kompetenzentwicklung im Segment per-
sonenbezogener Dienstleistungsberufe, Konzepte sowie Implementierungs-
und Anwendungsmöglichkeiten für Ansätze niedrigschwelliger Qualifizierung
in der beruflichen Bildung am Beispiel des Berufsfeldes Hauswirtschaft zu iden-
tifizieren.

Zusammenfassung

Zusammenfassend kann entlang der drei hier in den Blick genommenen Analy-
seebenen Folgendes festgehalten werden:

1) Konzepte und Reformdiskurse der berufspädagogischen
Integrationsförderung und niedrigschwelligen Qualifizierung

Bereits heute zeichnet sich ab, dass zukünftig dem Bedarf an Fachkräften in
der Bundesrepublik in nicht ausreichendem Umfang entsprochen werden
kann. Drei Gründe sind in diesem Zusammenhang anzuführen. Zum Ersten
wirkt sich der Bevölkerungsrückgang zulasten des künftigen Arbeitskräftean-
gebots aus. Hiervon ist besonders das Segment personenbezogener Dienstleis-
tungen betroffen infolge sich verändernder Gesellschaftsstrukturen. Zum Zwei-
ten werden Fachkräfte auf unterschiedlichen Qualifikationsniveaus benötigt.
Gegenwärtig ist jedoch ein Trend zur Höherqualifizierung festzustellen. Dies
wirkt sich nachteilig auf die mittlere Qualifikationsebene aus. Hierdurch wird
der Bedarf an Fachkräften auf mittlerem Qualifikationsniveau nicht ausrei-
chend gedeckt. Demgegenüber geht der Bedarf an gering qualifizierten Perso-
nen auf einfachem Qualifikationsniveau zurück. Zum Dritten ist die Fachkräfte-
gewinnung mit Schwierigkeiten verbunden. Einem nicht unerheblichen Teil an
jungen Menschen gelingt der nahtlose Übergang von Schule in Ausbildung/
Beschäftigung nicht, weil individuelle Voraussetzungen mit den Anforderungen
des Ausbildungs-/Arbeitsmarktes nicht übereinstimmen oder geeignete Ausbil-
dungsstellen fehlen. Mangels Alternativen steht ihnen in aller Regel nur der
Weg ins Übergangssystem offen, das im Unterschied zum dualen System bis-
lang unzureichende Qualifizierungswege in Richtung Ausbildung und Beschäf-
tigung ermöglicht. Niedrigschwellige Qualifizierungsansätze können hier
Anschlussmöglichkeiten schaffen.

Niedrigschwellige Qualifizierungskonzepte werden in der berufspädagogischen
Fachdebatte aufgrund ihres Spannungsverhältnisses zwischen Nachfrage-
(Employability) und Angebotsorientierung (Berufskonzept) kontrovers disku-
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tiert. Einerseits bieten nachfrageorientierte Qualifizierungsansätze Chancen für
flexible Einstiegsmöglichkeiten, ausgerichtet an den aktuellen Erfordernissen
des Arbeitsmarktes. Andererseits bergen solche Ansätze ebenso Gefahren, wie
beispielsweise die kurzfristige Nutzbarmachung für den Arbeitsmarkt oder die
Unterwanderung des Berufskonzeptes. Dieses Spannungsverhältnis gilt es zu
überwinden, indem den Qualifizierungsansätzen ein didaktisch-curriculares
Konstruktionsprinzip zugrunde liegt, das sich an den bestehenden Ordnungs-
mitteln (u. a. Ausbildungsordnungen) orientiert. Somit werden Handlungs-
räume eröffnet, um Anschlussmöglichkeiten bzw. nahtlose Übergänge in Aus-
bildung/Erwerbstätigkeit möglich zu machen.

Die Analyse ausgewählter bildungs- und ordnungspolitischer Reformansätze
und Initiativen zeigen, dass niedrigschwellige Konzepte hier ansatzweise
Berücksichtigung gefunden haben. Dies wird am Beispiel des Instrumentes
Qualifizierungsbaustein deutlich. Die Qualifizierungsbausteine fanden u. a.
Berücksichtigung im Neuen Fachkonzept der BA, im Nationalen Pakt für Aus-
bildung und Fachkräftenachwuchs oder bei der Novellierung des BBiG im Jahr
2005. Somit ist eine wichtige Grundlage zur Schnittstellengestaltung vorhan-
den, weil in diesem Kontext Voraussetzungen zur Anerkennung von (modulari-
sierten) Teilqualifikationen auf eine sich anschließende Berufsausbildung gelegt
wurden. Die Analyse zeigt jedoch auch, dass die Frage der Übergangsgestal-
tung und die damit verbundene Anrechnung vorberuflich erworbener Kompe-
tenzen bislang noch nicht zufriedenstellend geregelt ist.

2) Empirische und ordnungspolitische Befunde zu den Entwicklungen
des Berufsfeldes Hauswirtschaft

Die Analyse des Berufsfeldes Hauswirtschaft unter empirischen und ordnungs-
politischen Gesichtspunkten ergab, dass niedrigschwellige Qualifizierungsan-
sätze zur Fachkräftegewinnung im Segment personenbezogener Dienstleis-
tungsberufe beitragen können. Gleichwohl ist darauf hinzuweisen, dass dieses
zukunftsfähige Beschäftigungssegment im Spannungsverhältnis zwischen
Niedrigschwelligkeit und komplexen Anforderungen steht. Dieses Spannungs-
verhältnis spitzt sich am Beispiel des Berufsfeldes Hauswirtschaft in besonderer
Weise zu. Die Berufsfeldanalyse zeigt einerseits ein breites Spektrum an Aus-
und Weiterbildungsmöglichkeiten auf unterschiedlichen Qualifikationsstufen,
so dass den unterschiedlichen Anforderungen des Beschäftigungssegmentes
begegent werden kann. Die Analyse der gegenwärtigen Ausbildungs- und
Beschäftigungsstruktur zeigt andererseits, dass diesem Bedarf nur einge-
schränkt entsprochen wird und die Gewinnung zukünftiger Fachkräfte mit
Schwierigkeiten verbunden ist. So kennzeichnet sich das Beschäftigungsseg-
ment durch einen hohen Anteil an an- und ungelernten Arbeitskräften sowie
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prekären Rahmenbedingungen (z. B. atypische Beschäftigungsverhältnisse, nie-
driges Lohnniveau). Nachhaltige Existenzsicherung ist für die dort Beschäftig-
ten nur in eingeschränktem Umfang möglich. Dies hat zur Folge, dass das
eigentlich zukunftsträchtige Beschäftigungsfeld wenig Anreize schafft, in die-
sem Segment tätig zu werden bzw. sich hier zu qualifizieren. Hier entfaltet sich
eine Art „Teufelskreis“, denn die eingeschränkte Attraktivität des Beschäfti-
gungsfeldes führt wiederum zu Qualitätsverlusten infolge nachrangiger Bedeu-
tung von Qualifikation und Arbeitsorganisation aufgrund fehlender Fachkräfte.
Im Berufsfeld Hauswirtschaft zeigt sich diese Polarität zwischen aussichtsrei-
chen und risikobehafteten Beschäftigungssegment in besonderer Weise. Mit
Blick auf den hauswirtschaftlichen Ausbildungs- und Arbeitsmarkt sind den
gegenwärtig ansteigenden Zahlen unter den sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten im Bereich der Hauswirtschaft die rückläufigen Ausbildungszahlen,
die überdurchschnittlich hohe Beteiligung im Feld der beruflichen Integrations-
förderung, die überaus hohe Arbeitslosenquote bei den hauswirtschaftlichen
Fachkräften und das insgesamt niedrige Qualifikationsniveau in diesem Feld
gegenüberzustellen, vergleicht man das hauswirtschaftliche Beschäftigungsfeld
mit den berufsfeldübergreifenden Beschäftigungsstrukturen.

3) Erprobung, Implementierung und Evaluation zielgruppenspezifischer
Ansätze am Beispiel des Instrumentes Qualifizierungsbaustein

Das im Rahmen verschiedener bildungspolitischer Initiativen bzw. Programmen
erprobte niedrigschwellige Instrument Qualifizierungsbaustein zeigt beispiel-
haft wie v. a. bildungsferne junge Menschen strukturiert an Ausbildung
bzw. Erwerbstätigkeit herangeführt werden und so zukünftige Fachkräfte
gewonnen werden können. Dies bestätigen die Evaluationsbefunde aus dem
Modellprojekt BertHa. Die Ergebnisse der qualitativen Analyse zeigen, dass
mittels Qualifizierungsbausteinen Vorurteile gegenüber hauswirtschaftlichen
Tätigkeiten im Laufe der Qualifizierung abgebaut werden können. Vor dem
Hintergrund der engen Theorie-Praxis-Verzahnung können vor allem lernunge-
wohnte/bildungsferne Teilnehmende mit diesem Instrument an Bildungs-
prozesse wieder herangeführt und aufgrund der (Lern)Erfahrungen erneut
motiviert werden. Ferner eröffnen sie neue Ausbildungs- und Beschäftigungs-
perspektiven, verbunden mit einer gezielten fachlichen Berufsvorbereitung.
Positiv hervorzuheben ist neben der Fokussierung auf die Vermittlung berufli-
cher Grundfertigkeiten auch die Struktur gebende Funktion der Qualifizie-
rungsbausteine für den Qualifizierungsprozess im Sinne der Qualitätssteige-
rung. Dennoch zeigt sich ein Diskussionsbedarf. Kritisch anzumerken ist die
Frage der Chancenverbesserung. Die Qualifizierungsbausteine ermöglichen
den Teilnehmenden einerseits ihre Chancen auf dem Ausbildungs-/Arbeits-
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markt zu verbessern und vorhandene Einschränkungen (z. B. Lernschwierigkei-
ten) auszugleichen. Andererseits können diese Einschränkungen durch die
Qualifizierungsbausteine nicht vollständig beseitigt werden. Auch ist das
erfolgreiche Durchlaufen eines Bausteins oder mehrerer Bausteine keine
Garantie für die nahtlose Ausbildungs- bzw. Arbeitsplatzaufnahme.

Niedrigschwellige Qualifizierungskonzepte erfordern darüber hinaus ein hohes
Maß an Flexibilität, vielfältige didaktisch-methodische Arrangements sowie ein
hohes Maß an Professionalität. Die Zusammenschau der theoretischen und
empirischen Analysen hat ergeben, dass bei der Konzeption niedrigschwelliger
Qualifizierungen neben konzeptionellen Rahmenbedingungen gleichermaßen
die individuellen Rahmenbedingungen der avisierten Zielgruppe zu berücksich-
tigen sind. Zu begründen ist dies mit der heterogenen Zielgruppe niedrig-
schwelliger Qualifizierungen. Für die erfolgreiche Umsetzung niedrigschwelli-
ger Qualifizierungen sind daher auf der Anwendungsebene sechs Punkte zu
berücksichtigen:

Ein individueller und bedarfsgerechter Zugang erfordert:

1. kleine Qualifizierungsgruppen,

2. ein multiprofessionelles Fachkräfteteam,

3. eine flexible Arbeitsweise/-gestaltung,

4. ein Finanzierungskonzept, das Gestaltungsspielräume bei der Umsetzung
des Curriculums offen lässt,

5. eine solide Kooperation mit Betrieben des ersten Arbeitsmarktes und

6. ein ausgewogenes Maß an sozialpädagogischer Begeleitung gegenüber
der Vermittlung berufsbezogener Fähigkeiten/Kompetenzen.

Handlungs- und Forschungsbedarf

Mit Blick auf die Implementierungs- und Anwendungsmöglichkeiten für
Ansätze niedrigschwelliger Qualifizierung in der beruflichen Bildung besteht
Handlungs- und Forschungsbedarf auf zwei Ebenen.

1) Bildungs-/sozialpolitische Ebene

Auf bildungs- und sozialpolitischer Ebene gilt es die Gestaltung von Übergän-
gen und die Anrechnung (vor)beruflicher Kompetenzen stärker in den Blick zu
nehmen. Dies wird am Beispiel des Instrumentes Qualifizierungsbaustein deut-
lich. Der Stellenwert des Instrumentes im Berufsbildungssystem wird durchaus
skeptisch beurteilt und damit auch die verbundene Verwertbarkeit der Zertifi-
kate. Dies wird einerseits mit dem eingeschränkten Bekanntheitsgrad des
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Instruments begründet und andererseits mit der nicht zufriedenstellenden
Anrechnungspraxis der zertifizierten Leistungen. Zur erfolgreichen Implemen-
tierung niedrigschwelliger Qualifizierung ist daher aus wissenschaftlicher wie
auch bildungspolitischer Sicht insbesondere die Frage der Schnittstellen- bzw.
Übergangsgestaltung zu klären, um den gegenwärtig meist überlangen Weg
bis zur Einmündung in Ausbildung/Erwerbstätigkeit zu optimieren und somit
„Maßnahmekarrieren“ sowie neuerliche Demotivation der jungen Menschen
zu vermeiden. Mit der Verabschiedung des EQR und der Erarbeitung des DQR
sowie der DECVET-Initiative sind bereits wichtige Grundlagen zur Optimierung
der Durchlässigkeit gelegt worden. Dennoch fehlen bislang bundeseinheitliche
Anerkennungsmechanismen, um beispielsweise vorberuflich erworbene Kom-
petenzen verbindlich auf eine sich anschließende Ausbildung oder Erwerbstä-
tigkeit anzurechnen. Das Beispiel der Qualifizierungsbausteine zeigt, dass zwar
die Option der Anrechnung auf eine sich anschließende Ausbildung besteht
und eine Verkürzung der Ausbildungszeit bis zu sechs Monaten möglich ist,
hiervon bislang jedoch wenig Gebrauch gemacht wird. Ein Grund hierfür ist in
der fehlenden Bundeseinheitlichkeit der Qualifizierungsbausteine zu sehen.
Nicht nur die vorberufliche Bildung sollte hier in den Blick genommen werden,
auch der Bereich der Aus- und Weiterbildung ist vor dem Hintergrund der For-
derungen nach mehr Flexibilisierung und Durchlässigkeit zu prüfen. In diesem
Zusammenhang sollte die Frage der Modularisierung der Aus- und Weiterbil-
dung neu diskutiert werden.

Auch wenn niedrigschwellige Qualifizierungsansätze in der gegenwärtigen
berufspädagogischen Fachdebatte durchaus skeptisch bewertet werden, sind
diese ein wichtiges bildungspolitisches Instrument an der Schnittstelle von ein-
fachen Tätigkeiten zu qualifizierten Bildungswegen. Diese kommen sowohl
Jugendlichen mit schlechten Startvoraussetzungen (z. B. keinen oder niedrigen
Bildungsabschlüssen) zugute als auch (jungen) Frauen mit berufsbiographi-
schen Brüchen, die u. a. aufgrund der Unvereinbarkeit von Familien- und
Berufsstrukturen entstehen. Vor diesem Hintergrund ist der Ansatz niedrig-
schwelliger Qualifizierung in der beruflichen Integrationsförderung weiter zu
konzeptualisieren und zu implementieren. Zugleich hat die Berufspädagogik
die Aufgabe, Ausbildungsqualität in personenbezogenen Dienstleistungsberu-
fen weiter zu entwickeln und entsprechend den hohen Professionsbedarfen
neu zu konturieren.

2) Professionstheoretische Ebene

Darüber hinaus besteht Handlungs-/Forschungsbedarf auf professionstheoreti-
scher Ebene. Dies betrifft v. a. die Professionalisierung der Fachkräfte im
Bereich der berufspädagogischen Integrationsförderung (niedrigschwelliger
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Qualifizierungsbereich). Das Feld der berufspädagogischen Integrationsförde-
rung stellt vor dem Hintergrund heterogener Zielgruppen komplexe Anforde-
rungen an das dort tätige (pädagogische) Personal. Führt man die Analyseer-
gebnisse zum Berufsfeld und dessen Problemfeldern mit den hier aufgezeigten
professionsbezogenen Diskursen zusammen, so ist vor dem Hintergrund der
gegenwärtigen Entwicklungen festzuhalten, dass der Ansatz niedrigschwelliger
Qualifizierung stärker in den Fokus des hauswirtschaftlichen Professionalisie-
rungsdiskurses rücken sollte. Dies gilt nicht nur für die konzeptionell-curricu-
lare Ausgestaltung niedrigschwelliger Qualifizierung, sondern ebenso für die
Professionalisierung des Ausbildungspersonales sowie die Qualitätsentwicklung
in den Ausbildungsbetrieben. Von besonderer Bedeutung sind hier die Stär-
kung der sonder- bzw. sozialpädagogischen Kompetenzen, um den damit ver-
bundenen Anforderungen adäquat begegnen zu können und zum Gelingen
des Qualifizierungsprozesses beizutragen. Gerade vor dem Hintergrund der
Diskussion um die Implementierung des Inklusionskonzeptes in das deutsche
Bildungssystem und des sich damit vollziehenden Paradigmenwechsels von der
institutionellen Förderung hin zur personenbezogenen Förderung, sind hier in
besonderer Weise die bestehenden Professionalisierungsansätze/-konzepte zu
schärfen bzw. zu erweitern.

Zu begründen ist diese Argumentation mit dem rückläufigen Bedarf an gering
qualifizierten Personen einerseits und der hohen Beteiligung der Hauswirt-
schaft im Feld der beruflichen Integrationsförderung andererseits, indem die
dort verorteten Personengruppen gezielt auf mittleres Qualifikationsniveau
angehoben werden und so dem Bedarf an Fachkräften entsprochen wird. Die-
ser Ansatz ist in doppelter Hinsicht verfolgenswert: Aus individueller Sicht wür-
den der hier in den Blick genommenen Zielgruppe gleichwertige und langfris-
tige Bildungs- und Beschäftigungsperspektiven eröffnet und gesellschaftliche
Teilhabe ermöglicht werden. Aus gesamtgesellschaftlicher Perspektive würde
nicht nur ein Beitrag zu Fachkräftesicherung geleistet, sondern gleichermaßen
die sozialen Sicherungssysteme entlastet werden, sofern arbeitsmarktpolitische
Reformen mit einhergehen, die u. a. die Reduktion atypischer Beschäftigungs-
verhältnisse zum Ziel haben und zur nachhaltigen Existenzsicherung von
Erwerbspersonen beitragen. Dem möglichen Einwand, dass mit der gezielten
Implementierung niedrigschwelliger Qualifizierungsansätze in der Hauswirt-
schaft deren Rolle im Rahmen der beruflichen Integrationsförderung erneut
stärken würde, ist entgegenzuhalten, dass durch diese Form der Qualifizierung
ein fachlich fundierter Einstieg ins Berufsfeld ermöglicht wird und mittels der
gezielten Unterstützung sowie Beratung durch hauswirtschaftliche Fachkräfte
(Ausbildungspersonal) der Weg zur hauswirtschaftlichen Fachkraft vorbereitet
wird.
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7 Anhang

7.1 Zehn Leitlinien IKBB

10 Leitlinien zur Modernisierung und Strukturverbesserung der beruflichen Bildung
Empfehlungen und Umsetzungsvorschläge

1 Mehr Schulabschlüsse erreichen – Ausbildungsreife verbessern, d. h.

• Integration Jugendlicher mit schlechteren Startchancen in das System beruflicher
Bildung

• Förderung der Ausbildungsreife, u. a. durch Unterstützung der bestehenden
Maßnahmen

• Reduktion der Zahl an Schulabgänger/-innen ohne Schulabschluss

• Optimierung des Übergangsmanagements, v. a. auf regionaler Ebene

• Frühzeitige schulische Berufsorientierung, u. a. durch stärkere Theorie-Praxis-
Verschränkung

• Ausbau bzw. Verstetigung der Berufsberatung

2 Ausbildungsvorbereitung für Benachteiligte optimieren – Förderstrukturen neu ordnen,
d. h.

• Bessere Abstimmung bestehender Förderinstrumente

• Ausbau regionaler Förderansätze

• Festhalten an der Möglichkeit ergänzender sozialpädagogischer Begleitmaßnahmen
gem. SGB II und SGB III

• Stärkere Integration von Menschen mit Migrationshintergrund

3 Übergänge optimieren – Wege in betriebliche Ausbildung sichern, d. h.

• Reduktion der gemeldeten Altbewerber/-innen durch anschlussfähige und
anrechenbare Qualifizierungsmaßnahmen (z. B. EQ)

• Erprobung der Ausbildungsbausteine in ausgewählten Pilotregionen

• Ausweitungsmöglichkeiten der Ausbildungsbausteine für weitere Zielgruppen prüfen

4 Berufsprinzip stärken – Flexibilisierung der beruflichen Bildung vorantreiben, d. h.

• Strukturierte, vertikale und horizontale Übergänge an den Schnittstellen des dualen
Systems

• Weiterentwicklung der Ordnungspolitik (z. B. kompetenzbasierte
Ausbildungsordnungen)

• Zusammenführung einzelner Berufe in Berufsgruppen

• Enge Verzahnung von Aus- und Weiterbildung (z. B. durch Zusatzqualifikationen)

• Verstärkte Nutzung des betrieblichen Know-how im Prüfungswesen

• Professionalisierung des Ausbildungspersonals
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(Fortsetzung Anhang 7.1)

10 Leitlinien zur Modernisierung und Strukturverbesserung der beruflichen Bildung
Empfehlungen und Umsetzungsvorschläge

5 Ausbildungsbasis verbreitern – Ausbildungskapazitäten effektiv nutzen, d. h.

• Sicherung, Förderung und Steigerung der betrieblichen Ausbildung

• Gewinnung neuer, innovativer und forschungsnaher Branchen sowie
Wachstumsbranchen für Ausbildung

• Initiierung von Ausbildungsstiftungen

6 Durchlässigkeit verbessern – Anschlussfähigkeit beruflicher Abschlüsse sichern, d. h.

• Möglichkeit des Teilerwerbs von anrechenbaren Fortbildungsinhalten und -abschlüssen
während der Berufsausbildung

• Vereinfachter Zugang zu Fortbildungsangeboten und Neustrukturierung der
Fortbildungsordnungen

• Stärkung der Durchlässigkeit zwischen Systemen der beruflichen Bildung und
Hochschule

7 „Zweite Chance“ für Qualifizierung – Nachqualifizierung junger Erwachsener
vorantreiben, d. h.

• Gesetzlicher Qualifizierungszuschuss zur Förderung junger Menschen ohne
Berufsabschluss

• Nutzung innovativer Instrumente zur Nachqualifizierung (z. B. Ausbildungsbausteine)

• Reduktion der Ausbildungsabbrecher und -umsteiger durch verstärkte
Berufsorientierung und ausbildungsbegleitende Unterstützungsmaßnahmen

8 Europäische Öffnung – Mobilität und Anerkennung verbessern, d. h.

• Entwicklung eines DQR unter Einbeziehung aller relevanten Bildungsakteuren/-innen,
kompatibel zum EQR

• Einführung eines nationalen Leistungspunktesystems beruflicher Bildung (DECVET)

• Abgleich der Aus- und Fortbildungsordnungen in Bezug auf internationale
Anforderungen

• Verdoppelung der Auslandsqualifizierung in der beruflichen Bildung bis 2015

9 Duale Ausbildung im europäischen Vergleich stärken – Potenzial auf dem
internationalen Bildungsmarkt sichern, d. h.

• Verstärkung europäischer Kooperation

• Positionierung Deutschlands als attraktiver (internationaler) Bildungsanbieter

10 Grundlagen für zukunftsorientierte Berufsbildungspolitik schaffen – Kooperation von
Wirtschaft, Wissenschaft und Politik stärken, d. h.

• Wissenschaftliche Erkenntnisse als wichtige Grundlage berufsbildungspolitischer
Entscheidungen (z. B. Früherkennung zukünftigen Qualifikationsbedarfs)

• Berufsbildungs-PISA als Möglichkeit internationaler Vergleichsstudien

Quelle: BMBF 2007b, S. 10; 14 ff. (eigene Darstellung)
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7.2 Der Arbeitsmarkt für hauswirtschaftliche Fach- und
Führungskräfte

Abschluss Beschäftigungsfelder Vergütung133

Fachpraktiker/-innen
Hauswirtschaft
 

• Basisdienstleistungen, Mit-
und Zuarbeit in hauswirt-
schaftlichen Versorgungs-
bereichen, insbesondere in
Großhaushalten (z. B. Ver-
pflegung, Reinigung, Vor-
ratshaltung)

• Tarifbereich öffentlicher
Dienst (TVöD), Entgelt-
gruppe 2, Stufe 3–5:
1.834 – 2.006 € (brutto/
Monat)

• Tarifbereich Privathaus-
halte Bayern (mit berufli-
chen Vorkenntnissen):
1.505 € (brutto/Monat)

Hauswirtschafter/-innen
 

• Erbringung hauswirt-
schaftlicher Dienstleistun-
gen in Privat-, haushaltser-
gänzenden Unternehmen
oder Großhaushalten, z. T.
selbstständig oder in
Kooperation mit anderen
Dienstleistern/-innen (z. B.
Pflegefachkräfte)

• TVöD, Entgeltgruppe 5,
Stufe 3–6: 2.167 –
2.397 € (brutto/Monat)

• Tarifbereich Privathaus-
halte Bayern (mit Berufs-
ausbildung): 1.601 €
(brutto/Monat)

Wirtschafter/-innen
 

• Leitung kleiner Teilberei-
che, ggf. Übernahme von
Anleitungsaufgaben

• TVöD, Entgeltgruppe 6,
Stufe 3–6: 2.263 –
2.504 € (brutto/Monat)

• Tarifbereich Privathaus-
halte Bayern: 2.161 €
(brutto/Monat)

Fachhauswirtschafter/-innen
 

• Betreuung und Versor-
gung älterer, kranker oder
pflegebedürftiger Men-
schen

• TVöD: k.A.

• Tarifbereich Privathaus-
halte Bayern: k.A.

• Tarifsammlung Bayern: ca.
2.161 € (brutto/Monat)

133 Bei den hier aufgeführten Löhnen handelt es sich lediglich um Richtwerte. Der tatsächlich
gezahlte Lohn ist abhängig vom/von der Arbeitnehmer/-in selbst (Alter, Qualifikation, etc.),
dem Arbeitgeber/ der Branche sowie möglichen Tarifbindungen (Tarifbereichen).
Die Entgeltgruppe (E) gibt Hinweise zum Qualifikationsniveau des/der Beschäftigten. E1–4:
An- und Ungelernt, E5–8: mind. 3-jährige Ausbildung (Lehre), E9–12: Fachhochschulstudium
oder Bachelor, E13–15: wissenschaftliches Hochschulstudium oder Master. Die Einordnung in
eine jeweilige Besoldungsstufe ist abhängig von den jeweiligen Berufszeiten, d.h. der Berufs-
erfahrung. Je umfangreicher die Berufserfahrung desto höher die Besoldungsstufe. Die maxi-
mal erreichbare Stufe, ist Stufe 6 (vgl. GEW o. J.).

7.2  Der Arbeitsmarkt für hauswirtschaftliche Fach- und Führungskräfte
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(Fortsetzung Anhang 7.2)

Abschluss Beschäftigungsfelder Vergütung133

Dorfhelfer/-innen und
Familienpfleger/-innen
 

• Tätigkeit direkt vor Ort in
den hilfebedürftigen Fami-
lien (Hauswirtschaft,
Betreuung/Erziehung und
Pflege)

• TVöD, Entgeltgruppe 5,
Stufe 3–6: 2.167 –
2.397 € (brutto/Monat)

• Tarifbereich Privathaus-
halte Bayern: k.A.

Meister/-innen der
Hauswirtschaft

• Erwachsenenbildung,
Organisation und
Management (auch in
eigenen Dienstleistungs-
unternehmen), Beratung,
Marketing

• TVöD, Entgeltgruppe 8,
Stufe 3–6: 2.456 –
2.728 € (brutto/Monat)

• Tarifbereich Privathaus-
halte Bayern: 2.642 €
(brutto/Monat)

Hauswirtschaftliche
Betriebsleiter/-innen

• mittlere Führungsebene,
Einsatz als Leiterin haus-
wirtschaftlicher
(Teil-)Bereiche in Groß-
haushalten, Aufgaben im
Bereich der Personalent-
wicklung, Mittelverwal-
tung, Tätigkeit in staat-
lichen und privaten
Bildungseinrichtungen

• TVöD, Entgeltgruppe 6,
Stufe 3–6: 2.263 –
2.504 € (brutto/Monat)

• Tarifbereich Privathaus-
halte Bayern: 2.642 €
(brutto/Monat)

Hochschulabsolventen/-innen
(z. B. Dipl.
Ökotrophologe/-in)

• Industrie- und Marktfor-
schung

• Beratung und Erwachse-
nenbildung

• Gemeinschaftsverpflegung
und Großhaushalt

• Öffentlicher Dienst, z. B.
Lehre und Ausbildung,
Beratung, etc.

• Lehre und Forschung

• Medien

• Entwicklungszusammenar-
beit

• TVöD, Entgeltgruppe 9,
Stufe 4 bis Entgeltgruppe
14, Stufe 5: 2.970 –
4.721 € (brutto/Monat)

Quelle: vgl. dgh 1998, S. 13 ff.; BA o. J. – Stand: 2010 (eigene Darstellung)

133 Bei den hier aufgeführten Löhnen handelt es sich lediglich um Richtwerte. Der tatsächlich
gezahlte Lohn ist abhängig vom/von der Arbeitnehmer/-in selbst (Alter, Qualifikation, etc.),
dem Arbeitgeber/ der Branche sowie möglichen Tarifbindungen (Tarifbereichen).
Die Entgeltgruppe (E) gibt Hinweise zum Qualifikationsniveau des/der Beschäftigten. E1–4:
An- und Ungelernt, E5–8: mind. 3-jährige Ausbildung (Lehre), E9–12: Fachhochschulstudium
oder Bachelor, E13–15: wissenschaftliches Hochschulstudium oder Master. Die Einordnung in
eine jeweilige Besoldungsstufe ist abhängig von den jeweiligen Berufszeiten, d.h. der Berufs-
erfahrung. Je umfangreicher die Berufserfahrung desto höher die Besoldungsstufe. Die maxi-
mal erreichbare Stufe, ist Stufe 6 (vgl. GEW o. J.).
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7.3 Leistungsbereiche der Hauswirtschaft

Versorgungsleistungen

Verpflegung

Wäscheversorgung 

Reinigen von Räumen

Gestaltung des Wohnumfelds

Betreuungsleistungen

Unterstützung bei der 
Alltagsverrichtung

Motivationshilfen

Kommunkikation/Interaktion

Freizeitgestaltung

Pflegerische Unterstützung bei 
hilfsbedürftigen  Personen

Betriebsspezifische Aufgaben

Produkt- und 
Dienstleistungsangebote

Kundenorientierung 

Marketing

Kalkulation und Abrechnung

Quelle: vgl. Freese/Toben-Vollmer 2005; BAG HW/dgh 2012 (eigene Darstellung)

7.3  Leistungsbereiche der Hauswirtschaft
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7.4 Kompetenzanforderungen in der Hauswirtschaft

• Teamfähigkeit
• Sicherheit im Umgang mit 

Bewohnern, Gästen, Kunden, 
usw.

• Verschwiegenheit
• Kundenorientierung
• etc.

• Verantwortungsbereitschaft
• Sorgfältiges und gewissenschaftes

Arbeiten
• Selbstständigkeit und 

Eigenverantwortlichkeit
• Engagement und Kreativität
• Stressbewältigung
• Kreativität
• etc.

• Organisationstalent
• Gestaltungs- und 

Präsentationsideen
• Präsentationstechniken
• Geschicklichkeit
• Arbeitsorganisation- und  -

planung
• Lernbereitschaft
• etc.

• Ernähren und Verpflegen
• Wohnen und Reinigen
• Material- und Lagerwirtschaft
• Marketing
• Kommunikation und Betreuung
• kaufmännische und EDV-

Grundkenntniss
• etc.

FachkompetenzFachkompetenz Methoden-
kompetenz
Methoden-
kompetenz

Sozial-
kompetenz

Sozial-
kompetenz

Personal-
kompetenz
Personal-

kompetenz

Berufliche Handlungskompetenz

Quelle: vgl. Freese/Toben-Vollmer 2005 (eigene Darstellung)
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7.5 Genealogie Hauswirtschafter/-in

Hauswirtschafter/-in (seit 1999)

Hauswirtschafter/-in mit Schwerpunkt im ländlichen Bereich/ mit 
Schwerpunkt im städtischen Bereich (1979-1999)

Hauswirtschafter/-in im ländlichen Bereich/ im städtischen Bereich 
(1976-1979)

Hauswirtschafter/-in im ländlichen Bereich (1972-1976)

Ländliche/-r Hauswirtschaftsgehilfe/-in (1965-1972)

Quelle: in Anlehnung an BIBB o. J. (eigene Darstellung)

7.5  Genealogie Hauswirtschafter/-in
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7.6 Hauswirtschaftliche Qualifizierung auf
Hochschulniveau – Standorte

 Fachhochschule/Hochschule
Zugangsberechtigung:
Fachhochschulreife, allgemeine
Hochschulreife, Meister oder eine
als gleichwertig anerkannte Vorbil-
dung

Universität
Zugangsberechtigung:
allgemeine Hochschulreife, fachge-
bundene Hochschulreife, Zugang
über eine Zugangsprüfung oder
eine als gleichwertig anerkannte
Vorbildung

Standorte • Hochschule Anhalt – Hochschule
für angewandte Wissenschaften
(Bernburg)

• Hochschule Fulda – University of
Applied Scienes

• Hochschule für Angewandte
Wissenschaften Hamburg – Uni-
versity of Applied Scienes

• Hochschule Niederrhein – Univer-
sity of Applied Sciences (Mön-
chengladbach)

• Fachhochschule Münster – Uni-
versity of Applied Sciences

• Hochschule Osnabrück – Univer-
sity of Applied Sciences

• Mathias Hochschule Rheine –
University of Applied Sciences

• Deutsche Hochschule für Präven-
tion und Gesundheitsmanage-
ment – University of Applied Sci-
ences

• Fachhochschule Weihenstephan
Triesdorf – University of Applied
Sciences

• Pädagogische Hochschule Wein-
garten

• Hochschule Ostwestfalen-Lippe –
University of Applied Sciences

• TU Berlin

• Rheinische Friedrich-Wilhelms-
Universität Bonn

• TU Dresden

• Universität Flensburg

• TU München

• Justus-Liebig-Universität Gießen

• Martin-Luther-Universität Halle-
Wittenberg

• Universität Hamburg

• Gottfried Wilhelm Leibniz Univer-
sität Hannover

• Friedrich-Schiller-Universität Jena

• Christian-Albrechts-Universität zu
Kiel

• Universität Potsdam

• Universität Hohenheim

• Universität Paderborn (Hoch-
schule Ostwestfalen-Lippe – Uni-
versity of Applied Sciences)

• Universität Osnabrück (in Koope-
ration mit Hochschule Osnabrück
– University of Applied Sciences)

• Westfälische Wilhelms-Universi-
tät Münster (in Kooperation mit
Fachhochschule Münster – Uni-
versity of Applied Sciences)

Quelle: HMWK/BA 2010 (eigene Darstellung, Stand: September 2010)134

134 Die Übersicht erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Es handelt sich hier um eine bei-
spielhafte Darstellung.
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7.8 Datenbasis

 Datenbasis Auswertungsbereich

Ausbildungs-
markt

Statistisches Bundesamt

• Fachserie 11, Reihe 2: Berufliche
Schulen

• Fachserie 11, Reihe 3: Berufliche
Bildung

• Auszubildende (Geschlecht,
schulische Vorbildung,…)

• Ausbildungsverträge

• Ausbildungsbereiche/-orte

 

Bundesagentur für Arbeit

• Arbeitsmarkt in Zahlen – Ausbil-
dungsstellenmarkt. Zeitreihen –
Teil 1. Bewerber für Berufsausbil-
dungsstellen Jahreszahlen 1997/98
bis 2008/09

• Arbeitsmarkt in Zahlen – Ausbil-
dungsstellenmarkt. Zeitreihen –
Teil 2. Berufsausbildungsstellen Jah-
reszahlen 1997/98 bis 2008/09

Gemeldete Ausbildungsstellen

• Unbesetzte Ausbildungsstellen

• Unversorgte Bewerber/-innen

Bundesinstitut für Berufsbildung

• Datenreport zum Berufsbildungsbe-
richt

• Vorerfahrungen der Auszubil-
denden

• Ausbildungsabbrüche

• Öffentlich geförderte Ausbil-
dungen

• Prüfungen

 

Arbeitsmarkt Institut für Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung

• Berufe im Spiegel der Statistik

• Beschäftigtenstatistik

• Arbeitslosenstatistik

(eigene Darstellung)
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7.9 Übersicht der zuständigen Stellen/Kammern für die
Hauswirtschaft135

Bundesland Zuständige Stelle/Kammer

Baden-Württemberg Regierungspräsidium Tübingen
www.rp-tuebingen.de

Bayern Bayrisches Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft und
Forsten (Referat A5)
www.stmelf.bayern.de
Regierung von Mittelfranken
www.regierung.mittelfranken.bayern.de

Berlin IHK Berlin
www.ihk-berlin.de

Brandenburg Landesamt für Ländliche Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneu-
ordnung Brandenburg
www.lelf.brandenburg.de

Bremen Freie Hansestadt Bremen, Die Senatorin für Finanzen, Referat 33
www.finanzen.bremen.de/zustaendigstellen

Hamburg Freie und Hansestadt Hamburg – Behörde für Arbeit, Soziales, Fami-
lie und Integration (BASFI)
www.hamburg.de/bsg

Hessen IHK Hessen: IHK Darmstadt, IHK Frankfurt am Main, IHK Fulda, IHK
Gießen-Friedberg, IHK Hanau-Gelnhausen-Schlüchtern, IHK Kassel,
IHK Lahn-Dill, IHK Limburg, IHK Offenbach am Main, IHK Wiesba-
den
www.ihk-hessen.de

Mecklenburg-Vor-
pommern

Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz
Mecklenburg-Vorpommern
www.regierung-mv.de

Niedersachsen Landwirtschaftskammer Niedersachsen
www.lwk-niedersachsen.de

Nordrhein-Westfalen Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen
www.landwirtschaftskammer.de

Rheinland-Pfalz Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion Rheinland-Pfalz
www.add.rlp.de

135 Die Zusammenstellung der zuständigen Stellen für Hauswirtschaft stellt keinen Anspruch auf
Vollständigkeit dar. Das vorliegende Informationsmaterial (vgl. BIBB 2009b, MdH o. J., LWK
2009) wies hinsichtlich der zuständigen Stellen Unstimmigkeiten auf und erschwerte somit
die Auswertung.
Auffällig ist, dass beispielsweise in Bremen, Hamburg, Schleswig-Holstein oder Rheinland-
Pfalz die Landwirtschaftskammer als weitere zuständige Stelle für den Bereich „ländlich Haus-
wirtschaft“ auftritt, obwohl diese Differenzierung mit der Neuordnung 1999 nicht mehr vor-
gesehen ist.
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(Fortsetzung Anhang 7.9)

Bundesland Zuständige Stelle/Kammer

Saarland Ministerium für Bildung und Kultur Saarland
www.bildung.saarland.de

Sachsen Sächsisches Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie
www.smul.sachsen.de/lfulg

Sachsen-Anhalt Landesverwaltungsamt
Sachsen-Anhalt
www.sachsen-anhalt.de

Schleswig-Holstein IHK Schleswig-Holstein:
IHK Flensburg, IHK Lübeck, IHK Kiel
www.ihk.de/swh.htm

Thüringen Thüringer Landesverwaltungsamt bzw. Thüringer Landesanstalt für
Landwirtschaft
www.thueringen.de/de/tlvwa/content.html bzw. www.tll.de

Stand: Oktober 2012

Quelle: vgl. MdH o. J., BIBB 2009b; VLK 2010 (eigene Darstellung)
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7.11 Heterogenität der hauswirtschaftlichen Abschlüsse
am Beispiel der Berufsfachschule

Kurzbezeichnung Abschlussbezeichnungen

Hauswirtschaftsassistent/-in
Hauswirtschaftshelfer/-in

• Staatlich geprüfte/-r Hauswirtschaftsassistent/-in (z. B.
Rheinland-Pfalz, Thüringen, Berlin)

• Staatlich geprüfte/-r hauswirtschaftliche/-r Assistent/-in
(z. B. Sachsen-Anhalt)

• Staatlich geprüfte/-r hauswirtschaftlich-technische/-r Assis-
tent/-in (z. B. Nordrhein-Westfalen)

• Assistent/-in in hauswirtschaftlichen Betrieben (z. B. Baden-
Württemberg)

• Staatlich geprüfte/-r Hauswirtschaftshelfer/-in (z. B. Bayern,
Hinweis: Neue Bezeichnung ab Schuljahr 2012/2013:
Staatlich geprüfte/r Assistent/-in für Ernährung und Versor-
gung)

Fachkraft Pflegeassistenz • Staatlich geprüfte Fachkraft für Pflegeassistenz (z. B.
Schleswig-Holstein)

• Staatlich geprüfte/-r Pflegeassistent/-in (z. B. Niedersach-
sen)

• Staatlich geprüfte Fachkraft für Hauswirtschaft und Famili-
enpflege (z. B. Sachsen-Anhalt)

• Staatlich geprüfte Fachkraft für Haushaltsführung und
ambulante Betreuung (z. B. Saarland)

Haus- und Familienpfleger/-in • Staatlich anerkannte/-r Haus- und Familienpfleger/-in (z. B.
Baden-Württemberg)

• Staatlich geprüfte/-r Haus- und Familienpfleger/-in (z. B.
Hamburg)

• Staatlich geprüfte Fachkraft für Hauswirtschaft und Famili-
enpflege (z. B. Saarland)

Servicekraft136 • Staatlich geprüfte Servicekraft (z. B. Nordrhein-Westfalen)

Quelle: BA o. J., KMK 2007 (eigene Zusammenstellung)

136 Die Ausbildung zur Servicekraft wird derzeit nur im Rahmen eines Schulversuchs in Nord-
rhein-Westfalen angeboten.
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7.12 Heterogenität der hauswirtschaftlichen Abschlüsse
am Beispiel der Fachschule

Kurzbezeichnung Abschlussbezeichnungen

Dorfhelfer/-in • Staatlich geprüfte/-r und anerkannte/-r Dorfhelfer/-in (z. B.
Baden-Württemberg)

• Staatlich geprüfte/-r Dorfhelfer/-in (z. B. Bayern)

• Geprüfte Fachkraft für Haushaltsführung und Familienbe-
treuung in Haushalten landwirtschaftlicher Betriebe (Dorf-
helfer/-in) (z. B. Niedersachsen)

Haus- und Familienpfleger/-in • Haus- und Familienpfleger/-in (z. B. Berlin)

• Familienpfleger/-in (z. B. Hamburg)

• Staatlich anerkannte/-r Familienpfleger/-in (z. B. Nord-
rhein-Westfalen)

• Staatlich anerkannte/-r Haus- und Familienpfleger/-in (z. B.
Baden-Württemberg)

• Staatlich geprüfte/-r Familienpfleger/-in (z. B. Berlin)

• Staatlich geprüfte/-r Haus- und Familienpfleger/-in (z. B.
Niedersachsen)

• Staatlich geprüfte Fachkraft für Hauswirtschaft und Famili-
enpflege (z. B. Sachsen-Anhalt)

Betriebsleiter/-in ländliche
Hauswirtschaft

• Staatlich geprüfte/-r landwirtschaftlich-hauswirtschaftli-
che/-r Betriebsleiter/-in (z. B. Bayern)

• Staatlich geprüfte/-r ländlich-hauswirtschaftliche/-r
Betriebsleiter/-in (z. B. Schleswig-Holstein)

• Schwerpunkt Gesundheit und Betreuung

• Schwerpunkt Vermarktung und Tourismus im ländlichen
Raum

Fachkraft landwirtschaftlicher
Haushalt

• Fachkraft für den landwirtschaftlichen Haushalt (z. B.
Baden-Württemberg)

• Staatlich geprüfte Fachkraft für den ländlichen Haushalt
(z. B. Baden-Württemberg)

Hauswirtschaftliche/-r
Betriebsleiter/-in

• Staatlich geprüfte/-r hauswirtschaftliche/-r Betriebslei-
ter/-in (z. B. Bremen)

• Staatlich geprüfte/-r Betriebsleiter/-in – Fachrichtung
Hauswirtschaft (z. B. Nordrhein-Westfalen)

• Schwerpunkt ambulante hauswirtschaftliche Dienstleis-
tungen

• Schwerpunkt Familienpflege

• Schwerpunkt Großhaushalt
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(Fortsetzung Anhang 7.12)

Kurzbezeichnung Abschlussbezeichnungen

Techniker/-in Hauswirtschaft
und Ernährung

• Staatlich geprüfte/-r Techniker/-in für Hauswirtschaft und
Ernährung (z. B. Sachsen)

Wirtschafter/-in Hauswirt-
schaft

• Staatlich geprüfte/-r Wirtschafter/-in (z. B. Nordrhein-
Westfalen)

• Fachrichtung Hauswirtschaft

• Fachrichtung Großhaushalt

• Staatlich geprüfte/-r Wirtschafter/-in (z. B. Schleswig-Hol-
stein)

• Staatlich geprüfte/-r Wirtschafter/-in der ländlichen Haus-
wirtschaft (z. B. Baden-Württemberg)

• Staatlich geprüfte/-r Wirtschafter/-in für den landwirt-
schaftlichen Haushalt (z. B. Bayern)

Meister/-in in der Hauswirt-
schaft

• Meister der Hauswirtschaft/-Meisterin der Hauswirtschaft
(bundesweit)

Fachhauswirtschafter/-in • Geprüfte/-r Fachhauswirtschafter/-in (bundesweit)

Betriebswirt/-in Hauswirt-
schaft

• Staatlich geprüfte/-r Betriebswirt/-in – Fachrichtung Haus-
wirtschaft (z. B. Thüringen)

• Staatlich geprüfte/-r Betriebswirt/-in – Hauswirtschaftliche
Dienstleistung (z. B. Hamburg)

• Staatlich geprüfte/-r Betriebswirt/-in im Schwerpunkt
Großhaushalt (z. B. Sachsen)

• Staatlich geprüfte/-r Betriebswirt/-in für Ernährungs- und
Versorgungsmanagement (z. B. Bayern)

Quelle: BA o. J. (eigene Zusammenstellung)

7.12  Heterogenität der hauswirtschaftlichen Abschlüsse am Beispiel der Fachschule

235



7.13 Verwandte Berufe der Hauswirtschaft

„Hauswirtschaftliche Versorgungsleistungen“ (§ 4 Abs. 1 Nr. 4 – berufliche Grundbil-
dung)

Ausbildungsrahmenplan –
Teil des Ausbildungsberufs-
bilds

Beispiel Verwandter Beruf

4.1 Speisenzubereitung und
Service (§ 4 Abs. 1 Nr. 4.1)

• Zubereitung von Speisen
und Getränken

• Speisen und Getränke ser-
vieren

• Koch/Köchin

• Fachkraft im Gastgewerbe

4.2 Reinigen und Pflegen
von Räumen (§ 4 Abs. 1 Nr.
4.2)

• Kontrolle und Vorberei-
tung von Gästezimmern

• Reinigung und Pflege von
Räumen

• Hotelfachmann/-frau

• Gebäudereiniger/-in

4.3 Gestalten von Räumen
und des Wohnumfeldes (§ 4
Abs. 1 Nr. 4.3)

• Gestaltung von Räumen
mit Blumenschmuck

• Florist/-in

4.4 Reinigen und Pflegen
von Textilien (§ 4 Abs. 1 Nr.
4.4)

• Ausbessern und Erstellen
von textilen Gegenstän-
den

• Schneider/-in

„Hauswirtschaftliche Betreuungsleistungen“ (§ 4 Abs. 1 Nr. 5 – Berufliche Fachbil-
dung)

Ausbildungsrahmenplan –
Teil des Ausbildungsberufs-
bilds

Beispiel Verwandter Beruf

4.2 Motivation und Beschäf-
tigung (§ 4 Abs. 1 Nr. 5.2)

• Betreuung und Beaufsich-
tigung von Kindern

• Erzieher/-in

4.3 Hilfe leisten bei Alltags-
verrichtungen (§ 4 Abs. 1 Nr.
5.3)

• Betreuung und Pflege von
kranken Menschen

• Betreuung und Pflege von
älteren und alten Men-
schen

• Krankenpfleger/-in

• Altenpfleger/-in

(eigene Zusammenstellung)
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